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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! Ich eröffne die 52. Sitzung.

Entschuldigt für den gesamten Tag sind GR Dr Aigner, GRin Floigl, GR Dr Günther, GRin Klicka, GRin Matzka-Dojder, GR Mag Neuhuber, GR Mag Reindl, GRin Mag Ringler, GRin Dr Vitouch, VBgmin Mag Brauner und StR Herzog.

Wir haben eine sehr kurze Tagesordnung, aber drei Dringliche Anfragen. – Nur für die Statistiker unter Ihnen: Ich habe nachgeschaut, wann wir denn das letzte Mal drei Dringliche Anfragen hatten: Vor fast genau zehn Jahren gab es im Landtag drei Dringliche Anfragen, ansonsten ist uns nichts in dieser Form in der Vergangenheit aufgefallen.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP– 04291‑2009/0001 – KSP/GM) wurde von Frau GRin Karin Schrödl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Vor rund einem Jahr präsentierten Sie das „naTÜRlich sicher“-System in den Wiener Gemeindebauten und zogen vor Kurzem Bilanz. Wie funktioniert das System beziehungsweise können Sie uns Fakten zum System nennen?) 
Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat!

Frau GRin Schrödl! Sie haben sich erkundigt, wie der Stand der Einführung des Systems „naTÜRlich sicher" in den Wiener Gemeindebauten ist.

Sie alle wissen, dass es seit dem Wegfall der gesetzlichen Grundlage, nämlich dem Wegfall des so genannten Hausbesorgergesetzes im Jahre 2000, das damals durch die ÖVP-FPÖ-Bundesregierung beschlossen wurde, nicht mehr möglich war, eine Person mit der gesamten Hausreinigung, mit der Einteilung der Waschküchen sowie mit der gesamten Aufsicht des Hauses zu beauftragen. Das heißt, es war ab dieser Zeit nicht mehr möglich, einen Hausbesorgerdienstvertrag abzuschließen, was dazu geführt hat, dass eine Person, die die Einteilung für die Waschküche vorgenommen hat, in dieser Form nicht mehr vorhanden war. 

Seit dieser Zeit hat es dann eine Reihe von kritischen Äußerungen von Mieterinnen und Mietern gegeben, die sich insbesondere darüber beklagt haben, dass die Betriebsordnung für Waschküchen von einigen anderen Mitbewohnern nicht eingehalten wird und dass es bei der Benützung von Waschküchen zu Konflikten und Diskussionen kommt.

Zudem haben wir das Phänomen des so genannten Waschtourismus bemerkt, das heißt, dass einzelne Mieterinnen und Mieter nicht nur für den eigenen Haushalt gewaschen haben, sondern für die gesamte Großfamilie, für die Fußballmannschaft des Sohnes und viele andere mehr. 

Das heißt, es gab im Wesentlichen zwei große Kritikpunkte, nämlich zum einen betreffend die Umstände der Benützung der Waschküche insgesamt, zum anderen aber auch betreffend das Gefühl, dass die Kosten, die man selbst zu tragen hat, weit über das hinaus gehen, was man eigentlich an Kosten durch den eigenen Waschbetrieb verursacht hat.

Mir war es wichtig, da ein System zu finden, damit es für die Benützung eine transparente und faire Regelung gibt, dass aber insbesondere finanzielle Fairness auch dadurch gegeben ist, dass man nur für jene Kosten aufzukommen hat, die man selbst verursacht. Ich habe mich deshalb entschlossen, die Tochterfirma von Wiener Wohnen, die damalige Wiener Wohnen – Haus- und AußenbetreuungsGmbH zu beauftragen, ein System zu finden, das diese Voraussetzungen erfüllt, die Kritikpunkte hintan hält und ein zusätzliches Serviceangebot für die Mieterinnen und Mieter in den Wiener Gemeindebauten vorsieht.

Nach einer Testphase und Optimierung des Systems haben wir im vierten Quartal 2008 die ersten 100 Waschküchen in insgesamt 19 städtischen Wohnhausanlagen mit dem neuen System ausgestattet, betroffen waren 3 700 Mieterinnen und Mieter und in etwa 2 130 Waschküchenbenützerinnen und -benützer. Gestartet haben wir, wie ich mich erinnere, im 21. Bezirk in der Mitterhofergasse, und nach der ersten Testphase haben wir bemerkt, dass das System von den Mieterinnen und Mietern sehr gut angenommen wird, dass es auch in der praktischen Handhabung sehr einfach ist und allen Vorstellungen entspricht. Wir haben dann weitere 297 Waschküchen umgerüstet.

Ihre Frage ist auch in die Zukunft betreffend die Perspektive gerichtet, dass wir bis zum Ende des ersten Quartals 2010 insgesamt 1 200 Waschküchen auf dieses neue System umstellen werden. Das bedeutet, dass es nur mehr für die Mieterinnen und Mieter möglich ist, mit einem von uns zur Verfügung gestellten Computerchip Eingang in die Waschküche zu finden, und zwar nur zu den vereinbarten Zeiten, die mit Wiener Wohnen vereinbart und beschlossen wurden. Kommt man mit dem Chip zu einer anderen Tageszeit zur Waschküche, sind der Eintritt und auch der Betrieb der Waschgeräte nicht möglich. 

Das hat auch den Vorteil, dass es durch diesen Einsatz der codierten Chips auch möglich ist, den aktuellen Energieverbrauch zu messen. 

Der zweite große Vorteil, den die Umrüstung dieses Systems mit sich bringt, ist, dass wir gleichzeitig mit der Zugangsbeschränkung auch eine sehr faire und transparente Übernahme der Kosten feststellen können. Das heißt, die Mieterinnen und Mieter bezahlen nur mehr jene Energiekosten, die sie selbst verursacht haben, und sie tragen ausschließlich die Kosten für den Energieverbrauch und keine anderen zusätzlichen Kosten. Es besteht die Möglichkeit, dass diese selbst verursachten Energiekosten mit der Mietvorschreibung gegenverrechnet werden, und zwar so wie bisher entweder über einen Abbuchungsauftrag oder mit einer Rechnung und Erlagschein. Das ist auch für die Mieterinnen und Mieter ein zusätzliches Serviceangebot, das sehr praktisch ist und eine sehr faire Regelung bietet.

Darüber hinaus haben wir auch die Möglichkeit, dass wir den Mieterinnen und Mietern durch das Einrichten einer Servicehotline das Angebot machen können, dass sie, wenn sie beispielsweise den Chipschlüssel verlieren, mit einem einfachen Anruf ihren Code sperren lassen können und ihnen ein neuer ausgestellt wird und nicht, so wie bisher, die Herstellung eines neuen Schlüssels mit den damit verbundenen Kosten notwendig ist.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Servicehotline stehen allen Mieterinnen und Mietern werktags von 6 Uhr bis 20 Uhr zur Verfügung, was ein weiteres zusätzliches Serviceangebot für die Mieterinnen und Mieter in den Gemeindebauten ist.

Die Installations- und Umrüstungskosten werden zur Gänze von der Wiener Wohnen – Haus- und AußenbetreuungsGmbH getragen und werden nicht an die Mieterinnen und Mieter weiter verrechnet. Es fällt lediglich ein monatliches Dienstleistungsentgelt in der Höhe von 81 EUR pro Waschküche beziehungsweise pro Waschbox einer Zentralwaschküche an. Diese Summe wird auf alle Nutzerinnen und Nutzer aufgeteilt, das heißt, es bleibt je nach Größe des Wohnbereiches nur ein sehr kleiner Betrag übrig, der durch diese monatliche Benützung für die Mieterinnen und Mieter anfällt. Zudem ist das ein kostenneutrales System, denn auch jetzt wurden für die Administration bereits Kosten verrechnet. Das heißt, es gibt für die Mieterinnen und Mieter keine zusätzliche Belastung, allerdings weitere Serviceangebote und viele Erleichterungen.

Insgesamt stehen in den Wiener Gemeindebauten für die Mieterinnen und Mieter 5 850 Waschküchen und Waschboxen zur Verfügung. Rund ein Fünftel dieser Waschküchen befinden sich in Stiegen, die von der Wiener Wohnen Haus- und AußenbetreuungsGmbH betreut und beaufsichtigt werden.

Das bisher größte „naTÜRlich sicher“-System wurde in der städtischen Wohnhausanlage Rennbahnweg eingerichtet, in der sehr großen Wohnhausanlage im 22. Bezirk. Dort sind seit 30. Juli 2009 63 Einzelwaschküchen für mehr als 2 400 Mieterinnen und Mieter in Betrieb. 

Ich darf noch einmal zusammenfassen: Insgesamt ist das System mit derzeitigem Stand in rund 400 Waschküchen und fast 100 städtischen Wohnhausanlagen in Betrieb. Über 7 000 Gemeindemieterinnen und Gemeindemieter nützen damit diese modernen Waschküchen, die durch eine Computersoftware geregelt sind, und haben die Möglichkeit, dieses neue zusätzliche Serviceangebot in Anspruch zu nehmen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die erste Beantwortung. Die 1. Zusatzfrage zu dieser Frage wird von Frau GRin Frank gestellt. – Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Sie haben uns jetzt wirklich sehr ausführlich über die Waschküchen informiert. Darüber muss ich schon schmunzeln: Wir haben nämlich seit Jahren den Missbrauch in den Waschküchen angekreidet, da hieß es aber immer, dass das außer den Freiheitlichen niemand sieht. Jetzt gestehen Sie aber selbst zu, dass sehr wohl Fußballdressen gewaschen wurden beziehungsweise Großfamilien diese Einrichtungen nutzten und die Mieter die Leidtragenden waren. Es freut mich also, dass Sie jetzt ebenfalls diese Erkenntnis gewonnen haben!

Offen blieb bei all Ihren Ausführungen noch, wie es nach 2010 weitergeht, denn bei manchen Aktionen, die Sie jetzt starten, hat man doch ein bisschen das Gefühl, dass das jetzt für die Wahl wichtig ist, aber nur sehr kurzfristig. – Das ist aber noch nicht meine Frage.

Wirklich sehr deutlich betont haben Sie, dass keine zusätzlichen Kosten für die Mieter aufkommen, wobei dieses Codeschlüsselsystem vor Missbrauch nicht schützt, denn man kann ja jederzeit auch die Wäsche für andere waschen und zwar die Energiekosten zahlen, es kommt aber trotzdem zu einer Abnutzung der Geräte, was bedeutet, dass eventuell Reparaturen in kürzeren Abständen anfallen, die dann doch wieder zu Lasten der Mieter gehen werden. Wie ist das jetzt geregelt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Zum einen wurde die Einführung des Systems deshalb notwendig, weil im Jahr 2000 – wie ich schon kurz erwähnt habe – die damalige ÖVP-FPÖ-Bundesregierung das Hausbesorgergesetz abgeschafft hat. Bis dahin hatte es bei der Benützung der Waschküchen deshalb keine Probleme gegeben, weil die Hausbesorgerinnen beziehungsweise Hausbesorger in den Anlagen die Möglichkeit hatten, Termine zu vergeben und auch ein kontrollierendes Auge auf die Waschküchen insgesamt zu werfen. 

Dann konnten die Hausbesorger nicht mehr ersetzt werden. Wir hatten im Jahr 2000 bei Wiener Wohnen 3 700 Hausbesorgerinnen und Hausbesorger, heute sind es 2 300, weil Hausbesorger, die in Pension gingen, nicht mehr ersetzt werden konnten. Daher mussten wir uns ein anderes System überlegen.

Ja, Sie haben recht! Uns wäre es lieber gewesen, wenn wir weiterhin Hausbesorger einstellen können hätten! Das war aber auf Grund der damaligen politischen Entscheidung der ÖVP-FPÖ-Bundesregierung nicht möglich. Wie Sie wissen, wollen wir aber wieder ein Hausbesorgergesetz, und wir seitens der Stadt Wien fordern dieses auch sehr lautstark. Ich hoffe, dass der Bundesgesetzgeber erkennt, dass auf diese Weise eine Person für viele Mieterinnen und Mieter die Betreuung einer Anlage und damit die Reinigungstätigkeit, aber auch die Koordination vieler anderen Fragen übernehmen kann! Deshalb sind wir zuversichtlich, dass auch der Bundesgesetzgeber die Notwendigkeit der Einführung eines Hausbesorgergesetzes erkennt! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir werden selbstverständlich – diesbezüglich kann ich Ihre Angst zerstreuen –über das Jahr 2010 hinaus die Umrüstung der Waschküchen auf das neue System fortsetzen. Wir sind hier nicht geprägt von Wahlterminen oder anderen Terminen, sondern wir wollen für die Mieterinnen und Mieter das Beste, und wir wollen das in enger Kooperation mit den Mieterbeiräten und mit den Mieterinnen und Mietern. 

Niemand wird zur Einführung eines Systems gezwungen. Dieses Angebot beziehungsweise diese Möglichkeit wird von den Mieterinnen und Mietern sehr gerne wahrgenommen, aber es liegt in der Entscheidung der Mieterinnen und Mieter, ob sie das beispielsweise selbst organisieren, wie das auch in vielen Anlagen völlig friktionsfrei und problemlos geschieht, oder ob sie gerne dieses neue System hätten, das sie begleitet und Missbrauch ausschließt.

Nun noch zu Ihrer Frage der Verrechnung: Jede Mieterin und jeder Mieter hat die Möglichkeit, zumindest einmal im Monat einen Waschtermin in Anspruch zu nehmen. Welche Wäsche der Mieter oder die Mieterin dann dort waschen, können wir wirklich nicht kontrollieren, und ich möchte das auch nicht kontrollieren, das obliegt wirklich jedem Mieter selbst. Werden aber darüber hinaus gehende Termine genutzt, dann müssen dieser Mieter oder diese Mieterin auch bezahlen. Von da her ist also sichergestellt, dass auch die Energiekosten abgedeckt werden, und ist eine weitere Benützung auch nur dann möglich, wenn es freie Zeiten gibt und nicht andere Mieterinnen und Mieter bereits angemeldet haben, dass sie zu diesem Zeitpunkt waschen möchten. 

Ich gehe davon aus, dass das ein sehr transparentes und verständliches System ist, das Konflikte und Schwierigkeiten verhindert beziehungsweise ausschließt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. – Bitte schön.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Stadtrat.

Wir waren jetzt kurz irritiert über das einmal im Monat Waschen und haben uns gefragt, wie wir das selbst handhaben würden. Würde es uns reichen, nur einmal im Monat zu waschen? – Ich glaube: Nein.

Zu meiner eigentlichen Frage: Sie haben zuerst erwähnt, dass bis zum Ende des ersten Quartals 2010 10 200 Waschküchen umgerüstet werden sollen. Wir haben Informationen, dass alle Waschküchen umgerüstet werden sollen, auch auf jenen Stiegen, wo es noch Hausbesorger gibt.

Meine Frage lautet: Stimmt das, und wie kann sich die HausbetreuungsGmbH das leisten? Wenn die Umrüstung von 1 200 Waschküchen nämlich 4,5 Millionen Eur kostet, dann kostet die Umrüstung von 5 800 Waschküchen um die 22 Millionen Eur. Wie kann das finanziert werden? Können Sie davon ausgehen und sicherstellen, dass diese Kosten nicht auf die Mieter umgewälzt werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Ich beginne am Ende Ihrer Frage: Ich kann ausschließen, dass die Kosten der Umrüstung auf die Mieterinnen und Mieter umgewälzt werden. Die Kosten werden von der Wiener Wohnen – Hausbetreuungs- und AußenbetreuungsGmbH übernommen. Es wird nur das Benützungsgeld in der Größenordnung von 81 EUR plus Umsatzsteuer pro Waschbox und Waschküche verrechnet. Diese Kosten werden auf alle Mieterinnen und Mieter aufgeteilt, das heißt, es bleibt nur ein sehr geringer Betrag übrig.

Von daher gehe ich davon aus, dass das ein System ist, das auch im Sinne der Mieterinnen und Mieter ist. Es gab seit der Umrüstung auf dieses neue System keine einzige Beschwerde wegen missbräuchlicher Benützung einer Waschküche. Man merkt also, dass es eine deutliche Verbesserung bei der Benützung dieser Einrichtungen gibt, woraus ich schließe, dass die Mieterinnen und Mieter großes Interesse daran haben, dass dieses neue System auch in ihre Anlage kommt.

Wir haben bei den Anlagen begonnen, wo es keine Hausbesorgerinnen und Hausbesorger gibt, und wir werden jetzt auch in Abstimmung mit den Mieterbeiräten weiter voranschreiten. Wenn es gewünscht wird, bei einem bestehenden System zu bleiben, dann werden wir den Leuten kein System aufzwingen. Ich habe vorhin auch erwähnt, dass wir den Mietern, wenn beispielsweise Mieterbeiräte selbst als frei gewählte Mietervertreter die Koordination übernehmen wollen, wie das in einigen Wohnhausanlagen der Fall ist, das neue System nicht aufzwingen werden. Auch das ist uns recht. Es soll nur keine Beschwerden, Kritikpunkte oder Konflikte geben. Das möchte ich mit dem neuen System ausschließen, aber wenn das selbst organisiert funktioniert, dann werden wir uns mit keinem neuen System und keiner anderen Art und Weise der Waschküchenabrechnung in das bestehende System einmischen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von GR Kenesei gestellt. – Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Schönen guten Morgen, Herr Stadtrat!

Diese Systemumstellung mag zwar durchaus für diejenigen, die nicht in die Waschküche gehen, den Vorteil haben, dass sie in Zukunft nicht mehr mitzahlen müssen, hat aber für diejenigen, die sehr wohl die Waschküche benutzen, weil sie es einfach notwendig haben, auch Nachteile. Eine Familie mit zwei kleinen Kindern benutzt die Waschküche, weil das in vielen Fällen mit dem Trockner und so weiter einfacher ist.

Wie sollen nach Ihrer Vorstellung diese Familien mit einmal Waschen pro Monat über die Runden kommen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Prinzipiell ist vorgesehen, dass jede Mieterin beziehungsweise jeder Mieter einmal im Monat das Recht hat, die allgemeine Waschküche zu benützen, und dass außerdem nach Maßgabe der Möglichkeit weitere Termine vereinbart werden können. Ich glaube, dass es durch unser zusätzliches Serviceangebot zum Beispiel für junge Familien in Zukunft leichter möglich sein wird, weitere Termine zu vereinbaren. So besteht jetzt mit der neuen Servicehotline unter der Nummer 05 75 75 800 die Möglichkeit, werktags von 6 bis 20 Uhr zusätzliche Termine zu vereinbaren und weitere Vereinbarungen zu treffen. Das heißt, es ist eine Grundversorgung für alle Mieterinnen und Mieter sichergestellt.

Wir wissen aber, dass manche diesen Waschtermin nicht in Anspruch nehmen, das heißt, es ist für andere Mieterinnen und Mieter ein zweiter, dritter oder, wenn gewünscht, auch vierter Termin möglich, der allerdings vorher zu vereinbaren ist. Das wird über den Chip elektronisch geregelt. Die Mieterinnen und Mieter haben keine zusätzlichen Amtswege und müssen nicht irgendwo hingehen, um das mit Wiener Wohnen direkt zu vereinbaren, sondern es genügt eine telefonische Vereinbarung. Das wird auf dem Chip gespeichert und codiert, und es besteht die Möglichkeit, mit diesem Chip eine zweite, dritte oder vierte Waschzeit in Anspruch zu nehmen.

Ich bin allerdings sehr dafür, dass die zusätzlichen Energiekosten, die durch einen zweiten oder dritten Termin entstehen, mit der Miete gegenverrechnet werden, dass man also zumindest für die Energiekosten aufzukommen hat. In allen Anlagen, wo wir das bisher eingeführt haben, funktioniert das sehr gut. Viele vor allem junge Familien – da haben Sie völlig recht! – kommen mit einem Termin im Monat nicht aus und haben nun die Möglichkeit, einen zweiten, dritten oder manchmal auch vierten Termin zu vereinbaren und ihre Wäsche in der allgemein zugängigen Waschküche zu waschen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur 4. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Schrödl gestellt. – Bitte.

GRin Karin Schrödl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wir haben jetzt schon einiges über die Vorteile in Bezug auf Kostentransparenz gehört. Gibt es durch dieses System darüber hinaus noch Vorteile für die Gemeindebaumieterinnen und -mieter?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Ich glaube, das ist eine sehr wichtige Frage. – Mir ist es vor allem wichtig, dass wir für die Mieterinnen und Mieter ein zusätzliches Angebot erstellen. Ich kann die Vorteile, die dieses Programm meiner Meinung nach für die Mieterinnen und Mieter hat, im Wesentlichen in vier Punkten zusammenfassen.

Zum einen ist das System sicher. Das heißt, die Tür zur Waschküche öffnet sich nur für die Mieterin oder den Mieter, die oder der einen fixen Waschtermin vereinbart hat, und dann ist in der Zeit, in der man die Waschküche benützt, auch sicher, dass niemand anderer Zutritt zur Waschküche hat.

Zweitens ist das System gerecht, das heißt, die Tür öffnet sich nur zu der Zeit, zu der ein Mieter oder eine Mieterin tatsächlich einen Termin gebucht hat. Somit ist immer klar, wer wann waschen darf. 

Der dritte Vorteil ist, dass das System sehr fair ist: Ab sofort zahlt jeder Mieter oder jede Mieterin nur noch jene Energiekosten fürs Waschen, die er/sie auch tatsächlich verbraucht hat. Wer wenig oder gar nicht wäscht, zahlt wenig oder gar nichts. 

Der vierte Vorteil ist, dass das System sehr flexibel ist. Wenn Mieterinnen und Mieter mehr als einen Waschtag pro Monat benötigen, dann genügt – wie ich vorher erwähnt habe – ein Anruf, und es besteht ohne Rennereien, ohne Amtsweg und ohne zusätzliche Belastung für die Mieterinnen oder Mieter die Möglichkeit, einen weiteren Termin zu bekommen.

Auch die weiteren Vorteile liegen auf der Hand, nämlich dass nur mehr jene Mieterinnen und Mieter, welche die Waschküche gebucht haben, waschen können und dadurch die Auslastung der Waschküchen stark zurückgegangen ist. Denn wenn etwas kostenlos ist, dann wird es natürlich noch viel mehr in Anspruch genommen. Durch diese verminderte Auslastung der Waschküchen sinkt der Gesamtenergieverbrauch der Waschküchen insgesamt, es sinkt der Wasser- und Abwasserverbrauch in der Waschküche, es sinken aber natürlich auch die Abnutzung und damit die Reparaturkosten der Waschgeräte sowie die Sanierungskosten der Waschküche und der Waschgeräte. – Wir haben also durch dieses System viele Vorteile.

Wir haben aber gleichzeitig mit einer Befragung auch evaluieren lassen, wie das bei den Mieterinnen und Mietern direkt ankommt: Wir haben 400 Mieter in 20 verschiedenen städtischen Wohnhausanlagen befragt, und mehr als 90 Prozent der Mieter haben angegeben, dass sie mit dem elektronischen Schlüssel für den Zutritt zur Waschküche sehr zufrieden sind. – Das ist, wie ich meine, ein großartiger Beweis dafür, dass wir erkannt haben, dass es ein Problem gibt, dass wir überlegt haben, welche Lösungsmöglichkeit geeignet ist, und dass wir jetzt ein System haben, mit dem die Menschen sogar sehr zufrieden sind und das sie sehr unterstützen, und dass sie dieses als einen wertvollen Beitrag zu einem guten Leben im Gemeindebau werten. Ich denke, in Summe gesehen, ist diese Aktion ein großer Erfolg!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 1. Frage. 

Die 2. Frage (FSP – 04298‑2009/0001 – KFP/GM) wurde von Frau GRin Henriette Frank gestellt und ist gleichfalls an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (2007 schrieb Wiener Wohnen Installateurarbeiten in Höhe von 165 Millionen EUR netto aus. Dutzende Firmen stellten Anbote. Den Bestbietern winkten dreijährige Rahmenverträge. Kurz darauf tauchten anonyme Schreiben auf. Inhalt: Die Preise für Reparaturarbeiten seien massiv überhöht. Die Behörden leiteten Ermittlungen ein. Auf welche Art und Weise werden, wenn sich der Verdacht bestätigt, die zu viel bezahlten Gelder an die Gemeindebaumieter rückerstattet?)

Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau GRin Frank!

Wiener Wohnen hat im Februar 2007 ein offenes Verfahren im Oberschwellenbereich betreffend die Vergabe eines Rahmenvertrags zur Erbringung von Arbeiten der Gas-, Wasser- und Heizungsinstallation in Wohnhausobjekten von Wiener Wohnen in allen 23 Wiener Bezirken bekannt gemacht. Die Ausschreibung war insgesamt auf 48 Lose unterteilt. Als Vergabesumme für die ausgeschriebenen Leistungen wurde sachverständig ein geschätzter Auftragswert von 165 Millionen EUR ermittelt.

Im Jahr 2007 wurden sowohl die Ausschreibungsunterlagen als auch nachfolgend die Zuschlagsentscheidungen für vier Lose beim Vergabekontrollsenat Wien angefochten. Im Zusammenhang mit den Zuschlagsentscheidungen wurde vom Antragsteller auch ein vermeintlicher Kartellrechtsverstoß behauptet. Der Vergabekontrollsenat Wien hat in seinem Bescheid vom 28. Februar 2008 zwei Anträge abgewiesen, zwei zurückgezogen und zu den vermeintlichen Kartellrechtsverstößen festgehalten, dass diese nicht vorliegen. 

Nach Abschluss der Vergabekontrollverfahren konnte in 31 von 48 Losen der Zuschlag erteilt werden. Seit September des heurigen Jahres sind alle Lose zugeschlagen. 

Nunmehr wurde bei der Bundeswettbewerbsbehörde eine Anzeige wegen vermeintlicher Kartellrechtsabsprache erstattet. Mit Schreiben der Bundeswettbewerbsbehörde vom Jänner 2009 wurde Wiener Wohnen aufgefordert, zu bestimmten Fragen Stellung zu nehmen beziehungsweise Unterlagen vorzulegen. Dieser Aufforderung zur Auskunft und Vorlage von Unterlagen ist Wiener Wohnen bereitwillig nachgekommen. Da Wiener Wohnen weder Partei im Verfahren vor der Bundeswettbewerbsbehörde beziehungsweise in einem allfälligen Verfahren vor dem Kartellgericht ist, hatte Wiener Wohnen weder von den Ermittlungen der Bundeswettbewerbsbehörde noch zum Verfahrensstand Kenntnis. Der Stand des Verfahrens vor dem Kartellgericht ist Wiener Wohnen mangels Parteistellung nicht bekannt. 

Zusammenfassend ist bis dato festzuhalten, dass derzeit zwar ein Antrag auf Feststellung beziehungsweise Verhängung von Geldbußen beim Kartellgericht aufliegt, dieses Verfahren aber noch keineswegs abgeschlossen ist. Voraussetzung für weitere Schritte seitens der Stadt Wien - Wiener Wohnen, ist aber das Vorliegen einer rechtskräftigen Entscheidung des Kartellgerichtes als Basis für die Geltendmachung allfälliger Schadenersatzforderungen durch den geschädigten Hauseigentümer Stadt Wien - Wiener Wohnen. 

In einem derartigen Gerichtsverfahren über Schadenersatz ist zu erwarten, dass Sachverständigengutachten darüber erforderlich sein werden, ob und in welcher Größenordnung die festgestellten Absprachen dazu führten, dass zum Schaden des Auftraggebers und Hauseigentümers Stadt Wien - Wiener Wohnen bei der Durchführung von Aufträgen aus dem Rahmenvertrag Gas-, Wasser- und Heizungsinstallationen Gewinne jenseits der üblichen Marktspanne lukriert werden konnten. Erst dann, wenn derartige Verfahren ebenfalls rechtskräftig abgeschlossen werden konnten, wird feststehen, inwieweit Gelder seitens der an Absprachen beteiligten Unternehmen an den Auftraggeber, die Stadt Wien – Wiener Wohnen, zurückfließen. 

Die betreffenden Arbeiten aus dem Rahmenvertrag werden nicht unmittelbar durch die Mieter und Mieterinnen bezahlt wie etwa die Betriebskosten, sondern fließen in die Hauptmietzinsabrechnung ein. Allenfalls dann, wenn eine mit derart überhöhten Preisen belastete Hauptmietzinsabrechnung Basis für die § 18-Entscheidung der Schlichtungsstelle oder des Gerichtes im Zusammenhang mit einem Stornierungsverfahren gewesen ist, könnte über den Umweg der erhöhten Mietzinse tatsächlich eine Belastung der Mieter und Mieterinnen entstanden sein. Und nur in derartigen Fällen ist eine Rückzahlung in den noch nicht verjährten beziehungsweise nicht abgeschlossenen Sanierungsverfahren überhaupt denkbar.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben jetzt mit sehr viel „hätte, könnte, würde eintreffen, wenn dieses und jenes passiert“ argumentiert. – In irgendeiner Zeitungsaussendung haben Sie aber schon definitiv gesagt: „Ja, wir werden den Schaden den MieterInnen selbstverständlich zurückzahlen.“ Jetzt stellen Sie das allerdings so dar, als wäre eigentlich gar kein Schaden entstanden.

Es ist gut, wenn Sie Gutachter damit betrauen. Allerdings muss ich schon sagen, dass man, wenn man diese Angebote gesehen hat, auch ohne Gutachter sehr einfach feststellen könnte, dass hier sehr deutlich zu Lasten der MieterInnen beziehungsweise derjenigen manipuliert wurde, die die Leistungen dann in Anspruch nehmen werden. 

Ich verstehe jetzt nicht, warum Sie nicht zu dem Zeitpunkt, als das Ganze überhaupt spruchreif wurde, sofort eine Neuausschreibung verfügt haben und von einer unabhängigen Instanz prüfen ließen, und zwar nicht von jener, die diese Angebote geprüft und für richtig befunden hat, sondern von einer Instanz, die sich nicht im Rathaus oder wo immer befindet und das bisher gemacht hat. Vielmehr hätte man das auswärts zu einer wirklich unabhängigen, sachlichen Prüfung zu vergeben gehabt, bei der man dann nicht selbst das Gesicht verliert, wenn man das revidiert. 

Meine erste Frage an Sie: Haben Sie in dieser Richtung die Absicht, jetzt eine Neuausschreibung durchzuführen, bei der Sie jene Firmen, die zumindest auch nur annähernd in diesen Skandal – um einen solchen handelt es sich hier nämlich! – verwickelt sind, ausschließen und versuchen, objektive Preise zu erreichen und diese gegenüberzustellen, um zu sehen, was hier tatsächlich Sache ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Ich muss noch einmal darauf hinweisen, dass ein Vergabeverfahren ein sehr komplexes, aber auch transparentes System mit ganz besonderen Richtlinien ist, die wir zu einem großen Teil nicht beeinflussen können, weil diese auf Grund des Bundesvergabegesetzes zum Teil nach europaweiten Vergabekriterien erstellt wurden.

Wenn Sie eine unabhängige Einrichtung fordern, die sich um die Vergabe bemüht, dann kann ich Ihnen mitteilen, dass der Vergabekontrollsenat eine unabhängige Einrichtung ist, die keine Weisungen empfangen kann und muss, wobei auch die Möglichkeit besteht, dass jene Unternehmen, die sich in einem Vergabeprozess nicht entsprechend gut behandelt fühlen, ihre Bedenken vorbringen und Einspruch erheben. Das ist auch geschehen, und ich habe das auch beschrieben. Zwei Fälle wurden vom Vergabekontrollsenat abschlägig behandelt. So gesehen, war das ein Prozess, der auch im Nachhinein als sehr transparent und nachvollziehbar zu werten ist. 

Eine Neuausschreibung ist auf Basis der gesetzlichen Bestimmungen derzeit nicht möglich, weil sofort all jene, die jetzt den Zuschlag bekommen haben, die Möglichkeit hätten, eine Neuausschreibung juristisch zu bekämpfen. Der Prozess wäre daher über einen sehr langen zeitlichen Bereich hinaus blockiert, und wir könnten die Leistungen, die wir eigentlich ausgeschrieben haben, nicht abwickeln. 

Wenn Sie sagen, dass man auch ohne Gutachter sieht, dass es sich hier um einen nicht gerechtfertigten Zuschlag gehandelt hat, dann sehen Sie offensichtlich mehr als alle anderen, die in diesem Prozess beteiligt waren! Man sollte nämlich vielleicht auch erwähnen, dass die Höhe des Betrags der Gutachterexpertise für den Gesamtbereich, in dem dann im Endeffekt der Zuschlag für die Ausschreibung mit einem Auftragswert von 165 Millionen Eur erfolgt ist, über diesem Betrag lag. Im Wesentlichen war es offensichtlich für jene Unternehmen, die den Zuschlag bekommen haben, möglich, kostengünstiger anzubieten, als es vorher durch Gutachter festgelegt worden ist. Es war hier also nicht erkennbar, dass es sich um Manipulationen zu Ungunsten des Auftraggebers Wiener Wohnen gehandelt hat.

Fairerweise muss man schon auch sagen, dass insgesamt alle Beteiligten daran interessiert sind, Klarheit zu bringen. Es sind auch alle betroffenen Unternehmen sehr daran interessiert, dass es zu einer Klärung vor unabhängigen Einrichtungen wie zum Beispiel dem Vergabekontrollsenat kommt, dass aber auch alle anderen Instanzen wie zum Beispiel das Kartellgericht mit einbezogen sind, das ja in letzter Konsequenz die Entscheidung zu bringen hat. Wir werden auf Seiten von Wiener Wohnen all unsere Möglichkeiten einsetzen, um diese Klarheit zu bringen.

Ich habe in diesem Interview auf Anfrage gesagt, dass wir, falls sich herausstellen sollte, dass ungerechtfertigt gehandelt wurde und eine Kartellabsprache stattgefunden hat – was allerdings zum heutigen Zeitpunkt nicht geklärt ist –, alle rechtlichen Möglichkeiten prüfen werden, um etwaige Schadenersatzforderungen zu stellen, und zwar als Betroffener beziehungsweise Leidtragender in diesem Bereich, und das ist Wiener Wohnen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Maresch gestellt.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Wiener Wohnen besitzt sehr viele Gemeindebauten in Wien, und auf diesen Gemeindebauten befinden sich sehr viele Handymasten. Die Einnahmen werden von einer Firma namens Telereal verwaltet, von der die Firma Fleck, eine Privatfirma aus dem 10. Bezirk, Wienerbergstraße, 50 Prozent hält. 

Die Firma Fleck ist aber auch am Aufstellen beteiligt. Das Hauptgeschäft oder das Kerngeschäft ist das Aufstellen von Handymasten. Das heißt, diese Firma stellt die Handymasten auf, verwaltet aber gleichzeitig gemeinsam mit Wiener Wohnen die Einnahmen.

Deswegen meine Frage: Werden alle Handymasten für Gemeindebauten von der Firma Fleck aufgestellt, denn das wäre ja ein Monopol?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Ich müsste mich noch einmal genau darüber informieren, welchen Zeitrahmen das betrifft. Ich würde daher auch noch um eine genaue Präzisierung ersuchen, für welchen Zeitrahmen du gerne diese Auskunft hättest!

Ich bin aber gerne bereit, auch überprüfen zu lassen, inwieweit das in der Vergangenheit der Fall war, in der Gegenwart der Fall ist beziehungsweise auch bei künftigen Vereinbarungen der Fall sein wird. Diese Aufstellung lasse ich dir am Montag, wenn wir uns im Wohnbauausschuss sehen, gerne zukommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Mag Dworak gestellt.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Ich möchte darauf hinweisen, dass es sich bei den Installateuren um ein laufendes Verfahren handelt und dass natürlich abschließend noch nichts gesagt werden kann. Mir ist allerdings bei der Durchsicht der verschiedenen ARGEs, die hier anbieten, etwas Eigenartiges aufgefallen. Ein Geschäftsführer, der bei drei verschiedenen Firmen Geschäftsführer ist, ist bei der ARGE KD09 mit einer Gesellschaft beteiligt, außerdem bei der ARGE KD12, die ebenso an der ARGE KD16 beteiligt ist, und mit einer dritten Firma bei der ARGE KD 21 + 22.

Das bedeutet aber für mich, dass die Informationen zwischen den unterschiedlichen ARGEs über diesen Geschäftsführer sozusagen hin- und hergetragen werden und es keinen Wettbewerb mehr gibt, weil einer vom anderen weiß. Dazu kommt noch, dass dieser Geschäftsführer eine ARGE Notdienst unterhält, die an Wochenenden besondere Aufträge von der Stadt Wien im Bereich von Wiener Wohnen erhält.

Ich frage Sie, Herr Stadtrat: Ist es eine übliche Vorgangsweise, dass ein und derselbe Geschäftsführer an mehreren Gesellschaften beteiligt ist beziehungsweise als Geschäftsführer diesen Firmen sozusagen vorsteht und die Informationen in den verschiedenen ARGEs hin und her bekannt gemacht werden? Das würde nämlich unsere Bedenken in Bezug auf Absprachen erhärten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister. 

VBgm Dr Michael Ludwig: Welche Informationen sollte er denn zwischen den einzelnen Losen hin und her tragen? Er würde dann ja jeweils den anderen ARGE schaden, an denen er offensichtlich als Geschäftsführer auch beteiligt ist! Ich kann nicht klar erkennen, welcher Vorteil durch einen solchen Informationsfluss gegeben wäre! 

Zudem sind im Vergabeverfahren alle Anforderungen, die wir an die Unternehmen und ARGE stellen, sehr transparent. Zum einen sind Qualitätskriterien zu erfüllen. Das ist – wenn man so will – aus dem Bestbieterprinzip abzuleiten, und nach der Erfüllung dieser Qualitätskriterien entscheidet nur mehr der Preis. Im Hinblick darauf bekommt der Billigstbieter den Zuschlag.

Dass es ARGE und die Möglichkeit gibt, dass sich mehrere Unternehmen zusammenschließen können, um ein größeres Los zugeschlagen zu bekommen, war auch deutlicher Wunsch der Wiener Wirtschaft. Das möchte ich auch erwähnen. Und ich halte das prinzipiell auch für sehr richtig, weil so die Möglichkeit besteht, dass Klein- und Mittelbetriebe, wenn sie sehr gut arbeiten, aber keine Kompetenz haben, größere Projekte zu erledigen, in einer ARGE gemeinsam auch größere Lose zugeschlagen bekommen. Ich glaube, das ist ein starkes Entgegenkommen, das wir vor allem der Wiener Wirtschaft und den Klein- und Mittelbetrieben liefern. Daher bin ich prinzipiell sehr dafür, dass ARGE die Möglichkeit haben, Angebote zu stellen, und das funktioniert auch in den allermeisten Fällen sehr gut. 

Auf den Informationsaustausch innerhalb einer ARGE oder zwischen den verschiedenen ARGE haben wir keinen Einfluss. Wir wollen, dass der Billigstbieter den Zuschlag bekommt, weil wir ein Interesse daran haben, dass die Mieterinnen und Mieter die kostengünstigsten Leistungen bekommen und für hohe Qualität die geringsten Preise zu bezahlen haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die letzte Zusatzfrage zu Frage 2 wird von Frau GRin Frank gestellt. – Bitte. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich wollte nicht den Eindruck erwecken, dass ich vielleicht besser wäre als die Gutachter. Uns lagen jedoch tatsächlich Angebote vor, bei denen man vielleicht ursprünglich noch einen Arbeits- und Lohnanteil ausgepreist, den Arbeitsanteil dann geringfügig erhöht und den Kostenanteil gestrichen hat. Und ich gebe den Gutachtern recht: In Summe war das Angebot billiger. Was aber noch nicht zum Tragen kam, war, dass bei der Durchführung der Leistungen Regiepreise verrechnet wurden. Das konnte man zu diesem Zeitpunkt allerdings noch nicht sagen. Das war sehr gut manipuliert, das muss ich ehrlich sagen! Und diese Regiepreise waren um ein Wesentliches höher als jene Preise, die in den ursprünglichen Angeboten ausgewiesen wurden. Das ist der Grund, warum die Mieter letztlich wahrscheinlich noch tief in die Tasche greifen müssen, wenn es zur Ausführung dieser Leistungen kommt. 

Ich möchte jetzt grundsätzlich noch das Kontrahentenwesen ansprechen: Ich habe schon Ende der 90er Jahre darauf verwiesen, dass die Kontrahentenverträge dann, wenn das Preisniveau bei Bauunternehmen extrem niedrig war, weil es auf Grund diverser Umstände gefallen ist, trotzdem noch sehr hoch lagen und man sie trotzdem verlängert und mit einem prozentuellen Zuschlag praktisch noch einmal erhöht hat, obwohl sowieso schon von einer Hochpreissituation ausgegangen wurde.

Im Hinblick darauf frage ich Sie jetzt: Wie werden Sie solchen Gebarungen entgegentreten, damit man – wie ich wirklich sagen möchte – ausschließen kann, dass man nicht dann, wenn die Preise sinken, bei der Verlängerung der Kontrahentenverträge dann noch von einer Hochpreissituation ausgeht und zusätzlich prozentuell Zuschläge vornimmt, wie das in der Vergangenheit wirklich sehr oft geschehen ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Ich kann das deshalb ausschließen, weil wir immer nach dem Billigstbieterprinzip vorgehen. 

Sie haben sicherlich recht, dass es auch für uns immer wichtig ist, dass es auf einem Markt unterschiedliche Anbieter gibt. Wir beobachten das sehr genau und registrieren, wenn es einen Verdacht auf Preisabsprachen gibt. Das gilt für alle Bereiche der Wirtschaft. Das ist immer kritisch zu hinterfragen.

Wir haben jetzt unser System mit der Schwellwertverordnung verschärft, und viele Unternehmen haben keine reine Freude, dass wir zusätzlich zu dieser neuen Schwellwertverordnung bei Wiener Wohnen noch eine weitere Grenze eingeführt haben, nämlich dass man bereits ab 200 000 EUR ausschreiben muss und nicht erst ab 1 Million. Auf diese Weise kommt es zu einer besonderen Möglichkeit, unterschiedliche Anbieter miteinander zu vergleichen und bei Beobachtungen entsprechende Schritte zu setzen.

Ich glaube, dass auch die Einsprüche, die es beispielsweise auch beim Vergabekontrollsenat Wien gibt, sehr genau zu beobachten sind und dass dieses unabhängige Organ sehr gewissenhaft entscheidet, ob der Verdacht besteht, dass es etwaige Preisabsprachen gibt. Der Vergabekontrollsenat ist nicht nur von Vertretern der Stadt Wien beschickt, sondern auch von der Wiener Wirtschaft, wo auch ein starkes Interesse besteht, all diesen Beobachtungen auch entsprechende materielle Auswirkungen folgen zu lassen.

Daher kann ich auch etwas ausschließen, was immer wieder in diesem Zusammenhang erwähnt wird, dass nämlich Mieterinnen und Mieter durch eine solche Maßnahme geschädigt werden. Geschädigt wird primär Wiener Wohnen als Auftraggeber, denn die etwaigen zusätzlichen Kosten, die ein solcher Prozess verursachen würde, gelangen ja nicht in die Betriebskostenabrechnung an die Mieterinnen und Mietern, sondern das wirkt sich nur auf die Mietzinsreserve aus, und das wird erst dann schlagend, wenn es quasi einen Sanierungsbedarf gibt. Dann gibt es für uns aber noch die Möglichkeit, diesen Prozess zu überprüfen.

Daher ist der unmittelbar Geschädigte Wiener Wohnen, und wenn sich herausstellen sollte – das wissen wir noch nicht, das Kartellgericht wird erst befinden –, dass es hier Preisabsprachen gegeben hat, dann werden wir rechtlich eine entsprechende Schadenswiedergutmachung in Aussicht stellen und auch versuchen, möglichst viel für Wiener Wohnen und damit natürlich in weiterer Folge für alle Mieterinnen und Mieter zu lukrieren. 

Eine unmittelbare Schädigung für die Mieterinnen und Mieter ist also nicht direkt abzuleiten, sondern betroffen wäre Wiener Wohnen, und wir werden selbstverständlich all unsere Möglichkeiten einsetzen, um diesen Prozess zu begleiten. Wir haben auch jetzt im laufenden Verfahren alle Informationen, die wir haben, zur Verfügung gestellt, und es besteht auch bei Wiener Wohnen größtes Interesse an lückenloser Aufklärung aller Verdachtsmomente. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 2. Frage.

Die 3. Frage (FSP–04295‑2009/0001–KGR/GM) wurde von Herrn GR Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Werden Sie dafür Sorge tragen, dass hinkünftig im gesamten Magistrat, den Unternehmen der Stadt Wien sowie in den ausgegliederten Unternehmungen der Stadt Wien sichergestellt ist, dass MitarbeiterInnen seitens ihrer Vorgesetzten nicht nach einer Krankheitsdiagnose gefragt werden?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich möchte die Frage recht differenziert beurteilen, weil es hier nämlich nicht nur ein Prinzip oder eine rechtliche Seite zu beachten gibt, sondern zwei. 

Es steht für mich außer jedem Zweifel, dass der Dienstnehmer natürlich das Recht auf vertrauliche Behandlung seiner Krankheitsdaten hat. Das steht außer Zweifel: Der Dienstgeber hat die Pflicht, diese Daten entsprechend vertraulich zu behandeln. Das ist aus meiner Sicht unerlässlicherweise einzuhalten.

Es gibt aber – um das sehr kompakt zusammenzufassen – auf der anderen Seite auch die rechtliche Bestimmung der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer, und diese ist gleichfalls mit derselben Deutlichkeit und mit derselben Konsequenz zu sehen. Es steht außer jedem Zweifel – ich sage das auch so –, und es war für mich auch selbstverständlich, dass ich mich, als ich vom Unfall des Herrn Magistratsdirektor-Stellvertreters gehört habe, erkundigt habe, was denn nun passiert sei und wie es ihm geht. Ebenso selbstverständlich habe ich aber natürlich nicht herumgequatscht und nichts herumerzählt.

Wenn ich das daher von beiden Seiten her betrachte, dann meine ich, dass es wichtig ist, dass man beiden Aspekten das gleiche und korrekte Augenmerk schenkt. Sollte dies nicht der Fall sein, dann wird man mit Sicherheit – und zwar sehr stark mit meiner Unterstützung – darüber nachdenken müssen, wie man diese Ausgewogenheit entsprechend herstellen kann. Ich halte das im Hinblick auf mein Verständnis dafür, wie Mitarbeiter korrekt behandelt werden sollen, für wichtig. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Die Frage war an sich recht einfach: Werden Sie dafür Sorge tragen, dass hinkünftig im gesamten Magistrat et cetera MitarbeiterInnen seitens ihrer Vorgesetzten nicht nach einer Krankheitsdiagnose gefragt werden? – Darauf gibt es eine einfache Antwort, und diese lautet: Ja. 

In einem guten Betriebsklima können alle Menschen miteinander sprechen, und man kann Verbesserungen immer in Angriff nehmen. Wir haben jedoch in den letzten Tagen zahlreiche Briefe und E-Mails darüber bekommen, wie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Magistrats, insbesondere bei der MA 48, aber auch in vielen anderen Bereichen, unter Beisein der roten Personalvertretung unter Druck gesetzt werden, ihre Diagnose und zum Teil auch noch Prognosen bekannt zu geben. 

Das ist schlichtweg eine Sauerei! Ich hätte mir erwartet, dass Sie sagen: Ja, als oberster Dienstherr der Gemeinde Wien, als derjenige, der an der Spitze der Weisungskette steht, werde ich diese Nachfragen abstellen!

Ich frage Sie daher jetzt noch einmal ganz konkret: Wollen Sie dafür Sorge tragen, dass das, was jetzt bei den ÖBB selbstverständlich ist, dass keine Diagnosen mehr erfragt werden, auch im gesamten Magistrat plus den Unternehmungen umgesetzt wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nachdem mich die Undifferenziertheit nicht mehr wirklich überraschen kann, wiewohl ich sagen möchte, dass ich mich trotzdem darum bemüht habe, können wir es natürlich auch auf die Holzhammermethode versuchen: Ich sage in Beantwortung dieser Frage dezidiert: Nein. Für mich ist nämlich selbstverständlich die Fürsorgepflicht ebenso wichtig wie die Pflicht zum vertraulichen Umgang mit sensiblen Daten nach dem Datenschutzgesetz. Sollte ich diese Frage mit „Ja“ beantworten, dann wäre diese Fürsorgepflicht nicht mehr auszuüben. Daher mache ich das nicht.

Das Ganze ist nicht eine Frage des Betriebsklimas, sondern eine Frage – und da werden wir sehr formal – der entsprechenden rechtlichen Bestimmungen. Was Sie hier verlangen, ist, einen wesentlichen Teil arbeitsrechtlicher Bestimmungen, nämlich die Fürsorgepflicht, außer Acht zu lassen. Das mache ich nicht! Das ist einmal mehr eine Aufforderung zum Rechtsbruch.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Ulm gestellt.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Faktum ist, dass wir zu viele Krankenstände haben. Schlechtes Betriebsklima, Abhängigkeitsverhältnisse beziehungsweise Mobbing führen zu mehr Krankenständen, als notwendig wären. Gemeindebedienstete sind durchschnittlich 20 Tage im Krankenstand, Angestellte nur durchschnittlich 11 Tage. Diese Zustände sollte sich die Stadt Wien nicht länger leisten! 

Nicht länger leisten sollte sich die Stadt Wien auch, dass sehr viele Personen aus gesundheitlichen Gründen in Frühpension geschickt werden müssen. Im Jahr 2008 mussten 556 Bedienstete aus gesundheitlichen Gründen frühpensioniert werden. Es steht also fest, dass die Gemeindebediensteten nicht gesund genug sind.

Ich frage Sie daher in diesem Zusammenhang: Welche Maßnahmen werden Sie setzen, um die Bediensteten länger gesund im Dienst zu halten und die Zahl der Frühpensionierungen aus gesundheitlichen Gründen und der Krankenstandstage zu senken?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich! Sie vergleichen jetzt Angestellte mit Bediensteten im überwiegenden Dienstleistungssektor der Gemeinde Wien. Von den Bediensteten der Stadt Wien sind, wie wir wissen, tatsächlich 94 Prozent im Dienstleistungsbereich tätig.

Daher kann ich zu dem Vergleich nur feststellen: Wenn Sie sagen, dass 500 Personen krankheitsbedingt in Frühpension gegangen sind, und die Gesamtzahl jener heranziehen, die im Dienstleistungsbereich der Stadt tätig sind, dann ist das ein geringerer Prozentsatz als in der Privatwirtschaft! Darauf möchte ich Sie auch hinweisen.

Man muss schlicht und einfach sagen: Bei uns sind über 30 000 Menschen im Gesundheitsdienst tätig, davon ein erheblicher Teil unter sehr schwierigen Umständen in den Krankenhäusern. Von der angesprochenen MA 48 kann man wirklich nicht sagen, dass dort ein schlechtes Betriebsklima, Mobbing oder Ähnliches herrschen würde. In dieser Abteilung, die ich sehr gut kenne, besteht aber natürlich beispielsweise eine Schwierigkeit darin, dass ein 60-Jähriger nach wie vor Mistkübel herumschleppt. Und es ist durchwegs Usus, dass bei Nacht- beziehungsweise Schichtarbeitern wie beispielsweise bei der Wiener Feuerwehr eine frühzeitige Pensionierung ja auch de iure vorgesehen ist.

Ich denke, man sollte hier mit Vergleichen ein bisschen vorsichtig sein! Selbstverständlich ist darauf zu achten – und die technischen Innovationen, die es insbesondere im Dienstleistungsbereich gibt, gehen ja auch in diese Richtung –, dass die Arbeit entsprechend erleichtert wird. Aber die Arbeit am Krankenbett, bei der Müllabfuhr oder bei der Feuerwehr wird eben durch Menschen geleistet, und in diesem Bereich gibt es zwar zweifelsohne technische Innovationen, die diesbezüglichen Möglichkeiten sind aber eingeschränkt. Das steht außer jedem Zweifel.

Die wesentliche Maßnahme, die hier zu setzen ist – und darum bemühe ich mich –, besteht darin, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien die Arbeit an ihren gelegentlich sehr schwierigen Arbeitsplätzen entsprechend zu erleichtern. Ich meine, dass das die richtigen Maßnahmen sind, denn Dienstleistungen müssen erbracht werden, das ist überhaupt keine Frage.

Ich darf Sie bitten, dass Sie in Ihrem strengen Urteil auch die Entwicklung der Krankenstandstage mit einbeziehen, denn ich denke, dass hier in den letzten zehn Jahren nicht unerfolgreich gearbeitet wurde, weil sich die Krankenstandstage doch nicht unerheblich verringert haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Lasar gestellt. – Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wie Ihnen ja bekannt ist, sind einige Briefe an Bedienstete der Magistratsabteilungen ergangen, woraus ich Ihnen einen Absatz vorlesen möchte: „Wir sehen uns daher gezwungen, Sie auf die mögliche dienstrechtliche Folge der Auflösung des Dienstverhältnisses für den Fall aufmerksam zu machen, dass in absehbarer Zukunft kein maßgeblicher Rückgang der genannten Dienstabwesenheiten feststellbar ist.“ 

Dann gibt es noch eine Steigerung: Magistratsbeamte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden ins Personalbüro geladen. Dort mussten sie ein Schriftstück unterschreiben, und mit dieser Unterschrift mussten die vorgeladenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter versprechen, nicht mehr in Krankenstand zu gehen.

Herr Bürgermeister! Meine Frage dazu lautet: In welchen Dienststellen ist diese Vorgangsweise noch üblich?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Nachdem Sie mir nicht verraten haben, in welcher Dienststelle diese Briefe ausgesandt wurden, kann ich Ihnen zu den zwei Beispielen nur sagen: Das Erste ist eine Rechtsauskunft, die ich als reichlich unsensibel betrachte, denn selbstverständlich ist individuell vorzugehen. 

Die zweite Vorgangsweise ist aus meiner Sicht eine Rechtsverletzung und wäre auch zu ahnden. 

Ich sage Ihnen aber auch mit aller Deutlichkeit – und ich bin ja nicht seit gestern in diesem Job und im Rathaus selbst –: Ich weiß selbstverständlich, dass Dienstunfälle, die sich bedauerlicherweise zum Beispiel bei den Forstarbeitern, bei der Feuerwehr oder bei vielen anderen unserer Einrichtungen ereignen, die eine Seite sind. Ich weiß aber auch, dass auf der anderen Seite Krankenstandstage oft auch dazu ausgenutzt wurden, zum Beispiel um zu „taxeln“ oder sich an Samstagen einen Zusatzurlaub zu verschaffen und ähnliche Dinge. Ich weiß sehr gut Bescheid, was sich auf allen Seiten abspielt! 

Das ist der Grund, warum ich jetzt sage: Hier ist einfach eine individuelle Beurteilung notwendig. Wenn jemand im Dienst einen Unfall hat, man daher im Sinne der Fürsorgepflicht auch weiß, mit welchen Folgen dieser Mitarbeiter beziehungsweise diese Mitarbeiterin konfrontiert ist, dann ist so ein Brief wie der erstere völlig unnotwendig. 

Die Situation solcher Personen ist aber nicht vergleichbar mit dem Verhalten jener, die meinen Schutz und – wie ich mir sicher bin – auch Ihren nicht haben. Ich meine nämlich, dass – um es auf Wienerisch zu sagen – „Owezahrer“ und Leute, die eine Situation ausnützen wollen, von unserer Seite sicherlich nicht schutzwürdig sind. Schutzwürdig sind jene, die tatsächlich krank geworden sind, einen Dienstunfall oder Ähnliches hatten, und diese sind dann auch ordentlich und respektvoll zu behandeln. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Margulies gestellt. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Auf Grund Ihrer Antwort fühle ich mich jetzt fast bemüßigt zu sagen: Die Ahnungslosigkeit betreffend Fürsorgepflicht wird nur noch durch die Ahnungslosigkeit darüber, was im Magistrat vorgeht, übertroffen! Sogar wir wissen, dass solche Briefe in der MA 34, in der MA 70 und einigen anderen Abteilungen verschickt werden. Es werden Schimmelbriefe verschickt. 

Jetzt sage ich Ihnen ganz konkret: Wir wissen genau so gut, dass es in jedem System Menschen gibt, die Missbrauch betreiben. Die Leidtragenden sind in der Regel aber nicht die 2 Prozent, die das System missbrauchen, sondern die 98 Prozent anderen. Dem entgegenzuwirken, gibt es aber andere Möglichkeiten.

Ich sage auch etwas zur Fürsorgepflicht: Es ist nicht notwendig, jemanden nach einer Diagnose zu fragen. Selbstverständlich ist es sinnvoll zu erheben, ob die Umstände, weswegen jemand krank wird, im beruflichen Umfeld zu suchen sind. Das ist in einem guten Betriebsklima ohne Bekanntgabe der medizinischen Diagnose möglich. Die Frage, welche Arbeiten jemand ausführen kann, entscheidet der Amtsarzt. Es gibt einen Katalog in der Gemeinde Wien, anhand dessen genau festgestellt werden kann, welche Tätigkeiten jemand ausüben kann. Alles andere ist eine Frage des Betriebsklimas. 

Also es ist eine Frage des Betriebsklimas. Und wenn es so ist, dass ein Großteil, rund 40 bis 50 Prozent der MitarbeiterInnen der MA 48 diese Vorgehensweise als Mobbing empfinden, wenn sie sich ungerecht behandelt fühlen, wenn es so hirnrissige Sachen gibt wie Stehtage, wo jemandem, weil er oft im Krankenstand war, einfach gesagt wird, du bleibst eine Woche in der Werkstatt und machst nichts – das ist ja das Absurde –, und jemand anderer muss die Arbeit machen, und das Ganze geschieht unter dem Zuschauen der roten Personalvertretung, es tut mir leid, das gehört geändert.

Daher zum letzten Mal noch einmal die klipp und klare Frage, ein bisschen anders formuliert: Was wollen Sie tun, damit sich diese Missstände, die wir jetzt aufgezeigt haben, in Wien nicht länger wiederholen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nach der Wortmeldung und nach dem Kommentar: Mir in dieser Frage Ahnungslosigkeit vorzuwerfen, dazu bedarf es einer maßlosen Arroganz, die Sie ja offensichtlich Ihr ganzes Leben begleitet. Ich nehme das so zur Kenntnis. 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass wir uns ohne Weiteres über die MA 48 beispielsweise stundenlang unterhalten können, weil meine Kenntnis und Ihre Kenntnis und auch das Hineinfühlen gerade in diese mir immer sehr wichtige Abteilung mit ganz großer Sicherheit sehr viel informativer und sehr viel besser ist als das, was ich jetzt dazu zu hören gekriegt habe.

Ich sage daher dasselbe noch einmal klipp und klar: Jawohl, ich werde selbstverständlich dafür eintreten, dass jene Menschen, die durch Krankheit oder durch einen Dienstunfall entsprechend krank geworden sind, anständig und respektvoll behandelt werden – überhaupt keine Frage! –, aber wie man Maßnahmen zur Einhaltung der Fürsorgepflicht machen soll, ohne dass man weiß, was der hat, und wie man die Begleitumstände der Erkrankung feststellen kann oder feststellen soll, ohne dass man weiß, welche Krankheit der überhaupt hat, das halte ich für phänomenal. Das kannst du erzählen, wem du willst, und da herinnen auch. Nein – ich sage es noch einmal –, der Aufforderung zum Rechtsbruch folge ich nicht. Das überlasse ich ausschließlich dir. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Anfrage (FSP – 04298-2009/0001 – KGR/GM) wurde von Herrn GR Dr Matthias Tschirf gestellt und ist gleichfalls an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Die kultur- und stadtgeschichtlich wertvollen Sophiensäle stellen in ihrem derzeitigen Zustand nach mehr als acht Jahren als Ruine eine Schande für die Stadt Wien dar. Inwieweit haben Sie sich, Herr Bürgermeister, konkret für die rasche Sanierung des Baujuwels persönlich bei den Eigentümern engagiert?)

Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! Zunächst ist in aller gebotenen Ruhe festzustellen, dass die Entwicklung nach dem Brand der Sophiensäle insgesamt gesehen wahrscheinlich nicht in die Rubrik der Ruhmesblätter einzuordnen ist. Das ist ja auch mit ein Grund, warum wir uns alle miteinander sehr bemüht haben, dass es zu einem Eigentümerwechsel gekommen ist, der gewährleistet, dass nunmehr auch entsprechende Maßnahmen gesetzt werden. 

Ja, es ist richtig, dass hier sehr rasch Maßnahmen aus Denkmalschutzgründen ergriffen wurden. Diese sind als solche auch abgeschlossen. Es ist die grundsätzliche Bewilligung des Denkmalamtes auch bei Projektvarianten vorhanden – für diese geschützten Teile ist das ja schon geklärt –, es sind baurechtliche Bewilligungen entsprechend vorhanden, und ich denke, dass auch über die letzte Frage, die hier noch zu entscheiden ist, nämlich über jenen Bereich, der sich nicht im Denkmalschutzbereich selbst befindet und seine entsprechende Nutzung, wozu zwei Varianten übriggeblieben sind, noch vor Jahreswechsel die Entscheidung getroffen werden kann, sodass mit Beginn der kommenden Bauperiode, also mit Beginn des Frühjahrs tatsächlich auch Baubeginn sein kann.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Tschirf gestellt.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister, seit mehr als acht Jahren ist diese Ruine doch irgendwie ein Schandmal in dieser Stadt, weil die Sophiensäle auch als architektonisch interessantes Monument für die Geschichte dieser Stadt eine große Rolle gespielt haben, gerade auch für die Musikgeschichte dieser Stadt, und es ist richtig, dass der erste Eigentümer überhaupt nichts getan hat, sondern die Situation noch verschlechtert hat. 

Sie haben jetzt davon gesprochen, dass wir damit rechnen können, dass es bis Ende des Jahres soweit ist, dass hier tatsächlich Schritte gesetzt werden. Wann werden Sie uns ganz konkret davon informieren, was hier wann geschieht? Es gibt ja Projekte, eines ist sogar vor ungefähr zweieinhalb Jahren schon ausgestellt gewesen, und da war eigentlich die Hoffnung da, dass das relativ rasch vor sich geht, und jetzt warten wir schon wieder. Wann wird es wirklich das ganz konkrete „Go!" geben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also noch einmal: Bei all diesen Projekten gibt es natürlich auch eine ökonomische Komponente, das ist zwischen uns sicherlich auch unbestritten. Die ökonomische Komponente liegt eigentlich nicht so sehr im Bereich des denkmalgeschützten Teiles, sondern in dem frei zu verbauenden Bereich. Ich gehe davon aus – und alle Informationen, die mich diesbezüglich erreicht haben, lassen das zu –, dass eine Entscheidung noch vor dem Jahreswechsel fallen wird, sodass im Frühjahr tatsächlich mit dem Bau begonnen werden kann.

Es hat mich ja knapp vor seinem Tod auch noch der Geschäftsführer der ARWAG entsprechend darüber informiert, dass sie eigentlich vor dem Abschluss dieses Vertrages stehen. Daher gehe ich davon aus, dass nach der Entscheidung über seinen Nachfolger diese Verhandlungen dann auch tatsächlich abgeschlossen werden können. Das ist sozusagen auch der Grund meiner Zurückhaltung hier. Ich sage nur, die neuen Eigentümer haben natürlich eine fundamental wichtige Maßnahme gesetzt – darauf möchte ich schon hinweisen –, sie haben nämlich den denkmalgeschützten Teil tatsächlich geschützt, was all die sechs Jahre vorher unter dem vorherigen Besitzer nicht passiert ist. Ganz im Gegenteil! Man hat auf der formalrechtlichen Ebene alles versucht, dies entsprechend zu unterbinden, weil man dann davon ausgegangen ist, dass der Denkmalschutz irgendwann aufgibt. 

Nun, der hat nicht aufgegeben und die Stadt Wien auch nicht, und wir haben es daher auf diese Art und Weise gelöst. Die neuen Eigentümer haben die Maßnahme zum Schutz des Denkmalbereiches gesetzt. Dass sie nunmehr darauf schauen, dass es hier auch eine wirtschaftlich vernünftige Lösung gibt, ist ihnen wirklich nicht zu verübeln. Aber, wie gesagt, ich nehme an, dass das in den nächsten zwei Monaten erledigt ist.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Prof Dr Eisenstein gestellt. Bitte.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Danke für die Auskunft. 2010 soll es jetzt richtig losgehen. Wir freuen uns alle darauf. Die Sophiensäle waren ja lange, lange vor meiner Zeit im Gemeinderat ein schlagendes Thema, sind auch immer wieder Thema, und Sie haben es ja selber gerade auch angesprochen.

Meine Frage an Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister: Aus meiner Fraktion ist immer gefordert worden, dass wir bei der Wiederherstellung, also bei der Renovierung, Restaurierung auf eine Symbiose, auf eine Zusammenschau von moderner und alter Architektur Rücksicht nehmen sollten, eine solche hier durchführen sollten. Werden Sie ein solches Projekt unterstützen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ja, selbstverständlich werde ich ein Projekt unterstützen, das zum einen dem nicht nur bauhistorischen Erbe der Sophiensäle entsprechend Rechnung trägt, während auf der anderen Seite jene Teile, die sich nicht in diesem Bereich befinden, auch entsprechend in moderner Architektur dargestellt werden. So etwas kann man in der Stadt des Öfteren beobachten, so etwas gibt es übrigens auch in anderen Städten, nämlich diese Symbiose – wie Sie es genannt haben; das ist ja ein guter Begriff – der Architektur so darzustellen. 

Ein solches Projekt ist auch hier vorgesehen, und das werde ich auch entsprechend unterstützen. Es scheint mir sehr vernünftig zu sein, und es scheint auch – das soll man auch sagen – sehr schön zu sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von GR Schreuder gestellt. Bitte schön.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Vielen Dank. Wir beschäftigen uns während des gesamten Tages hier auch mit dem Konjunkturpaket, sprich, Umbauten von historischen Gebäuden beziehungsweise von Kulturinstitutionen, die im Rahmen des Wiener Konjunkturpakets renoviert und restauriert werden. 2,1 Millionen EUR von diesen 2,5 gehen jetzt an das Theater an der Wien.

Meine Frage an Sie, weil ja auch das Budget des nächsten Jahres demnächst ansteht: Wird es weitere Renovierungen und Restaurierungen von Kulturgebäuden oder von historischen Gebäuden geben im Rahmen eines Konjunkturpakets, und wenn ja, welche Kulturareale oder welche Kulturinstitutionen werden das sein? Ich denke zum Beispiel, das Gartenbaukino bräuchte dringend eine Renovierung, die jüdischen Friedhöfe sind immer noch ein Thema. Gibt es da schon irgendwelche Vorschläge?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sie selbst beweisen jetzt gerade, dass es offensichtlich eine ganze Fülle von Vorschlägen gibt. Ich bin gerne bereit, den Herrn Kulturstadtrat zu bitten, dass er Ihnen eine vollständige Liste aller dieser Vorhaben übergibt. Im Rahmen einer Fragestunde scheint mir das etwas überbordend zu sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Das glaube ich auch. – Die 4. Zusatzfrage wird vom Fragesteller gestellt. Herr GR Dr Tschirf ist am Wort.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Also ich stelle einmal fest, dass wir uns freuen, dass die Beharrlichkeit der ÖVP sich hier auszahlt, dass tatsächlich was weitergeht. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Jedenfalls, Herr Bürgermeister, können Sie sicherstellen, dass bei einem Projekt die Zugänglichkeit in bestimmten Bereichen, die architektonisch eine besondere Bedeutung für die Öffentlichkeit haben, auch in Zukunft in einem gewissen Ausmaß gegeben ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Wir gehen im Prinzip schon davon aus, aber nur damit nicht wieder Missverständnisse daraus entstehen: Es ist ja der gemeinsame Wunsch, jedenfalls unserer beiden Parteien im 3. Bezirk, dass dort kein neues Veranstaltungszentrum errichtet wird. Daher sage ich das auch hier, weil ich natürlich auch in die Richtung hin tätig bin, dass dieser Wunsch des Bezirks entsprechend erfüllt wird. Aber natürlich wird es dort sehr wohl etwa Konferenzen, Kongresse oder Ähnliches geben, auch vielleicht das eine oder andere Konzert im kleineren Rahmen, und so gesehen ist es natürlich der Öffentlichkeit auch entsprechend zugänglich. 

Im Übrigen werden wir uns, wenn die Sophiensäle tatsächlich fertig sind, dann – das nehme ich wohl an – gemeinsam freuen, so wie wir uns natürlich gemeinsam gefreut haben, als die Donauinsel fertig geworden ist. (GRin Nurten Yilmaz: Dank der Beharrlichkeit der SPÖ!) Das war ja auch ein großes Fest.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Damit ist die 4. Frage behandelt.

Die 5. Anfrage (FSP – 04290-2009/0001 – KSP/GM) wurde von Herrn GR Baxant gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Mit „Sei dabei" und dem 5-Punkte-Programm für ein besseres Zusammenleben präsentierten Sie, Frau Stadträtin, eine neue und breit angelegte Initiative. Warum setzt die Stadt Wien im Rahmen ihres Integrationskonzeptes auf Dialog und fördert insbesondere private Initiativen?)

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wir beschäftigen uns in der letzten Zeit sehr intensiv gerade mit der Frage des Zusammenlebens. Hinter dem Ganzen steht auch eine klare Definition der Integration, nämlich dass wir die Integration als eine Chance wahrnehmen, eine Chance, wo es darum geht, Vielfalt, Potenziale, Kompetenzen entsprechend wahrzunehmen und auch zu nutzen für diese Stadt. Uns geht es in unserem Integrationskonzept, das ja wissenschaftlich gut abgesichert ist, darum, all diese notwendigen Eckpfeiler gut zu bedienen. Wir haben das Fundament, Zuwanderung soll klar und transparent geregelt sein und unabdingbar an Integrationsmaßnahmen gekoppelt werden, und dann gibt es eben die vier Säulen, die Sprache, die Bildung, den Arbeitsmarkt, das Zusammenleben, die Messbarkeit und das Dach, das breite Bündnis für Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. 

Dieses wissenschaftlich sehr fundierte Konzept hat auch eine ganz klare Maßnahmenpaketzuteilung, und in der Säule „Zusammenleben" haben wir eben jetzt ein Fünf-Punkte-Programm für ein gutes Zusammenleben gemeinsam gestaltet und kreiert, wo es uns in erster Linie darum geht, die Menschen miteinander in den Dialog zu bringen, wo es uns aber natürlich auch darum geht, mit den Menschen Ängste aufzuarbeiten, beziehungsweise auch zu verhindern, dass auf dem Rücken dieser Menschen und deren Ängsten dann politisches Kleingeld geschlagen wird. 

Das ist eine relativ große Herausforderung, weil es natürlich gerade im Bereich Zusammenleben mit dem Ziel friedvolles Zusammenleben kein Patentrezept gibt, wo du sagst, gut, du setzt die Maßnahme und die gilt für alle gleichermaßen und passt in jedes Grätzel, in jeden Bezirk, in jede Zielgruppe. Es ist sehr, sehr kleinteilig, was da passieren muss, und es braucht dazu in allererster Linie auch eine starke Initiative von Seiten der Stadt her. Mir geht es darum, dass wir auf der einen Seite das Zusammenleben gut gestalten, dass wir aber auf der anderen Seite mit diesen Zusammenleben-Projekten auch ein entsprechendes Klima für Integration in dieser Stadt erzeugen. Das heißt, dass wir eben klar auftreten gegen eine Radikalisierung, dass wir klar auftreten gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit und dabei auch die Leute mitnehmen auf den Weg und die Leute motivieren in ihrer Zivilcourage, Zusammenleben-Projekte fördern. Da geht es gar nicht darum, dass du dann am Ende des Tages mit dem Rechenstift nachrechnen kannst, sondern es geht in erster Linie darum, die Menschen mit auf den Weg zu nehmen, sie zusammenzubringen und da auch in eine Verbindlichkeit hineinzukommen, dass man sagt, okay, in meinem Grätzel kenne ich die Leute, wir grüßen uns und es funktioniert gut miteinander. 

Das ist sozusagen die Zielsetzung. Die fünf Punkte konkret sind auf der einen Seite das Initiieren von solchen Projekten, von solchen zivilcouragierten Projekten im Alltagsleben. Das heißt „Sei dabei", und da gibt es bis zu 300 EUR für so ein Zusammenleben-Projekt. 

Der zweite Punkt ist eine „Sei dabei"-Hotline, wo wir uns auch die Probleme im Zusammenleben anhören möchten beziehungsweise wo wir die Menschen auch dabei unterstützen, Projekte zu initiieren. 

Der dritte Punkt ist, dass wir zu dieser Schiene mit dem großen Maßnahmenbündel Sprache jetzt noch zusätzlich SeniorInnensprachmaßnahmen anbieten möchten. 

Der vierte Punkt ist, dass wir unsere Regionalstellen in der MA 17 neu orientiert haben, neu verortet haben und dort eben ein Schwerpunkt vorhanden ist in Richtung Konfliktprävention, aber auch in Richtung Initiieren von einem guten Zusammenleben.

Der fünfte Punkt ist ein Punkt, auf den ich mich auch schon sehr freue, weil ich selbst immer dabei sein werde, das sind die Bassena-Gespräche. Da geht es darum, dass wir in die Wohngrätzel gehen und mit den Leuten übers Zusammenleben reden. 

Diese fünf Punkte sind sozusagen das Herzstück in dieser Schiene „Zusammenleben" in unserem Konzept. „Sei dabei" hat auch noch einen Untertitel, nämlich „Wien für Dich – Du für Wien!" Da geht es auch wiederum darum, ganz klar und deutlich zu machen, dass Integration eben keine Einbahnstraße ist, dass man mit solchen Maßnahmen natürlich diesem Klima der Angst gut begegnet und dass wir möglichst viele Leute mitnehmen können auf den Weg. 

Wir waren sehr erfolgreich im Ausbau der Schiene Sprache. Wir haben ganz neu, seit einem Jahr, eine Niederlassungs- und Integrationsbegleitung laufen, mit der wir durchschnittlich 76 Prozent der Menschen erreichen, und jetzt geht es eben darum, mit „Sei dabei" in der Schiene „Zusammenleben" eben ein Zeichen, ein zivilcouragiertes Zeichen für Integration zu setzen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Die 1. Zusatzfrage zu dieser Frage wird von Frau GRin Matiasek gestellt.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Eine neue Studie zeigt, dass zwei Drittel der jungen Zuwanderer türkischer Herkunft die Regeln ihrer Religion über die Regeln unserer Demokratie stellen. Ein weiterer Punkt ist, dass die Hälfte türkischer Zuwanderer – jetzt nicht nur auf die Jungen bezogen – wünscht, dass der Islam Eingang in unser Justizsystem findet.

Ich frage Sie jetzt: Wie gedenken Sie dieser doch alarmierenden Tatsache – die Menschen sind teilweise schon lange hier, haben österreichische Staatsbürgerschaft, sind hier geboren und denken trotzdem so – zu begegnen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadtrat!

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Unter anderem mit „Sei dabei", weil wir wissen, dass wir einzelne Zielgruppen haben, die sich auf Grund ihrer Perspektivenlosigkeit in ihrem eigenen Integrationsprozess wirklich sehr, sehr schwer tun. Die muss ich auf der einen Seite mit dem Spracherwerb unterstützen, die muss ich auf der anderen Seite mit Maßnahmen in Richtung Ausbildung unterstützen, damit sie in eine eigenständige Existenzsicherung kommen, aber die muss ich auch unterstützen mit Zusammenleben-Projekten. 

Ich kann Ihnen – und das ist eigentlich sozusagen wirklich mein Credo in der gesamten Integrationsarbeit – zu all Ihren negativen Bildern, die Sie permanent bringen in dieser Auseinandersetzung, immer positive Bilder bringen. 

Ich habe in der Niederlassungs- und Integrationsbegleitung „Start Wien" eine Maßnahme für Jugendliche, die zwischen 19 und 25 sind, also keine Schulpflicht mehr haben, und die über „Start Wien" 600 Stunden in Deutschkurse gehen, wo sie zusätzlich für den Arbeitsmarkt „jobready", wie man das nennt, gemacht werden, wo Perspektivenarbeit gemacht wird mit den jungen Menschen – sie sind überwiegend männlich und türkisch – und wo wir mit denen gemeinsam wirklich konzentriert daran arbeiten, dass sie gut Fuß fassen können und dass sie eine Perspektive haben. Aber nicht nur das. Sie nehmen auf diesem Weg auch noch viele andere türkische Burschen mit und sind da gemeinsam sehr erfolgreich. 

Und das ist das Bild, das ich Ihrem Bild gegenüberstellen möchte. Das heißt, mir geht es darum, nicht im Sinne der Defizitlacke herumzutümpeln, sondern immer auch im Sinne des Potenzials zu schauen, okay, ja, da ist eine Gruppe, wo wir durchaus Probleme haben – das kennen wir, aber das sind nicht nur die türkischen Burschen, da gibt es noch viele, viele andere mit und ohne Migrationshintergrund –, und dann muss man eben ganz konkrete Projekte setzen. Bei „Sei dabei" habe ich zum Beispiel für genau diese Zielgruppe schon einige eingereichte Projekte, wo Jugendliche mit und ohne Migrationshintergrund sehr engagiert gemeinsam Freizeitgeschichten machen und schauen, dass das Zusammenleben gut funktioniert. Also ich bin da sehr zuversichtlich.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GRin Mag Vassilakou gestellt. – Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zweifelsohne ist es ein guter Weg, Grätzelprojekte zu fördern, nichtsdestotrotz findet sich unter der Rubrik „Probleme, die die Stadt bewegen" immer wieder das ganze Kapitel Alltagskonflikte, nicht zuletzt auch im Gemeindebau. Es ist ein Thema, das die Stadt bewegt und von dem ich auch ausgehe, dass es unter Umständen für die kommenden Gemeinderatswahlen von besonderer Bedeutung sein wird. 

Ich frage Sie daher: Können Sie mir bestätigen, dass nach wie vor auch für 212 000 Gemeindewohnungen lediglich zwölf ausgebildete KonfliktmediatorInnen zur Verfügung stehen, wovon lediglich drei mehrsprachig sein sollen? Finden Sie, dass das ausreichend ist, finden Sie, dass das ein erfolgversprechender Weg ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wir sind gerade, was die Konfliktbewältigung betrifft, glaube ich, sehr gut aufgestellt in der Stadt, denn wir reden ja nicht nur von den MediatorInnen, die jetzt von der Gebietsbetreuung zur Verfügung gestellt werden, sondern wir haben ja auch welche im Bereich der MA 17. Ich hab gemeinsam mit Herrn StR Ludwig einen Pool an MediatorInnen präsentiert, die noch zusätzlich zur Verfügung stehen, und auch in der Neuausrichtung der MA 17, wo wir vor Ort diese fünf Außenstellen integriert haben, haben wir MitarbeiterInnen – selbstverständlich muttersprachlich; da haben wir besonders darauf geschaut, dass die sehr gut durchmischt sind –, die genau für solche Konflikte zur Verfügung stehen. Die Hotline wird jetzt auch noch einmal einiges von dem abfangen. Da kann ich, wenn ich mit Konflikten konfrontiert werde – ich werde ja auch selbst an dieser Hotline sein –, dann schauen, was man da tun kann und welche Vermittlerinnen oder Vermittler sozusagen jetzt auch die richtigen sind. 

Wenn Sie jetzt diese eine Einheit von den zwölf Personen hernehmen, dann wären die zu wenig, wenn es nicht noch insgesamt hundert gäbe, die da in diesem Bereich auch sehr aktiv sind und tätig sind. Wenn es tatsächlich einen Konflikt gibt und ein Mangel an einer Mediatorin herrscht, dann bitte mir das zu sagen, weil ich mich dann auch gut darum kümmern kann, weil ich gerade im Profil der MA 35 genau diese Konfliktprävention und Konfliktbewältigung als einen großen Schwerpunkt gesetzt habe. 

Was man auch generell sehen muss, ist, dass „Sei dabei" ja eigentlich nur in diesen breiten Bogen der Maßnahmen hineinpasst. Wenn ich jetzt diese fünf Punkte isoliert betrachten würde, wären sie natürlich zu wenig, aber da sie ja in dem gesamten Konzept zu Hause sind, wo man in allen vier Säulen mittlerweile Programme gut zugeordnet haben, denke ich mir, rundet das eigentlich unsere Integrationsmaßnahmen ab. 

Generell möchte ich aber dazusagen, dass wir mit „Sei dabei" und der Präsentation dieses Projekts nicht den Weg gegangen sind, dass wir uns überlegt haben, wie wir denn die Sachen schönreden können, sondern ganz, ganz im Gegenteil. Ich versuche, genau mit diesen Projekten wegzugehen von einer Schönrederei. Wir haben das nicht mit einer rosaroten Brille gezeichnet, sondern unser Ziel ist es wirklich, Impulse zu setzen für ein gutes Zusammenleben und mit „Sei dabei" auch so etwas wie eine Klimaveränderung zustande zu bringen, die ich für so notwendig halte, wenn man sich die aktuellen Debatten gerade jetzt anschaut.

Das muss man gemeinsam machen, es braucht ein breites Bündnis dafür, und deswegen bin ich von dem Weg überzeugt. Aber Mediation ist wichtig, wenn es tatsächlich zum Konflikt kommt, und da werden wir auch als Stadt dafür sorgen, dass die ausreichenden Personalressourcen zur Verfügung stehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ekici gestellt.

GRin Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe mit Genugtuung wahrgenommen, wie Sie das Projekt „Sei dabei" vorgestellt haben. Ich habe mir das genau durchgelesen und habe ein Déjà-vu-Erlebnis gehabt, denn ich mache den Job ja schon etwas länger und habe zwei Vorgängerinnen vor Ihnen auch schon gekannt, und eigentlich war wenig Neues dabei. 

Die Förderung bei „Sei dabei", die Sie angesprochen haben, gibt es ja schon, die 12 100 EUR im Kleinfördertopf. Also was soll da neu sein? 

Oder: Sie haben ja seinerzeit die Außenstellen des Integrationsfonds abgeschafft. Sie haben gesagt vom Rand weg, von der Peripherie ins Zentrum, und jetzt sagen Sie wieder als Innovation, wir machen Außenstellen. Da ist auch nichts Neues dabei. Ich könnte da etliche Beispiele aufzählen, wo sozusagen Altes in neuen Kleidern präsentiert wird und Innovation leider fehlt. 

Ich möchte jetzt nicht zu lang werden, aber ich möchte Sie etwas ganz klar fragen, sehr geehrte Frau Stadträtin: Haben wir überhaupt eine Aussicht, dass wir in nächster Zeit ein Integrationskonzept vorgelegt bekommen, das den Namen auch verdient und allumfassend ist und nicht so ein Fleckerlteppich wie das, was Sie uns heute präsentiert haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Gut. Das ist das Match, das wir uns immer liefern. Wir haben ein Integrationskonzept, ein Integrationskonzept, das seinen Namen verdient. Es ist wissenschaftlich fundiert, es hat ein Fundament: Zuwanderung klar transparent regeln, an Integrationsmaßnahmen koppeln. Wiener Zuwanderungskommission und Stadt Wien sind hier die beiden großen Projekte, die beiden großen Linien. Wir haben sowohl in Sprache plus Zielgruppenorientierung eine Menge von Sprachmaßnahmen. 4 000 Menschen sollten Sprachmaßnahmen besuchen, 10 000 tun's. Warum? Weil Wien niederschwellig ist und weil Wien leistbar ist – im Gegensatz zu dem, was vom Bund her geboten wird. Ihre Erfahrungen, die Sie im Integrationsbereich haben, könnten Sie auch einmal in den Bund hineintragen, denn das, was da derzeit vorliegt an Ideen in Richtung Integrationskonzept, das lässt zu wünschen übrig und nicht unser Wiener Integrationskonzept. 

Wir haben die zweite Schiene „Arbeitsmarkt und Bildung", wo wir ein Acht-Punkte-Programm verabschiedet haben, von den ethnischen Ökonomien bis hin zur Nostrifikationsbegleitung, wir haben „Zusammenleben". Im „Zusammenleben"-Bereich haben wir jetzt „Sei dabei" präsentiert. Wir haben die Messbarkeit, wir sind die einzige Stadt in Österreich, die nun beginnt, sich im Integrationsbereich auf drei Ebenen zu messen, und wir haben ein Dach, Zuwanderung klar transparent regeln. Und da kommen wir auch gleich wieder zurück auf das Fundament mit der Wiener Zuwanderungskommission, wo wir eben im breiten Bündnis für Integration eintreten. 

Sie können jetzt noch zwanzig Mal sagen, es gibt kein Integrationskonzept. Es tut mir leid, wir können uns das gerne noch einmal gemeinsam anschauen, es gibt eines, es gibt ein sehr, sehr gutes, es gibt eines, das mittlerweile vor allem sehr effizient und gut arbeitet. 

Wir sind von diesem Weg überzeugt, und es steht hinter diesem Konzept natürlich eine sehr, sehr klare Wertehaltung. Vielleicht unterscheiden wir uns genau in dieser Wertehaltung, aber sozusagen technisch und inhaltlich kann es da keine Unterscheidung geben, wenn es darum geht, für Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit einzutreten. 

„Sei dabei" ist eine Kombination aus guten Erfahrungen, die wir gemacht haben, es ist in Wirklichkeit eine konsequente Fortsetzung des Integrationskonzeptes dieser Stadt. Wir haben Sprachmaßnahmen für zum Beispiel SeniorInnen gesetzt, weil uns die noch fehlen. Wir haben die Dezentralisierung der MA 17 noch einmal versucht, ganz konkret zu verorten und zu schauen, was braucht es, wie sind die Grätzelspezifika da drinnen, und wir fördern Projekte – das tun wir immer, das stimmt, da haben Sie Recht – für Vereine im Wert von 5 100 EUR, aber für Einzelpersonen hat es die Möglichkeit bisher nicht gegeben zu sagen, das ist eine gute Idee, das fördert den Dialog, das unterstützen wir auch. Und das ist zum Beispiel das Neue daran. 

Vielleicht ist es in dem Fall nicht so wichtig, immer nur die Innovation voranzustellen, vielleicht geht es auch einfach oft um den Impuls. Mich würde es freuen, wenn Sie mit Ihrer Erfahrung auch in Ihrer Community Leute dazu bringen könnten mitzumachen bei dieser „Sei dabei"-Aktion, Projekte zu setzen und eben im breiten Bündnis für Integration zu arbeiten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur vierten und damit letzten Zusatzfrage in der Fragestunde. Sie wird von GR Baxant gestellt. – Bitte. 

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin, danke sehr für die Beantwortung der 1. Frage. 

Meine Zusatzfrage: Könnten Sie bitte einige ganz konkrete und bereits realisierte Projekte skizzieren und beschreiben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Angesichts der fortgeschrittenen Zeit vielleicht ganz knapp. Wir haben bis jetzt seit der Präsentation 35 eingereichte Projekte, die eigentlich sehr, sehr unterschiedlich sind. Sie sind im Bereich Sport zu Hause, im Bereich der Nachbarschaft, Feste oder Verknüpfungen – sagen wir das jetzt einmal so –, es sind ein paar kreative Projekte dabei, es sind Projekte mit Kindern dabei, und es sind gemeinsame Ausflugsprojekte drinnen. Konkret machen Menschen gemeinsam in einer Wohnhausanlage ein Nachbarschaftsfest oder es gibt in einem Garten ein Mühle-Fest. Es gab im Monte Laa einen Tag der Sprache, wo ganz, ganz viele verschiedene Sprachen gesprochen wurden, wo aber auch darauf hingewiesen wurde, was der Vorteil einer hohen Sprachkompetenz ist. Es gibt Projekte, die im Nachbarschaftsgarten zum Beispiel stattgefunden haben, wo es ein Mühle-Turnier gegeben hat. Es gibt aber auch gemeinsames Kochen. 

Was alle die Konzepte oder alle Projekte miteinander haben, ist, dass sie eigentlich eine große Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern umschließen, das heißt, da waren auch Sachen dabei, wo hundert Leute mitgemacht haben, im Gemeindebau zum Beispiel, und wo es wirklich gelungen ist, Menschen mit und Menschen ohne Migrationshintergrund zusammenzubringen. Und das ist vielleicht auch noch das Innovative an „Sei dabei", dass wir es mit diesem Impuls wirklich schaffen, die Menschen in den Dialog zu bringen – mit und ohne Migrationshintergrund. Viele Integrationsprojekte bisher haben sich ja eigentlich immer ausschließlich an die Migrations-Community gerichtet, aber mit dem gelingt es uns wirklich, in den Dialog zu treten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Rücksichtnahme und Respekt für ein gutes Zusammenleben in Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Hursky, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Zeit beträgt zehn Minuten.

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ja, Respekt und Einhaltung von Spielregeln ist von allen notwendig, damit wir ein gemeinsames Zusammenleben fördern können. Der Zugang zu diesem Thema ist natürlich ein völlig unterschiedlicher von den verschiedensten Parteien, und ich möchte diesen Unterschied, den es hier gibt, auch ein bisschen herausarbeiten.

Ich möchte einmal ein Beispiel bringen. Da habe ich gleich eine Frage an meine Freunde von der Freiheitlichen Partei. Eine Wohnhausanlage mit 24 Wohneinheiten. Sie gehen dort zu den Mistkübeln, Sie finden im Papier den Restmüll, Sie finden dort, wo Gartensachen hineingehören, Taschen mit Plastik und so weiter. Die Frage ist: Was würden Sie in diesem Fall machen? Wo orten Sie in diesem Fall das Problem? (GR Mag Wolfgang Jung: Zu wenig Müllcontainer! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nein, es ist nicht in der richtigen Tonne. Also wo orten Sie dann das Problem? (GR Mag Wolfgang Jung: Kontrollieren Sie so genau den Müll?) Ja, manchmal ist es notwendig, nachdem ich im Umweltausschuss bin, dass man sich ein bisschen umschaut, wo der Dreck wirklich ist, aber man findet diese Sachen immer wieder. 

Sehen Sie, es ist natürlich genau wieder einmal eines: Sie wissen auf diese Sachen in Wahrheit keine Antwort. (Zwischenrufe bei den Freiheitlichen.) Durch Sprachkenntnisse wahrscheinlich oder sicher. Ich kann Ihnen nur verraten, dort wohnen 24 österreichische Familien, keine einzige mit einem Migrationshintergrund. Der Einzige, der dort ein Vierteltschusch ist, das bin ich. So schaut das nämlich aus! Das ist nämlich genau das Thema, dass Sie, wo immer Sie hingehen, ständig versuchen, die Menschen auseinanderzuteilen. So auch bei Ihrer gestrigen Präsentation, die Sie wieder gehabt haben zu dem Thema, wo Sie glauben, Sie sind bei den Menschen in Wiener Wohnen unterwegs. Was ist das Thema, mit dem Sie kommen? Dort ziehen zu viele Ausländer ein. 

Das ist auch eine Sache, die einmal grundsätzlich so nicht richtig ist, wie Sie es immer darstellen, denn ich habe mir zum Beispiel nach der letzten Gemeinderats- und Nationalratswahl meine Wahlsprengel sehr, sehr genau angeschaut. Und der Sprengel, wo die meisten Ausländer drinnen sind oder jene, wo man glaubt, dass sie Migrationshintergrund haben, hat maximal 17 Prozent gehabt in dem Fall. Das heißt, das ist ein Thema, das von Ihnen teilweise hochgespielt wird. 

Ich kann Ihnen das auch anhand von Beispielen sagen. Dort, wo ich in den Gemeindebauten drinnen bin, dort, wo ich mit den Menschen spreche, findet man natürlich immer wieder das eine oder andere Problem, das möchte ich nicht verschweigen, aber wenn man sich um das Problem kümmert und es auf das reduziert, was es in der Regel nämlich ist, wenn es sachliche Auseinandersetzungen gibt – meistens geht es um Lärm, Lärm mit Kindern und so weiter –, wenn Sie genau in diese Richtung gehen und beruhigend einwirken, wenn Sie dort Gespräche führen, haben Sie damit in Wahrheit den größten Erfolg. 

Ich kann Ihnen ein anderes Beispiel nennen, wo es so war, dass sich die Leute beklagt haben, dass eine Familie dort nur Radau gemacht hat. Dort hat es ernste Gespräche gegeben. Und genau jene, die sich dort vor vier Jahren am meisten beschwert haben, genau jene waren jetzt diejenigen, die beim Bus, der von Wiener Wohnen unterwegs war, gesagt haben: Nein, mit denen gibt es überhaupt kein Problem. Das ist zwischenzeitlich eine nette Familie geworden. Und das ist der richtige Weg, den wir alle gehen müssen. 

Ihr Problem ist immer nur: Sie versuchen – ich sage das ganz bewusst – Menschen auseinanderzudividieren und gegeneinander auszuspielen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Antwort der SPÖ ist diejenige, dass wir unterwegs sind, dass wir die Rechte der Mieterinnen und Mieter stärken, vor allem im Gemeindebau – Sie werden das jetzt sehen mit den Forderungen nach dem neuen Hausbesorgergesetz –, wir sind aber auch unterwegs, dass wir dort, wo wir Probleme orten, wo wir Aufgaben orten, Ordnungsberater einsetzen, „Night Watchers“. 

Es hat sich auch bewiesen, dass die Gemeinde Wien hier den richtigen Weg geht. Eine Erfolgs-Story sind die „Waste Watchers“. Die Müll-Sheriffs finden sogar das Handtaschl von der Frau Fekter, das diese verloren hat.

Ein anderes Beispiel, wo ich eine Frage an die FPÖ habe zu ihrer praktischen Politik. Sie gehen in einen Park, dort sitzen 20, 25 Jugendliche, zu 80 Prozent männlich, zu 80 Prozent mit Migrationshintergrund, auch wenn sie alle Österreicher sind, finster gekleidet, sie sitzen auf den Bankln, sitzen bei den Tischen, spucken herum, rauchen, genau das, sage ich, wo sich wahrscheinlich meine eigene Mutter, wenn sie vorbeigeht, fürchten würde. Was ist Ihre Maßnahme? Was machen Sie dazu? (GRin Veronika Matiasek: Was soll man denn machen?) Sehen Sie, das ist genau das, was ich mir von Ihnen erwartet habe. Schweigen. Sie machen nichts. Sie machen nichts dazu, weil Sie keine Konzepte haben für das Ganze. 

Ich kann Ihnen nur sagen, was ich gemacht habe mit meinen Burschen. Wir haben uns die Leute alle geholt. Das waren nämlich genau jene, die die Probleme gehabt haben, dass sie keinen Schulabschluss haben teilweise, das sind jene, die die Probleme gehabt haben, dass sie teilweise keine Lehrstelle haben, das sind jene, die vielleicht morgen unser soziales Problem sind. Und genau für diese jungen Menschen haben wir uns eingesetzt. Wir haben geschaut, dass sie die Schulen weiter besuchen, wir haben dafür gesorgt, dass sie fast alle eine Lehrstelle haben. Diese Menschen werden in Zukunft nämlich kein sozialpolitisches Problem darstellen. 

Das ist praktische Arbeit, und das ist genau das, was bei Ihnen fehlt. Ihnen fällt in Wahrheit nichts ein, was Sie machen können, außer die Menschen auseinanderzudividieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Und ehrlich gesagt, warum sollte ein Menschen dieser FPÖ überhaupt in diesem Wien noch Glauben schenken? Warum sollte ein Mensch Ihnen Glauben schenken? (GR Mag Wolfgang Jung: Schauen Sie die Wahlergebnisse an!) Sie haben 1 300 PolizistInnen in dieser Stadt abgebaut. Sie haben mit dem Hausbesorgergesetz, das Sie abgeschafft haben, dafür Sorge getragen, dass es hier sozialpolitische Probleme geben könnte, die wir lösen. Sie haben im Bereich der Zuwanderung zum Beispiel einen Kniefall getan vor dem Herrn Bartenstein. Mit Ihrem Münchhausen Strache an der Spitze haben Sie zugestimmt, dass wir in Wahrheit die größte Zuwanderungswelle in Österreich gehabt haben, wo 50 000 Menschen pro Jahr nach Österreich gekommen sind, die teilweise schlecht ausgebildet sind. (GR Dr Herbert Madejski: Wir sind hier nicht im Parlament!) Ja, das ist genau das, was Sie nicht hören wollen, genau diese Themen wollen Sie nicht hören. Wenn man Ihnen den Spiegel vors Gesicht hält, so wollen Sie das nicht, Sie mit Münchhausen Strache an der Spitze. 

Die SPÖ mit Bgm Häupl an der Spitze, wir werden den Wienerinnen und Wienern beweisen, dass wir ihnen die Lösungen bringen. (Beifall bei der SPÖ. – Rufe und Gegenrufe zwischen SPÖ und FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen erinnere ich die Kolleginnen und Kollegen daran, dass ihre Redezeit fünf Minuten beträgt. Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Matiasek gemeldet.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wäre das Thema nicht zu ernst, ich müsste mich jetzt wirklich zerwutzeln vor Lachen über die Rede meines Vorredners. Aber ich erkenne daraus vor allem eines: Angst und Panik vor der FPÖ! Und dazu haben Sie allen Grund. (Beifall bei der FPÖ. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Angst und Panik ist aus Ihren Worten wirklich deutlich zu hören gewesen. 

Seit der letzten Nationalratswahl 2008 hat die SPÖ ein neues Vokabular gelernt. Wir hören dauernd „miteinander", „Spielregeln", „Hausordnung" – das ist ein Lieblingswort vom Herrn Bürgermeister, „Hausordnung“ kommt so ziemlich in jeder Rede vor – „Zusammenleben" und, heute neu, „Rücksichtnahme" und „Respekt". 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Rücksichtsnahme und Respekt, vor allem für die Interessen und Anliegen der Wiener, das haben Sie in den letzten 20 Jahren vergessen. Sie wissen nicht mehr, was Rücksichtnahme und Respekt überhaupt ist. (Beifall bei der FPÖ.) Wenn rote Bezirksvorsteher geplagten Bürgern, weil sie an einer Lokalmeile wohnen, sagen: „Na, dann ziehen Sie halt woanders hin, wenn Sie das stört!", so spricht das nicht für Rücksichtnahme und Respekt. Das sind aber die Tatsachen, die die Wiener Bürger in den letzten Jahren erleben mussten. 
Gerade Ihre vollkommen verfehlte Zuwanderungs- und Integrationspolitik hat zu einem Auseinanderdividieren der Gesellschaft, der Bürgerschaft in Wien geführt. Zuerst haben Sie versucht, die Geschlechter auseinanderzudividieren, die Generationen auseinanderzudividieren – da war die SPÖ seit Jahrzehnten immer großartig –, dann haben Sie auch die Wiener und Wienerinnen auseinanderdividiert eben durch diese verfehlte Politik. 

Sie plakatieren jetzt „Miteinander im Park". Wissen Sie überhaupt, was sich abgespielt hat in den Wiener Parkanlagen, was sich seit zwei Jahrzehnten abspielt? Wissen Sie, dass Kinder und Jugendliche diese Grünanlagen nicht mehr benützen können, weil sie Schutzgelderpressung erleben müssen, Bedrohung, weil sie verjagt werden aus den Parkanlagen und zu Hause sitzen müssen beim Computer? Geben Sie diesen Kindern und Jugendlichen ihre verlorene Freizeit zurück, ihre verlorenen unbeschwerten Stunden in einer Wiener Parkanlage? Geben Sie das den Menschen zurück? 

Und sie wissen das. Die Jugendlichen, die Jungwähler heute wissen das genau. Und deswegen haben Sie es Ihnen auch gezeigt bei der Nationalratswahl 2008. Deswegen haben sie FPÖ gewählt, weil Sie ihnen ihre Jugend geraubt haben in weiten Bereichen von Wien (Beifall bei der FPÖ.) mit Ihrem Schönreden, mit Ihrem Verdrängen, mit Ihrem Vertuschen, mit Ihrem Verleugnen der Tatsachen. 

Sie reden von Respekt, Sie reden von Rücksichtnahme. Wissen Sie, wie Ihre Funktionäre die Menschen bezeichnen, die in die Bezirksvertretungen, in die Bezirksvorstehungen kommen, um hier ein Anliegen vorzubringen? „Bittsteller"! Von keinem anderen als von einem SPÖ-Mandatar habe ich dieses Wort gehört. Bittsteller sind Ihre Bürger, und so haben Sie sie auch behandelt. Und jetzt kommen Sie mit Ihren Miteinander-Geschichten und mit Ihren Zusammenleben-Geschichten. (GR Godwin Schuster: Wo wohnen Sie denn? Wo wohnen Sie? Das ist ja unerhört!) Das glaubt Ihnen doch keiner mehr! 

Ich sage Ihnen eines, Herr Kollege Schuster: Die Menschen, die zusammenleben können und wollen, machen das nämlich mit und ohne Ihre Aktionen. Da funktioniert das sowieso. Und dort, wo es nicht funktioniert, beheben Sie ja wieder die Ursachen nicht, sondern Sie wischen drüber und machen Ihre Miteinander-Kochen-Projekte. Ich werde Ihnen sagen, das wird nichts bringen. Wenn Sie wirklich Rücksichtnahme und Respekt propagieren wollen, dann haben Sie diese endlich einmal für alle Wienerinnen und Wiener! Hören Sie ihnen zu bei ihren Sorgen, Nöten und Anliegen. Das tun nämlich wir, und das stört Sie, und das ist Ihnen unangenehm. Das wollen Sie nicht hören, dass die Leute zu uns kommen

Und ich sage Ihnen eines: Sie werden unter Garantie die Rechnung auch hier in Wien präsentiert bekommen. Es glaubt Ihnen einfach keiner mehr, wenn Sie jetzt glauben, Sie können in einem Jahr und angesichts der für Sie „drohenden" Wahl mit Aktionismus noch und nöcher die Lage retten. Sie können diese Situation, so wie Sie Ihre Politik betreiben, nicht mehr retten. 

Daher ist es leider nicht lustig, sondern äußerst traurig, was sich in weiten Bereichen von Wien abspielt und wo die Menschen von Ihnen definitiv im Stich gelassen wurden. Und wenn Sie sich da heute hinstellen und sich beweihräuchern – meistens machen Sie das ja dann erst beim Budget oder beim Rechnungsabschluss in den großen Debatten; heute beweihräuchern Sie sich auch wieder einmal, das haben Sie schon in der fünften Anfrage getan –, dann ist das nicht nur unglaubwürdig, sondern es ist auch unverfroren den Wiener Bürgern gegenüber. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Diese äußerst aufgeregte Debatte ist, fürchte ich, ein trauriger Vorgeschmack auf das, was uns ein Jahr lang bevorsteht. Ein Jahr lang Wahlkampf mit dem Thema Integrationspolitik, ein Jahr lang Wahlkampf auf dem Rücken aller Wienerinnen und Wiener, ein Jahr lang künstliche Aufregung, indem Sie, Herr Hursky – oder wer auch immer es sonst sein wird, mit wechselnden Namen und Gesichtern – ununterbrochen hier aufgeregt der FPÖ vorwerfen, was sie nicht alles falsch machen würde und wofür sie keine Konzepte hätte, uns aber nicht erklären an dieser Stelle, was Sie für Konzepte haben und wie Sie gedenken, die Probleme zu lösen, die es zweifelsohne gibt, ein Jahr lang, in dem wir uns hinterher auch noch von der FPÖ anhorchen können, was alles falsch läuft, dass alles fürchterlich ist, überall nur Probleme sind und nichts geschieht. 

Es tut mir leid, aber auf diese Art und Weise werden wir keine vernünftige Debatte über die Integrationsmaterie führen können. Doch Integrationspolitik ist wichtig, sie ist zentral, sie ist zentral für die Zukunft einer Stadt, in der jeder Dritte bereits Migrationshintergrund hat. Die Probleme gibt es, und es gilt auch, sie offen anzusprechen. Es gilt auch, sich vielleicht ein paar Sekunden Zeit zu geben und darüber nachzudenken, wie kommt es zu diesen Problemen. 

Und, ja, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, den Vorwurf kann ich Ihnen nicht sparen, dass es in mehreren Jahrzehnten Migrationsgeschichte, neuerer Migrationsgeschichte in Wien verabsäumt wurde, eine Sprachenstrategie zu entwickeln, sodass es bei vielen nach wie vor erhebliche Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache gibt, zweitens dass es nach wie vor eine Konzentration der Zuwanderer im Wesentlichen auf drei Branchen gibt – das sind nicht gerade die bestbezahlten Jobs – und dass durch diese Konzentration auch hohe Arbeitslosigkeit die Folge ist. Das alles bringt, wie wir alle wissen, Isolation mit sich und teilweise tatsächlich ein Leben in Parallelwelten. 

Es gilt daher, spätestens jetzt offen und nüchtern darüber zu reden, was wir tun können, um diese Probleme zu überwinden. Da gibt es mindestens drei Dinge, die die Stadt Wien tun kann, immer noch tun kann, und ich verstehe nicht, wieso sich die Debatte nicht darum dreht. 

Da wäre erstens einmal sicherzustellen, dass Neuzuwanderer nach kanadischem Vorbild, nach schwedischem Vorbild in den ersten Jahren nach der Einwanderung nicht nur kostenlose, aber dafür verpflichtende Deutschkurse zur Verfügung gestellt bekommen, sondern auch die Möglichkeit erhalten, mitgebrachte Qualifikationen anerkennen zu lassen. Denn wir wissen alle, dass hier vielfach Menschen mit Fachkenntnissen und Fachqualifikationen einwandern, die dann ganz einfach mangels Anerkennung ihrer Qualifikationen teilweise als Hilfsarbeiter und Hilfsarbeiterinnen eingesetzt werden. 

Zweitens: Es gilt, Probleme wahrzunehmen und Lösungen anzubieten. Es tut mir leid, aber ich finde nach wie vor die Art und Weise, wie die Stadt Wien im Zusammenhang mit den Alltagskonflikten umgeht, sei es jetzt in Parks, sei es in Gemeindebauten, wo auch immer sich diese ergeben, sehr, sehr inadäquat. Es reicht nicht aus, zwölf Mediatorinnen und Mediatoren zu haben und uns heute seitens der Frau Stadträtin zu bestätigen, dass einige wenige dazukommen in den Außenstellen. Es braucht Sozialarbeit vor Ort. Es braucht Menschen, die vor Ort unmittelbar Betreuung leisten. 

Ich bringe Ihnen ein gutes Beispiel, wie wir es alle vom George-Washington-Hof kennen. Das ist ein Hof, wo jeder, der sozusagen einmal wissen möchte, wie es funktionieren kann, wirklich eingeladen wäre, vorbeizuschauen. Das gilt auch für Sie, meine Damen und Herren von der FPÖ. Dort gibt es eine Dame, die in ihrer Freizeit die Kinder betreut. Sie macht Nachmittagsbetreuung mit den Kindern, sie macht auch Lernbetreuung mit den Kindern. Dort gibt es ein Klima, das total anders ist als das, was wir teilweise kennen aus anderen Bauten, weil engagierte Menschen vor Ort seit Jahren – noch einmal – mit den Kindern und den Jugendlichen arbeiten. 

Das gilt es nicht, in einem Hof zu haben, sondern in ganz Wien zu haben. Und dafür haben wir nicht viel Zeit. Wir können uns nicht mehr Strategien leisten, die vielleicht in zehn Jahren, in fünfzehn Jahren Früchte tragen werden. Es muss gehandelt werden, und zwar jetzt. 

Eines sage ich Ihnen abschließend schon: Auf diese Art und Weise, wie dieses Thema angegangen wird, sowohl seitens der SPÖ als auch seitens der FPÖ, sehe ich nicht, wie man zu einem friedlichen, gedeihlichen Miteinander finden kann. Ich sehe nicht, wie Gemeinschaft entstehen und gelebt werden kann in dieser Stadt. Doch darum geht es, wenn wir von Integrationspolitik sprechen. Wir jedenfalls, wir Grüne lassen Wien nicht auseinanderdividieren. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort Frau gelangt Frau StRin Ing Leeb. 

StRin Ing Isabella Leeb: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Rücksichtnahme und Respekt. – Also ich gehe jetzt einmal davon aus, dass es sich um einen Zufall handelt, dass man das in zeitlicher Nähe zur Wahl entdeckt in der Stadt Wien und vor allem in der SPÖ, doch schauen wir uns an, wie Rücksichtnahme und Respekt zur Zeit in dieser Stadt gehandhabt werden. 

Ist es ein Zeichen für Rücksichtnahme und Respekt, Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern zu ignorieren oder Missstände zu leugnen? Beispiele dafür gibt es genug. Über den Integrationsbereich haben wir schon sehr viel gehört. Ich möchte etwas auf den Bildungsbereich eingehen, und hier herrscht nicht Respekt, sondern hier herrscht in erster Linie Resignation und Machtlosigkeit. (GR Heinz Vettermann: Wie bitte?) Wenn Sie Ihren Respekt so vermitteln wollen, dass Sie da jetzt dazwischenrufen, ist es auch ein schönes Zeichen dafür, was Sie unter Respekt verstehen. 

Eltern, Lehrer und Sozialarbeiter beklagen die wachsende Respektlosigkeit und Gewaltbereitschaft in den Schulen, und ich werde Ihnen jetzt gleich ein schönes Beispiel dafür bringen. Das ist nicht erfunden, das ist heuer zu Beginn des Schuljahres in Wien passiert. (Zwischenruf von GRin Sonja Ramskogler.) Auch Sie sind ein schönes Beispiel dafür, wie man respektvoll miteinander umgeht. (Neuerlicher Zwischenruf von GRin Sonja Ramskogler.) Ja, danke. 

Es gibt eine Hauptschule in Wien, da hat es in den ersten vier Schulwochen sieben Suspendierungen gegeben, sieben Suspendierungen auf Grund von Vorfällen, die nicht lustig sind. Da gab es Gewaltbereitschaft im höchsten Maße, da wurden Kinder auf dem Heimweg verprügelt und ausgeraubt. Sieben Fälle, die gerichtsanhängig sind, sieben Fälle, wo Jugendliche zu Tätern geworden sind. – Ich tu mir da jetzt ein bisschen schwer, denn die sind keine Täter, die sind Opfer eines gescheiterten Bildungssystems in Wien. 

Wo bleibt da der vielgerühmte Respekt gegenüber denen, die mit letzter Kraft versuchen, das System überhaupt noch am Laufen zu halten? Wo bleibt der Respekt vor den Lehrern, vor den Direktoren, die mit Eigeninitiative mittlerweile sogar Geld zusammenlegen, um Klopapier zu kaufen, weil kein Geld mehr da ist, weil die Budgets leer sind? (GRin Sonja Ramskogler: Auf Grund der Bildungspolitik des Bundes! Hätten Sie sich an die Kollegin Gehrer gewendet!) Auf der anderen Seite, wenn es darum geht, Werbebroschüren zu verteilen und Alibiumfragen zu starten, ist uns nichts zu teuer. 

Wer den Respekt populär machen möchte, wird sich auch von seinen Verhaltensmustern lösen müssen. Eine Kultur des Respekts hat aber nichts mit Unterwürfigkeit zu tun, und auch dazu kann ich Ihnen ein nettes Beispiel bringen, wie Bürgerinnen und Bürger teilweise als Bittsteller wahrgenommen und behandelt werden. 

Ein junger Wiener mit nigerianischen Wurzeln versucht seit einem dreiviertel Jahr eine Betriebsanlagengenehmigung zu bekommen. Ich will Ihnen da die Details ersparen, man kann es im „Standard" schön nachlesen, da ist alles dezidiert aufgezeigt, aber eines möchte ich Ihnen schon mitgeben, zwei Originalzitate des zuständigen Magistratsbediensteten. Beim ersten Zusammentreffen hat er gehört: „Des wirst dir du eh net leisten können!" Und ein paar Verhandlungen später, wo man dann vom respektlosen Du schon auf Sie übergegangen ist, hat er dann vernommen: „I bin aber net dazu da, dass ich Sie berate!" Das ist traurig!

Das ist traurig und macht auch ein Stück weit wütend. Der junge Mann könnte Arbeitgeber sein, aber er ist im Moment arbeitslos gemeldet. Aber das ist die Mentalität, mit der man in Wien mit Leuten umgeht, die etwas tun wollen, die etwas bewegen wollen. (Beifall bei der ÖVP.)
Genauso traurig schaut es in der Integrationspolitik der Stadt Wien aus. Wir haben viel davon gehört. Sie funktioniert nicht. Es reicht nicht, einfach immer nur gut zuzureden. Es ist schön, dass wir gemeinsam kochen, es ist schön, dass wir kleinteilige und großteilige Projekte fördern, es ist schön, dass wir seit 13 Jahren immer wieder neue Integrationsprojekte vorgestellt bekommen, es ist schön, dass Integration einmal zentral, einmal dezentral gesehen wird, aber was fehlt, ist die entschieden eingebrachte Forderung auf Respekt und Rücksichtnahme für beide Seiten, die Forderung nach Akzeptanz unserer Gesetze und unseres Wertesystems. Ich sage bewusst nicht, Spielregeln, denn Integration ist kein Spiel. 

2009 wird in diesem Sinne wohl als Jahr der Erkenntnisse in die Stadt Wien eingehen, denn eines möchte ich Ihnen zum Abschluss noch mitgeben, ein Zitat des Bürgermeisters im Rahmen einer Veranstaltung im Radio Kulturhaus: „Es mag sein, dass wir für manche Initiativen spät dran sind. Jetzt sind wir bereit! Jetzt sind wir so weit!" – Für diese späte Erkenntnis gebührt ihm mein persönlicher Respekt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zuerst zum Herrn GR Hursky. Erstens: Wenn Sie jetzt nach Lösungen suchen, gestehen Sie damit zu, dass es Probleme gibt. Das ist genau das, was wir all die Jahre aufgezeigt haben. 

Und das Zweite, und da sind Sie jetzt schon wahnsinnig respektlos, denn das ganze Problem oder Respektlosigkeit auf einen Müllcontainer zu reduzieren, das ist sehr wohl respektlos, wenn es um das Zusammenleben in Wohnhausanlagen geht. Dem können wir uns so sicher überhaupt nicht anschließen. 

Rücksichtnahme und Respekt für ein gutes Zusammenleben in Wien. Also irgendwie kenne ich mich jetzt nicht so richtig aus, denn welche Zielgruppe wollen Sie mit dieser Botschaft erreichen? Die Zuwanderer, die bisher ungehemmt ihre Kultur ausleben konnten ohne Rücksicht auf irgendjemanden, vor allem nicht im sozialen Wiener Wohnbau? Die einheimische Bevölkerung, die bereits jahrelang unter dem Druck der Mitbewohner, vor allem auch unter dem Druck von Wiener Wohnen leidet und sich zunehmend von diesem Wohnbau verabschiedet? Oder sprechen Sie mit Rücksichtnahme und Respekt jene an, die seit Generationen in Österreich leben und trotz aller Voraussetzungen rücksichtslos und respektlos von Wiener Wohnen abgewiesen werden, wenn es darum geht, dass sie um Gemeindewohnungen ansuchen. 

Es ist gerade zu grotesk, dass jene Partei, die keine Gelegenheit ausgelassen hat, sich gegen die FPÖ auszusprechen, wenn es darum ging, dass Hausordnungen eingemahnt wurden, wenn darauf verwiesen wurde, dass Parkanlagen für alle da seien und nicht nur für bestimmte Gruppen, oder wenn es darum ging, dass Respekt von den Mitbewohnern eingemahnt wurde, gerade jene SPÖ jetzt eine Aktuelle Stunde einberuft. Im Grunde genommen leugnen Sie die vorhandenen Probleme noch immer! 

Wenn 51 Prozent der türkischen Hausfrauen noch immer nicht Deutsch sprechen, dann gibt hier auch eine Gruppe sehr deutlich zu verstehen, dass sie mit der anderen Gruppe gar nichts zu tun haben will, diese weder respektiert noch auf sie Rücksicht nehmen will. Denn sonst würde man in einem Land, wo Deutsch die Muttersprache ist, schon zumindest Grundkenntnisse erwerben, um sich in einem Dialog auszutauschen. Und das geschieht nicht! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich freue mich, dass Sie jetzt hier offensichtlich einen Rückwärtsgang einlegen, weil ja die Wahlen vor der Tür stehen. (GR Christian Hursky: Vorwärtsgang!) Ob es nützt, werden wir spätestens in einem Jahr sagen. Denn wäre es Ihnen mit dieser Aussage irgendwann ernst gewesen, Sie hätten 60 Jahre generell Zeit gehabt, Wien so zu verändern, wie Sie es uns jetzt darstellen wollen, aber in den letzten Jahren, wo die Probleme in manchen Bereichen schon eskaliert sind, hätten Sie sicher alles tun können. Es hätte Ihnen nicht einmal die Opposition widersprechen können, weil die Opposition gar nicht genügend Prozente ausmacht, um Sie an irgendetwas zu hindern. Aber Sie haben gar nichts getan und haben sich nur zurückgelehnt. 

Sie haben die Wiener Bevölkerung geradezu verhöhnt, indem Sie ihr immer wieder vor Augen führten, dass Sie vom Procedere der Vergabe bei Wiener Wohnen ausgeschlossen ist, Sie haben sie zurückgereiht, Sie haben ihr Ignoranz entgegengebracht, wenn es darum ging, dass man Hilfe wollte, weil die Hauszustände zu eskalieren drohten. Und Sie haben im Zweifelsfall Österreicher delogiert, weil sie entweder von Neuzuwanderern angeschwärzt wurden oder man die Wohnungen brauchte. Und bei Delogierungsprozessen wurden diese Österreicher dann nicht einmal geladen. Auch das soll man hier einmal sagen, denn auch das hängt mit Respekt zusammen, vor allem aber mit Gleichbehandlung, mit Gleichberechtigung, von der wir meilenweit entfernt sind. 

Bereits im Jahr 2002 hat Herr Mag Kabas darauf verwiesen, dass wir, sollte man nicht schnell das Ruder herumreißen, massive Probleme kriegen. Schröder und Blair haben jedes Mal vor einer Wahl härtere Maßnahmen angekündigt, so wie Sie es jetzt tun mit Ihren Ordnungsberatern, „Night Watchers“ oder wie immer die alle heißen mögen, aber schon alleine auf Grund der Zahl und ihrer Befugnisse sieht man: Ernst nehmen tun Sie das ganze Problem auch heute noch nicht. 

Ich kann mir nur wünschen, dass wir nicht Zustände kriegen wie in Frankreich, denn wenn es um Respekt und Rücksichtnahme geht, glauben wir bei Ihnen sicher nicht an die ernsthafte Umsetzung, sondern wir glauben, dass es sich dabei nur um eine Alibihandlung und Schlagwortpolitik handelt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. (Zwischenrufe bei der FPÖ, insbesondere von GR Mag Wolfgang Jung.) Herr Kollege Margulies ist am Wort.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Jung, wenn Sie dann ruhig sind, könnten wir mit dem Thema „Rücksichtnahme und Respekt" beginnen (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.). Mein Gott, mit Ihnen ein gutes Zusammenleben, das muss ohnedies nicht sein und ich glaube auch nicht, dass eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema die Versäumnisse der Vergangenheit wettmachen wird, ebenso wenig wie das beständige Wiederholen der Plattitüden der SPÖ.

Ich möchte jetzt das Thema „Rücksichtnahme und Respekt" etwas ausweiten und gleichzeitig einengen und sage, es beginnt im eigenen Haus und da sind auch sehr viele Migranten und Migrantinnen damit (Weitere Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) gemeint, nämlich Rücksichtnahme und Respekt - und ich habe es heute schon einmal angesprochen - im Umgang mit den eigenen MitarbeiterInnen. Und es hat mich heute wahnsinnig gestört, wie Bgm Häupl sämtliche Probleme weggeleugnet hat. Er ist plötzlich gekommen und hat aus dem Fragen nach Diagnosen ein höfliches Gespräch gemacht. Ich will vielleicht nur einmal einen von einer Vielzahl von Briefen zitieren, der zeigt, was abläuft: „Man wird gezwungen zu unterschreiben, dass man in den nächsten zwei Jahren nicht in den Krankenstand gehen würde, da man ansonsten gekündigt und versetzt werden würde. Wenn man dies nicht unterzeichnet hat, wurde man stark gemobbt und die Gewerkschaft sieht zu und macht nichts." – Ein Brief aus der MA 48.

„Es ist gang und gäbe, die Hintergründe eines Krankenstandes zu erfragen. Dies erfolgt in beschämender Weise und grenzt schon an Mobbing. Diese Vorgangsweise besteht schon mehrere Jahre mit dem Wissen höchster Führungsebene und Gewerkschaft. Diese Interviews in Abrede zu stellen, ist eine Frechheit sondergleichen, da hunderte Kollegen davon betroffen sind."

Oder: „Leider war die Gewerkschaft eingeweiht und war auch damit einverstanden. Sie war in der Zentrale immer dabei, weil sollte ein Proband nicht unterschreiben, genügte es, wenn ein Zeuge anwesend war."

Hier noch ein paar Sanktionen, die es gab: Man wurde unter Druck gesetzt, dass die Folge Arbeitsplatzverlust, Streckenverlust sein kann.

Ich habe mich gestern mit jemandem von der MA 48 unterhalten und mir dieses System genau erklären lassen, wie das funktioniert und was das sozusagen für Konsequenzen für den Einzelnen, für die Einzelne hat und welche Disziplinierungsmaßnahmen es gibt: Wer zu lange im Krankenstand ist, verliert seine so genannte Tour als Lenker. Lenker, die am Tag im Großen und Ganzen neun Stunden arbeiten - um 6 Uhr in der Früh geht es los, um 14.30 Uhr ist es zu Ende, jetzt sollen die Touren weiter verlängert werden, der Stress wird noch größer -, haben nach 20 Jahren Dienstzeit ungefähr 1 700 EUR netto. Die Versetzung zum Straßenkehren kostet sie 650 EUR. Und wenn jemand nach einem Bandscheibenvorfall, wo der Amtsarzt sagt, jetzt kann er wieder Auto fahren, aber Straßen kehren darf er nicht, dezidiert zum Straßenkehren geschickt wird - was ist das dann, liebe Kollegen und Kolleginnen der SPÖ? Warum herrscht in der MA 48 dieses Klima von Mobbing, dieses Klima von Druck, dieses Klima von Angst?

Zweiter Punkt. Welche Konsequenzen, nämlich in Bezug auf Respekt, auf miteinander arbeiten, auf ein gutes Betriebsklima hat denn das, wenn es nicht nur in der MA 48 gang und gäbe ist, dass die Anzahl der Krankenstände, nämlich egal, weshalb, in die Leistungsbeurteilung einfließt? Es ist nicht so, wie der Bgm Häupl sagt, dass jeder Einzelfall individuell geprüft wird, ganz im Gegenteil. Wer zu lange im Krankenstand ist - Meldung an die MA 2, MA 2 fordert auf: Führen wir ein Gespräch mit einer Niederschrift. Wir haben diese Brieferl heute schon gehört und gesehen. Die Konsequenz daraus: Den Menschen wird in der Magistratsabteilung – und jetzt nenne ich nur ein paar, weil es vorhin geheißen hat, es gäbe sie nicht: MA 33, MA 34, MA 67, MA 48, MA 70 und viele mehr. Überall, wenn Menschen zu viel im Krankenstand sind, bedeutet das für sie einen Verlust ihres Einkommens, weil die Leistungsbeurteilung nach unten gesetzt wird, egal, weshalb sie im Krankenstand sind. Und Sie schauen zu und die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten mit Ihrem Kollegen Christian Meidlinger an der Spitze schaut ebenfalls zu und unternimmt nichts!

Ein Beispiel - dann bin ich fertig - ist gerade unlängst aus der MA 34 bei uns eingegangen. Nur damit man weiß, worum es geht: Da geht es um zehn Tage Krankenstand, weniger als der Schnitt bei den Angestellten. Bitte um Bedachtnahme auf krankheitsbedingte Abwesenheiten - diese sollten im Durchschnitt zehn Tage in den letzten drei Jahren nicht übersteigen, also zehn Tage jährlich, das schon - bei der Einschätzung, wie die Leistung der MitarbeiterInnen zu beurteilen ist. Wenn jemand länger als zehn Tage im Schnitt im Krankenstand ist, wird die Leistungsbeurteilung herabgesetzt und die MitarbeiterInnen verlieren Geld. Die Putzfrauen, denen es nicht gestattet ist, in der Mittagspause im Rathaus in den Hof zu gehen, verlieren Geld. Das ist der Druck genau der SPÖ! Das ist beschämend! Das gehört abgestellt! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte vorweg etwas festhalten. Ich möchte festhalten, dass wir als ÖVP-Wien selbstverständlich Ansätze in der Integrationspolitik goutieren und nicht alles schlechtreden möchten. Aber wir möchten uns auch herausnehmen, offene Worte zu sprechen. Wir möchten uns nicht als Oppositionspolitiker der Verantwortung entziehen, Sie auf Verfehlungen in dieser Stadt aufmerksam zu machen. 

Wir sprechen uns selbstverständlich gegen Diffamierung und Fremdenfeindlichkeit aus. Selbstverständlich sprechen wir uns für das friedliche Zusammenleben aus, aber das muss auch geregelt werden. Und Sie haben seit mehr als 50 Jahren die Verantwortung in dieser Stadt und Sie haben auch die Chance, Möglichkeiten und Rahmenbedingungen zu schaffen und Sie nehmen diese Chance leider nicht wahr, was ich persönlich sehr, sehr bedauere.

Die Stadträtin hat heute gesagt, wir haben ein Integrationskonzept. Das waren ihre Worte. Wir sagen, es gibt kein Integrationskonzept in dieser Stadt. Und ich möchte meine Worte untermauern beziehungsweise meinen Worten Ausdruck mit einem Zitat von einem sehr renommierten Wissenschaftler geben, von Herrn Fassmann, den Sie alle kennen. Heinz Fassmann sagt, ein Leitbild nach Vorbild Münchens müsste her. Ob das nicht ein reines Papierwerk sei, das in den Schubladen verschwindet, wird von der Journalistin gefragt. „Nein", meint der Herr Professor im Gespräch, „an so einem Leitbild wird ja ein, zwei Jahre gearbeitet. Da sind extrem viele verschiedene Menschen daran beteiligt, die versuchen, Gemeinsamkeiten zu entwickeln und allein dieser Prozess bewirkt schon viel. Außerdem" – jetzt kommt es – „mangelt es der Stadtpolitik an einem handfesten Konzept für Integration, nicht zuletzt, um der Ausländerhetze von rechts etwas entgegenzusetzen."

Das heißt, wir stehen mit unserer Forderung, dass diese Stadt ein Integrationskonzept braucht, nicht alleine da, sondern auch renommierte Wissenschaftler unterstützen diese Forderung. Wien braucht ein Integrationskonzept, das den Namen auch verdient und allumfassend ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Bürgermeister selbst hat ja bei der Regierungsantrittsrede gesagt, dass er Integration zur Chefsache macht. Aber leider nehmen wir das nicht so wahr, ganz im Gegenteil. Das Einzige, was er dann in letzter Zeit noch gesagt hat, war: „Ja, wir haben doch ein bissel ein Problem.“ Sein Zuruf an die Bundesregierung, sie soll doch einen Integrationsminister beziehungsweise ein Integrationsministerium einrichten, ist ja, auf Wienerisch gesagt, in die Hosen gegangen. Als Bürgermeister sagt er: „Werner, wir brauchen ein Integrationsministerium.“ Und der Werner sagt: „Njet.“ Und da sagt der Bürgermeister drauf: „Ist mir eh wurscht.“ Ihm ist ja vieles wurscht in dieser Stadt. Ihm ist wurscht, dass eine Menge junger Leute mit Migrationshintergrund perspektivlos heranwächst. Ihm ist wurscht, dass das Zusammenleben im Gemeindebau absolut nicht funktioniert. Ihm ist wurscht, dass wir enorm viele Probleme im Integrationsbereich haben. Na ja, der Herr Bürgermeister weiß vielleicht auch wenig von den Problemen in der Stadt, weil er ja auch wenig zu den Migranten kommt. Das einzige Mal in den vier Jahren, wo ich wahrgenommen habe, dass der Bürgermeister bei den Menschen war, bei den Migranten und dort, wo es brennt, das war am Brunnenmarkt. Da hat er einen Sager von sich gegeben, wo ich mir gedacht habe, im Sinne von Gewaltprävention sollte man ihn doch in seinem Rathaus lassen, er soll sich in seinen Gemächern verschanzen. Sein Sager war, er möchte dem Vater, der sein Kind nicht in die Schule schickt, sozusagen die Ohrwascheln abreißen. Na ja, da sollte man als Bürgermeister schon sehr vorsichtig sein, welchen Sager man von sich gibt, sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir brauchen kein, ich war ... Ich muss noch dazusagen, ich muss ausholen, ich war lange Zeit der Meinung, dass auch auf Bundesebene ein Integrationsressort geschaffen werden soll. Mittlerweile bin ich nicht davon überzeugt, weil was macht ein wirkungsloses Integrationsressort denn anderes als nur moderieren? Ganz im Gegenteil. Wir brauchen Assessment, dass Integration wichtig und zentral ist und ein Bewusstsein, das in Politik und Gesellschaft verankert wird und dass wir uns dieser Herausforderung stellen und es anpacken, gemeinsam anpacken. Mit Schreiduellen in dieser Richtung, und ich bin auch nicht unbedingt mit allem in dieser Richtung einverstanden, ist es auch nicht getan, weil Sie haben die Verantwortung in dieser Stadt. Tun Sie, arbeiten Sie etwas, machen Sie und schauen Sie, dass die FPÖ nicht weiter gedeiht, weil Sie haben den Nährboden dafür geschaffen und Sie müssen sich dem auch stellen! - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ja, sehr geehrte Damen und Herren!

Jedes Zusammenleben von mehreren Menschen oder von Millionen Menschen bedarf gewisser Spielregeln. Diese Spielregeln sollten von allen eingehalten werden, ganz egal, ob sie kurzfristig in dieser Stadt sind, vielleicht nur zu Besuch oder ob sie länger hier sind, ob sie Touristen sind oder ob sie hier wohnen, weil die Frage von einer meiner VorrednerInnen gestellt worden ist: Welche Zielgruppe haben wir eigentlich im Auge, wenn wir da sagen, Zusammenleben und Respekt ist einfach notwendig? 

In Wien gibt es eine Vielzahl ordnungspolitischer Aufgaben und ich sage ausdrücklich ordnungspolitischer und nicht sicherheitspolizeilicher Aufgaben und nehme da vielleicht schon ein bisschen die beiden Anträge vorweg, die jetzt dann am Nachmittag kommen werden: Einen Antrag von der ÖVP bekommen wir wie ja immer auf Schaffung einer Stadtwache und von der FPÖ gibt es heute wieder den Antrag, so etwas Ähnliches hatten wir ja auch schon vor einigen Wochen, die FPÖ möchte phantasieloserweise einfach wieder eine Schlagstocktruppe hier in der Stadt installieren. (GRin Veronika Matiasek: Das stimmt ja nicht!) Es steht drinnen: „Stöcke. Mit Stöcken ausgerüstet“, also eine Schlagstocktruppe. Wir haben über dieses Thema ohnehin schon einmal geredet. 

Um klarzustellen, was wir mit ordnungspolitischen Maßnahmen meinen, lese ich Ihnen gerne eine kleine Zahl all dieser Gruppen vor, die in Wien unterwegs sind und über die man sich teilweise lustig macht, indem man das „Kapperlsalat“ und ähnlich nennt. Das ist nur einfach ein Lustigmachen über viele Menschen, die hier in Wien dafür sorgen, dass das Zusammenleben funktioniert. Ich habe nicht sehr viel Zeit und darum lese ich auch nur ein paar vor: 

Da gibt es also einerseits - wir kennen sie ja alle, weil wir in der Früh immer vorbeigehen - die Wiener Rathauswache, die Teil der Berufsfeuerwehr ist. Im Nationalpark Donauauen gibt es ehrenamtliche Personen, die auf die Einhaltung des Nationalparkgesetzes achten. Es gibt die Parkbetreuung und die Kontrolle der Grünanlagen. Dazu vielleicht auch noch eine Bemerkung, wie wir das Zusammenleben und den Respekt bedenken, nämlich es gab früher ja die Diskussion, ja, wir brauchen unbedingt Parkwächter, die mit ich weiß nicht was alles ausgestattet sein sollen. Wir setzen auch hier auf den Dialog und auf das Gemeinsame, indem wir eben Parkbetreuung anbieten und das schon seit 1993. Wir machen Freizeitaktivitäten für Kinder und Jugendliche in öffentlichen Parks und die Konflikte sollen gelöst und vermieden werden und sie werden auch gelöst und vermieden. Das sind insgesamt fast 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemeinnütziger Vereine. Und dann gibt es 35 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtgärten, die den Schutz der Grünanlagen in der Stadt überwachen. Im Stadtpark ist in der Sommerjahreszeit noch zusätzlich ein Wachdienst tätig. Auf der Donauinsel gibt es ebenfalls einen Dienst mit 8 Personen und es gibt auch noch die so genannten Grillmeister, die darauf achten, dass es rund um die Grillplätze fair zugeht. Die Parkraumüberwachung, das ist zugegebenermaßen ein Dienst mit Kapperln, hier gibt es Kapperln. Bei einem Großteil der Dienste, die ich zuerst schon erwähnt habe, gibt es keine Kapperln. Das ist ja nur so eine polemische Bemerkung mit dem Kapperlsalat. Also es gibt die Parkraumüberwachung. Das sind 234 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die die Parkscheine und Parkpickerl kontrollieren und dann gibt es jene mit der weißen Kappe, das sind etwa 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Dann gibt es die „Waste Watcher“, es gibt die „Kehr-Force“, es gibt „Help U“ und es gibt SAM. SAM ist die Abkürzung für Sozial-Sicher-Aktiv und Mobil. Das sind Teams, in Summe etwa rund 20 Personen, die überall dort auf öffentlichen Plätzen herumgehen und für Respekt und Zusammenleben sorgen. Sie bieten manchen desintegrierten Menschen auch professionelle Hilfe an. 

Es gibt noch viele, viele weitere Ordnungsaufgaben, aber ich habe nur mehr 50 Sekunden Zeit, daher ein paar Ordnungsdienste im Bereich von Wiener Wohnen. Es gibt einerseits die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wiener Wohnen-Kundendienstzentren. Es gibt die OrdnungsberaterInnen, die derzeit aus 13 Personen bestehen, die nach einer Evaluierung aufgestockt werden. Es gibt die Wohnpartner, die bisherige Gebietsbetreuung, es gibt „Night Watch“, insgesamt sind das 180 Personen, und es gibt neu auch Ordnungsdienste im Bereich der Wiener Linien, zum Beispiel schon länger die Stationswarte und Fahrscheinkontrollore, die U-Bahn-Aufsicht, und es gibt das Wiener Linien-Service und ab 1. November das Reinigungsservice. Ich könnte Ihnen noch viele, viele weitere Dinge aufzählen, die es in dieser Stadt gibt. 

Ich möchte nur zusammenfassen, dass die Sicherheitspolitik und die Ordnungspolitik in dieser Stadt bei der SPÖ in guten Händen ist. Wir haben in der Vergangenheit bewiesen, dass wir hier die richtigen Maßnahmen setzen und wir beweisen das auch in der Gegenwart. Wir werden den Wienerinnen und Wienern auch klarmachen, dass wir die Einzigen sind, die die besten Rezepte für die Zukunft haben. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 9, des Grünen Klubs im Rathaus 71 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 4 eingelangt sind.

Folgende Dringliche Anfragen an den Herrn Bürgermeister wurden eingebracht: 

Von den GRen Dr Franz Ferdinand Wolf und Ing Mag Dworak betreffend die „Subventionen für die Vereinigten Bühnen Wien durch die Stadt Wien“. 

Von den GRen Veronika Matiasek und David Lasar betreffend „Beraubt, bestohlen, ausgetrickst – und von der SPÖ alleingelassen“, gravierende Defizite in der Betreuung älterer Kriminalitätsopfer in Wien.

Und von der GRin Claudia Smolik betreffend „Änderung der Rahmenbedingungen für Kindergarten‑ und HortpädagogInnen und KindergartenassistentInnen sowie höhere Entlohnung“.

Die Dringlichen Anfragen wurden von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. Entsprechend der Fraktionsvereinbarung wird die Dringliche Anfrage der ÖVP-Gemeinderäte Dr Wolf und Ing Mag Dworak betreffend „Subventionen für die Vereinigten Bühnen Wien“ als Erste gereiht. Die mündliche Begründung und Besprechung dieser Initiative wird nach Erledigung der Tagesordnung, spätestens um 16 Uhr erfolgen. 

Die Dringliche Anfrage der FPÖ-Gemeinderäte Veronika Matiasek und David Lasar sowie die Dringliche Initiative der GRin Claudia Smolik von der Grünen Fraktion werden im Anschluss nach Erledigung der Tagesordnung in der genannten Reihung in Behandlung genommen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen vier, des Grünen Klubs im Rathaus ein und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien fünf Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRen Dipl-Ing Martin Margulies, Mag Waltraut Antonov, Günter Kenesei und Mag Walter Neuhuber wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6a der Wiener Stadtverfassung betreffend „Kostenexplosion Zentralfeuerwache Wien“ eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 und 2, 4 und 5, 7, 10 bis 12, 14 bis 16, 19 bis 21, 23, 25 bis 27 und 29 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 13 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Reihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 30, 13, 8, 9, 18, 17, 28, 22, 24, 6 und 3. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen als Erstes zur Postnummer 30. Sie betrifft die Wahl von zwei Schriftführerinnen. Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest, obwohl nur die Kollegin Frank aufgezeigt hat. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - Gut, also einstimmig angenommen. 

Die GRe Mag Eva Lachkovics und Mag Rüdiger Maresch haben ihre Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf die GRinnen Mag Waltraut Antonov und Frau Dr Sigrid Pilz. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. Somit sind die beiden Kolleginnen in den Kreis der Schriftführer wieder aufgenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Vereinigten Bühnen Wien GesmbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bluma, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung!

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Kollege Mag Ebinger, 40 Minuten. (Erstaunen bei GR Mag Gerald Ebinger.) Ja, die erste Runde sind 40 Minuten. (Heiterkeit bei Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.)

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): So lange muss ich reden? Jetzt habe ich gar nicht so viel Unterlagen mit, nicht einmal mit Vorlesen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Das ist eine Kann-Bestimmung.

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): Wir haben heute, meine Damen und Herren, das Thema Vereinigte Bühnen ja als zentrales Thema des Tages, könnte man sagen. Dieses Thema verfolgt uns auch schon eine ganze Zeit und wir haben erst in jüngster Vergangenheit auf Initiative der Grün-Alternativen und der ÖVP-Fraktion eine Sondersitzung des Gemeinderatsausschusses gehabt. Konkret geht es dabei um diese Subvention von 2,1 Millionen EUR für den Umbau Seiteneingang, Lift, Hubbühne des Theaters an der Wien. Meine Fraktion hat sich dazu auch negativst geäußert und ich kann das hier kurz wiederholen. 

Wir sind ganz sicher nicht gegen die Neuausrichtung des Theaters an der Wien. Wir haben das immer begrüßt und wir sind auch ganz sicher nicht - jetzt habe ich da aber nur mehr drei Minuten stehen, Entschuldigung, verwirrend - gegen irgendwelche Sanierungsmaßnahmen, nur man muss das Ganze unserer Meinung nach schon im Gesamtkontext sehen. Jetzt sind einmal die Vereinigten Bühnen drei Theater mit jeder Menge Defizit und diese Löcher gilt es von allen Seiten zu stopfen. Und plötzlich kommt dort, wo eigentlich noch die höchste Auslastung ist und tatsächlich auch alle Karten verkauft und nicht mehr oder weniger hergeschenkt werden, wo man es am leichtesten vertreten kann, eine Zusatzsubventionierung, die konjunkturbelebend - so hat es ja geheißen - sein soll, die, wie uns der Herr Geschäftsführer Drozda gesagt hat, überhaupt nichts mit dem operativen Budget der Vereinigten Bühnen zu tun hat. Das Ganze gipfelte dann in dem Pressedienst vom Kollegen Woller, der sagt: „Die Vereinigten Bühnen kosten den Steuerzahler 2009 2,7 Millionen EUR weniger.“ (GR Ernst Woller: Das ist er erste richtige Satz! Der erste richtige Satz!) Das ist dein Pressetext, ja. Aber er ist ja bekannt dafür und es gibt ja kaum einen, der Ergebnisse - er hat das sogar einmal selber gesagt, wir machen alles schlecht und er tut alles schönbeten, hat er, glaube ich, gesagt. 

Jetzt ist es natürlich so, wenn man das faktisch aus der Sicht des Steuerzahlers sieht, dass wir 37,3 Millionen anstelle von 40 wie das letzte Jahr haben und 2,1 Millionen. Dass die jetzt aus einem anderen Ressort kommen und es eigentlich ein großes Glück war, dass dieses Geld plötzlich aus Konjunkturbelebungsgründen zur Verfügung gestellt wurde, ist ja eine Ansichtssache. Faktum ist, den Steuerzahler kostet das jetzt 39,4, also daher nur mehr um 600 000 weniger. Wie viel das unserer Meinung nach tatsächlich ausmachen wird, der Betrieb der Vereinigten Bühnen im Jahre 2009, ist ein Thema, wo ich mich, damit ich nicht zwei Mal dasselbe erzähle, dann erst später bei der ersten Dringlichen zum Wort melde. Faktum ist, allein aus dieser Rechnung ist diese Rechnung nicht schlüssig.

Wenn man uns jetzt sagt, und das hat der Herr Stadtrat gesagt, man muss sich doch freuen, wenn die Kultur ein Geld bekommt – na ja, aber das ist ja alles eine intransparente Geschichte, meine Damen und Herren. Intransparent! Wir beschließen eine Subvention, ich kann Ihnen das zeigen, ich glaube, im November haben wir die Jahressubvention für die Vereinigten Bühnen mit 37,3 Millionen beschlossen und jetzt plötzlich kommt im September eine andere Subvention von einer anderen Seite mit einer durchaus begrüßenswerten Aktivität! Das geht ja nicht von heute auf morgen. Die geben ja kein Geld her, wenn hier nicht ein Betriebskonzept vorliegt, einen Businessplan. Es muss ja eine Studie geben, das muss ja alles gemacht sein. Und siehe da, beim Sondergemeinderatsausschuss auf Nachfrage, das steht ja auch in der ursprünglichen Subvention drinnen - ich sehe leider schon schlecht - 350 000 für Orchesterumbau, Beleuchtung, Video, Kostüme, davon 120 000, da hat der Herr Geschäftsführer Drozda gesagt, diese 120 000 wären viel zu wenig für Lift, Bühne und so weiter. Klar, das war die Studie. Das heißt, man hat letztes Jahr schon gewusst, dass dieses Geld kommt. Man könnte sogar sagen, das ist ja irgendwie absichtlich so umgelagert worden, weil wir ja sonst da nicht ein klein bissl ein Geld für eine Studie reingeben hätten müssen, auf Grund dieser Studie kann ich dann das andere Geld bekommen und komm zu meinen 2,1 Millionen. Und das ist, meine Damen und Herren, auch eine Täuschung der Opposition. Das ist eine komplette Intransparenz, weil wenn ich weiß, dass das renoviert gehört, dann muss ich es einfach budgetieren. Da muss ich so ehrlich sein und sagen: Na, haben wir halt wieder 40 Millionen. Und das ist in der Budgetierung drinnen. Dass wir in Wirklichkeit mehr haben, wie gesagt, darüber reden wir vielleicht dann später kurz. 

Wie gesagt, gegen diese Renovierungsmaßnahmen haben wir grundsätzlich nichts, aber auf Grund der Intransparenz haben wir uns entschlossen, hier dagegen zu stimmen. Diese Intransparenz ist ja in weiterer Folge auch zu befürchten. Ich erinnere an den Kontrollamtsbericht - das ist auch ein Thema, was ich immer wieder bringe -, wo es um diese Funktionssanierung des Ronacher geht. Und aus gegebenem Anlass, weil Holzauge sehr wachsam ist - die Vereinigten Bühnen haben sich schon bemüßigt gefühlt, einen Pressedienst herauszugeben: „Funktionssanierungsbudget des Ronacher beinhaltete nie die Renovierung der Fassade.“ Das heißt so viel wie „Achtung, es kommt ein Geld für die Renovierung der Fassade“. Da möchte ich kurz zum ersten Mal, ich werde es heute vielleicht noch einmal machen, vorlesen, was in diesem Kontrollamtsbericht drinnen steht:

„Die Studie, die sieht für die Funktionssanierung ein Kostenerfordernis von insgesamt 41,3 Millionen EUR, Preisbasis 1. Dezember 2003, wovon 34 Millionen auf jene Maßnahmen entfielen, die für die Umgestaltung des Ronacher zu einer Musical-Bühne als unerlässlich erachtet wurden.“ 

Also wir halten fest: 34 Millionen Funktionssanierung das ist das, was wir fremdwährungsmäßig dann an Kredit aufgenommen haben. 7,2 Millionen, damit ich auf die 41,3 komme, sind nicht unbedingt notwendige Herstellungen im ersten Schritt, Baustufe 2, Einrichtung eines Kellertheaters, zweite Probebühne sowie Küche, Kantine, Sanierung der Stuckdecke, ZuschauerInnenzahl, Lager, Garderoben, operative Räume. 7,2 Millionen, merken wir uns, sind an Funktionssanierung grundsätzlich noch ausständig, weil es nicht im ersten Schritt gemacht wurde.

Die 34 Millionen, die aber gemacht wurden, da entspricht das Resultat nicht dem, was im Plan vorgesehen war, weil die Kosten leider explodiert sind und deswegen unzählige Punkte gestrichen wurden. Das heißt, um die 34 Millionen habe ich nicht das funktionssaniert, was ich funktionssanieren wollte, sondern maximal zwei Drittel davon, zum Beispiel diese Open-Air-Bühne, das ist alles nicht passiert. Das heißt, es besteht zweitens die Gefahr, dass das auch noch einmal mit einer anderen Subvention kommt. Darüber hinaus war damals schon klar, dass es feucht ist und die Fenster saniert gehören. Das habe ich im Sonderausschuss auch gesagt. Da fühlen sich die Vereinigten Bühnen jetzt offenbar veranlasst, gleich vorweg darauf hinzuweisen, dass man historische Gebäude regelmäßig sanieren muss. Ja, das heißt, es kommt die normale Sanierung auch, die wird auch kommen. Ich bin gespannt, ob das Budget für nächstes Jahr so transparent sein wird, dass all diese Kosten, die ich jetzt aufgezählt habe, dann tatsächlich auch schon im Budget drinnen sein werden. Wie hoch das Budget sein wird - ich könnte das jetzt alles sagen, aber es wäre fad, wenn ich zwei Mal dasselbe sage, dass wir glauben, dass das Budget, also das verbrauchte Geld, 50 Millionen sein wird. Und wie weit man hier jetzt davon reden kann, ob wirklich die 37,3 Millionen, wie der Herr Kollege Woller sagt, tatsächlich das sind, was die Vereinigten Bühnen verwendet haben, wenn man die Rücklagen einbezieht - vielleicht ist es sogar noch mehr? Die Daten, die es bis zum Beginn von „Tanz der Vampire“ gegeben hat, lassen die Alarmglocken schrillen und dann stellt sich die Frage: Was wird nächstes Jahr sein? 

Aber ich glaube, zu diesem Thema können wir in der Dringlichen noch genauer diskutieren. Deswegen belasse ich es jetzt mit unserer Begründung, dass wir diesen 2,1 aus formalen Gründen, weil es für uns eine verdeckte Zusatzsubventionierung, sozusagen eine Hintergehung der Opposition ist - das hätte man gleich sagen können, dem hätten wir damals gleich zugestimmt, wenn so etwas geplant gewesen wäre, aber jetzt zu sagen, ich habe nur 37,3 und in Wirklichkeit sind es eh fast 40 -, nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Schreuder.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Wir besprechen ja jetzt einen kommunalpolitischen und kulturpolitischen Dauerbrenner in dieser Stadt. Seit es die Vereinigten Bühnen Wien gibt, gibt es Diskussionen über die Vereinigten Bühnen Wien und gibt es dementsprechende kulturpolitische Diskussionen über die Vereinigten Bühnen Wien. Warum das so ist, ist natürlich klar: Die Vereinigten Bühnen Wien bekommen 50 Prozent der darstellenden Förderungen in dieser Stadt. Das heißt, wir sprechen vom größten Posten, der in dieser Stadt zu vergeben ist. Dementsprechend hat natürlich die Opposition - und das ist keine Koalition, das sage ich gleich einmal vorweg, weil wir das jetzt gleich zu hören bekommen werden - dementsprechenden Bedarf und Wunsch, hier Aufklärung zu bekommen und nachvollziehen zu können, welche Förderungen wie vergeben werden und warum. Gleichzeitig vermisse ich vor allem eine Debatte darüber, was die Vereinigten Bühnen Wien denn überhaupt können sollen, was in Zukunft geplant ist, welche Konzepte auf dem Tisch liegen. Und eines kann man jetzt schon vorab sagen: Der Umbau des Ronacher hat sehr, sehr viel Geld gekostet und ist, wie mein Kollege im Vorfeld schon zu Recht gesagt hat, noch nicht beendet. Wir haben fast 47 Millionen EUR für den Umbau des Ronacher ausgegeben und es kommt noch mehr hinzu: Die Fassade, die Fenster, dergleichen sind noch nicht renoviert und die Produktionen, die dort laufen, habe eine Dauerserie an Flops. Das muss man einfach feststellen, leider. Wir freuen uns sehr, dass „Tanz der Vampire“ gut verkauft ist. Wir sind die Ersten, die erleichtert sind, dass dem so ist. Nichtsdestotrotz muss man sagen, von all diesen Musicals, die in letzter Zeit laufen, seien es nun die „Producers“, sei es „Rudolf“, sei es „Frühlings Erwachen“, muss man leider feststellen, dass es nicht funktioniert hat, weder das Gebäude Ronacher noch die Programmierung des Ronacher. 

Eine rühmliche Ausnahme ist im Übrigen das Theater an der Wien, das mit seinen Opernproduktionen eine sehr gute Arbeit macht, sehr gute Auslastungen macht, sehr gut arbeitet. Das Theater an der Wien gehört in diesem Bereich tatsächlich ausgenommen. Das Problem, das wir bei den Vereinigten Bühnen Wien haben, ist eindeutig die Musical-Sparte. Mit „Rudolf“ beispielsweise wurde versucht, den Flop in dieser Stadt auszugleichen, indem man zum Beispiel auf Gastspiel gegangen ist. Man ist nach Berlin gegangen in der Hoffnung, dass dort die Kritiken vielleicht anders sind, in der Hoffnung, dass dort die Besucher und Besucherinnen dieses Musical stürmen. Aber es ist nicht passiert, das wissen wir. Das heißt, etwas, was nicht funktioniert hat, hat man in letzter Konsequenz noch versucht zu verkaufen und damit das Defizit der Vereinigten Bühnen Wien dramatisch erhöht. „Frühlings Erwachen“ sollte auf Gastspiel nach Düsseldorf gehen. Düsseldorf hat schon wieder abgewunken und gesagt: „Nein, wir wollen es nicht!“ Diese Serie hat auch eine Verantwortung und die Verantwortung liegt in der Intendanz der Musical-Sparten. 

Jetzt haben wir, weil wir wissen, dass es in den Vereinigten Bühnen Wien ein Budgetloch gibt, diesen Sonderkulturausschuss bekommen. Wir waren auch sehr erfreut, dass es diesen Sonderkulturausschuss dann auch gab, weil wir hofften, auf konkrete Fragen konkrete Antworten zu bekommen, zum Beispiel, wie groß das Finanzloch denn nun wirklich sei. Seit vielen Monaten wird in den Medien immer kolportiert, der Verlust der Vereinigten Bühnen Wien würde 6 Millionen EUR betragen und die würden aus den Rücklagen genommen werden. Wenn man die Fehlleistungen, die dann nachfolgten, hinzurechnet und hochrechnet, kommt man auf 10 Millionen EUR. Nun wissen wir gleichzeitig, dass die Rücklagen der Vereinigten Bühnen Wien ebenfalls 10 Millionen EUR betragen. Jetzt stellt sich doch die Frage: Wie geht’s weiter? Wenn die jetzige Subventionssumme nicht ausreicht, um ein hochwertiges Programm der Vereinigten Bühnen Wien zu gewährleisten, was kommt und wer sind die Leidtragenden, wenn eingespart werden muss? Sind das die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Vereinigten Bühnen Wien, die nichts dafür können oder werden die Konsequenzen nicht doch woanders angesetzt, dort, wo Fehlleistungen tatsächlich passieren? Gleichzeitig sollten wir ernsthaft in dieser Stadt eine Diskussion darüber beginnen, was das Ronacher ist, was das Ronacher sein kann und was dort gespielt werden soll. Derzeit haben wir zwei Musical-Bühnen in Wien und ich frage mich ernsthaft: Brauchen wir zwei Musical-Bühnen in Wien? Ich sage: Nein, offensichtlich nicht, wenn ich mir die Zahlen ansehe. Und dann könnten wir doch wunderbarerweise eine offene Debatte führen, was das Ronacher kann, was das Ronacher ist und endlich eine Lösung finden, was mit dem Ronacher passieren soll. Das Ronacher - und ich erinnere ungern an die späten 80er, die frühen 90er Jahre - war ja immer schon ein Thema und war immer gekennzeichnet von Planlosigkeit. Es gab ein hervorragendes Konzept eines Umbaus damals von Coop Himmelb(l)au. Hätten wir das heute, hätten wir einige Probleme weniger. Das ist damals kulturpolitisch gescheitert. Und jetzt reden wir immer noch darüber und das darf einfach nicht sein. 

Beim eigentlichen Akt, den wir jetzt behandeln - und wir werden ja im Laufe des Nachmittags oder Abends im Rahmen der Dringlichen Anfrage noch vertiefend über die Vereinigten Bühnen Wien diskutieren - und den wir jetzt beschließen, handelt es sich um Umbaukosten von 2,1 Millionen EUR für die Hinterbühne und Hubbühne, et cetera, und um den Umbau des hinteren Bereichs des Theaters an der Wien. Auf die Frage im Sonderkulturausschuss, wie es denn zu diesen Notwendigkeiten überhaupt dieses Umbaus kommt, kam doch tatsächlich die Erklärung, es sei nicht zumutbar, dass Placido Domingo neben einem Bühnenarbeiter das Haus betritt. Also wenn das die Begründung für 2,1 Millionen EUR für den Umbau der Hinterbühne des Theaters an der Wien ist, dann kann ich mir wirklich nur noch an den Kopf greifen und fragen: Reicht das in dieser Stadt als Begründung, um 2,1 Millionen aus einem 2,5 Millionen-Topf zu erhalten? (Heiterkeit bei GR Dr Mathias Tschirf.)

Ich erinnere: Im Rahmen des Konjunkturpakets von Finanzstadträtin Brauner, das zu Recht gemacht worden ist, ein Konjunkturpaket braucht die Stadt jetzt notwendiger denn je, wurden für die Kultur 2,5 Millionen zur Verfügung gestellt, Sanierungen, Renovierungen, Wohnbauten, was denn auch immer für die Kultur. 2,5 Millionen EUR. Und heute beschließen wir, dass 84 Prozent dieser Summe an das Theater an der Wien gehen. Die restlichen 400 000 sind, und das finden wir gut, an den Umbau im Nestroyhof gegangen. Gut so. Das wäre ein Beispiel gewesen, wie man einerseits mit Umbauten konjunkturbelebende Maßnahmen in dieser Stadt macht, indem Kulturbauten renoviert und restauriert werden. Aber 84 Prozent dieser Summe für das Theater an der Wien ist doch bitte eine Verhöhnung an all den Kulturinitiativen, an all den Bauten, an all dem Zerfallenen, was wir in dieser Stadt haben, an den Renovierungsbedürftigen, die das nicht bekommen. Gerade jetzt läuft erfolgreich die Viennale im Gartenbaukino. Das Gartenbaukino braucht dringend eine Sanierung, bekommt aber nichts aus dem Konjunkturpaket der Frau Brauner. Über die jüdischen Friedhöfe habe ich hier schon sehr oft diskutiert und man könnte mit ein wenig Geld jetzt schon viel erreichen. Es wäre eine Kulturbelebung par excellence. Da könnten Gärtner und Gärtnerinnen angestellt werden, Steinmetze, Restauratoren, Kunsthistoriker, Kunsthistorikerinnen und es wäre nachhaltig. Aber es werden 84 Prozent dem Theater an der Wien gegeben. 

Im 4. Bezirk gibt es ein wunderschönes altes Jugendstiltheater, das kein Mensch mehr kennt. Ich glaube, Mitte der 90er Jahre hat der Markus Kupferblum das letzte Mal dort etwas gemacht, das Mala Strana, dringend renovierungsbedürftig, sehr vergleichbar mit dem Nestroyhof. Nein, von den 2,5 Millionen EUR gehen 2,1 Millionen ins Theater an der Wien. Das ist nicht einzusehen. Es ist unfair gegenüber allen Kulturinitiativen, gegen all die Menschen, die dringend Geld brauchen. Und dass die Kultur ein wesentlicher Konjunkturmotor dieser Stadt ist, haben Sie ja glücklicherweise selbst in einer Studie vor Kurzem festgestellt. Kultur ist ein Wirtschaftsfaktor in dieser Stadt. Kultur ist ein Tourismusfaktor in dieser Stadt. Und Kultur, und das ist auch das Wichtigste, ist in hohem Maße auch notwendig für eine Metropole wie Wien. Die GRÜNEN stellen daher den folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge in Absprache mit dem Herrn amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft beschließen, mit den Mitteln des Kulturkonjunkturpakets auch Kunst- und Kulturinstitutionen aus verschiedenen Sparten beziehungsweise jene, die das kulturelle Erbe sichern, zu fördern, um die Konjunktur zu beleben und das nachhaltige Wirtschaften dieser Institutionen zu ermöglichen.“ 

Meine Damen und Herren, die Vereinigten Bühnen Wien, die offensichtlich mehr die Kulturpolitik bestimmen als die Politik selbst, sind nicht die einzigen Kulturschaffenden dieser Stadt. Die vom Kollegen Ebinger vorhin genannte Aussendung des Herrn Kollegen Woller war ja wortwörtlich von einer Aussendung des Herrn Drozda von einem Tag zuvor abgeschrieben, das heißt, dass auch die offizielle Kulturpolitik der Stadt Wien wortwörtlich den Vereinigten Bühnen Wien folgt und nicht umgekehrt. Wir brauchen hier eine offene Diskussion. Wir brauchen Transparenz. Wir brauchen Klarheit. Wir brauchen Perspektive und wir brauchen Ehrlichkeit in dieser Stadt, besonders bei den Vereinigten Bühnen Wien. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Vereinigten Bühnen Wien stehen heute zwei Mal zur Debatte. Ich halte es für richtig und notwendig, das System der Vereinigten Bühnen Wien zu diskutieren, hier, jetzt an Hand eines Subventionsbegehrens zum Umbau und in einer von meiner Fraktion verlangten Dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister zum Gesamtsystem der Vereinigten Bühnen Wien. Man kann das System der Vereinigten Bühnen Wien mit wenigen Worten umschreiben: Tricksen, verschleiern und kassieren und zwar heftigst kassieren. (Beifall bei der ÖVP.)  

Wir reden bei den Vereinigten Bühnen Wien vom größten Subventionsnehmer der Stadt im Kulturbereich. Wir meinen, dass eine besondere Verantwortung gegeben ist, wenn man zwischen 30 und 40 Millionen öffentliche Gelder pro Jahr in Kultur investiert. Wir diskutieren nicht über die Qualität des Gebotenen, sondern wir diskutieren jetzt einmal über die Vorgangsweise bei Subventionen, wie hier vorgegangen wird. Alle Fragen, Musical, Flops, et cetera werden wir später sicher noch Gelegenheit haben zu diskutieren. Hier geht es jetzt einmal darum, das System dieses Subventionswerbers transparent zu machen. Hier geht es darum, einmal aufzuzeigen, wie das in der Stadt so läuft, wo der Herr Vorsitzende des Kulturausschusses sich dann vom Generaldirektor der Vereinigten Bühnen Wien formulieren lässt, was er sagt. 

Also: Am 11.11.2008 haben die Vereinigten Bühnen Wien einen Subventionsantrag gestellt, in dem stand, zum Betrieb im laufenden Jahr, also im kommenden Jahr 2009, würden soundso viel Gelder benötigt werden. Und dann ist auch für das Theater an der Wien eine Investition laut Investitionsplanung 2009 in Höhe von 359 000 EUR beantragt worden. Und das wurde auch genehmigt. Man würde Orchesterhubumbau machen, Beleuchtung, Video, Kostüm, Ton, et cetera, insgesamt 359 000 EUR laut Investitionsplan. Kollege Schreuder hat schon auf die Skurrilität, um es freundlich zu sagen, hingewiesen, dass die Begründung der folgenden Subvention, man könne Placido Domingo und ähnlichen Weltstars nicht zumuten, mit Bühnenarbeitern auf gleicher Ebene zu sein, eine beachtenswert sozialdemokratische Zugangsweise ist. Aber das ist Ihr Problem, nicht unseres. 

Wenige Wochen nachdem die Vereinigten Bühnen Wien knapp 360 000 EUR Subvention zugesagt bekommen haben und bekommen haben, hat die Frau Vizebürgermeisterin und Finanzstadträtin bereits eine Subventionssumme von 2,1 Millionen für einen weitergehenden Umbau zugesagt. Das war im Februar. Also eine sehr weitgehende Investitionsplanung mag ich nicht erkennen, wenn man innerhalb von ein paar Wochen Investitionen von zuerst 360 000 EUR beschließen lässt und dann sagt, eigentlich würden wir gerne 2,1 Millionen haben, weil wir großzügig umbauen. 

Wie geht es weiter mit dem Akt? Im September wird er dann endlich fertiggestellt und das Subventionsansuchen dann auch abgegeben, das dann im Oktober mit Mehrheit der SPÖ beschlossen wird. Und jetzt ist es interessant, welches Projekt hier eigentlich eingereicht wurde. Lassen Sie sich das, meine Damen und Herren, auf der Zunge zergehen: Es gibt nämlich bis dato als Begründung für die Investitionsfreigabe eine Grobkostenschätzung, also eine grobe Schätzung der Kosten, die hier notwendig würden, aber keine detaillierte Konzeption, kein Projekt oder zumindest wurde es dem Subventionsgeber nicht vorgelegt. Es gibt also ein Projekt, das wird grob geschätzt. Man kommt auf 2,1 Millionen nach der Grobschätzung und sagt, damit würde man gewisse Dinge tun. Ich werde darauf noch zurückkommen, was man tun will. Besonders schön ist dann ein dem Akt beiliegender Brief, wo gesagt wird: Bitte, nach telefonischer Rücksprache sollten die Grobkosten, die geschätzten Aufwendungen um 39 000 EUR erhöht werden. Es gibt eine Grobkostenschätzung und dann noch einmal eine und so kommt man dann zu einer Summe, die 2,1 Millionen EUR beträgt. 

Denkmalschutzfragen sind nicht geklärt. Das steht auch völlig klar in dem Akt, das heißt, man weiß gar nicht, welche Auflagen hier möglicherweise noch kommen. Es wurden auch keinerlei konkrete Projektdaten bekannt gegeben, zumindest nicht den politisch Verantwortlichen. Das gibt es alles nicht. Vielleicht gibt es Unterlagen bei den Vereinigten Bühnen Wien. Aber derjenige, der 2,1 Millionen EUR flüssig macht, wird im Unklaren gehalten, was eigentlich damit gemacht wird. Es heißt, es sei für den Einbau einer Hubbühne und eines Personenlifts sowie die Umgestaltung des Vorplatzes mit Errichtung eines Vordaches. Und spätestens beim Wort Vorplatz muss jeder, der die Baupraxis der Stadt Wien kennt, alarmiert sein. Wir wissen, was am Prater-Vorplatz war. Wir wissen, welcher Skandal sich dort abgespielt hat - daraus nichts gelernt, aus Schaden nicht klug geworden, offenbar. Hier werden Millionen flüssig gemacht auf Basis von Unterlagen, die bestenfalls sehr flockig formuliert sind. (Beifall bei der ÖVP.)
So, Herr Stadtrat und so, Herr Vorsitzender des Kulturausschusses, kann man mit öffentlichen Geldern nicht umgehen! So kann man nicht Steuergelder investieren, weil nach den Erfahrungen - Vorplatz Prater sage ich nur - muss man leider davon ausgehen, dass mit den 2,1 Millionen EUR wieder nicht das Auslangen gefunden wird. Möglicherweise gibt es ein Skylink-Schicksal auch für diesen Umbau. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein Wort abschließend noch zum Antrag der GRÜNEN: Den unterstützen wir. Zu allen weiteren Dinge zur Finanzgebarung und zu dem katastrophalen Defizit der Vereinigten Bühnen Wien, zu den künstlerischen Flops, zu den völlig unrealistischen Einnahmenschätzungen, zu den nachweislich falschen Budgets, die als Basis für Subventionsentscheidungen herangezogen wurden, wird Gelegenheit sein, mit dem Herrn Bürgermeister im Rahmen der Dringlichen Anfrage zu diskutieren. - Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Woller. 

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir erleben hier heute wieder ein Musterbeispiel von Oppositionspolitik: Egal, was Sache ist, egal, was im Akt steht, die Opposition ist einmal prinzipiell dagegen und versucht, das zu skandalisieren. Ich versuche jetzt einmal zum eigentlichen Akt, zur Postnummer 13, zu sprechen. 

Es geht darum, dass die Frau Vizebürgermeisterin ein Investitionsprogramm gegen die Wirtschaftskrise geschnürt hat und sehr erfolgreich mit der Wirkung umsetzt, dass in Wien die Krise deutlich schwächer spürbar ist als vergleichsweise in anderen Teilen Österreichs oder Europas. Und dass die Frau Vizebürgermeisterin auch vorgeschlagen hat, dass ein Teil dieser Konjunkturbelebungsmittel für eine der wesentlichen Stärken dieser Stadt verwendet wird, nämlich für Kunst und Kultur. Wir sind daher in der Situation, dass durch diese Maßnahme der Frau Vizebürgermeisterin 2,5 Millionen EUR zusätzlich zum hohen Kulturbudget der Stadt Wien in die Kunst und Kultur investiert werden. Und eigentlich sollte man annehmen, dass, wenn die Frau Finanzstadträtin der Kultur zusätzlich 2,5 Millionen EUR gibt, dass zumindest die Kulturpolitikerinnen und Kulturpolitiker in diesem Raum applaudieren und sagen: „Das ist eine super Entscheidung. Wir bekommen zusätzliches Geld für eine unserer wesentlichen Stärken der Stadt.“ Daher ist es wirklich skurril, dass sich drei so genannte Kultursprecher und -sprecherinnen von den Oppositionsparteien herstellen und alle geschlossen gegen zusätzliches Geld für die Kultur und die Konjunkturbelebung sind. Das kann ich nicht nachvollziehen. Das muss man laut und deutlich sagen: Die drei Oppositionsparteien machen nur Wahlkampf, sind nur gegen Wien, aber sie sind insbesondere gegen die Kultur in dieser Stadt! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn jetzt die GRÜNEN hier einen Antrag stellen betreffend konjunkturbelebende Maßnahmen für Kunst- und Kulturinitiativen, dann werden wir das deshalb ablehnen, weil wir prinzipiell keine Anträge beschließen, die erledigt sind. Genau das, was in dem Antrag drinnen steht, macht die Stadt Wien und hat die Stadt Wien gemacht. (Aufregung bei GR Marco Schreuder.) Hier wird gefordert, dass Mittel auch in andere Sparten, in andere Häuser – andere Häuser heißt wahrscheinlich andere Häuser als die Vereinigten Bühnen Wien - investiert werden. Genau das passiert beispielsweise mit 400 000 EUR Investitionen in den Nestroyhof, wo in wenigen Tagen ein neues Theater eröffnet wird, nämlich das Theater Hamakom am 3. November. Und genau das passiert auch, was da als Forderung im Anhang steht, da steht wörtlich: „Dass Kulturinvestitionen getätigt werden sollen, die in das kulturelle Erbe gehen und dieses kulturelle Erbe dieser Stadt sichern.“ Jetzt weiß ich nicht, was der Herr GR Schreuder mit „kulturellem Erbe“ meint, aber es gibt wenige Häuser im Besitz der Stadt Wien, wenige Theater im Besitz der Stadt Wien und in der Verantwortung der Stadt Wien und wenige Häuser, die unter Denkmalschutz stehen, die so das kulturelle Erbe dieser Stadt repräsentieren wie beispielsweise das Theater an der Wien.

Nun, da würde ich Ihnen einmal ein Buch empfehlen, ein Buchtipp: Das Buch von Attila Lang „Das Theater an der Wien“ ist schon vor vielen Jahren zum 175. Jubiläum des Theaters an der Wien erschienen. Das Theater an der Wien wurde 1801 eröffnet und ist ein großartiges Haus. Man sagt, es hätte die beste Akustik, überhaupt für Opern. Daher haben wir es ja auch in ein Opernhaus umgewandelt. Dies wird auch jeden Monat mehrfach bewiesen. Es ist daher ein großartiges Denkmal und wir investieren jetzt zusätzlich 2,1 Millionen EUR in die Instandhaltung und Verbesserung eines der besten Opernhäuser dieser Welt, eines der Opernhäuser, das die größte Geschichte hat. Und für die, die sich dieses Buch jetzt nicht aneignen und lesen können, kann ich nur sagen: In diesem Buch ist auch zu lesen, was im Theater an der Wien alles uraufgeführt wurde, beispielsweise 1805 die „Eroica“ und Beethovens „Fidelio“ und so geht es dann weiter. Fast alle Nestroy-Stücke vom „Lumpazivagabundus“ bis zum „Einen Jux will er sich machen“ sind im Theater an der Wien uraufgeführt worden. 1874 Uraufführung der „Fledermaus“ von Johann Strauss. 1882 Uraufführung vom „Bettelstudent“ von Millöcker, 1905 die Uraufführung der „Lustigen Witwe“ von Franz Lehár, 1924 die Uraufführung der „Gräfin Mariza“ von Emmerich Kálmán, 1965 sehr interessant die Uraufführung der „Letzten Tage der Menschheit“, des Schauspiels von Karl Kraus, wo man immer gesagt hat, das kann man nicht aufführen. Im Theater an der Wien war das sogar möglich und so geht das weiter bis beispielsweise zum Musical von Udo Jürgens „Helden, Helden“ im Jahr 1972. Das Theater an der Wien ist eines der bedeutendsten kulturhistorischen Gebäude dieser Stadt und Sie stellen sich her und sagen: Wir hauen das Geld hinaus und das brauchen wir nicht. 

Die baldige Ex-Kultursprecherin der GRÜNEN, die derzeit offensichtlich schon die Pension trainiert, weil sie heute auch nicht da ist, hat da so locker gesagt: Wir investieren da in die Hintertüre des Theaters an der Wien. (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Das kann nur jemand sagen, der wirklich völlig ahnungslos ist, der offensichtlich weder vorne ins Theater an der Wien hineingeht noch hinten, weil man sonst eigentlich nicht so über eine Investition reden kann, die mehr als berechtigt und sinnvoll ist. 

Nachdem sich ja leider die Oppositionsparteien überhaupt nichts anschauen, haben sie sich natürlich auch das nicht angeschaut, was Kollege Petr Baxant und ich uns gestern noch einmal angeschaut haben, nämlich die örtliche Situation, wo 2,1 Millionen EUR zusätzlich investiert werden sollen, und zwar in den Hintereingang des Theaters an der Wien in der Lehargasse 5. 

Damit ich Ihnen das nicht vorenthalte, zeige ich Ihnen das jetzt an Bildern, wo Sie das auch sehen können. (Der Redner zeigt ein Bild.) - Das ist die Hintertüre des Theaters an der Wien in der Lehargasse 5. Das ist ein denkmalgeschützter Teil des Theaters an der Wien, eine sehr kleine enge Türe, die dann so weitergeht, wie auf dem zweiten Foto sichtbar ist. (Der Redner zeigt ein zweites Bild.) - Nur weil man gesagt hat, was zumutbar ist: Da geht es nicht um Placido Domingo, ob es zumutbar ist, dass Placido Domingo durch diese Türe hineingeht, wenn er in das Theater an der Wien geht. Ich zeige es euch da, weil dann erspart ihr euch den Weg ins Theater an der Wien. Da geht es nicht darum, was zumutbar ist, sondern das ist einfach höchst notwendig, dass da investiert wird, weil durch diesen kleinen Zugang bei der Portierloge jeden Tag mehr als 300 Beschäftigte des Theaters an der Wien, Künstlerinnen und Künstler, technisches Personal, Gäste des Theaters an der Wien gehen, nämlich aus künstlerischen, disponiermäßigen Terminen, und auch alle zusätzlichen Lieferungen über diesen Hintereingang, über diese Portierloge, durchgeführt werden. Es ist extrem unpraktikabel, extrem schwierig und extrem gefährlich, dass über dieses kleine alte Tor aus dem 19. Jahrhundert, durch die Portierloge, jeden Tag 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hineingehen müssen, während gleichzeitig Kulissen ein- und ausgebracht werden, die oft eine Größe von bis zu 700 kg haben, wie es beispielsweise derzeit gerade bei der Opernproduktion „Der Prinz von Homburg" der Fall ist, die nächste Woche Premiere hat.

Das heißt, sich hier hinzustellen und zu sagen, dort wird in die Hintertüre investiert, ist einfach ahnungslos und arrogant. Es ist einfach höchst notwendig, dass in das bedeutendste Opernhaus dieses Landes und dieser Stadt so investiert wird, dass man dort zeitgemäß arbeiten kann. Da geht es nicht um künstlerische Fragen, da geht es einfach auch um arbeitsrechtliche Fragen. Es ist höchst notwendig, dass hier eine Hubbühne eingebaut wird, dass ein Lift für diverse Transporte eingebaut wird und dass ein Vorplatz und ein Vordach hergestellt werden.

Weil nun der Herr Wolf, natürlich in seiner völligen Oppositionseuphorie, gleich sagt, Vorplatz Prater ist Vorplatz Lehargasse: Das ist sehr einsichtig. Eigentlich hätte ich Ihnen mehr zugetraut. Aber, unter uns gesagt, wenn Sie das schon strapazieren, dann kann ich Ihnen sagen, der Vorplatz bedeutet, dass ein Dach gemacht wird, damit, wenn Kulissenteile, Dekorationen und Requisiten vom LKW abgeladen werden, diese nicht auf der Straße stehen, sondern geschützt werden. Weil es ist oft sehr gefährlich, dass diese Kulissenteile einfach ungeschützt auf dem Gehsteig stehen. Der Gehsteig wird jetzt so weit vorgezogen, dass man vor dem Theater etwas hinstellen kann, ohne dass es nass oder kaputt wird oder beschädigt werden kann oder Passanten am Gehsteig gefährdet.

Das ist die Realität. Es ist einfach notwendig und wichtig, dass das jetzt gemacht wird. Dafür gibt es das Investitionsprogramm der Stadt Wien. 

Warum ist das jetzt wichtiger als vielleicht früher? Das werden Sie sich vielleicht fragen. Weil jetzt Oper gespielt wird. Weil dort im Jahr zehn bis zwölf Produktionen stattfinden und in jedem Monat zweimal aufgebaut und zweimal abgebaut wird. Da geht es nicht um irgendein Bild, das man hineinträgt, sondern da geht es um Kulissenteile, die bis zu 1 000 kg schwer sind, die derzeit über diese Portierloge ein- und ausgebracht werden müssen, während gleichzeitig täglich 300 Leute hineingehen, und zwar der Techniker und die Technikerin genauso wie die Mitarbeiterin und der Mitarbeiter der Vereinigten Bühnen Wien, aber genauso auch die Künstler bis hin zu Placido Domingo. Das geht nicht. Daher wird jetzt der Ein- und Ausgang getrennt. Das heißt, es wird ein eigener Ein- und Ausgang für die Beschäftigten, für die Künstlerinnen und Künstler geschaffen und daneben wird dieser Eingang, der bisher der einzige Eingang war, umgebaut und erweitert für die Zu- und Ablieferung der Kulissen im Theater an der Wien. Das ist heute notwendiger als früher, weil früher hat es Musical-Produktionen gegeben, die oft sehr lange gelaufen sind. Ich sage jetzt, „Cats" sieben Jahre, „Elisabeth" viele Jahre. Daher war es auch nicht notwendig, dauernd die Kulissen umzubauen, während jetzt, wenn jedes Jahr zehn bis zwölf Premieren im Haus sind, natürlich die Umbauarbeiten wesentlich häufiger sind.

Es geht daher um die Praktikabilität. Es geht aber vor allem um die Sicherheit der Beschäftigten und der Besucher und Besucherinnen. Es geht um die Sicherheit der Passanten am Gehsteig. Und es geht darum, dass einfach Transporte von Kulissen, Kostümen und Requisiten leichter sind. Derzeit müssen zum Beispiel Kostüme, Requisiten über eine enge Stiege fünf Stockwerke hinaufgetragen werden, auch während der Aufführung, vor der Aufführung, nach der Aufführung. Das ist alles sehr aufwendig. Nach dem Umbau wird es einen Aufzug geben, wo das leichter wird, womit man auch bessere Möglichkeiten für die Abwicklung der Produktionen hat. Es wird durch diesen Einbau der Hubbühne einen besseren Zugang und eine Zulieferung zur Unterbühne geben. Diese Unterbühne kann dann als zusätzliches Lager verwendet werden, weil es bisher nicht möglich war, dort etwas hinzustellen, weil man einfach nicht hingekommen ist. Dadurch kommt es auch zu kürzeren Auf- und Abbauzeiten.

Es tut mir leid, dass ich hier einen Nachhilfeunterricht in punkto Theater geben muss, aber ich meine, es ist offensichtlich notwendig. Ich glaube, das könnte sogar ein Oppositionspolitiker oder eine Oppositionspolitikerin verstehen, ohne es sich anzuschauen, wenn das alles einfacher wird, dass man beim Umbau schneller ist. Das heißt, es wird weniger Überstunden geben, es wird dadurch weniger Kosten geben und es wird damit auch größere Chancen geben, dass die erfolgreichen Produktionen der Vereinigten Bühnen Wien im Theater an der Wien öfter gespielt werden können. Heute ist es oft nicht möglich, die Aufführung sechsmal, achtmal, zehnmal zu spielen, weil das einfach vom zeitlichen Ablauf der Zu- und Ablieferung, der Auf- und Abbauten nicht möglich ist. Das Theater an der Wien hat dann die Chance auf längere Spielzeiten für erfolgreiche Produktionen. Da gibt es sehr viele. Alle sind erfolgreich, gewisse sind aber so überlaufen, dass es einfach notwendig ist, in Zukunft weitere Vorstellungen anzusetzen.

Das wird auch mit der Abo-Entwicklung unterstrichen. Das Theater an der Wien hat nach Umwandlung in ein Opernhaus ein Abo aufgelegt, hat im ersten Jahr 1 000 Abos - das war schon sehr schön -, im zweiten Jahr 2 600 Abos und im heurigen Jahr 3 600 Abos verkauft. Sie sagen immer, bei Zahlen kennen Sie sich aus. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Tolle Umbauten!) - Eine tolle Sache, aber es wird noch besser werden. Es wird noch besser werden, wenn man es umbaut, wenn man dann die Sicherheitsprobleme wegbekommt, kürzere Umbauzeiten und damit auch weniger Kosten hat.

Das Theater an der Wien ist eine einzige Erfolgsgeschichte, hat die Abo-Zahlen innerhalb von zwei Jahren vervierfacht, ist unbestritten das erste Opernhaus in dieser Stadt und auch das erste Opernhaus in diesem Land. Das haben sich nicht der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien oder die Pressestelle der Vereinigten Bühnen Wien ausgedacht, sondern 50 hochrangige Kritiker und Kritikerinnen haben das Opernhaus des Jahres in Europa gekürt. Darüber sind wir sehr froh und glücklich und können stolz darauf sein, dass das Theater an der Wien auf den zweiten Platz der Opernhäuser des Jahres in Europa gesetzt wurde.

Soviel zum Theater an der Wien. Ich glaube, es ist unbestritten, dass es im Jahr 2006 eine Jahrhundertentscheidung war, das Theater an der Wien in ein Opernhaus umzuwandeln und dass es eine einzige Erfolgsgeschichte in künstlerischen, aber auch in wirtschaftlichen Fragen ist, was die Auslastung und den Verkauf von Abos im Theater an der Wien betrifft.

Nun zur Kritik der ÖVP, dass sie sagt, da versickert jetzt Geld, das ist alles nicht nachvollziehbar und das steht alles auch nicht im Akt. Ich weiß nicht, welchen Akt Sie lesen. Ich habe den Akt auch gelesen. Da ist eigentlich alles klar. Der Denkmalschutz ist geregelt. Es gibt klare Gutachten und Aufstellungen, wie das Geld, diese 2,1 Millionen EUR, investiert wird. Das Ganze passiert in den nächsten zwei Jahren bei voll laufendem Betrieb, ohne dass es irgendwelche Einschränkungen gibt, was den Theaterbetrieb betrifft. Die Auszahlung der Raten wird je nach Baufortschritt erfolgen. Das steht im Akt, lesen Sie das nach! Das heißt, da geht überhaupt kein Geld in irgendeine Kasse der Vereinigten Bühnen Wien, sondern da werden ausschließlich die Rechnungen für diesen notwendigen Umbau je nach Baufortschritt bezahlt.

Weil der Kollege Ebinger gesagt hat, das ist alles intransparent, sage ich, genau das Gegenteil ist der Fall. Der Kollege Ebinger ist jetzt zwar nicht da, aber ich sage es trotzdem. Genau das ist es nicht. Wir trennen ganz exakt die Betriebssubventionen von den Investitionssubventionen. Das ist Transparenz, mehr geht nicht. Es ist klar, 37,3 Millionen EUR gibt es für den Betrieb der drei Häuser der Vereinigten Bühnen Wien. Das sind immerhin 3 200 Sitzplätze, die erfolgreich bespielt werden. Alle Investitionsmaßnahmen werden immer wieder hier, damit das alles seinen ordentlichen politischen und transparenten Weg hat, im Gemeinderatsausschuss und dann im Gemeinderat, vorgelegt, diskutiert und beschlossen. Wien ist da wirklich mustergültig. Wir sind anders. 

Wien investiert auch in wirtschaftlichen Krisenzeiten zusätzlich in die Kultur, in eine ihrer großen Stärken. Wir investieren auch in Krisenzeiten zusätzlich in die Substanz der stadteigenen Gebäude, die stadteigenen Theater, vor allem in jene, die unter Denkmalschutz stehen. Das gilt insbesondere auch für das Theater an der Wien. Das macht die Stadt Wien in völligem Gegensatz beispielsweise zum ÖVP-Obmann von Wien, Herrn Dr Hahn, der in den letzten Jahren überhaupt nichts unternommen hat, um die notwendigen Investitionen in seinem Hochschul- und Universitätsbereich durchzuführen. Das wird heute auch noch zu diskutieren sein. Das ist der Unterschied. Wien investiert in der Krise, Wien investiert in seine Kultur, in seine Wissenschaft. Die ÖVP spart alles kaputt. Das ist der Grund, warum es notwendig ist, dass auch in Zukunft die SPÖ in Wien die Verantwortung für Kultur, Wissenschaft und insgesamt für die Stadtpolitik in dieser Stadt hat! (Beifall bei der SPÖ. - GR Alfred Hoch: Alle klatschen aber nicht!)

Weil auch schon diskutiert worden ist, die letzte Sitzung des Gemeinderatsausschusses hätte nichts gebracht: Ich weiß nicht, bei welcher Sitzung Sie waren. Es war eine ausführliche Diskussion im Gemeinderatsausschuss für Kultur. Dieser wurde durchgeführt und der Herr geschäftsführende Direktor Mag Drozda hat dort auf alle Fragen geantwortet, alle Fragen klargestellt. Er hat aber auch gesagt, er kann nicht Sachen sagen, die erst in ein paar Monaten feststehen. Er kann heute nicht sagen, wie die Bilanz für das Jahr 2009 ausschaut, wenn wir noch im letzten Quartal sind. Wir wissen auch, dass im letzten Quartal die Menschen besonders gern ins Theater gehen, vor allem ins Musical, und wir jetzt mit „Tanz der Vampire" eine besonders erfolgreiche Produktion im Ronacher laufen haben. Daher kann er natürlich erst Bilanzen vorlegen, wenn Bilanzen vorliegen. Das ist vorher einfach nicht möglich. Da können Sie jede Woche eine Sitzung beantragen. Vor Jänner, Februar, März wird es keine Bilanz für das Jahr 2009 geben.

Tatsache ist, und das muss schon einmal deutlich gesagt werden, dass im Jahr 2009 die Subvention der Vereinigten Bühnen Wien für drei Häuser von 40 Millionen EUR auf 37,3 Millionen EUR gekürzt worden ist. Tatsache ist daher, dass die Vereinigten Bühnen Wien den Steuerzahler und die Steuerzahlerin von Wien heuer um 2,7 Millionen EUR weniger kosten. Gleichzeitig wurde trotz dieser Reduktion der Förderung das Ronacher neu eröffnet, ist neu in Betrieb gegangen. Es spielt im Jahr erfolgreich 250 Vorstellungen. Dadurch sind auch hundert zusätzliche Arbeitsplätze im Ronacher geschaffen worden. Soviel zu Ihrer Kritik. Nichts ist intransparent, alles liegt auf dem Tisch. Es gibt kein Thema, das so gut, so ausführlich, so oft und so transparent diskutiert worden ist wie die Finanzen der Vereinigten Bühnen Wien. 

Weil die ÖVP immer wieder sagt, das ist alles eine Katastrophe, was da ins Musical fließt und das soll nicht der Fall sein: Damals waren Sie noch nicht im Gemeinderat, aber es gab tatsächlich Zeiten, als die ÖVP für das Kulturressort verantwortlich war. Unter uns gesagt, wir haben damals schon sehr darauf aufgepasst, dass da nichts passiert. Es ist Gott sei Dank auch nichts passiert. Aber ich muss schon deutlich feststellen, in diesen fünf Jahren, wo die ÖVP fürs Kulturressort verantwortlich war (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Damals war es auch besser!), war die Förderung für die zwei Musical-Häuser um 5 Millionen EUR höher, und das schon vor zwölf Jahren. Soviel zu Ihrem Argument, da sei zu viel Geld drinnen und das Musical brauche kein Geld. 

Ihr damaliger ÖVP-Kulturstadtrat wird gewusst haben, warum die Subvention in den Jahren 1996 und 1997 beispielsweise 22 Millionen EUR für zwei Musical-Bühnen betragen hat. Heute sind die zwei Musical-Bühnen zwar nicht dieselben, weil damals waren es das Theater an der Wien und das Raimund Theater und jetzt sind es das Raimund Theater und das Ronacher, aber damals haben die zwei Bühnen 22 Millionen EUR bekommen und jetzt bekommen die zwei Musical-Bühnen 15 Millionen EUR. Das ist deutlich weniger. Die Musical-Bühnen waren zur Zeit der ÖVP-Regierungsbeteiligung von 1996 bis 2001 höher dotiert. Damit waren die Vereinigten Bühnen Wien unter der ÖVP-Führung teurer als heute. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Sie messen Schilling mit Euro!) Nur das zu Ihrer Kritik, dass da Geld irgendwie hinausgeschmissen worden ist. Erkunden Sie sich bei dem damaligen Kulturstadtrat! Der hat sich übrigens in Kulturfragen viel besser ausgekannt als Sie! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir werden diesen Antrag jetzt natürlich beschließen. Wir werden dann auch die Freude und die Gelegenheit haben, alle anderen Fragen bei der Dringlichen Anfrage diskutieren zu können. Wir werden jedenfalls der Investition in die Kultur dieser Stadt zustimmen und sind froh, dass wir mit dem Theater an der Wien das bedeutendste Opernhaus unseres Landes in Wien haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Antonov. Ich erteile es ihr. - Ab jetzt Redezeit 20 Minuten. Sie weiß es.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zuerst, Herr Woller, eine Bemerkung zu Ihnen: Ich halte die Art und Weise, wie Sie sich hier über die Kollegin Ringler geäußert haben, für einen Skandal! Es steht Ihnen überhaupt nicht zu, in derartig untergriffiger Weise ihre heutige Abwesenheit hier zu kommentieren! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.)
Ich erwarte mir von Ihnen, Herr Woller, dass Sie sich bei der Kollegin Ringler dafür entschuldigen! Nicht mehr und nicht weniger!

Jetzt zum Thema: Sie haben sich vorhin darüber lustig gemacht, dass die Kultursprecher der Fraktionen herauskommen und dieser Finanzierung nicht zustimmen. Ich kann Ihnen sagen, aus Sicht der Kontrolle stellt sich das Ganze noch viel schlimmer dar. Ich kann nur unterstreichen, dieser Finanzierung können wir nicht zustimmen. Alles, was Sie vorhin erzählt haben, hat mich auch nicht davon überzeugt. 

Sie haben ein wunderbares Bild gezeigt, wie die Hinterbühne im Theater an der Wien ausschaut. Ja, gehört dringend saniert, stimmt. Aber ein denkmalgeschütztes Gebäude. Sie wissen seit Jahren, dass das fällig ist. Wie war denn das während der Festwochenproduktionen? Hat es da keine großen Kulissen gegeben? Da hätte man spätestens draufkommen müssen, dass das fällig ist! 

Was tatsächlich passiert, ist, in den Vereinigten Bühnen Wien haben Sie mit der Musical-Sparte ein schwarzes Loch, wo das Geld hineinfließt. Im Übrigen trägt genau das Theater an der Wien zur Mitfinanzierung dieses schwarzen Loches Musical-Sparte bei. Jetzt brauchen Sie das Konjunkturpaket, um den Umbau im Theater an der Wien zu finanzieren. Das ist eigentlich ein Wahnsinn! Da läuft etwas ganz schief! Das können Sie nicht schönreden und das können Sie auch niemandem erklären, warum das so ist! 

Sie können mir auch nicht erklären, warum es so ist, dass von diesem Konjunkturpaket über 80 Prozent wieder den Vereinigten Bühnen zugute kommen, die ohnehin von der Größe her die größten Subventionsempfängerinnen in der Kulturpolitik sind. Das haben Sie mir nicht erklären können.

Dieses Geschäftsstück kann man nur ablehnen. Da kann man nicht zustimmen. Wir finden diese Investition an sich nötig, richtig und gut. Hätte es ein Konjunkturpaket gegeben, das diesen Namen verdient, wäre es nicht wieder nur den Vereinigten Bühnen zugute gekommen und hätte es ein Konjunkturpaket gegeben, das Rücksicht auf die kulturelle Vielfalt, die es in dieser Stadt geben sollte, nimmt und wären nicht wieder die kleinen Bühnen benachteiligt gewesen, dann hätten wir zustimmen können. (Beifall bei den GRÜNEN.)

So, wie Sie das anlegen, ist das völlig unmöglich. Das werden auch alle außer Ihnen wahrscheinlich so sehen. Wenn Sie gemeint haben, die KultursprecherInnen der Opposition sind arrogant, Herr Woller, dann kann ich Ihnen nur sagen, Sie sollten ab und zu einmal überlegen, was Sie da eigentlich sagen und mit welchen Adjektiven Sie andere belegen! (GRin Henriette Frank: Mehr Respekt!)

Soviel zu diesem eigentlichen Geschäftsstück. 

Nun möchte ich noch die Gelegenheit nützen, um einen Antrag betreffend Qualitätsverbesserungen an den österreichischen Hochschulen einzubringen. Das ist ein Antrag, den meine Kollegin Claudia Smolik und ich gemeinsam mit den Kollegen Baxant und Wutzlhofer stellen. Das ist ein Antrag, mit dem wir deutlich machen wollen, dass wir uns mit den Problemen und mit den Forderungen der Studierenden solidarisieren. 

Bildung ist eines der wichtigsten Themen für die Zukunft in Österreich. Es hat sich gezeigt, dass die österreichischen Hochschulen den Herausforderungen nicht mehr so gewachsen sind, wie sie es sein sollten. Es ist erfreulich, dass sich an den Unis ein basisdemokratischer Widerstand herausgebildet hat. Es ist erfreulich, dass man nicht sagen muss, das muss geändert werden und tut doch mit, sondern dass die Studierenden selbst gezeigt haben, bis hierher und nicht weiter, so kann es nicht weitergehen. Die Studierenden brauchen dazu aber auch unsere Solidarität.

Wir bringen daher einen Antrag ein, der darauf abzielt, dass die Bundesregierung, und insbesondere der zuständige Wissenschaftsminister, wie immer der oder die dann auch heißen wird, aufgefordert wird, die Vorschläge der Studierenden laut Antragsbegründung umzusetzen und eine Qualitätsverbesserung an den österreichischen Hochschulen zu gewährleisten. Wir brauchen Bildung statt Ausbildung. Wir brauchen freien Hochschulzugang, Demokratisierung der Universitäten, die Ausfinanzierung der Universitäten, die Beendigung der prekären Dienstverhältnisse an den Universitäten und eine Sicherstellung, dass es endlich eine 50-prozentige Frauenquote in allen Bereichen des universitären Personals gibt. 

All das ist wichtig. Wenn Sie gesehen haben, wie viele Studierende und wie viele Menschen, die sich mit ihnen solidarisiert haben, bei der Demo am Mittwochabend waren, dann würden Sie wissen, dass das ein brennendes Thema ist. Dann würden Sie alle wissen, dass es wichtig ist, an den österreichischen Hochschulen endlich etwas zu ändern und dafür zu sorgen, dass dort vernünftige Bedingungen herrschen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Stadträte beziehungsweise ... (GR Ernst Woller: Hier!) Ah, ein Stadtrat ist da! Herr Stadtrat! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich höre Ihnen immer zu, auch wenn ich nicht in der ersten Reihe sitze!) - Ja, ich sehe, Sie sind aus der ersten Reihe ein bisschen weiter nach hinten gerückt. 

Die Vereinigten Bühnen bekommen bekanntlich heuer 37,3 Millionen EUR. Diese 37,3 Millionen EUR sind der größte Einzelbetrag im Wiener Kulturbudget. Im Vorjahr haben sie bekanntlich 40 Millionen EUR erhalten. Allerdings kritisiert das Kontrollamt - und das wissen Sie alle, meine Damen und Herren -, dass hier offensichtlich die Basis für die Förderung ein falsches Budget war, ein nämlich dauernd wechselndes Budget, wodurch zu viel Subventionen ausgezahlt worden sind. Schaut man sich den Gewinn aus der G-und-V-Rechnung aus dem Jahr 2006 an, sind es 11 Millionen EUR. Schaut man sich den Gewinn aus dem Jahr 2007 an, sind es 11,6 Millionen EUR. Dass sich der Herr Woller dann hinstellt und 37,3 Millionen EUR als die ganz große Großtat der Vereinigten Bühnen mit reduziertem Ansuchen für die Subvention anführt, halte ich wirklich für Chuzpe! (GR Ernst Woller: Es stimmt schon, was ich gesagt habe!) Das ist Chuzpe, denn die Vereinigten Bühnen haben 10 Millionen EUR Rücklagen und haben zwei Jahre vorher sozusagen je 11 Millionen EUR Ertrag gemacht und haben dafür teilweise auch Steuern gezahlt. 

Kommen wir zu dem Akt, von dem wir heute sprechen. Es sollen 2,1 Millionen EUR für diese Aus- und Umbauarbeiten ausgegeben werden. Nirgendwo im Akt findet sich, dass man diese Dinge sparsamer machen könnte. Auch wenn Frau VBgmin Brauner davon spricht, dass 2,5 Millionen EUR für das Kulturbudget sozusagen zur Verfügung gestellt werden, sind 2,1 Millionen EUR ein viel zu hoher Betrag, der ausschließlich für die Vereinigten Bühnen eingesetzt werden soll. Wir dürfen nicht vergessen, dass bei den Subventionen in die Objekte noch viel Geld- und Nachforderungen von Seiten der Vereinigten Bühnen auf uns zukommen. Ich sehe nur, es nahen die Wahlen und man hat die Spendierhosen an. 

Als Begründung für die 2,1 Millionen EUR wird der geänderte Spielbetrieb im Theater an der Wien angeführt. Was den geänderten Spielbetrieb ausmacht und warum, wird in dem Antrag der Zivilingenieure Ferro & Partner Ziviltechniker GesmbH nicht begründet. Wir haben schon gehört, dass die vielen Festwochen und so weiter einen getrennten Eingang erfordert haben. Man hat auch schon sehr früh gewusst, dass man ein drittes Opernhaus macht und man hätte sich schon damals Gedanken darüber machen müssen, wie der Eingang in der Lehargasse aussehen wird. 

Die Basis der Förderung von 2,1 Millionen EUR beruht auf einer Grobkostenschätzung. Die Honorare werden mit rund 300 000 EUR angegeben. Auch kein kleiner Betrag. Aber welche Schwankungen und welchen Schwankungsbereich es bei der Grobkostenschätzung geben wird, wird mit keiner Silbe erwähnt. Ob alles durchgeführt werden muss, steht ebenfalls nirgends. Die Vereinigten Bühnen wünschen sich das und die Stadt finanziert wie immer.

Die Stadt Wien hat selten eine gute Hand bei der Finanzierung. Da denke ich an Vorplatz. Herr Woller hat das schon so nett gesagt, und mein Kollege Franz Ferdinand Wolf hat das auch gesagt, Vorplatz erinnert stark an Prater-Vorplatz. Dort sind halt einmal 60 Millionen EUR Steuergeld versickert. Das spielt ja keine Rolle in dieser Stadt!

Um- und Zubauten beziehungsweise Bauzuschüsse werden immer als eigener Finanzposten ausgewiesen. Bekanntlich hat Geld kein Mascherl. Wir fürchten, dass manche Zusatzmittel auch zum Stopfen von Budgetlöchern verwendet werden. Auf Grund der Grobkostenschätzung fürchten wir, dass sie viel zu gering angesetzt worden ist. Ob die Praxis mit den oftmals angepassten und geänderten Budgetansätzen bei den Vereinigten Bühnen Wien beendet wurde, wie im heurigen Kontrollamtsbericht gefordert wird, ist uns bis heute nicht schlüssig nachgewiesen worden. Wir sagen vorläufig Nein zum Umbau, denn wir fürchten, dass der Abgang der Vereinigten Bühnen wesentlich größer sein wird. Man muss leider wirklich um das Geld des Steuerzahlers fürchten. 

Zum Thema Bundesminister Hahn: Ich darf daran erinnern, dass es soeben einen Spatenstich für einen Neubau der Wirtschaftsuniversität Wien gegeben hat, wo voraussichtlich 450 bis 600 Millionen EUR von Seiten des Ministeriums ausgegeben werden. Wir werden am Montag im Bauausschuss einen Akt haben, wo 92 000 m² von der Stadt Wien an den Bund verkauft werden. Auf diesem Areal wird dann die neue Wirtschaftsuniversität gebaut werden. Also man sieht, das Wissenschaftsressort investiert hier in Wien, in unsere Stadt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn GR Baxant. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Berichterstatterin!

Ich stelle fest, die Kultur und ein ganz wichtiges Kulturinstitut in Wien bekommt 2,1 Millionen EUR mehr von der Finanz, und die Opposition ist anscheinend dagegen, weil es einen roten Kulturstadtrat gibt. (GR Marco Schreuder: Dann haben Sie nicht zugehört!) Mir ist auf jeden Fall überhaupt nicht klar, warum hier nicht zugestimmt wird, warum das überhaupt ein Problem ist. (GR Marco Schreuder: Zuhören!) Wir haben 2,1 Millionen EUR mehr und ihr seid dagegen! Ich kann das als Kulturpolitiker irgendwie nicht nachvollziehen. Als Wiener freue ich mich sehr und bedanke mich bei der Finanzstadträtin Brauner, dass sie diese Geldspritze zur Verfügung gestellt hat. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie persönlich?)
Die Vereinigten Bühnen Wien, und ich glaube, das steht außer Frage, sind eine sehr wichtige und international anerkannte Institution, sind sozusagen das kulturpolitische Flaggschiff der Kulturstadt Wien. Irgendwie habe ich seit mehreren Monaten vor allem bei der ÖVP die Strategie erkannt, dass es einfach darum geht, die Vereinigten Bühnen totzuschießen, anzuprangern und an die Wand zu stellen, wie schrecklich das nicht alles ist. Ich möchte nur in Erinnerung rufen, dass die Vereinigten Bühnen Wien jährlich über 600 000 Gäste haben, die mit den Produktionen sehr zufrieden sind. Wir haben Produktionen, die zeitgenössisch sind. Wir haben Produktionen fürs eher konservative Publikum. Kurzum, die Vereinigten Bühnen machen eine sehr gute kulturpolitische Arbeit in Wien. Das muss auch einmal gesagt werden!

Grundsätzlich, meine Damen und Herren, vor allem von der ÖVP, sind Sie gegen diesen Antrag, weil Sie anscheinend nicht wissen, wie die Situation vor Ort ist. Mein Kollege Woller hat vorhin schon dargelegt, dass es dringend notwendig ist, am Theater an der Wien im Hinterbereich Adaptierungen vorzunehmen.

Genauso wenig wissen Sie anscheinend von der Situation an den Hochschulen. Reden wir einmal darüber. Ich stelle fest, die Stadt Wien investiert in die Zukunft, investiert in Gebäude, investiert in Kultur und Kunst. Aber dort, wo Sie verantwortlich sind, wo vor allem Ihr Wiener ÖVP-Chef, nämlich Gio Hahn, verantwortlich ist, herrscht absoluter Stillstand! Dort herrscht die Katastrophe! Wien bekennt sich zur Kultur und zur Kunst. Dieses Bekenntnis bedeutet natürlich auch, dass wir Verantwortung wahrnehmen, ganz anders als Gio Hahn im Bund und ganz anders als Gio Hahn im Uni- und Hochschulbereich. 

Sie haben anscheinend keine Ahnung, wie es dort zugeht. Deswegen möchte ich Ihnen vielleicht ein paar kleine Geschichten und Schmankerln näherbringen. Haben Sie sich vielleicht in den letzten Jahren für irgendein Studium interessiert? Oder hat sich irgendjemand von Ihnen schon einmal immatrikuliert oder inskribiert? Wissen Sie, wie schrecklich das ist? Wissen Sie, wie lange man dort in der Schlange steht und dass man dann vielleicht gar nicht mehr drankommt, weil das Büro sowieso schon zu hat? Wissen Sie, wie viel bürokratischer Aufwand damit verbunden ist? Anscheinend wissen Sie das nicht, weil sonst könnten Sie nachvollziehen, in welcher Situation die Studierenden in diesem Land sind, warum ganz zu Recht Hörsäle besetzt werden und warum demonstriert wird! 

Genauso wissen Sie anscheinend nicht, wie Anmeldungen zu Lehrveranstaltungen vonstatten gehen. Ich erzähle es Ihnen: Es sitzen Armadas von Studierenden um 12 Uhr in der Nacht zu Hause, weil um 12 Uhr in der Nacht die Anmeldefrist beginnt und man weiß, dass 5 Minuten nach 12 beziehungsweise 3, 4 Minuten nach der Freischaltung sämtliche Plätze belegt sind. Das heißt, man sitzt als Student um 12 Uhr in der Nacht vor dem Computer, versucht sich anzumelden und schafft es dann aber trotzdem nicht, weil der Server der Universität abgestürzt ist. Sollte man es schaffen, sitzt man in einer überfüllten Vorlesung, wo man absolut nichts mitbekommt. So schaut die Situation in einem wichtigen politischen Bereich aus, wo Sie ursächlich verantwortlich sind. Aber uns hier vorzuwerfen, dass wir eine wichtige Adaptierung in einem Theater vornehmen wollen, ist absolut absurd! (Beifall bei der SPÖ.)
Eine Propaganda, die ständig von Ihnen kommt - schon seit Gehrer kommt das -, ist, angeblich gibt es zu viele Studierende. Nein, es gibt nicht zu viele Studierende, sondern es gibt zu wenig Platz für die Studierenden, die wir in Österreich unbedingt brauchen. Es weiß jeder in diesem Land, dass wir zu wenig Studierende und vor allem zu wenig Akademiker und Akademikerinnen haben. Die Uni-Politik und Hochschulpolitik, wie sie Gio Hahn, Ihr ÖVP-Chef, macht, ist absolut kontraproduktiv und katastrophal. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Universitäten sind heute leider zu Fabriken verkommen, wo Matrikelnummern und nicht Menschen gelehrt werden und wo versucht wird, Matrikelnummern so schnell wie möglich durchs System zu schleusen. Das ist ein Zustand, den wir einfach nicht hinnehmen können! Die Unis sind chronisch unterfinanziert. Sie sind personell katastrophal ausgestattet und es lehren demotivierte und überbelastete Professoren und Professorinnen. Es ist ein sehr undemokratisches System. Die Studenten haben fast überhaupt keine Möglichkeiten, sich zu Wort zu melden, geschweige denn, über etwas abzustimmen oder zuzustimmen. Es wird auch immer wieder vergessen, immer noch ist das Bildungssystem, und vor allem das Hochschulsystem, ein sozial sehr selektives System, wo es sich vor allem junge Menschen aus gut betuchten Kreisen oder der Mittelschicht leisten können zu studieren, Menschen aus der unteren sozialen Schicht können es sich hingegen überhaupt nicht leisten.

Noch eine ganz wichtige Sache: Immer noch sind die Universitäten ein reiner Männerhort, wenn man sich vor allem die Professorenlandschaft anschaut. Ich glaube, über 95 Prozent der Professoren sind männlich, 5 Prozent sind weiblich. Für all das ist ÖVP-Wien-Chef Gio Hahn verantwortlich und Sie stellen sich hier hin, wenn wir eine zusätzliche Adaptierung eines Theaters beschließen wollen! Ich muss es noch einmal sagen, das ist absolut absurd! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Seid ihr auf Bundesebene Oppositionspartei?)
Als Antithese steht die Stadt Wien da. Zum ÖVP-dominierten Hochschulministerium steht die Stadt Wien da. Wir sind zwar nicht fürs Hochschulwesen zuständig, das wissen wir alle, trotzdem übernehmen wir natürlich Verantwortung. Ich erinnere zum Beispiel nur an die ermäßigten Tarife der Wiener Linien für Studierende. Ich erinnere an die Förderung des Baus und der Modernisierung von Studentenwohnheimen. Ich erinnere an die Refundierung der Grundsteuer an die Wiener Universitäten und Forschungsinstitute oder an die Unterstützung der Universitäten bei Umbau- und Neubaumaßnahmen, wie jüngst zum Beispiel beim WU-Campus, was Sie auch schon erwähnt haben, oder im ehemaligen Gelände der Wiener Messe. (GRin Nurten Yilmaz: Oder an die Wohnbeihilfe!) Das heißt, in jeder Hinsicht und vor allem in Bildungsfragen und in Fragen der Kunst und Kultur ist die SPÖ-Wien und ist die Stadt Wien die Antithese zur rückständigen und visionslosen ÖVP! Das muss einmal gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Noch einmal, ich bin stolz darauf, Mitglied des Wiener Gemeinderates zu sein. Ich bitte darum, dass vielleicht auch die Kollegen der ÖVP und der FPÖ sich das noch einmal überlegen, dass wir gemeinsam mit den GRÜNEN einen Solidarisierungsantrag eingebracht haben. Wir solidarisieren uns mit den Studenten und Studentinnen, mit den Uni-Besetzerinnen und Uni-Besetzern, die seit Tagen friedlich für ihre Rechte und für ein zukunftsträchtiges und sozial durchlässiges Bildungssystem demonstrieren. Angesichts der Uni-Proteste und, ich sage es noch einmal, der katastrophalen Situation an den Universitäten ist das heutige ÖVP-Schauspiel absolut absurd! - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich habe jetzt noch zwei Wortmeldungen bekommen. Die erste ist von Klubobmann Dr Tschirf. - Bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Lieber Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Was heute die SPÖ hier aufführt, ist wirklich ein unwürdiges Spiel! Man hat den Eindruck, die SPÖ hat in diesem Land nur ein Interesse, an der Eskalationsspirale zu drehen. Das ist die Tatsache. Weil wie sieht es aus? Sämtliche Beschlüsse in den letzten drei Jahren - und so lange gibt es einen Bundeskanzler aus dem Bereich der SPÖ - sind einstimmig beschlossen worden, mit Ausnahme von einem Beschluss, als es nämlich um die Studiengebühren gegangen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie wissen doch ganz genau, dass beispielsweise beschlossen wurde, in den nächsten Jahren zusätzlich 8,2 Millionen EUR für die Universitäten. Das ist etwas, was Bundesminister Hahn durchgesetzt hat, wo Sie mitgestimmt haben. Ihnen geht es nicht um die Tatsachen, sondern offensichtlich darum, dass in diesem Land eine Eskalation stattfindet! Das ist für eine Partei, die den Bundeskanzler und den Bürgermeister stellt, wirklich ein Armutszeugnis, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 
17 Prozent mehr ist das, was Johannes Hahn als Wissenschaftsminister durchgesetzt hat. Ich hätte mir erwartet, dass von Seiten der SPÖ hier mehr an Unterstützung gekommen wäre. Er hat es trotz der SPÖ durchgesetzt! Das ist die Realität! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich glaube, man muss auch fair und ehrlich sein, was faire Studienbedingungen betrifft. (GR Ernst Nevrivy: Das habt ihr nie gelernt!) Zu fairen Studienbedingungen gehört auch, dass man nicht einen ungezügelten Zugang zu den Studien hat, sondern dass man hier klar und deutlich Regeln auch aufgestellt hat, weil sonst gibt man den Studierenden nicht die Chancen. Jede Fachhochschule hat ihre Regeln, nach denen vorgegangen wird. Es tut mir leid, dass der Kollege Baxant hier gesprochen hat, der offensichtlich nicht allzu viele Erfahrungen hat. Es hätte mich mehr interessiert, wenn beispielsweise der Herr Kulturstadtrat aus seinen Erfahrungen als erfolgreicher Absolvent der Johns Hopkins University in Bologna aufzeigen könnte, was es bedeutet, wenn man entsprechende Qualität an Bildung hat. Natürlich ist damit verbunden, dass man auch mehr dabei verdient, meine sehr geehrten Damen und Herren. Aber das ist ganz klar und jeder, der im Ausland Studienerfahrungen hat, kennt das. Das, was hier von Seiten der SPÖ aufgeführt wird, ist erbärmlich und ist wirklich ein ganz billiges Spiel! (Beifall bei der ÖVP.) 

Schauen Sie sich bitte an, die OECD ist eine Organisation, die sicherlich über jeden Verdacht erhaben ist, dass parteipolitisches Kleingeld irgendwie eine Rolle spielt. Die OECD sagt ganz klar, dass es Spielregeln geben muss, auch für Österreich, betreffend Studienbeiträge, betreffend Zulassungsvoraussetzungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe nicht die Erfahrungen des Herrn Kulturstadtrates, aber ich kenne auch den Vergleich zwischen österreichischen Universitäten und beispielsweise Deutschland, von der Verwaltungshochschule in Speyer, auch wenn es schon 20 Jahre her ist, wo es ganz klar war, dass man einfach nur eine bestimmte Zahl an Studenten zugelassen hat, damit die Qualität dort eine völlig andere als an einer Massenuniversität ist. In Wahrheit, wenn Sie sich nicht darum kümmern, ist das unsozial und Sie verbauen den Jungen die Chancen! Das ist die Wahrheit, um die es geht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Was wir bräuchten, ist, dass Studieren ermöglicht und nicht blockiert wird. Was wir brauchen, ist Diskussion und nicht Demolieren, meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass die Studenten das natürlich anders sehen und dass man mit den Studenten redet, ist eines, aber es ist unverantwortlich, was gerade die SPÖ auch in diesem Hause aufführt! Offensichtlich hat sie sich davon verabschiedet, konstruktiv etwas auf diesem Gebiet zu tun, obwohl sie immerhin den Bundeskanzler aus ihren Reihen stellt. 

Noch etwas, meine sehr geehrten Damen und Herren: Es sollte eigentlich für die SPÖ, gerade wenn man sich ansieht, was für diese Stadt durch das Universitätsbudget des Bundes erfolgt, peinlich sein, auf Peanuts von Wien hinzuweisen. Das ist kleinlich, kleinkariert und sollte einer Partei, die einmal Bildungstradition gehabt hat, zum Nachdenken geben. Gehen Sie in sich, denken Sie nach! Tun Sie etwas für die Studenten, tun Sie etwas für Österreich, tun Sie etwas für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die entsprechend ihrem Steueraufkommen hier etwas einbringen! Schauen Sie darauf, dass wirklich gute Bedingungen für die Universitäten ermöglicht werden, und drehen Sie nicht an der Gewaltspirale mit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich habe jetzt noch eine Wortmeldung von Herrn Mag Gudenus. - Bitte schön. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Hoher Gemeinderat!

In aller Kürze, der Kollege Tschirf hat ja schon einiges gesagt. Auf den ersten Blick schaut dieser Beschluss- und Resolutionsantrag recht gut aus, wenn man die Überschriften durchliest. Wenn man dann aber die Erläuterungen dieser Broschüre genauer betrachtet, wo zum Beispiel steht, freier Hochschulzugang auch für Nicht-EU-BürgerInnen und für Langzeitstudierende, ist genau das der Punkt, wo wir eben sagen, es darf wohl nicht sein, dass hier mit einem solchen Antrag eine Täuschung betrieben wird, dass hier der Gemeinderat getäuscht werden soll! (Aufregung bei SPÖ und GRÜNEN. - GRin Nurten Yilmaz: Jetzt haben wir es!) Dem können wir natürlich nicht zustimmen. 

Des Weiteren, wenn man sich die Krawalle der letzten Tage, die stattgefunden haben, anschaut, wo in der Uni der größte Hörsaal besetzt wurde (GR Heinz Hufnagl: Das ist ein demokratisches Recht!), waren Sie wahrscheinlich auch gerne dabei. (GR Marco Schreuder: Ja!) Das wissen wir eh. Dort fühlen Sie sich wohl, wo die Krawalle sind! So etwas lehnen wir ab und mit solchen Leuten können wir uns nicht solidarisieren! Deswegen werden wir diesen Antrag ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hätte das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Susanne Bluma: Ich verzichte auf das Schlusswort. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Sie verzichtet. Wir können somit gleich abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 13 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Diese Post ist mehrstimmig, mit den Stimmen der Sozialdemokraten, angenommen. 

Wir können gleich die beiden eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen. 

Der erste ist von den GRÜNEN betreffend konjunkturbelebende Maßnahmen für Kunst- und Kulturinitiativen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer ist dafür? - Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, SPÖ dagegen. 

Der zweite ist ein gemeinsamer Antrag der GRÜNEN und der SPÖ, betreffend Qualitätsverbesserung an österreichischen Hochschulen. Ebenfalls wird die sofortige Abstimmung beantragt. - Bitte, wer ist für diesen Antrag? - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Stadtimpuls. Hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir können gleich abstimmen. - Wer von den Damen und Herren ist für die Postnummer 8? - Postnummer 8 ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Standortförderungen, Jahressubventionen, Projektzuschüsse und Beratungskosten für diverse Theatergruppen, -institutionen und Einzelpersonen. Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. - Wer ist für diese Post? - Die Sozialdemokraten und die GRÜNEN, ist somit angenommen. 

Postnummer 18 wäre jetzt dran. Es geht um die Subvention an WUK - Verein zur Schaffung offener Kultur- und Werkstättenhäuser. Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir können abstimmen. - Wer ist für diese Postnummer? - Mehrstimmig, mit den Stimmen der GRÜNEN und der Sozialdemokraten, angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft. Auch hier hat sich niemand zum Wort gemeldet. Wir können abstimmen. - Wer ist für die Postnummer 17? - Diese Postnummer ist, wenn ich es richtig sehe, einstimmig angenommen. 

Postnummer 28 ist dran. Sie betrifft die Förderaktion der Stadt Wien für einbruchshemmende Eingangstüren. Hier wird die Berichterstatterin, Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely, einleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Frank hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nachdem in der Präsidiale beschlossen wurde, diese Postnummer zu einer Art Sicherheitsdebatte zu machen, darf ich hier mehrere Dinge ansprechen und mich nicht ausschließlich auf diese Türen beschränken. 

Die Kriminalstatistik zeigt für September 2009 15 471 Delikte in Wien. Das entspricht einer Steigerung von knapp 10 Prozent gegenüber dem September des Vorjahres. Besonders hervorstechend ist dabei, dass 30 Mal täglich in Wien eingebrochen wird. Das heißt, das entspricht einer Steigerung von 30 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Bei Häusern beträgt die Einbruchsrate ein Plus von 60 Prozent. 

Wie reagieren jetzt die Verantwortlichen dieser Stadtregierung auf diese schon seit Langem bekannten Tatsachen? Zum einen werden ständig irgendwelche Maßnahmen gesetzt, die aber nur ganz winzig irgendwie erkennbar oder nicht greifend sind und die sich auch mehr darauf beschränken - das tut mir jetzt leid, Herr Stadtrat, wenn ich es so offen sagen muss -, dass man sich wieder einmal medial präsentiert. Sie machen es meistens lächelnd, der Herr Bürgermeister ein bisschen brummig. Die Frau StRin Brauner gestikuliert heftig dabei. Aber man hat das Gefühl, dass bei allen Aktionen, die gesetzt werden, doch die Präsentation der Personen im Vordergrund steht und nicht das, was eigentlich erreicht werden soll. 

Gehen wir gleich einmal los mit der Videoüberwachung in den Gemeindebauten. Sie wollen das jetzt ausweiten, haben die Zeitungen gesagt. Tatsächlich gibt es aber überhaupt erst acht städtische Wohnhausanlagen, wo man Erfahrungen gemacht hat. Aber in diesen acht städtischen Wohnhausanlagen - und das war für mich schon sehr interessant - hat man Vandalismus und Sachbeschädigung bereits um die Hälfte reduzieren können. Wir fordern seit vielen Jahren diese Videoüberwachung. Da war dann vom Überwachungsstaat die Rede und davon, dass wir wieder einmal die schwarzen Schafe sehen, wo nichts dergleichen zu erkennen ist. Tatsächlich hätten sich viele Bewohner dieser Wohnhausanlagen viel Geld gespart, hätten sie diesen Vandalismus nicht bezahlen müssen, wären wir schon etwas früher auf diese Forderungen eingestiegen. (VBgm Dr Michael Ludwig: Das musste aber erst von der Datenschutzkommission bewilligt werden!) - Man kann auch schon früher reagieren, dann ist auch das andere etwas früher dran. 

Aber was mich jetzt an dieser ganzen Aktion stört, ist, dass Sie erklären, wenn Sie das ausdehnen, dann wird das so gemacht, dass dort, wo überdurchschnittlich viele Schadensmeldungen bestehen, solche Anlagen installiert werden sollen. Das entspricht meiner Meinung nach dem Drogenproblem. Man hat jetzt an einem Punkt, wo das praktisch aufgetreten ist, etwas getan und dann hat sich das Ganze auf einen anderen Punkt konzentriert. So würde ich das sehen. Wenn Sie beginnen zu sagen, das ist ein gefährdeter Bau, dort machen Sie jetzt die Videoüberwachung, dann werden vielleicht gewisse Akte, die nicht immer von den Hausbewohnern gemacht werden, sondern das sind oft auch hausfremde Personen, einfach nur in den nächsten Bau verlagert. So verlagern wir das in Wien rundherum, bis wir durch sind und dann fangen wir wieder von vorne an. 

Ich glaube, man sollte, wenn sich das System bewährt, das wirklich flächendeckend durchziehen. Aber dann fehlt mir persönlich jedes Konzept dazu. (VBgm Dr Michael Ludwig: Das sollen die Mieter entscheiden!) Auch die Mieter sollen es entscheiden (VBgm Dr Michael Ludwig: Nicht auch!), weil die müssen es letztlich auch bezahlen. (VBgm Dr Michael Ludwig: So ist es!) Ich denke mir, wenn man den Mietern eine faire Gegenüberstellung macht, was sie bisher der Vandalismus kostet und was sie dann die Videoüberwachung kostet, dann kann man wirklich konkret entscheiden und sagen, man ist besser dran und entscheidet sich für die Videoanlage oder bei einem passiert sowieso nie etwas und man riskiert es. Aber das muss man dann schon auch machen. Das muss eine faire Gegenüberstellung sein und nicht einfach nur sagen, dass die Mieter jetzt die tolle Videoanlage bekommen. Das ist ein bisschen zu wenig. 

Ein wesentlicher Sicherheitsfaktor, und der ist von mir schon vor Jahren ins Treffen geführt worden, aber ich kann nicht erkennen, dass wir das auch ernsthaft betreiben, war die Prävention in der Form, dass die Polizei bei der Planung hundertprozentig eingebunden wird. Und zwar bei der Planung von Wohnhausanlagen ab dem ersten Zeitpunkt. In Deutschland ist das selbstverständlich. Das hat überhaupt nichts mit Überwachung zu tun, sondern das hat damit zu tun, dass die Konstruktion verschiedener Bauten einfach mehr dazu angetan ist. Dunkle Ecken, überdachte Laubengänge, wie Wien sie jetzt laufend macht, sind wirklich Fälle, wo eher etwas passiert, als wenn man Freiräume und so weiter schafft. Die wirklichen Fakten hat die Polizei. Die haben vielleicht Sie nicht, ich nicht und auch nicht der Herr Planungsstadtrat. Aber hier muss man ansetzen. Das wurde leider, wie vieles andere auch, damals niedergestimmt. Wenn ich die Kriminalstatistik sehe, bin ich nicht dieser Überzeugung, dass wir das alles nicht brauchen. 

Dann komme ich zu meinen Türen. Das ist ja auch der Gegenstand. Vor einem Jahr habe ich diese Sicherheitstüren gefordert. Sie waren - das gebe ich zu - im Wiener Wohnbau von Ihnen schon gefördert eingebaut, aber ich wollte es ausgedehnt haben auf Kleingartenhäuser, erdgeschoßige Terrassen und auf Siedlungshäuser. Es gab ein kategorisches Nein. Schmunzeln konnte ich nicht, aber es ist ein bisschen eigenartig, Sie sagen jetzt im Fernsehen, glaube ich, oder in einer Zeitung, dass auf eigene Initiative von StR Ludwig nunmehr Reihenhäuser und erdgeschoßige Terrassentüren auch gefördert werden. Ich will noch gar nicht über den Betrag reden. Ich hatte das Gefühl, Sie haben ein schlechtes Gewissen und müssen jetzt das Wort eigene herausstreichen, wenn Sie mir gerade vor einem Jahr den Antrag abgelehnt und gesagt haben, dass wir das nicht brauchen. Wir brauchen das scheinbar doch. Wenn ich jetzt noch sehe, dass die Einbruchsrate bei Häusern ein Plus von 60 Prozent ergibt, dann war es sicherlich falsch, dem Antrag nicht zuzustimmen, dass man das auch auf Siedlungshäuser ausdehnt. Das muss ich schon ganz offen sagen, denn 60 Prozent sind schließlich nicht irgendetwas. 

Der nächste Punkt kam heute schon mehrmals zur Debatte: Hausbesorger. Natürlich kommt dann der Nachredner und wirft wieder vor, wir hätten sie abgeschafft. Wir kennen das Spiel. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das habt ihr ja auch!) - Nein!

Herr Dr Stürzenbecher, genau auf Sie habe ich es jetzt abgesehen. Und zwar haben Sie am 27.6.2005 folgende Rede in diesem Gemeinderat geschwungen: „Was jetzt ganz besonders wichtig wäre, wieder bundesgesetzlich, dass man den Lehrberuf des Hausbetreuers endlich gesetzlich festlegt, damit neben der Reinigung und Betreuung der Wohnbauten diese neuen Hausbetreuer auch technische Reparaturtätigkeiten ausführen dürfen und echte Ansprechpartner für die Sorgen der Mieter sein sollen. Hier appelliere ich, dass man auf bundesgesetzlicher Ebene zu einer Lösung kommt." - Aber was haben Sie jetzt drei Jahre lang gemacht? Sie stellen sich hin und sagen, irgendwann war die FPÖ schuld, das gilt für alle Zeiten, trifft Sie nie wieder und Sie brauchen nie wieder etwas zu tun. Die Schuldzuweisung Punkt Nummer 1. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Keine Mehrheit! Die ÖVP ist dagegen! Außerdem haben Sie das abgeschafft!) - Machen Sie es! Drei Jahre sind auch schon eine Zeit! Sie tun ja auch sonst nichts, was wir sagen! Bei den ganzen Videoanlagen wurde alles abgelehnt, was wir vorgeschlagen haben. Auf einmal sagen Sie, die FPÖ hat das gesagt und daran halten Sie sich! Das ist schon sehr unglaubwürdig! Dem kann ich nicht zustimmen. Ich kann Ihnen nur raten, kümmern Sie sich darum, Sie sind in der Regierung, Sie haben alle Möglichkeiten, alles besser zu machen! Das ist kein Problem! (Beifall bei der FPÖ. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Eine sehr schwache Argumentation!)
Aber jetzt komme ich zu einem Problem und damit habe ich wirklich eines. Es geht um die strenge Truppe der Ordnungsberater, wie der „Kurier" sie betitelt hat. Die „Presse“ schreibt, dass die neueste Sicherheitstruppe der Stadt offiziell von Wohnbaustadtrat Ludwig der Öffentlichkeit präsentiert wurde. Zwischen 6 Uhr und 21.30 Uhr ist sie im Einsatz. Bevor ich zum Wesen der Ordnungsberater komme - und das ist gar nicht so ohne -, muss ich schon sagen, zwischen 6 Uhr und 21.30 Uhr, Herr StR Ludwig, in welcher Stadt leben Sie? Wann haben wir denn die größten Probleme, den ganzen Lokallärm, die Wettrennen auf den Straßen, die Hupkonzerte? Das spielt sich nicht um 8 Uhr in der Früh ab, das ist nach 21.30 Uhr! Um Mitternacht laufen die Telefone bei der Polizei heiß, weil dann alle vor den Lokalen stehen und Wirbel machen. (VBgm Dr Michael Ludwig: Das ist richtig! Aber das ist ja auch die Aufgabe der Polizei!) 
Die Polizei kommt hinten und vorne nicht zusammen. Das ist ja klar! (VBgm Dr Michael Ludwig: Ja, weil Sie die Polizei reduziert haben!) Der Herr Bürgermeister verspricht seit Jahren der Bevölkerung die Polizei. (VBgm Dr Michael Ludwig: Die haben Sie reduziert!) Wo ist sie? Nur versprochen! Was macht ihr? Jetzt sind wir wieder dort: drei Jahre nichts. Das ist zu wenig. 

Jedenfalls würde ich schon meinen, dass man das nicht auf eine solche Zeit einschränken kann, wenn man es ernst meint, sondern dann, wenn die Probleme anfallen, müssen die Leute vor Ort sein. 

Jetzt komme ich überhaupt dazu, denn diese Ordnungsberater sind schon ein Fall für sich. Sie sind als Sicherheitstruppe eingeführt, als Gemeindebau-Sheriffs, als Ordnungsberater. Dann steht in einer Zeitung, sie strafen und mahnen nach dem Reinigungsgesetz. Jetzt kommt meine Frage: Sind es jetzt entgegen der Aussage von Herrn Klubobmann Lindenmayr von zuerst Angestellte von Wiener Wohnen? Dann dürfen sie nicht strafen, denn das unterliegt dem Gesetz. Sind es Angestellte des Magistrates und haben sie die Befugnis, Geld zu kassieren, dann brauchen sie das nicht auf Steuerkosten zu tun und können auch nicht Leuten, die privat wohnen, etwas vorschreiben, denn Wiener Wohnen ist mittlerweile ausgegliedert und privat. (VBgm Dr Michael Ludwig: Wieso glauben Sie das? Wiener Wohnen ist nicht privat!) - Wiener Wohnen ist ausgegliedert. Sie können jetzt nicht wieder diese zwei Punkte in diesem Fall vermischen! (VBgm Dr Michael Ludwig: Wiener Wohnen ist aber nicht privat, sondern Bestandteil des Magistrates!)
Das Reinigungsgesetz sagt ausdrücklich, und das habe ich mir aufgeschrieben, sie dürfen strafen, oder was immer die Ordnungsberater machen, betreffend Fahrbahnen, Gehsteige, Rad- und Gehwege, Parkflächen, Schutzinseln. - Haben Sie das in den Wohnhausanlagen der Stadt Wien? Nein, das haben wir in den Wohnhausanlagen nicht! Das, was Sie wollen, ist eine Überwachung der Hausordnung und so weiter. Das widerspricht dem Reinigungsgesetz. Dort steht das nicht! Also wollen Sie entweder jemanden nach dem Reinigungsgesetz oder einfach einen Hausbesorger unter anderem Titel. Aber das sind zwei komplett verschiedene Paar Schuhe. Das soll man auch trennen und nicht den Leuten das Gefühl geben, es geht jetzt der Ordnungsberater hinein. 

„Sie müssen das Einkaufswagerl vor der Türe wegräumen oder sie zahlen 30 EUR Strafe“, weil der das dort gar nicht darf, weil das gar nicht die Zuständigkeit des Reinigungsgesetzes ist. Das müssen wir jetzt schon einmal ganz genau überlegen, was wir wollen. Ich glaube, das sind einfach nur so Schlagworte, die da hineingeschnitten worden sind, klingt gut, die Leute wollen es, nun ja, so machen wir es halt ein bisschen. 

Von den zweimal sechs, nun, da will ich ja gar nicht reden, (Heiterkeit bei der SPÖ.) von den zweimal sechs Stück. (GR Christian Hursky: Das stimmt nicht!) Zweimal, nun ja, irre ich halt, lassen wir das, Herr Hursky. Ist egal. Zweimal sechs, dann sind 12 Personen im Einsatz, im Einsatz für 2 300 städtische Wohnhausanlagen, für 17 000 Stiegen und für 220 000 Wohnungen, wenn sie überhaupt gesetzlich dazu berechtigt sind, hier die Leute abzumahnen und zu strafen. Und diese Antwort ist von Ihnen noch ausständig. 

Und weil ich aber bei all diesem das Gefühl habe, dass hier gar nicht nach Plan vorgegangen wurde, sondern einfach nach dem Motto, machen wir halt ein bisschen dort und ein bisschen da, und es macht sich gerade ganz gut, und nachher kann man es wieder abstellen, denn die Sicherheitstüren enden sowieso mit 2010, bringe ich jetzt gemeinsam mit meinem Kollegen, Herrn Prof Dr Eisenstein, einen Beschlussantrag ein: 

„Der Wiener Bürgermeister möge gemeinsam mit dem amtsführenden Stadtrat für Wiener Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung ein Sicherheitskonzept ausarbeiten, das im Bereich der Wiener Wohnbauten genau definiert, welche konkreten Maßnahmen innerhalb der nächsten fünf Jahre gesetzt werden, um in allen Belangen des Wohnens und Zusammenlebens ein größtmögliches Maß an Sicherheit zu garantieren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Feldmann. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Wiener Polizei, die Innenministerin Fekter und die Wiener ÖVP, leisten einen unermüdlichen und dauerhaften Beitrag, um Wien wieder sicherer zu machen. (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir fordern seit Langem und in unzähligen Anträgen die Stadtwache. Es wird bis 2013 1 000 Polizisten mehr in Wien geben. (GR Prof Harry Kopietz: Da sind Sie belogen worden!) Nein, denn die Zahlen sind exakt dieselben wie im Jahr 2000, Sie können mir gerne etwas anderes vorrechnen, Sie werden es nicht schaffen. Es werden Heeresmitarbeiter zur Unterstützung der Polizei eingesetzt sowie Telekom- und Postmitarbeiter. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, ja deswegen, sollten Sie jetzt auch irgendwie beginnen, einmal ein einheitliches System zu schaffen, das die Polizei entlastet. Nun ist die SPÖ aufgefordert zu zeigen, dass ihr Sicherheit ein echtes Anliegen ist. Das können Sie beweisen, indem Sie handeln und Taten setzen und es nicht immer nur ein bloßes Lippenbekenntnis bleibt, (GR Prof Harry Kopietz: Geben Sie uns die Polizei und wir zeigen Ihnen, wie es geht!) weil das Sammeln von Unterschriften allein wird nicht ausreichen. Schauen Sie, Sie wollen immer was haben, ich halte aber mehr davon, dass man selber was tut, statt immer nur zu fordern. (Beifall bei der ÖVP.) Handeln und tun ist eine ganz tolle Alternative zu nur fordern. (Beifall bei der ÖVP. - GR Siegi Lindenmayr: Nur, Sie verstehen es nicht!) 

Anstatt die Stadt Wien sicherer zu machen, verunsichern Sie die Wiener eigentlich so im Wochenrhythmus mit irgendeinem neuen Kapperl-Wahnsinn, wo schon niemand mehr verstehen kann, wer wofür zuständig ist, und sogar Ihr Oberhaupt der Wiener Stadtregierung, der Herr Bgm Häupl, schon irgendwelche zusätzlichen Ordnungsdienste erfindet, wie die Krankenhaustruppe, die es gar nicht gibt. Aber ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, wenn ich mir das ansehe, was Sie da heute ausgeteilt haben, die Ordnungsdienste der Stadt Wien, was ein unübersichtlicher Drei-, nein, sogar Vierseiter ist, wo man schon gar nicht mehr weiß, wie man erklären soll, welche Ordnungsdienste wofür zuständig sind und ich einmal da kurz zusammenfasse, es sind 16 an der Zahl – Orangekappler, Blaukappler, Weißkappler, Schülerlotsen, Rathauswache, „Help U“, U-Bahn-Dienst, Stationswarte, Parkwächter, Ordnungsberater, „Night Watcher“, Schwarzkappler, Linienservice, Naturwacht, et cetera. Ich meine, das kann es ja nicht sein, dass man in einem solchen Durcheinander Ordnungsdienste vertreten möchte und dann auch noch sagt, das sei die richtige Antwort der SPÖ zum Thema Sicherheit. Wenn dem so wäre, gäbe es diese Anstiege im Bereich der Einbrüche und Kriminalität in Wien nicht. (GR Siegi Lindenmayr: Wir brauchen die Polizei!) Alle zwei Minuten gibt es eine Straftat in Wien. 

Wir geben Ihnen eine Antwort und einen Vorschlag, was man dagegen tun könnte, und zwar: Schaffen Sie einfach eine Stadtwache. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es erscheint ja auch wirklich absolut sinnvoll aus Gründen der Übersichtlichkeit und auch der Erkenntlichkeit, dass die Menschen auf der Straße auch erkennen, dass es sich hier um einen Ordnungsdienst handelt, was ja auch das Sicherheitsgefühl deutlich steigert. Aber so kann man das kaum erkennen, weil pausenlos jeder in einer anderen Uniform herumrennt. Fassen Sie das zusammen in einer Stadtwache und entlasten Sie die Polizei von der Überwachung landesgesetzlicher Vorschriften und ortspolizeilicher Verordnungen. (GR Prof Harry Kopietz: Die Überwachung funktioniert schon lange nicht mehr!) Sie sollten die Polizei in diesen Aufgaben unterstützen, dann werden Sie sich mehr Ihrer gewünschten Kriminalitätsbekämpfung widmen können, und damit würde sich einiges von selber lösen, und Sie brauchen nicht nur fordern, sondern Sie können aktiv den von Ihnen gewünschten Zustand herbeiführen, (Beifall bei der ÖVP.) denn durch die Schaffung einer Stadtwache - die könnte im Endausbau an die 3 000 Personen umfassen - würde die Polizei zu einem Drittel entlastet werden. Und ein Drittel ist viel, da haben Sie eine ganze Menge an Polizeikapazität mehr und können das der Kriminalitätsbekämpfung widmen. (GR Prof Harry Kopietz: Präzisieren Sie bitte, von welcher Arbeit die Polizei durch die Stadtwache entlastet werden könnte!) Das kann ich Ihnen auch sagen, ich meine, wenn Sie das wollen. Die Aufgabe der Stadtwache könnte sein: Die Überwachung des ruhenden Verkehrs, des fließenden Verkehrs, (GR Prof Harry Kopietz: Machen wir schon!) Überwachung der Reinhaltung von Straßen und Gehsteigen, Vollzug der Campierverordnung, der Grillfestplätze, Schulwegsicherung, Stadtteilverwahrlosung, Graffiti-Schmierereien, Alkoholmissbrauch im öffentlichen Raum, also generell Vollzug und Kontrolle der Landesgesetze und ortspolizeilichen Verordnungen, (GR Prof Harry Kopietz: Also, das macht jetzt alles die Polizei!) Tierschutzgesetz, Tierhaltegesetz, Jugendschutzgesetz, Haustorsperrverordnung, es ist endlos. Also, ich könnte Ihnen da jetzt noch lange vorlesen, (Beifall bei der ÖVP.) aber Sie wissen das sicher selber, weil Sie ja auch Unterlagen haben, und daher kann ich nur empfehlen, für die Übersichtlichkeit, auch für die Bevölkerung, dazuzuschauen, dass es eine einheitliche Stadtwache gibt und ein einheitliches Bild auf der Straße, was auch präventive und abschreckende Wirkung auf der einen Seite hat und auf der anderen Seite ein Sicherheitsgefühl gibt. (GR Prof Harry Kopietz: Sie sitzen da und glauben, dass die Polizei das derzeit macht!) Ich bringe daher folgenden Antrag ein:

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien wird aufgefordert, die bestehenden Ordnungsdienste im Bereich der Stadt Wien zusammenzufassen und diesem kommunalen Ordnungsdienst mögen weitere Aufgaben aus ortspolizeilichen Verordnungen und Landesgesetzen übertragen werden.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich komme jetzt zu einer zweiten Hoffnung und die ist, dass der Herr Bürgermeister angesichts der steigenden Kriminalität zumindest in einem ersten Schritt endlich die Förderung für einbruchshemmende Eingangstüren aufstockt und auf einbruchshemmende Fenster ausweitet. Wir wissen, dass derzeit die Wohnungseingangstüren, die einfach einbruchshemmend wirken, maximal mit 400 EUR gefördert werden und dass aber weitere Sicherheitsbedenken bestehen bleiben bei Balkontüren, Terrassentüren und Eigenheimen, Kleingarten- und Reihenhäusern. Die Statistik und die Fachleute haben eindeutig erklären können, dass die größten Schwachpunkte für die Einbruchsicherheit damit nicht gedeckt sind und die Kosten jedoch für eine Alarmanlage für die meisten Familien unerschwinglich sind und die Mittel übersteigen. Daher sollte hier gehandelt werden, als Vorbild können Sie gerne Niederösterreich nehmen, dort wird eine Alarmanlage bis zu 30 Prozent, maximal 1 000 EUR, gefördert und wenn noch Videoüberwachung dabei ist, dann sogar bis 1 500 EUR. Daher bringen wir folgenden Beschlussantrag ein:

„Der zuständige Stadtrat soll die Förderung von einbruchshemmenden Eingangstüren auf Terrassentüren, Balkontüren, Erdgeschoßfenster, Eigenheime, Kleingartenwohnhäuser und Reihenhäuser ausdehnen sowie die Förderung des Einbaus von Alarmanlagen zu 50 Prozent der Kosten, was einen wichtigen Beitrag für die Bekämpfung der Kriminalität darstellen würde. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich bitte Sie und rate Ihnen auch, unseren Anträgen zuzustimmen, denn wie viel wertvolle Zeit wollen Sie noch vergehen lassen, oder welche Horrorstatistiken, Einbruchsanstiege und Kriminalitätsanstiege brauchen wir noch, bevor gehandelt wird. Die Bevölkerung ist es wert, geschützt zu werden und es ist auch wert, dass sie sich sicher fühlt und ich glaube, das ist unsere, aber im Speziellen Ihre Aufgabe. (Beifall bei der ÖVP - GR Godwin Schuster: Richtig ist, je mehr Polizei desto weniger Kriminalität!) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben also jetzt auch eine Sicherheitsdebatte, wie es die Präsidiale besprochen hat und nicht nur eine Debatte über die einbruchsicheren Türen, deshalb gleich eingangs einige Bemerkungen zur Sicherheit. Das ist eine umfassende Aufgabe, die sich nicht in Schutz vor Kriminalität erschöpft, wenn auch das natürlich eine Kernaufgabe ist. Und in dieser Kernaufgabe Schutz vor Kriminalität, Bekämpfung der Kriminalität, hat der Bundesverfassungsgesetzgeber eben eindeutig festgelegt, dass das eine Bundesaufgabe ist. Das müsste nicht so sein, aber er hat es so festgelegt, und es ist auch nicht sehr realistisch, dass sich das ändert, denn es wäre wahrscheinlich auch nicht sinnvoll bei einem Achtmillionenstaat mit Bundesländern die 200 000, 300 000 Einwohner haben, dass das quasi aufgesplittert wird. Also insofern ist es meiner Ansicht nach vom Prinzip her sinnvoll, dass das eine Bundesaufgabe ist. Nur, wenn es eine Bundesaufgabe ist, dann ist die Innenministerin zuständig im hauptsächlichen Sinn bei der Bekämpfung der Kriminalität und trägt natürlich auch die Hauptverantwortung, wenn die Kriminalität steigt. Das ist einfach ein Faktum, über das kann niemand hinweggehen. Und in dem Sinn ist es immer relativ halblustig, wenn man dem Bürgermeister oder vielleicht dem Bezirksvorsteher oder den Bezirksräten oder sonst irgendwem vorwirft, die Kriminalität steige, sondern die Hauptadressatin ist da eindeutig die Innenministerin. Das sei einmal jetzt gesagt. 

Zusätzlich natürlich hat Sicherheit einen weiteren Sinn, wenn man auch soziale Sicherheit damit verbindet, und das ist ja auch richtig so. Und auch im Wohnbereich versuchen wir zu einem Sicherheitsgefühl der Bevölkerung beizutragen, wobei wir nach wie vor wiederum nicht im Wohnbereich die Kriminalität jetzt vorwiegend bekämpfen können, sondern das muss wohl die Polizei machen, aber wir können begleitende Maßnahmen setzen. 

Als Erstes einmal muss ein sicheres Wohngefühl da sein. Das haben wir in Wien im hohen Maße in dem Sinn, dass praktisch jeder sicher sein kann, dass er nicht ungerechtfertigt gekündigt wird. Das ist ja in vielen Ländern nicht so, das ist aber bei uns der Fall. Also niemand wird ungerechtfertigt gekündigt, er kann somit sicher sein, wenn er sich an die Regeln hält, dass er seine Wohnung auch sicher weiterbehalten kann und dass auch, wenn es ihm sozial schlechter geht, ein Auffangnetz mit Wohnbeihilfen und so weiter da ist, sodass er sich in den allermeisten Fällen trotzdem die Wohnung leisten kann. Das ist auch für ein Sicherheitsgefühl der Menschen sehr wichtig. Und flankierend dazu haben wir jetzt - damit wir zum heutigen Akt auch sprechen - auch die Maßnahme, dass wir Sicherheitstüren fördern, wobei das ja auch schon bisher so war, dass es wesentliche Förderungen gegeben hat, und nach der Sanierungsverordnung der Einbau von einbruchshemmenden Eingangstüren in Wohnungen die bereits vor 20 Jahren errichtet wurden, möglich war. 

Jetzt gehen wir halt noch einen Schritt weiter und es ist so, dass die Fenster bis 31.12.2010 gefördert werden und auch Mietern und sonstigen Nutzungsberechtigten sowie Eigentümern von Wohnungen, Eigenheimen und Kleingartenwohnhäusern, deren Wohnhausanlage in den letzten 20 Jahren errichtet wurde, die Möglichkeit eingeräumt wird, eine Förderung für den Einbau einer einbruchshemmenden Eingangstür zu erhalten. Eine durchaus sinnvolle Maßnahme und es ist so, dass man maximal 400 EUR bekommt, und maximal 20 Prozent. Also, es ist ein Anreiz dafür geschaffen, aber man kann sozusagen nicht als Kommune das zu 100 Prozent fördern. Das wäre denn doch eine Überbeanspruchung der Kommune, aber es ist ein realer Anreiz, der ja auch sehr gut angenommen worden ist in den letzten Jahren, und der jetzt ausgeweitet wird. Und es ist gut, dass es ausgeweitet wird, und ich appelliere auch an alle, dem zuzustimmen und bin auch zuversichtlich, dass alle in diesem Haus zustimmen werden. 

Das ist die sichere Wohnungstür. Viele andere Sachen, die im Zusammenhang mit dem Wohnen besprochen worden sind, kann ich jetzt nur kurz streifen. 

Kollegin Frank hat die Videoüberwachung genommen. Die Videoüberwachung hat sich, und wir haben sie ja eingeführt, in diesen acht Wohnhausanlagen sehr bewährt und jetzt wird geprüft, wie weit das ausgeweitet wird. Es ist durchaus geplant, dass es ausgeweitet wird, Sie wissen aber, dass die Datenschutzkommission des Bundeskanzleramtes hier immer ein Wörtchen mitzureden hat und dass natürlich hier immer die datenschutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten sind, und dass es in Teilen der Bevölkerung eine Skepsis gibt. Es gibt sie nicht bei den Bewohnern, soweit ich es in Erfahrung gebracht habe. Also, die Bewohner der Gemeindebauten, und auf die kommt es ja hauptsächlich in dem Zusammenhang an, sind sehr positiv zu dieser Maßnahme der Stadt Wien eingestellt gewesen und deshalb bemühen wir uns auch, dass wir das ausweiten, aber wie gesagt, die Datenschutzkommission und die Datenschützer spielen hier im Rahmen der Grundrechtssicherung auch eine Rolle. 

Was Sie weiter noch angesprochen haben, waren natürlich wieder die Hausbesorger. Und jetzt sage ich es Ihnen noch einmal, Kollegin Frank: Sie haben diese mit blau-schwarzer Mehrheit im Jahre 2000, als eine der ersten Maßnahmen der damaligen Regierung, abgeschafft. Mit 1. Juli 2000 war das Hausbesorgergesetz ersatzlos abgeschafft, das heißt, es können seitdem keine neuen Hausbesorger mehr eingestellt werden. Wenn einer in Pension geht oder sonst irgendwie ausscheidet, gibt es dann keinen neuen mehr. Das heißt, wir haben seitdem nur mehr 40 Prozent der Hausbesorger, aber was jetzt Sie uns vorwerfen, dass wir nicht wieder ein neues Hausbesorgergesetz auf Bundesebene einführen, scheitert nicht daran, dass wir das nicht wollen, sondern daran, dass man eine Mehrheit im Nationalrat braucht. Das wären 92 Stimmen bei 183, und die FPÖ ist dagegen. Herr Kollege Eisenstein hat zweimal in jüngerer Zeit in diesem Haus gesagt, er bekenne sich dazu, dass das Gesetz abgeschafft wurde und dass es abgeschafft bleibt. Also, die FPÖ ist einmal weg, aber auch unser Bundeskoalitionspartner hat sich in Gestalt des Bautensprechers und damit des zuständigen Sprechers auf Bundesebene, Sonnberger, eindeutig dagegen ausgesprochen. In einer oberösterreichischen Zeitung habe ich das vor wenigen Tagen gelesen, dass sich Herr Nationalratsabgeordneter Sonnberger eindeutig gegen ein neues Hausbesorgergesetz ausgesprochen hat. Das heißt, wir können es bis dato nicht einführen, weil wir keine Mehrheit dafür haben und ob jetzt der Bundeskanzler unserer Fraktion angehört oder nicht, ist in dieser Hinsicht nicht das Primäre, weil er das nicht durch Dekret, wie Sie das immer anscheinend sehen, verfügen kann, sondern das könnte nur der Nationalrat beschließen, und im Nationalrat gibt es keine Mehrheit dafür, vor allem deshalb, weil die ÖVP bisher dagegen war. Vielleicht wird man sie noch überzeugen können, aber bis jetzt war jedenfalls Herr Sonnberger eindeutig dagegen. Das ist die Geschichte mit den Hausbesorgern. 

Jetzt hat mir Kollegin Frank, und dafür bin ich ihr sehr dankbar, schon sehr viel vorweggenommen mit dem Aufzählen der Ordnungsdienste in Wien, und ich brauche das nicht alles noch einmal vorlesen. Ich sehe da nicht ein großes Mischmasch, sondern ein dichtes Netz von ausgezeichnet funktionierenden Wachen, die es gibt und die alle ihre Aufgabe erfüllen. Ja, ich brauche nicht alles noch einmal aufzählen, aber es ist wirklich beeindruckend, wie gut die funktionieren. Nur eines, warum man jetzt so unbedingt eine Stadtpolizei aufstellen soll für sicherheitspolizeiliche Aufgaben, ist mir nicht ersichtlich, denn die Sicherheitspolizei ist Bundesaufgabe. Und was wir sicher nicht wollen, ist, dass wir als Stadt Wien Wachkörper schaffen mit Organen, die bewaffnet sind. Also das ist etwas, was wir nicht wollen, da meine ich schon, dass das etwas ist, was dem Bund zusteht und man weiß auch, dass gute, ja, bestmögliche Ausbildung von Privatformationen das Wichtigste überhaupt ist. Und deshalb bin ich auch dafür, dass das die Sicherheitspolizei auf Bundesebene macht und dass dort bestmöglich Ausgebildete sind. Und Sie hat um mehr als 1 000 Polizisten eingespart, die schwarz-blaue Regierung, Anfang der 2000er Jahre. Ich meine, das ist ja tausendfach belegt, und wer das abstreitet, geht an der Wahrheit vorbei, und jetzt schön langsam wird das erst wieder aufgefüllt. Die SPÖ-Wien hat da Unterstützungsunterschriftenliste für 1 000 Polizisten mehr in Wien aufgelegt, wir machen eine Öffentlichkeitswirkung, um auch bei der Innenministerin sozusagen das Bewusstsein dazu zu fördern, und man hat auch schon kleinere Schritte in die richtige Richtung gemacht, aber man braucht einfach dann, wenn man einmal weniger Polizisten hat, einfach eine gewisse Zeit, bis die wieder ausgebildet sind. Also, das dauert halt ein paar Jahre, (GRin Henriette Frank: Haben Sie mit Dr Haider gesprochen!) und wenn man zuerst radikal spart und keine Auszubildenden hat und sich dann die politische Lage ändert, dauert das einige Jahre, bis man genug Ausgebildete hat. Aber Ihnen bleibt als Kains-Mal auf Ihren Stirnen, dass Sie diese Sicherheitslage durch Abschaffung von mehr als 1 000 Polizisten herbeigeführt haben. Das ist einfach ein Faktum. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das war zur Sicherheitspolizei. Auch bei dem, was Kollege Ulm immer vorschlägt, ist das wieder ein bissel was anderes - er ist jetzt nicht da -, aber bei seiner Sicherheitswache habe ich immer das Gefühl, dass es ihm darum geht, dass man quasi Aufgaben nicht jetzt als Kommune sicherheitspolizeilich im Sinne der Kriminalitätsbekämpfung durchführt, aber dass Organe in Wien, die ohnehin schon irrsinnig viel übernommen haben - ich mag jetzt nicht noch einmal alles aufzählen, aber die Stadt Wien hat schon sehr viel übernommen - noch mehr übernehmen, quasi, dass die Stadt Wien mit ihren Budgetmitteln Aufgaben übernimmt, die an sich dem Bund zugeordnet sind, und für die der Bund das Geld hat, und ohne einen neuen Finanzausgleich, wäre das einfach zum Nachteil der Wiener Bürger. Und wenn Sie hier für die Wiener Bürgerinnen und Bürger sitzen, ist es unseriös, wenn Sie bewirken wollen, dass wir Aufgaben im Übermaß übernehmen, die an sich der Bund übernehmen soll. Das wäre nicht sinnvoll, und deswegen lehnen wir das ab. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist aber wichtig!) Das ist, was ich dazu sagen wollte. Was an Weiterem in der Debatte gekommen ist, war das Hausbesorgergesetz, das habe ich schon gesagt, Sonnberger. 

Eine Sache auch, die jetzt am Rande angesprochen worden ist, aber was man auch immer wieder klarstellen muss, ist Folgendes: Bundesobmann Strache hat gestern wieder gesagt, die FPÖ lehne es strikt ab, dass Drittstaatsangehörige in Gemeindebauten kommen. Das ist erstens für mich kein Sicherheitsproblem im engeren Sinn, aber trotzdem würde ich dazu schon Stellung nehmen. Faktum ist, dass in einem EU-Ministerrat, in dem der FPÖ-Justizminister Böhmdorfer und der ÖVP-Innenminister Strasser gesessen sind, diese EU-Richtlinie beschlossen worden ist, die Österreich verpflichtet, den kommunalen Wohnbau für Drittstaatsangehörige zu öffnen. Das ist von Ihnen beschlossen worden, von FPÖ und ÖVP. Das muss man einmal ganz eindeutig sagen. Das heißt jetzt nicht, dass eine andere Regierungskoalition das überhaupt nicht beschlossen hätte, oder was, aber ich hoffe nur, wir hätten es etwas intelligenter beschlossen und mit flankierenden Maßnahmen, aber Sie haben es in dieser primitiven Form beschlossen, Sie tragen dafür die Verantwortung, und da werden Sie sich nicht darüber hinwegschwindeln können. Und wenn Sie jetzt uns auffordern, wir dürfen keine Drittstaatsangehörigen in den kommunalen Wohnbau nehmen, ist das nichts anderes als eine Aufforderung zum Gesetzesbruch und zum Bruch von Normen, die Sie herbeigeführt haben. Insofern werden wir in den nächsten Monaten das überall sagen, FPÖ-Justizminister Böhmdorfer, ÖVP-Innenminister Strasser haben den kommunalen Wohnbau verpflichtend für Wien geöffnet, und das sind die Fakten. Wobei ich nach wie vor sage, wie man das beurteilt, ist eine andere Sache, aber Faktum ist, dass es so geschehen ist. (GR DDr Eduard Schock: Das glaubt Ihnen niemand, Herr Kollege!) Ja, das sind ja Fakten, die nachweisbar sind. Haben Sie das nicht beschlossen, haben Sie die EU-Richtlinien beschlossen oder nicht beschlossen. Es gibt ja Dokumente (GR DDr Eduard Schock: Ja, meinetwegen!), das glaubt jeder, da es die Wahrheit ist. Aber Ihnen ist es peinlich. Ja, ich kann mich noch erinnern, als Strache selbst noch da gesessen ist, hat er sich, der war nicht so primitiv, das zu bestreiten wie es der jetzige Klubobmann macht, also so primitiv hat er es nicht probiert, sondern er hat sich dazu bekannt. Allerdings hat er gesagt, Böhmdorfer war nicht Mitglied der FPÖ. Nun ja, gut. Also, Böhmdorfer war zwar jener Minister, der innerhalb der schwarz-blauen Regierung der Verantwortliche für die blaue Minister- und Staatssekretärsriege war, er war der FPÖ-Regierungskoordinator, aber weil er nicht Mitglied der FPÖ war, gehe das die FPÖ nichts an. Also, so werden Sie die Leute nicht hinters Licht führen. (GR DDr Eduard Schock: Zweimal hat er den Wohnbaustadtrat aufgefordert!) Wir werden das überall erzählen, wir wissen, dass Ihnen das sehr peinlich ist, und das ist einfach ein Faktum und in dem Sinn werden wir weiterhin als Stadt Wien bestmöglich für die Sicherheit unserer Bürger sorgen, wir werden mit der Innenministerin einen intensiven Dialog führen, dass man so rasch wie möglich die Zahl der Polizisten aufstockt, wir setzen alle begleitenden Maßnahmen, die möglich sind, um das zu fördern, beispielsweise auch, indem wir für Polizisten, die oft aus den anderen Bundesländer kommen, Wohnungen zur Verfügung stellen. Damit ist unser Beitrag der Stadt Wien für die Sicherheit im höchsten Maße gegeben und ich kann Sie nur auffordern, im gleichen Sinn tätig zu sein, sich seriös und sachlich für die Sicherheit einzusetzen, so wie wir das machen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Univ-Prof Dr Eisenstein, bitte schön. 

Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich, lieber Herr Stürzenbecher, bin jetzt auch seriös und sachlich, und so haben wir es besprochen heute Früh, so wollen wir das handhaben, gut. 

Ich komme zurück, oder ich fange an mit dem eigentlichen Antrag. Wir sprechen eigentlich über Postnummer 28, über die einbruchshemmenden Eingangstüren, jetzt auch für neue Wohnungen, das ist ja die Innovation. Eigenheime, Kleingartenwohnhäuser, das wird von uns unterstützt. Das haben wir auch im Ausschuss unterstützt, und dieser Post stimmen wir auch hier in diesem Hohen Hause zu, obwohl ich sagen muss, die Förderung mit 20 Prozent könnte ein bisschen mehr sein, es sind maximal 400 EUR pro Türflügel, es könnte ein bisschen höher sein. Leider, das sage ich auch dazu, ist dieses Projekt - was anderes ist es ja nicht - nur begrenzt bis Ende 2010. Ich hoffe aber doch, dass die Testphase verlängert wird, wir jedenfalls wären, was heißt, wir wären, wir sind für eine dauerhafte Förderung. 

Trotzdem, meine sehr geehrten Damen und Herren, bleibt natürlich die Forderung der Freiheitlichen Partei und des Klubs der Freiheitlichen aufrecht nach einem Konzept für die Förderung der Sicherheitseinrichtungen an Fenstern und Terrassentüren, wie es heute hier schon von dieser Stelle aus angeklungen ist. Das sind auch weitere Möglichkeiten, in Häuser und in Wohnungen zu gelangen, die vielfach von Verbrechern genützt werden, und daher sind wir hier sehr für diese Sicherungen. Hier hat sich die SPÖ, die Mehrheitsfraktion in diesem Haus, bisher leider nicht dazu durchringen können, diesem freiheitlichen Antrag zuzustimmen, aber wenn wir jetzt den einbruchshemmenden Eingangstüren zustimmen, dann haben wir doch die große Hoffnung, dass die SPÖ auch unserem sinnvollen Antrag zustimmen wird. 

Ordnungskräfte, ist heute schon genannt worden, war heute schon ein Thema aus den unterschiedlichsten Organisationen, trotzdem müssen schon alle zugeben, dass es ein bissel verwirrend ist, was es da alles gibt, ich zähle es jetzt nicht auch noch einmal auf. Die Ordnungsberater, 12 sind installiert, insgesamt ist ja zu Jahresbeginn, in der ersten Jahreshälfte, von 4 000 Ordnungsberatern in Wien gesprochen worden, 12 gibt es bis jetzt, sagen wir 12 pro Halbjahr. Wenn wir jedes halbe Jahr in Wien 12 installieren, dann brauchen wir meiner Rechnung nach 167 Jahre, bis wir alle diese 4 000 Ordnungsberater haben - da darf aber bitteschön keiner wegsterben -, die in sechs Gruppen zu zwei Personen gehen, das wissen wir alle. Sechs Gruppen für die vielen Gemeindebauten in Wien ist nicht gerade viel. Ich weiß nicht, ob sie wirklich erfolgreich sind, ich habe nämlich bisher noch niemanden getroffen, der einen Ordnungsberater in seinem Gemeindebau persönlich gesehen hätte. Im Fernsehen haben wir sie schon gesehen. 

Das Projekt der „Night Watcher“ ist ein bisschen ins Hintertreffen geraten. Da habe ich schon eine Zeitlang nichts mehr gehört, aber die waren ja am Anfang sehr erfolgreich. Erfolgreich bei Ordnungsberatern „Night Watcher“ heißt, es muss eine Reihe von Missständen gegeben haben, sonst könnten die ja nicht erfolgreich sein. Gehört habe ich von ihnen nichts mehr, vielleicht gibt es sie noch, vielleicht nicht. 

Die „Waste Watcher“, um die auch gleich anzusprechen, weil die durch die Gemeindebauten gehen, sind, soweit mir erzählt wurde, und wo mir Fälle berichtet worden sind, eher arrogant und präpotent. Ein Beispiel aus Simmering, Murhoferweg, vor etwa zweieinhalb Monaten. Der „Waste Watcher“ sagt zu einer Dame, die auf einer Parkbank sitzt: „Da ist Rauchen verboten!“ Die Dame hat geraucht, und die Dame sagt, wie man es halt so sagt: „Wer sagt das?“ Und der „Waste Watcher“ sagt: „Ich sage das!“ Ich meine, meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann wohl nicht der übliche Umgangston sein. Wenn es hier eine Bestimmung gibt, dann hat diese Bestimmung durchgezogen zu werden, wenn es keine Bestimmung gibt, dann ist ein arrogantes Verhalten auch nicht angebracht. Dies ein Beispiel aus dem täglichen Leben. 

Viel besser wäre es, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir alle diese Ordnungskräfte und Sicherheits- oder wie immer -berater und Watcher verschiedener Provenienzen und verschiedener Zuständigkeit zusammenfassten. Wir sollten sie in das zusammenfassen, was die FPÖ schon sehr lange vorschlägt, sie nämlich einführen und zuführen in eine Wiener Sicherheitswacht und mit ihr verknüpfen, wobei selbstverständlich das Gewaltmonopol des Staates unangetastet bleiben muss, weil das immer wieder kommt, das Monopol liege beim Staat. Ich sehe das im Übrigen genauso wie Herr Kollege Stürzenbecher, dass Sicherheit eine umfassende Aufgabe ist. Vollkommen richtig, sie ist grundsätzlich eine Bundesaufgabe, aber auch Kollege Stürzenbecher hat zugegeben, begleitende Maßnahmen seien schon notwendig und schon auch erwünscht. Und die Wiener Sicherheitswacht, wie die FPÖ sie fordert, wäre eine solche begleitende Maßnahme. Dass die Kriminalität gestiegen ist, wissen wir alle, das ist nicht neu, und daher meinen wir, dass es neben der Polizei auch einer solchen Sicherheitswacht bedarf, wobei es allerdings auch eines eigenen Wiener Sicherheitsstadtrates bedarf, dem diese unterstellt ist. Und in Zusammenarbeit mit der Bundespolizeidirektion Wien kann ja auch eine Ausbildung für eine solche Sicherheitswacht nicht so wahnsinnig schwer sein. Eine Truppe von ein paar tausend Personen - wir denken an 5 000 -, die eine einheitliche Uniform tragen, die auch mit einem Mehrzweckstock ausgerüstet sind, mit Funkgeräten, mit Pfefferspray, die eine Direktverbindung zur Polizei haben. (GR Heinz Vettermann: Brauchen wir das!) Ja, brauchen wir unbedingt, wobei Vertragsbedienstete aus verschiedenen Abteilungen dann gemeinsam noch auf Patrouille gehen, und so weiter und so weiter. Diese könnte alle die Aufgaben übernehmen, die bis jetzt die diversen Ordnungsdienste, Ordnungskräfte, „Night Watcher“, „Waste Watcher“ und so weiter, erfüllen. 

Unangetastet davon bleiben selbstverständlich das Verlangen, der Wunsch und das Bedürfnis nach weiteren 1 500 Exekutivbeamten für Wien im Rahmen des Innenministeriums, und das hat nichts mit unserer Wiener Sicherheitswacht zu tun. Ich bringe daher einen Beschlussantrag der GRe Mag Gudenus, David Lasar, Henriette Frank und mir ein mit dem Wortlaut: 

„Der Bürgermeister von Wien wird aufgefordert, die Errichtung und Organisation einer Wiener Sicherheitswacht nach freiheitlichem Modell zur Erhöhung der generalpräventiven Wirkung im örtlichen Sicherheitsbereich und zur Unterstützung der Exekutive zu veranlassen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

So, wenn wir schon bei Ordnungskräften sind, dann erlauben Sie mir auch, meine sehr geehrten Damen und Herren, Wiener Wohnen unterwegs kurz anzusprechen. Es sind Busse, die hier unterwegs sind, hauptsächlich sind sie mit dem Herrn Stadtrat und Vizebürgermeister in Tageszeitungen abgebildet. Ich freue mich immer, wenn ich das sehe, weil hier für die Wiener und für die Wohnbevölkerung in den Gemeindebauten etwas getan wird. Aber sehr sinnvoll sind die Stehzeiten und Durchfahrtszeiten dieser Busse nicht. Wenn die Busse von 8.30 bis 11 Uhr, ein Beispiel, es gibt auch andere Zeiten, ich weiß schon, so im 20. Bezirk, zum Beispiel, stehen, dann erreichen sie die arbeitende Bevölkerung halt überhaupt nicht und die arbeitende Bevölkerung erreicht auch diese Busse nicht. Auch funktioniert die Verständigung der Bewohner des jeweiligen Gebiets nicht wirklich. Man ist offensichtlich in der SPÖ oder in der Wiener Stadtverwaltung davon abgekommen, dass man das per Aushang oder durch Zeitungsannoncen durchführt, vielmehr werden ja bekanntlich solche Kärtchen verteilt. Das ist manchmal recht lustig, wenn im 21. Bezirk der Bus bei einer bestimmten Siedlung steht und die Ankündigung in der Nebensiedlung erfolgt ist. Das hat mir sehr großen Spaß gemacht, das zu hören. Es zeigt nur, dass auch nicht so alles in der Organisation funktioniert. 

Aber wenn ich dazu sagen darf: Natürlich funktioniert nicht alles in der Organisation. Bis heute stimmen sehr viele Wiener öffentliche Uhren nicht. Viele von Ihnen zeigen 12 Uhr. Es ist innerhalb einer knappen Woche der Wiener Stadtverwaltung nicht einmal möglich gewesen, die Uhren auf die richtige, die Normalzeit, wieder umzustellen. Das nur nebenbei. 

Von diesen Bussen Wiener Wohnen unterwegs wurde angekündigt, kleine Probleme werden sofort und unbürokratisch gelöst. Das hat mich auch sehr gefreut. In den Medien stand dann als Beispiel dabei, Wechsel von Glühbirnen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, für einen Wechsel von Glühbirnen brauche ich den Wiener Wohnen unterwegs Bus aber wirklich nicht. Ich vermute ja, aber das ist vielleicht wieder eine der vielen bösartigen Unterstellungen, ich vermute ja, dass das nur eine Alibiaktion ist, genauso wie die zwölf Ordnungskräfte in sechs Gruppen zu zwei Personen, die nicht wirklich etwas für die Gesamtgemeindebauten in Wien bewirken können, und doch eher an eine Alibiaktion erinnern und ich denke mir schon, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Wiener SPÖ, Sie sollten die Probleme der Mieter ein bisschen ernster nehmen und nicht so auf die leichte Schulter. 

Zu den Videoüberwachungen - über die ist schon einmal gesprochen worden - sage ich jetzt nur noch einen Satz und ergänze damit nur die Ausführungen meiner Fraktionskollegin Henriette Frank. Bitte, die Kosten für die Ausweitung der Videoüberwachungen in den Gemeindebauten, und wir sind alle sehr froh, dass es die gibt, und dass sich auch die Wiener Stadtverwaltung dazu bekennt, dass sie ausgeweitet werden, die Kosten, bitte, sind nicht auf die Mieterinnen und Mieter abzuwälzen. 

Ein Letztes noch, nein, es ist nicht ganz das Letzte, selbstverständlich nicht. Da jetzt mehrfach von den Hausbesorgern die Rede war, nehme ich wieder einmal dazu Stellung. Nein, vollkommen richtig, ich bekenne mich ohnedies dazu. Sie kennen mich ohnedies, Herr Kollege Stürzenbecher. Wie ich immer gesagt habe, es ist so, ich sage nicht morgen, das ist nicht so, das wissen Sie schon. Also, ich habe mich mehrfach dazu bekannt, es trifft absolut zu und ist richtig - und heute haben wir es in diesem Hause ja mehrfach gehört -, dass das Hausbesorgergesetz von der schwarz-blauen Regierung im Jahr 2000 abgeschafft wurde, nicht aber die Hausbesorger. Laut Quartalsbericht Wiener Wohnen zwei, also zweites Quartal aus dem heurigen Jahr, 2009, gibt es immer noch 2 249 Hausbesorger-Dienstverhältnisse in Wien. Diese 2 249 Hausbesorger, sage ich jetzt einmal vereinfacht, betreuen 3 083 Hausbesorgerbereiche. Also, wir haben sie nicht abgeschafft, die dürfte es ja alle gar nicht mehr geben, wenn wir sie abgeschafft hätten. Wir haben aber das entsprechende Gesetz abgeschafft und Sie wissen auch sehr gut, warum, weil es nämlich veraltet war und die Grundlage für einen unglaublichen Privilegienstadl bildete, der hier eingerissen ist. Und es ist auch richtig, dass wir unter den gleichen Voraussetzungen dieses Gesetz auch wieder so abschaffen würden oder gar nicht erst zulassen würden. (GR Heinz Vettermann: Die Gemeinde Wien!) Und sehr wohl, meine sehr geehrten Damen und Herren, hätte sich die Gemeinde Wien mit, ich sage jetzt einmal, neuen Kollektivverträgen, die halt auszuhandeln gewesen wären, um diese Sache annehmen können, aber geschehen ist letzten Endes nichts. Es ist nicht so, dass die Wiener SPÖ keine Macht, keine Kraft hätte, wenn sie den Willen hat, etwas durchzusetzen, sehr geehrte Damen und Herren, noch dazu, wenn sie ganz entscheidend in der Bundesregierung vertreten ist und den Bundeskanzler stellt, dann kann sie das auch durchsetzen, wenn sie das gerne möchte. 

Ich nehme noch ganz kurz zu Bemerkungen von Herrn Kollegen Stürzenbecher Stellung, wenn er in einer Presseaussendung gestern Abend gemeint hat, es bestehe große Nachfrage nach kommunalen Wohnungen. Ja, sicher, natürlich, aber es gibt halt zu wenige. Bitte, warum bauen Sie nicht welche, warum gibt es seit etwa sieben Jahren keinen kommunalen Wohnbau mehr in Wien, warum haben sich denn die Wiener SPÖ und die Wiener Stadtverwaltung verabschiedet von dem, was Wiener Wohnen eigentlich sein sollte, nämlich ein kommunaler Wohnbau für die bedürftige Wiener Bevölkerung. Das haben Sie doch getan, Sie haben sich nicht mehr weiter darum gekümmert. Selbstverständlich gibt es große Nachfrage, weil es ganz einfach zu wenige Wohnungen gibt. Und Sie kennen die Zahlen genauso gut wie ich, oder vielleicht sogar noch besser, man kommt mit der Vergabe der Wohnungen an sich überhaupt nicht mehr nach, weil ganz einfach zu wenige vorhanden sind und keine neuen gebaut werden. 

Eine Sache noch, die wir heute angesprochen haben, nämlich die mit der EU-Vorgabe: Drittstaatsbürger in Gemeindebauten, das ist jetzt so. Eine EU-Vorgabe ist aber kein göttliches Gesetz, sehr geehrter Herr Abg Dr Stürzenbecher, das muss nicht auf ewig so bleiben, (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es ist geltendes Gesetz!) das muss überhaupt nicht auf ewig so bleiben, EU-Recht kann sich auch ändern, und in diesem Sinne werden wir sicherlich auch tätig werden. (GR Godwin Schuster: Das ist nicht irgendwer!) 

Also, nur weil die EU irgendetwas sagt, muss es noch nicht Gott-gewollt sein und muss es auch nicht Karl Marx-gewollt sein und muss es auch nicht von irgendeinem anderen der großen Revolutionsführer der linken Reichshälfte gewollt sein. (GR Godwin Schuster: Herr Brauneder und Strasser!) Nur, weil die EU etwas sagt, heißt das nicht, dass das auf ewig so gültig sein muss. Denken Sie bitte an meine Worte. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. 

StR David Ellensohn: (GR Erich Valentin: Zum Thema!) Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Thema gleich zuerst, Aktenstück, ja. Wir sehen auch nicht ein, warum ein Haus anders behandelt werden soll in der Frage, wenn es 20 Jahre alt ist oder eben jünger. Diese Regelung heute bewirkt eine Gleichstellung bis zum Ende des Jahres 2010 für einbruchshemmende Eingangstüren. Da könnte man lange ausführen, wie zielführend das ist, ob das ausreicht oder nicht, ob das ein subjektives Sicherheitsempfinden mehr fördert als ein tatsächliches, aber es ist eine Gleichstellung zwischen Häusern, die älter sind als 20 Jahre, was bis jetzt möglich war, und jetzt ist es eben auch in Häusern möglich, die jünger sind, und wir unterstützen das. 

Abgesehen davon ist die Sicherheitsdebatte hier schon in einem sehr engen Spektrum geführt worden, einmal mehr, weil wir nicht über soziale Sicherheit, nicht wo das Problem überhaupt herkommt, gesprochen haben. Die beste Sicherheitspolitik ist immer noch eine Sozialpolitik, die auch greift. Das ist mit keinem Wort aufgekommen, sondern es werden ständig Verschärfungen - vor allem rund um die Videoüberwachung, auf die ich dann genauer eingehen möchte - aus dem Hut gezaubert. Dann kommt immer wieder die Stadtwache. Dr Wolfgang Ulm hat jetzt die fünfundzwanzigste beantragt. Ich befürchte, dass uns diese Stadtwache genauso nächstes Jahr droht, falls sich die Volkspartei irgendwann durchringt und einen Spitzenkandidat, eine Spitzenkandidatin findet, (GRin Mag Barbara Feldmann: Ja!) dann auch zur Wahl antritt und vielleicht in einer Koalition landet. Das wäre schade für die Gemeinde, weil diese Stadtwache brauchen wir nicht, aber das haben wir schon ein paar Mal ausgeführt. 

Bei den einbruchshemmenden Fenstern, also es sind ja noch mehrere Anträge. Man muss sich natürlich schon überlegen, wen man in Wien fördern will, und wem man das Geld gibt, weil das Geld ist endlich, und nicht ganz 20 Prozent wohnen in Wien im Eigentum, bundesweit sind es knapp über 50, in den Bundesländern an die 60 Prozent. In Wien wohnen 80 Prozent auf Miete und die Frage ist, wie viele Millionen kann man den Leuten, die in der Lage sind, sich ein Eigenheim anzuschaffen, auch noch zur Verfügung stellen oder nicht, das ist auch eine Verteilungsfrage. Abgesehen davon, dass Einbrecher sich, laut Einbruchsstatistik, am ehesten vom Einbrechen abbringen lassen, wenn ein Hund drin ist, das ist das Sicherste. Wir müssten also eigentlich alle in die Tierschutzheime fahren, Hunde holen und die an die Wiener und Wienerinnen, die noch keinen haben, es sind ja viele, ausgeben. Ob das das Richtige ist, weiß ich nicht, aber das greift am meisten. Das nützt mehr als eine Türe, wo oben pickt, hier ist eine Türe, wo man nicht leicht reinkommt. Dann geht man eben durchs Fenster und als nächstes durchs Dach und als nächstes durch die Kellertür. Die Frage ist also, ob man damit auch dort fördert, wo es wirklich notwendig ist. Ich glaube, dass die 4 Millionen EUR, die heute zur Verfügung gestellt werden, ein Anfang sind. Und das muss auch einmal geklärt werden, dass es begrenzt ist, evaluiert wird und bis Ende 2010 reichen muss. 

Für die Mär von mehr Video bringe mehr Sicherheit, mehr Videoüberwachung bringe mehr Sicherheit, möchte ich mir jetzt doch ein paar Minuten gönnen, weil das eine sehr kostspielige Angelegenheit ist und in meinen Augen, in den Augen der Grünen, genau das nicht bringt, was es bringen soll. Die Einzigen, die daraus wirklich ein Geschäft machen, sind die Firmen, die diese Produkte erzeugen und verkaufen, weil denen bringt es einen Haufen Sicherheit, nämlich Lebensqualität für den Besitzer der Firma. Videoüberwachung bringt keine zusätzliche Sicherheit und ich möchte das an Hand von ein paar Zahlen und ein paar Daten erläutern. Die vorliegende Statistik über den Gemeindebau sagt aus - also das ist einmal gleich ein absoluter Knüller, denn es wird behauptet, 48 Prozent der Vandalismusakte und 32 Prozent der damit verbundenen Kosten verbleiben. Das klingt jetzt gut, weil die Hälfte der Vandalismusakte in diesem überwachten Bereich sind offensichtlich nicht mehr da. Wie viele dieser Fälle wurden laut Bericht aufgeklärt, nachdem man es überwacht hat. Also jeder zweite Vandalismusakt findet nach wie vor statt und wird gefilmt, alles auf Band. Wie viele Fälle sind laut der Studie – es sind ja nicht meine Zahlen, sondern laut dieser Studie wurden 2, nicht Prozent, sondern 2 Stück, 1 und 1, also 2 Stück, mittels dieser Videoüberwachung aufgeklärt, die anderen alle nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist spannend!) Das werden dann sein null komma x, 0,0 Prozent wahrscheinlich. Also 48 Prozent nach wie vor vorhanden, die Videoüberwachung hat nichts genutzt. Das kennen wir von den Banküberfällen. Nichts ist besser überwacht als eine Bankfiliale, die Überfälle steigen, wenn man die Bilder sieht im Fernsehen, wir sehen das ja selber, man kennt niemanden drauf, es funktioniert offensichtlich nicht. Und die große Frage dahinter, das hat ja diese Studie jetzt gar nicht untersucht, das ist dieser Birmingham-Effekt - auch keine Studie von uns, sondern von den Polizeieinheiten in Großbritannien erstellt -, da filme ich und daneben habe ich es. Das hat auch Frau Frank von der FPÖ ausgeführt. Ich filme an einem Ort, und dann habe ich eine Verdrängung von einem Ort zum nächsten. Das ist die Lösung der SPÖ, die jetzt lautet: Gut, dann filmen wir halt alles, dann machen wir rund um die Uhr zu. Da hat es einmal Staaten gegeben, die das auch versucht haben, die waren nicht bei allen so beliebt, und es erinnern sich einige daran, was dazu auch gesagt wurde. 

Ist das dann überhaupt eine Lösung, ist dann die nächste Frage, und wo müsste man dann überwachen. Wenn man jetzt hergeht und sagt, dort, wo Kriminalität passiert, dort, wo Gewalt passiert, dort wird gefilmt. Wenn das der Ansatz ist, wo passiert denn in erster Linie Gewalt gegen Frauen. Nicht im Park und nicht auf der Straße, sondern zu Hause in den eigenen vier Wänden. Das ist Tatsache, und trotzdem würde niemand auf die Idee kommen und sagen, um diese Gewalt hintanzuhalten, werden morgen alle Wohnzimmer und Schlafzimmer in Wien gefilmt. Da passiert aber die meiste Gewalt. Und so irrsinnig wie das klingt, ist auch das andere, nämlich den gesamten öffentlichen Raum mit Kameras zu überziehen. Das ist ja eine gewaltige Einschränkung von Privatheit. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: In der Garage, das ist nicht privat!) 
Und ich weiß, dass es dafür in Österreich kein großes Bewusstsein gibt und man muss sich das überlegen und man muss sich auch überlegen, was das kostet. Und ich bringe dazu auch ein paar Zahlen. Bei dieser Studie über den Gemeindebau steht drinnen an angegebenen Kosten 400 000 EUR für 8 Bauten, an Einsparungen im ersten Jahr 55 000 EUR. Das wäre eine Amortisationszeit von 7,2 Jahren, falls man nie wieder einen Cent in die Anlage reinstecken muss, was ja nicht stimmt, weil sie muss ja gewartet werden, sie fällt ja auch zwischendurch einem Vandalismus zum Opfer, muss also komplett ersetzt werden. Wann rechnet sich denn das? Und immer noch ist da kein Cent mitgerechnet, wenn einer links oder rechts irgendeinen Akt gesetzt hat, der dann auch Geld kostet. 

Was sagt man denn international zur Videoüberwachung? Am besten gehen wir zuerst nach Deutschland und dann in das erste Land der Überwachung, in das Hauptland Großbritannien. In Brandenburg sagt der Landeschef der Polizei zur Videoüberwachung, die Zahl der Straftaten gehe nicht zurück, Rechtsextremisten und Drogendealer suchen sich einfach einen anderen Ort für ihre kriminellen Aktivitäten. In Großbritannien ist der Missbrauch schon bekannt, das muss man sich auch vor Augen führen, und wenn man im Internet sucht, würde man das auch finden, wie viele von diesen Überwachungsvideos im Internet landen. Da muss man sich jetzt fragen, wie das passiert, das sind ja nicht Einzelfälle, sondern das sind hunderte, tausende. Wie viele von diesen Videos, die mitgeschnitten werden, landen im Internet und pikante Szenen aus privaten Häusern, heißt es dann in dieser Studie, sind einsehbar. In einer Handelsakademie in Oberwart wurde auf einem Damenklo in der Schule gefilmt, nämlich die WC-Schüssel, um Drogenkonsum hintanzuhalten. Das flog auf, dann wurde aber noch einmal installiert und ein Jahr später flog es wieder auf, und dann hat man es eingestellt 2004 und 2005, das ist noch nicht lange her. Das ist das Gefühl, was man da hat, dass niemand mehr ein Gefühl dafür hat, wo der private Raum aufhört, und was man überhaupt überwachen darf. Das sind dann die Probleme, mit denen wir zu kämpfen haben. 

Und noch ein Beispiel aus der Bundesrepublik. Die Bundeskanzlerin Angela Merkl wurde persönlich Opfer von Videoüberwachung. Im März 2006 hat man festgestellt, dass das Museum, das vis-à-vis videoüberwacht wird, auch fest in ihr Wohnzimmer reingefilmt hat, und auch diese Daten und Bänder sind der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt worden. Da muss man sich wieder fragen: Was wird denn wo überall überwacht, wie sicher ist das, wer muss damit rechnen, dass er auch zu Hause überwacht wird. Und dann nehmen wir einen sicher Unverdächtigen: Der Chef der Videoüberwachung von Scotland Yard, Mike Neville, Großbritannien, vier Millionen Kameras sind aufgehängt, das Land ist damit überzogen. Die können kein Bier trinken, ohne dass draußen steht, dass drinnen eine Kamera ist, sie können in keinen Bus einsteigen, sie können sich überhaupt nicht bewegen, ohne dass Sie pro Tag, ich weiß nicht, ein paar hundert Mal abfotografiert oder mitgefilmt werden. Was sagt der Chef der Videoüberwachung? Der ist zuständig für das, und die haben so viel Geld ausgegeben, dass es sich in milliardenschweren Investitionen am Schluss widerspiegelt. Der sagt: „Milliardenschwere Investitionen in ein landesweites System von Überwachungskameras haben in Großbritannien die Kriminalität nicht eingeschränkt. Das Netz mit mehr als 4 Millionen Videokameras ist ein völliges Fiasko.“ Das sagt der Chef, der zuständig ist bei Scotland Yard. 

Und ich behaupte, er hat recht, und es ist schade ums Geld. Wir brauchen das Geld für soziale Sicherheit und nicht für Firmen, die Videokameras produzieren, und wir haben eine Sicherheitsdebatte, die immer die gleiche ist, und die geht in erster Linie um etwas, das ganz am Ende von allem steht, und da machen wir jetzt einen Film. Das sollte nicht passieren, wir sollten da eher überlegen, warum ist es immer noch möglich, dass in Vorarlberger Dörfern, in denen ich aufgewachsen bin, die Haustüren nicht abgesperrt werden, wenn die Leute einkaufen gehen, und es geht auch. 

Nein, nicht die Zeiten sind andere, weil das ist jetzt so, 2009. Was muss man tun, das wäre ja trotzdem ein Ansatz. Es ist doch der schönere Zustand, als ich habe eine Videokamera vor meiner Eingangstür. 

Na eben, und jetzt überlegen wir doch gemeinsam nicht, wie filmen wir uns alle Tag und Nacht ab, sondern jetzt überlegen wir uns, wie kann man ein Zusammenleben in der Stadt so organisieren, dass das nicht nötig ist. Und immerhin haben wir ja viel Geld, das kostet ja Millionen. Das kostet viele Millionen, alle diese Kameras. Bei den Wiener Linien ist ja ausgerechnet worden: Vandalismusrückgang ganz klein, Geldausgaben so viel. Da fließen Millionen hinein. (GR Mag Wolfgang Jung: Bei den Wiener Linien, da schauen Sie sich das an!) 
Herr Jung, der Rückgang an Vandalismus, da gibt es ja eine Studie dazu, die kennen Sie ja auch, die haben ja alle Fraktionen, das Geld, das sich die Wiener Linien durch den Rückgang an Vandalismus sparen, deckt nicht einmal zu einem Fünftel die Ausgaben. (GR Mag Wolfgang Jung: Aber geh, hör auf!) Millionen von Euro fließen da hinein, dafür, dass ein bisschen weniger verschmiert wird. Das muss man sich überlegen: Möchte irgendjemand da herinnen das Geld dafür ausgeben, also außer diejenigen, die mit einem Sicherheitsberater verwandt sind? Sicher niemand. Es ist unlogisch, es ist ökonomisch nicht sinnvoll, und es erfüllt den Zweck am Ende nicht. Videoüberwachung, das sagt die Polizei in Deutschland, das sagt der Chef von Scotland Yard in Großbritannien, das wissen auch ein ganzer Haufen von anderen Leuten, und wenn ich es durchrechne, bringt es nichts. 

Stimmt schon, ein bisschen weniger habe ich, aber die Frage ist und bleibt: Rechtfertigt das den Kostenaufwand? Ich sage Nein, weil man das Geld dringend für etwas anderes braucht. Soziale Sicherheit kostet auch Geld, und dafür sollten wir es ausgeben, ja, dafür sollten wir es ausgeben. Ich kann mich erinnern, wie die Grünen mit Flatter-Watch begonnen haben. Da hat es einen Aufschrei gegeben bei der ÖVP. Das darfst du natürlich nicht, du darfst nicht jemanden von der ÖVP den ganzen Tag auf die Finger schauen, das darf man natürlich nicht, das ist populistisch. Und jedem Bürger und jeder Bürgerin Tag und Nacht auf die Finger schauen, ist eine Unterstellung, dass eigentlich quasi jeder halb ein Krimineller ist. Das ist eine Unterstellung, die sich die Leute nicht verdient haben. Verdient haben sie sich etwas anderes, ein Leben in Würde, und da wäre das Geld viel besser aufgehoben in einer Armutsbekämpfung in der Stadt. 

Und wir reden ja tatsächlich über Millionenbereiche. Und heute, es würde nicht ausreichen, wenn das so weitergeführt wird wie in Großbritannien, da kostet uns das nicht ein paar Millionen und nicht 400 000 EUR, wir haben ja schon 400 000 EUR bei acht Bauten ausgegeben. Es sind aber nicht acht Bauten, es sind ein paar hundert. Jeder Bau 50 000 EUR und noch einmal 50 000 EUR, wie viele Millionen Euro - und ob das dann die Mieterinnen und Mieter im Gemeindebau zahlen oder die Mieterinnen und Mieter in Wien, weil irgendjemand wird es ja zahlen müssen in Wien, dann zahlen es halt nicht die 212 000 Wohnungsmieterinnen und Wohnungsmieter im Gemeindebau, sondern zahlen es halt die 850 000 bis 900 000 Haushalte in Wien, aber irgendjemand zahlt das, diese Überwachung kostet ja Geld, und wir alle zahlen das. Jetzt tun mir die da herinnen noch nicht so leid, wenn sie das mitzahlen müssen, das geht sich aus, aber von den Mindestpensionisten da draußen weiß ich nicht, warum die dafür ein paar Euro zahlen sollen. Und der mit dem durchschnittlichen Einkommen im Gemeindebau, der muss das auch nicht selber zahlen. Teilen wir es halt auf zwischen drei Wohnungen im privaten Sektor und eine im Gemeindebau. Die zahlen dann zu viert die Videoüberwachungen im Gemeindebau, irgendjemand brennt das. Das Geld wäre hundert Mal besser wo anders aufgehoben. Zu dieser Geschichte mit, man kauft sich da Sicherheit ein, da gibt es ja noch andere Studien, wenn man weggeht vom Geld. Zuerst steigert es das subjektive Sicherheitsgefühl und nachher ist das auch weg. Viel Geld drinnen, dann hängt an jedem Eck eine Kamera, das ist jedem egal, das stört niemanden mehr, es nutzt überhaupt nichts mehr am Ende und hat nur viel Geld gekostet. Das ist eine Chimäre, das ist ein Schmäh, schade um das Geld, nützen Sie dieses Geld anders, wir brauchen es dringend, um Armut zu bekämpfen und nicht, um Sicherheitsfirmen zu fördern. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Niedermühlbichler. 

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte zuerst damit beginnen, zum Akt zu sprechen, obwohl - wovon ich ausgehe - dieser einstimmig beschlossen wird. Ich möchte aber doch darauf hinweisen, dass Frau Kollegin Frank eine Presseaussendung gemacht hat, dass das hier ein Wahl-Gag wäre, dass wir ja schon bisher mit 5 Millionen EUR über 14 000 Sicherheitstüren gefördert haben, die eingebaut wurden, und dass wir hier mit diesem Akt nun zusätzlich 4 Millionen EUR beschließen. Man kann natürlich immer mehr wollen, und man kann natürlich immer nach dem Motto verfahren, Reichtum für alle, aber wir haben eben nur ein gewisses Budget, das wir verteilen können, und das wollen wir dementsprechend gut einsetzen. Und wir bekennen uns auch politisch dazu, dass wir eben nicht Fenster- und Terrassentüren fördern, sondern dass wir eben Eingangstüren fördern, weil wir davon ausgehen, dass jeder eine Eingangstüre hat und dass mit dieser Förderung eine faire Förderung stattfinden kann. 

Zur Kollegin Feldmann möchte ich sagen: Mit den 400 EUR, das war nur die halbe Wahrheit, weil wie Sie wissen, bei Doppeltüren werden zwei Türen gefördert, das heißt also, bis zu 800 EUR. Und auch jetzt werden im Einfamilienhaus beziehungsweise in Siedlungshäusern ja auch unter Umständen sowohl die Eingangstür als auch eine gleichwertige zweite Eingangstür, sollte es eine Terrassentür sein, gefördert, analog zur Doppeltür. Das heißt, Sie haben zwar nichts ganz Falsches gesagt, aber eben die halbe Wahrheit. Also, die Förderung geht bis zu maximal 800 EUR. Und das ist ja gerade in Wien, wo wir viele Altbauwohnungen haben, wo es auch zweiflügelige Türen gibt, doch nicht zu unterschätzen. Auch der Vergleich mit Niederösterreich hinkt natürlich, wie so oft, weil in Niederösterreich, wo es natürlich nicht so viele mehrgeschoßige Wohnungen gibt, andere Voraussetzungen gelten, und natürlich muss Niederösterreich - und wenn wir hier für Niederösterreich verantwortlich wären, würden wir das wahrscheinlich auch tun - die Wohnform fördern, die es dort gibt, und das sind einfach viele Flachbauten oder viele Einfamilienhäuser. Und dass die in dieser Hinsicht mehr fördern, ist gut, aber wir Wiener Sozialdemokraten bekennen uns dazu, auch politisch dazu, dass wir hier Eingangstüren fördern wollen und nicht mehr, weil das eine Förderung ist, die allen zu Gute kommt, und wir Wiener Sozialdemokraten sind eben nicht dafür, Einzelne mehr zu fördern, sondern alle gleich. 

Zur Sicherheitsdebatte, weil das ja auch ein wichtiges Thema ist: Es wurde viel darüber gesprochen, dass die Stadt Wien wieder Aufgaben übernehmen möge. In einem Zwischenruf wurde das schon klargestellt: Die Stadt Wien hat immer wieder Aufgaben seitens des Bundes und seitens der Bundespolizei übernommen. Bereits 1994 haben wir die Parkraumüberwachung und die Überwachung des ruhenden Verkehrs übernommen, wir haben 350 Personen, die wir für diese Überwachung einsetzen. Das hat einerseits den Effekt gehabt, dass die Polizei entlastet wurde, und andererseits funktioniert es besser. Im Jahr 2002 haben wir auch das Fund-, Pass- und Meldwesen von der Polizei übernommen. Das war ein gewaltiger Brocken, hier haben wir die Bundespolizeidirektion von diesen Verwaltungsaufgaben entlastet. Wir haben unsere Hausaufgaben diesbezüglich gemacht. 

Einzig die völlig missglückte Polizeireform, die diese zwei Parteien zu verantworten haben, nämlich FPÖ und ÖVP, hat dazu geführt, dass die Sicherheitssituation in Wien leider nicht besser geworden ist und dass uns in Wien 1 300 Polizisten fehlen. Auch wenn Sie es nicht so gerne hören oder wenn Sie von einer gleichen Leier reden, kann man Ihnen das nicht ersparen: Für die völlig missglückte Polizeireform und für das Sicherheitsdefizit, das dadurch entstanden ist, sind Sie verantwortlich, denn das geschah in der Zeit, als Sie in der Bundesregierung waren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu einem kleinen Satz, den Frau Frank vorhin gesagt hat: Die FPÖ hat damals das Hausbesorgergesetz abgeschafft, und wir hätten ja zwei Jahre Zeit dafür gehabt, es wieder einzuführen. Sie haben dann den netten Satz gesagt - ich weiß nicht, wie er Ihnen herausgerutscht ist: „Uns betrifft das nie wieder." Das heißt, Sie betrifft das nie wieder; das können Sie im Protokoll gerne nachlesen. Das ist doch ein Hoffnungsschimmer! Ich hoffe, es betrifft Sie wirklich nie wieder, weil ich hoffe, dass die FPÖ nie wieder Regierungsverantwortung in diesem Land oder in dieser Stadt übernehmen wird. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Zum Thema Stadtwache: Auch das ist ein alter Hut. Wir haben ja hier zwei Anträge, einen von der FPÖ und einen von der ÖVP, abzustimmen. Ich schicke gleich voraus, wir werden selbstverständlich beide ablehnen. Diese Anträge sind sehr unterschiedlich, und das zeigt, dass Sie zwar gemeinsam in der Regierung waren und vieles zur Unsicherheit dieses Landes beigetragen haben, dass Sie sich aber jetzt nicht mehr einig sind. Denn die eine Partei möchte eine Stadtwache aus 3 000 Personen, die FPÖ möchte eine aus 5 000 Personen; die eine möchte nur die gleiche Uniform, die andere möchte die Stadtwache oder Sicherheitswache mit Prügeln und Pfefferspray ausstatten. Werden Sie sich in dieser Frage einmal einig!

Ich glaube, dass das Gewaltmonopol im Bund sehr gut aufgehoben ist. Wir Sozialdemokraten bekennen uns zum Gewaltmonopol des Staates, daher werden wir sicher nicht eine Stadtwache oder eine Sicherheitswache in Wien zusätzlich schaffen, sondern wir wollen - wie wir das auch bisher gemacht haben - die Bundespolizei in ihren Aufgaben entlasten und ihr bürokratische Aufgaben wegnehmen, damit sie sich um ihre unmittelbaren Aufgaben, und das ist die Sicherheit in der Öffentlichkeit, kümmern kann. Das tun wir! Das haben wir in der Vergangenheit getan, und das werden wir auch in Zukunft tun, wo es notwendig ist.

Ich möchte auch zu dem Vorwurf der Kollegin Feldmann mit dieser, wie hat sie es genannt?, Kapperl-Orgie, es gibt schon so viele ... (GRin Mag Barbara Feldmann: Salat! - GR Mag Wolfgang Jung: So einen Kapperl-Salat!) Es gibt so viele unterschiedliche Ordnungsorgane in Wien. - Ich bin der Auffassung, dass es sinnvoll ist, die Organe dort einzusetzen, wo es notwendig ist, und ich halte nichts davon - genauso, wie ich nichts davon halte, dass die Polizei für Hundstrümmerl zuständig ist -, dass man hergeht und eine Stadtwache schafft, die für alles verantwortlich ist, was hier passiert. 

Daher gehen wir auch diesen Weg zu schauen: Wo gibt es denn Probleme? Und um die Probleme, die es gibt, kümmern wir uns. Hier schaffen wir adäquate Überwachungsorgane und statten diese mit den Personen aus, mit dem Werkzeug aus, das sie brauchen. Das ist eine vernünftige Politik. Denn wieder etwas zu schaffen, das über alles drübergestülpt wird, halten wir nicht für sinnvoll. Deshalb noch einmal: eine klare Ablehnung zur Forderung nach einer Stadtwache!

Ich möchte noch auf Kollegen Eisenstein eingehen, weil er gemeint hat, die Ordnungshüter hätten ein arrogantes Verhalten an den Tag gelegt, und das wäre nicht angebracht. Da darf ich schon die Frage stellen: Halten Sie es für angebracht, dass eine Sicherheitswache mit Prügeln auf Menschen losgeht? Halten Sie das für angebracht? Wir halten das nicht für angebracht! Daher wollen wir keine Prügel-Sicherheitswache in dieser Stadt, sondern unterstützen unsere Polizei. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Prügelt denn die Rathauswache?) 

Kollege Ellensohn hat vieles gesagt, was ich auch unterstützen kann. Ich möchte aber schon darauf hinweisen, dass er nicht der Erste war, der hier das Thema soziale Sicherheit diskutiert hat, sondern dass Kollege Stürzenbecher selbstverständlich auch darauf hingewiesen hat, wie wichtig die soziale Sicherheit ist und dass man eben Sicherheit nicht nur im Begriff der Sicherheit vor Gewalt und Verbrechen sehen darf, sondern dass das in einem größeren Zusammenhang steht. Wir Sozialdemokraten sind natürlich ein Garant dafür, dass soziale Sicherheit in dieser Stadt gewährleistet wird.

Weil hier auch der Vorwurf oder der Vorschlag gekommen ist, dass wir mehr in die soziale Sicherheit investieren sollten, möchte ich sagen, dass man gerade uns Sozialdemokraten in Wien, glaube ich, nicht den Vorwurf machen kann, dass wir zu wenig tun. Denn wir haben schon seit Langem - schon lange, bevor es die GRÜNEN gegeben hat - bewiesen, dass für uns soziale Sicherheit an oberster Stelle steht und dass wir alles dazu tun, um in die soziale Sicherheit zu investieren und sie zu unterstützen. Denn wir Wiener Sozialdemokraten sind die Partei der sozialen Sicherheit, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Seit 60 Jahren ...!)
Noch kurz zu der Geschichte mit der Videoüberwachung: Natürlich gibt es hier zwei Auffassungen, die man vertreten kann. Die Aufklärungsrate ist das eine, wichtig ist in diesem Zusammenhang aber auch die Prävention. Es konnte durchaus nachgewiesen werden, dass dort, wo videoüberwacht wird, der Vandalismus deutlich zurückgeht. Aber - und das ist für uns das Wesentliche und das Wichtige - wir Sozialdemokraten sind ein Garant dafür, dass nicht auf Teufel komm raus videoüberwacht wird, sondern dass wir uns genau anschauen, wo es Sinn macht. 

Wir wollen sicher keine flächendeckende Videoüberwachung in ganz Wien, sondern nur dort, wo es notwendig ist, dort, wo es sinnvoll ist, werden wir das machen. Der Herr Vizebürgermeister hat das auch präsentiert. Wir werden es natürlich nicht überall machen, aber in dunklen Ecken, in Müllräumen und dort, wo es sinnvoll ist - das schauen wir uns ganz genau an -, werden wir das umsetzen. 

Es wurde ja schon darauf hingewiesen, dass sich auch die Datenschutzkommission ganz genau anschaut, wo man etwas machen kann. Wenn man die Zustimmung dieser Organisation dazu hat, kann man davon ausgehen, dass mit der Videoüberwachung kein Schindluder getrieben wird, dass dies aber eine wichtige und sinnvolle Ergänzung ist zu all den Maßnahmen, die wir machen.

Zum Bereich Sicherheit im Gemeindebau - das gehört ja auch dazu - ist es eine ganz, ganz wichtige Maßnahme neben all den Organen, die wir hier schaffen, dass wir auch die Wohnpartner neu organisiert haben. Das ist auch ein ganz wichtiger Punkt für ein soziales und gutes Zusammenleben im Gemeindebau, eben eine ganz wichtige Prävention. Da sind wir Wiener Sozialdemokraten gemeinsam, mit unserem VBgm Ludwig an der Spitze, dabei, das auch umzusetzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend zum Thema Wohnen: Das Thema Wohnbau ist uns Sozialdemokraten immer ein wichtiges Anliegen gewesen. Auch wenn wir jetzt keine Gemeindebauten mehr errichten, investieren wir doch in den geförderten Wohnbau, und der geförderte Wohnbau wird weiterhin ausgebaut. Jedes Jahr schaffen wir zusätzlich 7 000 neue Wohnungen, damit eben Wien und die Wienerinnen und Wiener gut wohnversorgt sind. Das ist bei uns in besten Händen.

Auch das Thema Sicherheit, sowohl die soziale Sicherheit als auch die Sicherheit vor Kriminalität und Gewalt, ist bei uns Sozialdemokraten in den richtigen und in guten Händen. Darauf können Sie sich verlassen! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Noch einmal zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Feldmann. Die offene Redezeit beträgt sieben Minuten.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bringe einen weiteren Beschlussantrag ein, gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Ferdinand Wolf, betreffend die bedenkliche Entwicklung im Rahmen der aktuellen Universitätsdebatte. 

Denn neben den aktuellen Protestaktionen von einigen Studentinnen und Studenten zu dem legitimen Anliegen der Studentenschaft nach bestmöglicher Organisation der Universitäten sowie nach guten Studienbedingungen gibt es auch etwas darüber hinaus. Und zwar werden neben der Artikulation der inhaltlichen Position zur Universitätspolitik auch generelle gesellschaftspolitische Forderungen erhoben, und im Rahmen dieser Debatte findet leider auch eine bedenkliche Agitation gegen Andersdenkende statt. Auch sexistische Äußerungen wurden registriert, nicht zuletzt im Zentrum der Protestaktion, im Audimax selbst. Es gibt Sachbeschädigungen an universitären Einrichtungen, welche aufs Schärfste zu verurteilen sind. (GR Godwin Schuster: ... unseren Antrag aber wirklich nicht!) Daher stellen die gefertigten Gemeinderäte folgenden Beschlussantrag:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich gegen jedwede extremistischen Äußerung, insbesondere sexistische Bekundungen, sowie gegen jede Art von Sachbeschädigungen im Rahmen der Protestaktion auf dem Areal der Universität Wien aus. Der Wiener Gemeinderat unterstützt jene studierwilligen Studentinnen und Studenten, die derzeit an der Universität Wien an ihrem Studium gehindert werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich habe noch eine Wortmeldung, und zwar von Herrn GR Mahdalik. - Bitte.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte Ihnen eine kurze Geschichte erzählen, die brandaktuell ist und an der man ersehen kann, wie brutal und unsozial die SPÖ im Jahr 2009, aber auch schon in den letzten Jahren vorgeht und dass sie sich nicht wundern darf, dass ihr die Wähler in Scharen davonlaufen. 

Bei dem Dutzend Ordnungsberater der Gemeinde war ein junger Mann dabei, den die meisten zumindest vom Sehen kennen, weil er in sehr vielen Zeitungen und auch in anderen Medien, im Fernsehen, Interviews gegeben hat. Er war in Zeitungen abgebildet und hätte auch heute wieder einen „News"-Termin gehabt. Dieser junge Mann dürfte zum Ersten eine gute Figur bei der Ausbildung gemacht haben. Er dürfte auch im Einsatz überzeugt haben, sonst hätte ihn Wiener Wohnen wohl nicht zu den Presseterminen geschickt. Kurz gesagt, Wiener Wohnen hat ihn quasi als Aushängeschild für die neue Ordnungsberatertruppe gesehen und in den Medien präsentiert. 

Er hat seine Leistung erbracht, er hat nur einen Fehler - das hat die SPÖ wahrscheinlich zu spät festgestellt: Er ist nämlich FPÖ-Parteimitglied im 22. Bezirk. Er ist nicht Mandatar, er ist Chef des Kulturringes. Weil er jetzt in vielen Medien abgebildet war, hat irgendwann sein Chef, einer seiner Vorgesetzten, eine E-Mail bekommen, in dem die Meinung geäußert wurde, dass dieser Ordnungsberater sich in rechtsradikalen Kreisen herumtreibt - was natürlich in keiner Art und Weise stimmt! Er ist, wie gesagt, Obmann des Kulturringes. 

Er hat dann zum Rapport kommen müssen, der Chef hat ihn gefragt: Machen Sie politisch etwas? Er hat gesagt: Ich bin Parteimitglied in Donaustadt und mache kulturelle Arbeit für den Bezirk. Als er heute ins Büro gekommen ist, hat ihn der Chef zu sich gerufen, hat ihm die Kündigung vorgelesen und hat gesagt, er soll sofort die Sachen abgeben. Das geht - er ist noch im Probemonat - ohne nähere Angabe von Gründen. Er ist natürlich am Boden zerstört, weil er seine Arbeit zur vollsten Zufriedenheit aller erledigt hat, sonst hätte er vorher schon einen Verweis oder Sonstiges bekommen. 

Er wurde heute gekündigt, und ich weiß nicht, ob der Herr Stadtrat davon weiß. Aber wenn er diese Praktiken akzeptiert, dass politisch Andersdenkende in Bedrängnis gebracht werden, dass versucht wird, ihre Existenz zu zerstören, bei einem jungen Mann, der sich nie etwas hat zuschulden kommen lassen und nie auch nur annähernd in rechtsradikalen Kreisen war - wenn das der Herr Stadtrat billigt, dann ist das mies und billig! Es wird jetzt die SPÖ natürlich einen kleinen Sieg erringen, weil man einem politisch Andersdenkenden, einem Blauen eins hat auswischen können. Aber auf Dauer gesehen werden die Leute das merken. Wir werden das auch publik machen. 

Das ist eine riesengroße Sauerei! Ich hoffe, Herr Stadtrat, Sie greifen in dieser Sache noch ein, wenn Sie nicht schon längst in diese Sache involviert waren. Wenn Sie es nicht gewusst haben, dann tut es mir für Sie leid, dann sind Sie schlecht informiert. Wenn Sie davon gewusst haben, dann ist es auch von Ihnen persönlich eine unglaubliche Sauerei, dass Sie einem politisch Andersdenkenden haben kündigen lassen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Herr Gemeinderat! Das erste Mal hätte ich die „Sauerei" noch ganz gerne überhört. Beim zweiten Mal ist es mir nicht mehr möglich. Ich ersuche Sie, sich einer anderen Wortwahl zu bedienen. (StRin Dr Monika Vana: Ich kriege immer schon beim ersten Mal ...!)
GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Ja, ich ersetze „Sauerei" durch „Schweinerei" und bin schon wieder fertig. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Straubinger. - Bitte.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Kollegin von der ÖVP hat einen Antrag eingebracht, den man nicht ganz so stehen lassen kann und zu dem ich auch kurz begründen möchte, warum ihn die SPÖ ablehnt. 

Wir sind natürlich gegen extremistische Äußerungen, wir sind auch gegen sexistische Bekundungen und gegen Sachbeschädigungen. Aber ich finde es, ehrlich gesagt, ein bisschen eine Chuzpe, hier zu verlangen, dass der Wiener Gemeinderat die studierwilligen Studentinnen und Studenten unterstützt, die derzeit am Studium gehindert werden. Sie implizieren damit, dass all jene, die gegen schlechte Studienbedingungen protestieren, nicht studierwillig sind. Aber das ist der Grund, warum sie protestieren, nämlich weil sie bessere Bedingungen wollen! (Beifall bei der SPÖ und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der GRÜNEN.)

Übrigens hat das, glaube ich, auch Ihr Bundesminister mittlerweile eingesehen. Denn wenn Sie auf „orf.at" schauen, dann wurde von der Bundesregierung zugesagt, dass es für das nächste Jahr 34 Millionen EUR mehr für die Universitäten gibt. Ich glaube, das ist ein richtiger erster Schritt, damit alle, die studierwillig sind - und keiner an den Universitäten, der sich dort auch im Audimax aufhält, ist nicht studierwillig -, bessere Bedingungen vorfinden und ihr Studium so fortsetzen können, dass es auch wirklich erfolgreich ist und etwas bringt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Franz Ferdinand Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zwei kurze Bemerkungen zu der sich jetzt entzündenden Debatte.

Das Erste ist: Wenn Sie Gewalt und Sachbeschädigung ablehnen, dann stimmen Sie zu! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das kann man nicht ...!) Sonst wird man Ihre Solidarisierung mit den falschen Leuten der Öffentlichkeit mitzuteilen haben. (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.)
Zweiter Punkt: Die Argumentation ... (GR Prof Harry Kopietz: Schwache Argumente!) Herr Professor, ich weiß, Sie sind es nicht für Logik, sondern haben einen Berufstitel Professor. Aber dieser Zwischenruf war ziemlich sinnlos. (GR Kurt Wagner: Nein, Ihre Argumentation ist nicht nach der Logik!)
Zweiter Punkt: Wir nehmen zur Kenntnis, dass jene 13 000 Studenten der Wiener Universität, die inzwischen unterschrieben haben, dass sie in ihren Studien nicht blockiert werden wollen, Sie auch nicht beeindrucken, sondern dass Sie sich gegen diese Studenten stellen, die derzeit daran gehindert sind zu studieren. (GR Godwin Schuster: Nicht gegeneinander ausspielen!) Das nehmen wir zur Kenntnis; es sei denn, Sie stimmen zu, dann ist es hinfällig. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP. - GR Prof Harry Kopietz: Das war ein schlechter Erpressungsversuch!)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine weitere Wortmeldung vor. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! Werte Zuhörende auf der Galerie, vor den Computern und wo auch immer Sie zuhören und zusehen!

Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass wir das Poststück behandeln, in dem es um eine sachliche Genehmigung der Förderaktion „Einbruchshemmende Eingangstüren" geht. Vielleicht interessiert auch die Zuhörenden vor den Geräten - natürlich hier im Saal, davon gehe ich aus, aber auch diejenigen, die zuhören -, wie man zu diesen Förderungen kommt. Sie werden natürlich nur unter ganz bestimmten Bedingungen abgewickelt. Es ist ein bestimmter Förderungsgegenstand; Förderungswerber, Förderungsausmaß und auch die beizubringenden Unterlagen sind festgelegt. Insgesamt sollen bis Ende 2010 maximal 4 Millionen EUR eingesetzt werden. 

Ich hoffe, dass wir alle diesem Poststück zustimmen können. Es handelt sich um eine sehr sinnvolle Maßnahme, ob es jetzt die tatsächliche Sicherheit fördert, wovon wir ausgehen, oder auch die subjektive. Ich bitte um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herzlichen Dank. - Damit kommen wir zur Abstimmung. Wer für den Antrag der Frau Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest, der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung von insgesamt fünf Beschlussanträgen, drei von der ÖVP und zwei von der FPÖ.

Ich beginne mit folgendem Antrag der FPÖ: Konkretes Sicherheitskonzept im städtischen Wohnbau. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und FPÖ, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag wurde von der ÖVP eingebracht, er betrifft die Schaffung einer Stadtwache. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP und FPÖ fest, der Antrag ist abgelehnt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es werden immer weniger!)
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der ÖVP betreffend Aufstockung der Förderungen für einbruchshemmende Eingangstüren und Ausweitung auf einbruchshemmende Fenster. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und FPÖ, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen nun zum Antrag der FPÖ betreffend Einrichtung einer Wiener Sicherheitswacht im Rahmen der örtlichen Sicherheitspolizei. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen. - Hier stelle ich die Zustimmung der FPÖ fest, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der letzte der fünf Beschlussanträge stammt wiederum von der ÖVP und betrifft bedenkliche Entwicklungen im Rahmen der aktuellen Universitätsdebatte. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und FPÖ, die erforderliche Mehrheit ist nicht erreicht.

Wir kommen zur Postnummer 22 der Tagesordnung: Heizkostenzuschuss 2009/2010. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir können sofort abstimmen. - Wer für dieses Geschäftstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es gibt die Zustimmung von allen vier Fraktionen, der Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 24, Plandokument 7872 im 19. Bezirk, KatG Grinzing. Berichterstatter ist Herr GR Valentin. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. - Bitte.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nur eine ganz kurze Erklärung, wieso wir diesem Flächenwidmungsplan nicht zustimmen werden: Es wurde uns schon mehrmals unterstellt - weil es da vor allem um die Möglichkeit geht, ein Pensionistenwohnhaus zu errichten -, dass wir gegen Pensionistenwohnhäuser sind, was wir natürlich nicht sind. Im Gegenteil, das ist ein guter Standort, und es ist eine gute Idee, das dort zu bauen. Nur sprechen wir uns dagegen aus, dass so große Einheiten gebaut werden. Es sollen dort 300 Betten entstehen, und wir sind dafür, dass es kleinere Einheiten geben soll - mit rund 150 Betten und mit weniger Zimmern -, weil wir glauben, dass wir dadurch bessere Qualität zusammenbrächten, bessere Freiräume, bessere Balkone, und zwar im Sinne der Seniorinnen und Senioren, die diese Häuser bewohnen werden. Deswegen lehnen wir diesen Flächenwidmungsplan ab. 

Bezüglich des Abänderungsantrags ist zu sagen, dass wir dem zustimmen werden. Da handelt es sich nur um eine kleine Änderung, die das Projekt offenbar besser umsetzbar macht. Das zeigt aber in meinen Augen einmal mehr, wie unzureichend die Instrumente für die Flächenwidmung sind, wenn man mit so einem Antrag ein Projekt quasi in letzter Minute noch bearbeiten muss, damit man es so hinkriegt, wie man es eigentlich will. Es ist dringend notwendig, diese Instrumente den heutigen Anforderungen anzupassen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat nunmehr Frau GRin Mag Feldmann. - Bitte.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bringe gemeinsam mit meinen Kollegen Alfred Hoch, Barbara Novak, Erich Valentin und Karlheinz Hora einen Antrag betreffend Paradisgasse/Grinzinger Allee im 19. Bezirk ein. 

Auf der Grundlage einer Vorstudie im Auftrag des Kuratoriums der Wiener Pensionistenheime wurde im Hinblick auf die Sicherung der Gestaltungsspielräume im Entwurf ein Strukturgebiet ausgewiesen, wobei jeweils auf die Nachbarliegenschaften besonders Bedacht genommen wurde. Es besteht ein Abänderungsantrag. Im Bereich der Grinzinger Allee ist laut Planentwurf 2 derzeit die besondere Bestimmung BB3 ausgewiesen, welche den obersten Abschluss der zur Errichtung gelangenden Gebäude mit maximal plus 60 m festlegt. Über einen Teilbereich wird nun die besondere Bestimmung BB4 im Antragstext angeführt, wie folgt lautend:

„Auf den mit BB4 bezeichneten und als Bauland/Wohngebiet gewidmeten Grundflächen darf der oberste Abschluss der zur Errichtung gelangenden Gebäude einschließlich allfälliger raumbildender Dachaufbauten gemäß § 81 der Bauordnung für Wien maximal plus 67 m über Wiener Null liegen. Der Entwurf wird gemäß Planbeilage geändert."

Ich bitte um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich denke mir, gerade, was die Größenordnung und die Nutzungsintensität von Seniorenresidenzen, Seniorenheimen und Seniorenwohnhäusern betrifft, haben wir in Wien eine erfreulich dichte Tradition, aber auch einen sehr, sehr dichten Erfahrungsschatz. Gerade wenn man berücksichtigt, dass in diesem konkreten Fall die Einheiten so gewählt sind, dass gewährleistet ist, dass Seniorinnen und Senioren auch im Pflegefall in diesem Haus verbleiben können, dass gewährleistet ist, dass ein ausreichendes Angebot an Freizeitangeboten erstellt wird, ist auch eine gewisse Anzahl von Wohnungen/Appartements notwendig. 

Tatsächlich verfolgt dieses Projekt - und das ist das Bestechende - eine Spiegelung der Wohnverhältnisse wie im tatsächlichen Leben vor dem Seniorenhaus, vor der Seniorenresidenz, vor dem Seniorenheim. Es ist auch deswegen sehr, sehr sinnvoll, um einfach die Breite an Angeboten zu sichern, um aber auch zu sichern, dass im Falle einer Pflegenotwendigkeit auch die Infrastruktur vorhanden ist, dass tatsächlich diese Anzahl von Appartements geschaffen wird. Dieses Haus wird die gute Tradition von Senioreneinrichtungen dieser Stadt fortsetzen, ganz besonders deshalb, weil gerade in dieser Region Wiens noch immer ein besonderer Bedarf besteht.

Ich ersuche Sie, sowohl dem Antrag als auch dem Abänderungsantrag zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke. - Ich lasse zunächst über den Abänderungsantrag abstimmen. - Wer für den Abänderungsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung aller vier Fraktionen fest, der Abänderungsantrag ist angenommen.

Ich lasse nun das Geschäftsstück abstimmen. - Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 6 der Tagesordnung: Vertragsabschluss zwischen der MA 51 und der Wiener Stadthalle. Berichterstatter ist Herr GR Vettermann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum eben einreferierten Poststück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mich in einer Geschäftsgruppe zu Wort gemeldet, wo ich das normalerweise nicht tue. Sie werden es wahrscheinlich schon den Medien entnommen haben, aber damit Sie alle das jetzt quasi wörtlich von mir hören, möchte ich es gerne ausführlich erklären.

Wir sprechen uns ganz deutlich für die Sanierung des Stadthallenbades aus: Das ist dringend notwendig! Wir sagen das schon seit Jahren und haben auch immer wieder kritisiert, dass das Geld für die Volksgarage am Vogelweidplatz schon weit vorher da war, interessanterweise auch aus Mitteln des Sportamtes, obwohl es ja eigentlich nicht ursächlich die Aufgabe des Sportamtes ist, Garagen zu subventionieren. Aber das haben wir ohnehin schon mehrmals diskutiert. 

Auf die Sanierung des Bades mussten die NutzerInnen also jahrelang warten, und jetzt hat man sich dazu entschlossen, das zu machen. Das ist gut und richtig. Es gibt auch durchaus gute Vorschläge in diesem Akt bezüglich Energieoptimierung und Neuorganisierung sowie hinsichtlich besserer Nutzbarkeit bezüglich Barrierefreiheit. 

Allerdings ist die Art des Verfahrens, wie das Sportamt, die MA 51, mit diesem besonderen Bau umgeht, indiskutabel. Das hat sich dieses Bauwerk, das haben wir alle uns nicht verdient. Hier wird ein Verfahren ausgeschrieben, das derzeit läuft, da geht es nur um die Generalplanungsleistung, und der tatsächliche Entwurf, der Vorentwurf und Entwurf, ist schon abgeführt worden, und zwar hat man das direkt beauftragt. 

Wie man jetzt dem Akt entnehmen kann, kennt man ja die Zahlen genau, was die Kostenschätzung für dieses Bauvorhaben, für diesen Umbau und diese Sanierung, betrifft: Es sind rund 20 Millionen EUR. Wenn man hier zurückrechnet, wie viel die Planungsleistung für Vorentwurf und Entwurf kostet, ist man weit über dem Schwellenwert für direkte Dienstleistungen, für die man eine direkte Vergabe durchführen darf. Das ist ja auf Grund der Wirtschaftskrise von 40 000 auf 100 000 EUR hinaufgesetzt worden, und da ist man schon weit darüber. Das hätte man also keinesfalls direkt vergeben dürfen.

Der zweite Punkt ist, dass man auch den EU-Schwellenwert für diese Planungsleistung überschritten hat. Alles, was Planungsleistungen über 211 000 EUR betrifft, müsste man EU-weit ausschreiben. Das man auch nicht gemacht, sondern man hat es direkt vergeben und sucht sich jetzt quasi einen Generalplaner, der das umsetzt. 

Was dann noch hinzukommt, ist, dass die Leute, die den Vorentwurf/Entwurf gemacht haben, auch jetzt bei diesen Generalplanungsleistungen mitbieten können und dabei schon abzusehen ist, dass sie natürlich einen gewaltigen Vorteil haben, weil sie diese Entwürfe kennen. Die sind bis jetzt noch nicht bekannt und auch nicht den Unterlagen beigelegen, daher kann man sich ausrechnen, wer dieses Verfahren gewinnen wird. 

Es ist also offensichtlich darauf abgezielt, gewisse Planer zu beschäftigen, und man sucht nicht die beste, sondern man nimmt die erstbeste Lösung, und das bei einem Bauwerk, das ex lege unter Denkmalschutz steht, wobei jetzt quasi in Diskussion ist, ob man es - bis zum Ende des Jahres wird das entschieden - wieder in die Denkmalschutzliste aufnimmt. Während das noch immer nicht geklärt ist, hier vorab so eine Planung hinzunudeln, das haben wir uns und hat sich diese Stadt nicht verdient. 

Da muss ich schon sagen, Herr StR Schicker hat sich in seinem Ressort recht bemüht, gemeinsam mit der Interessenvertretung der Planer und der Architektenkammer et cetera einen Wettbewerbsleitfaden herauszugeben; das ist dieser, für die, die ihn nicht kennen. (Die Rednerin hält eine Broschüre in die Höhe.) Den sollten sich auch andere Dienststellen einmal anschauen, und es wäre wirklich dringend notwendig, dass sich nicht nur gewisse Abteilungen daran halten, sondern alle in diesem Haus! Gerade diejenigen, die sich eigentlich nicht mit Bau- und Planungsaufgaben auskennen - wie beispielsweise die MA 51 -, sollten zumindest das Know-how im Haus abfragen, wenn sie schon selbst nicht wissen, wie man so etwas ordentlich macht. 

Da ist es mir absolut unverständlich, dass offensichtlich weder die MA 19 eingebunden war, die eben für Architektur und Stadtbild zuständig ist und normalerweise bei jedem wichtigen Bauvorhaben einbezogen und gefragt wird, noch die MA 34, die Bauvorhaben abwickelt und das Know-how hat, oder auch die Baudirektion. Ich kann mir nicht vorstellen, dass diese hier informiert und beteiligt waren, weil sonst so etwas sicher nicht hätte passieren können.

Wir beantragen deswegen die Absetzung dieses Tagesordnungspunktes, weil es noch nicht zu spät ist. Sie können dieses Verfahren noch aufheben. Es gibt ja auch schon diverse Stellungnahmen - Architektenkammer, Roland-Rainer-Komitee mit durchaus prominenten Vertretern -, die sich auch dafür einsetzen, dass dieses Bauwerk eine ordentliche Planung bekommt. Wie gesagt: die beste und nicht die erstbeste!

Abschließend: Abgesehen davon, dass wir nun diese Absetzung fordern, müsste auch dieses Generalplanungsverfahren aufgehoben werden. Da sehe ich den StR Oxonitsch aufgerufen, hier zu handeln (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Warum soll das aufgehoben werden?) und vor allem die Dienststelle MA 51, die auch schon bei anderen Verfahren damit aufgefallen ist, sich über vergaberechtliche Bestimmungen hinwegzusetzen, sich einmal herzunehmen und zu informieren, und vielleicht auch mit dem Planungsstadtrat und anderen Dienststellen gemeinsam zu entwickeln, wie man Bauvorhaben ordentlich abwickelt, sodass für uns alle die beste Lösung, die wirtschaftlichste Lösung und die nachhaltigste Lösung herauskommt.

Wir werden diesem Tagesordnungspunkt, sollte er nicht abgesetzt werden, natürlich nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Über den Absetzungsantrag lasse ich nach dem Bericht des Berichterstatters abstimmen. 

Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor, weshalb ich den Herrn Berichterstatter um seine Ausführungen bitte.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Vielen Dank. - Zu den Einwendungen möchte ich nur sagen, es ist ja im Ausschuss zugestimmt worden, auch von den GRÜNEN, weil es hier überhaupt um die Renovierung des Bades geht, die ja, glaube ich, außer Streit steht, soweit im Inneren auch die Decken dort bleiben, wo sie jetzt geplant sind, und eigentlich nur eine Sauna und Garderobenbereiche vielleicht ein bisschen verändert werden. Es geht also hauptsächlich um den, sage ich einmal, Eingangsbereich, der verändert werden soll oder kann, und da gibt es auch in unserem Akt verschiedene Vorschläge, die gemacht wurden. 

Dazu muss man sagen, dass das Bundesdenkmalamt natürlich einbezogen ist und wir da auch eine Stellungnahme haben, worin eine 2a-Lösung präferiert wird, sodass wir sagen, ja, das können wir uns durchaus vorstellen, wenn es dann noch einiges an Änderungen gibt, aber das wäre hier durchaus kompatibel. Ich bin auch der Meinung, dass man mit Roland Rainer und seinem Erbe sensibel umgehen soll. Gerade aus dem Grund gibt es ja verschiedene Varianten. 

Wir sind jetzt wegen der Architektenhonorare bei dem Akt, und dazu ist Folgendes zu sagen: Erstens wurde ja die Honorarordnung aufgehoben, aber zweitens haben wir uns an die vereinbarten Honorarsätze, die es eben in Wien gibt, durchaus gehalten und mit denen auch gerechnet, sodass wir hier zu durchaus gesetzes- und richtlinienkonformen Zahlen kommen. 

Im Moment ist es so, dass wir im ersten Verfahrensschritt sind, einer europaweiten Interessentensuche. Wenn diese abgeschlossen ist, wird es einen zweiten Schritt geben, nämlich, dass man auch diejenigen, die entsprechend geeignet sind, bittet, ein endgültiges Angebot zu legen. Zu diesem Zeitpunkt werden dann allen, die geeignete Bieter sind, sämtliche Vorinformationen und Unterlagen zur Verfügung gestellt, wodurch natürlich Chancengleichheit hergestellt wird, was ja durchaus auch in unserem Sinne ist. Wenn das dann gewährleistet ist, gibt es noch einen Verfahrensschritt, nämlich, dass letztendlich das günstigste Angebot ermittelt wird. 

Daher kann ich nicht verstehen, dass man das mittendrin stoppen will. Ich teile auch die Befürchtungen nicht. Daher würde ich vorschlagen, dass wir es erstens nicht absetzen und zweitens, wenn es zur Abstimmung kommt, zustimmen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Danke schön. - Ich lasse nun über den Absetzungsantrag der Frau Gemeinderätin abstimmen. 

Wer für diesen Absetzungsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung der GRÜNEN fest, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich lasse nun das Geschäftsstück und den Antrag des Berichterstatters abstimmen. Wer dafür ist, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 3 der Tagesordnung: 8. Gemeinderats-Subventionsliste 2009. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. - Wer für diese Postnummer ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, die Subventionsliste ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Dr Franz Ferdinand Wolf und Ing Mag Bernhard Dworak eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend Subventionen für die Vereinigten Bühnen Wien durch die Stadt Wien vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wurde verzichtet. 

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten vor. Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Dr Wolf das Wort.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Bürgermeister!

Meine Fraktion hat eine Dringliche Anfrage an Sie gestellt, um endlich klare, eindeutige Informationen zu bekommen über den Abgang und den Finanzbedarf der Vereinigten Bühnen Wien, einer wesentlichen Kulturinstitution dieser Stadt, die Jahr für Jahr mit hohen Beträgen subventioniert wird. Offenbar besteht eine dramatische finanzielle Situation. Es gibt in der Öffentlichkeit Spekulationen, dass der Abgang im heurigen Jahr bis zu 50 Millionen EUR betragen könnte. (Bgm Dr Michael Häupl: Das haben wir heute schon besprochen, oder? - VBgm Dr Michael Ludwig: Alles!) 

Aus diesem Grund haben wir einen Sonderausschuss des Kulturausschusses beantragt und haben dort versucht, vom geschäftsführenden Direktor, Herrn Drozda, dem Ghostwriter von Herrn Vorsitzenden Woller, nähere Informationen über die tatsächliche finanzielle Situation der Vereinigten Bühnen Wien zu bekommen. Das ist leider nicht geglückt. Der Herr Geschäftsführer hat keine präzisen Informationen gegeben. Er hat einerseits darauf hingewiesen, dass erst im kommenden Jahr Bilanz gelegt werden würde, und andererseits gesagt, dass es zwar richtig sei, dass die Einnahmenentwicklung wesentlich schlechter als prognostiziert sei, aber Näheres könne er nicht sagen. Zusätzliche Fragen waren nicht möglich, da der Vorsitzende des Kulturausschusses die Geschäftsordnung sehr restriktiv ausgelegt und bei Nachfragen das Wort entzogen hat - etwas, was noch zu diskutieren sein wird, nach einer Interpretation der Geschäftsordnung. 

Wir verlangen - und darum geht es - Transparenz im Interesse der Öffentlichkeit. Wir wollen Transparenz über die Verwendung von Budgetmitteln. 

Herr Bürgermeister! Ich sage Ihnen ein Beispiel, wie der größte Subventionswerber dieser Stadt vorgeht. Am 11.11.2008, zum Faschingsbeginn, haben die Vereinigten Bühnen Wien ein Budget mit einem Subventionsbedarf von 37,7 Millionen EUR und 3,3 Millionen Auflösung von Rücklagen vorgelegt, sodass man zu einer ausgeglichenen Gebarung kommen könnte. Bereits wenige Wochen später, nämlich am 19. Jänner 2009, hat der Aufsichtsrat ein anderes Budget beschlossen, das einen Abgang von zusätzlich mehr als 3 Millionen EUR vorsieht. Ich frage Sie, ob das die richtige Gebarung eines Kulturbetriebes, der von der Stadt Wien subventioniert wird. Es wird mit Vorlage eines Budgets um Subventionen angesucht und wenige Wochen später sind diese Zahlen Schall und Rauch. Das ist das System, das hier offenbar herrscht: Tricksen, verschleiern und kassieren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zwischenzeitlich sind Flops - zugestandenermaßen Flops, nämlich von der Geschäftsführung zugestandene Flops - wie „The Producers" eingetreten. „Frühlings Erwachen" ist unter den Erwartungen geblieben. Die Einnahmen von „Rudolf" sind geringer als vorgesehen. Das Budget, das Basis für die Gewährung der Subvention war, ist völlig unrealistisch. Es gibt offenbar einen zusätzlichen Abgang, dessen Höhe die Öffentlichkeit wissen soll und erfahren wird - ich hoffe, von Ihnen, Herr Bürgermeister!

In dieser Situation ist unverständlich, dass die verantwortliche Intendantin für die kommerziellen Flops der Musical-Sparte, nämlich Kathrin Zechner, vor der Zeit einen Vertrag verlängert bekommen hat, vor der Zeit auf drei Jahre verlängert, was der amtsführende Stadtrat begeistert begrüßt hat, ebenso wie den großen Erfolg von „The Producers", die tatsächlich mindestens eine Million Miese gebaut haben.

Die Argumentation, dass die Subvention heuer geringer als im vergangenen Jahr sei und man die zusätzlichen Finanzmittel aus Rücklagen abdecken würde, ist bestenfalls ein hübscher Bilanztrick, aber nicht mehr. Im Jahr 2009 sind es 37,3 Millionen Subvention, wenn ich die Investitionen, die wir am Vormittag diskutiert haben, außer Acht lasse. Im Jahr 2008 waren es 42,5 Millionen, im Jahr 2007 41,3 Millionen. Offenbar wurden die viel zitierten Rücklagen in Höhe von 10 Millionen aus Subventionen der öffentlichen Hand gebildet. Jetzt so zu tun, als ob das eine Eigenleistung der Vereinigten Bühnen Wien wäre, ist, gelinde gesagt, ein Trick, ein Täuschungstrick! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bürgermeister! In dem Zusammenhang wird auch interessant sein, wie weit die Verpflichtung der Stadt Wien geht, Defizite und Abgänge der Vereinigten Bühnen Wien abzudecken. Ist das gedeckelt, oder können die Vereinigten Bühnen Wien Abgänge produzieren, egal, wie hoch, und die Gemeinde Wien bezahlt sie, weil im Hintergrund entsprechende Verträge sind?

Alles Fragen, auf die die Öffentlichkeit das Recht hat, Antworten zu erfahren. Ich gehe davon aus, dass Sie das tun werden, und bitte um die Beantwortung unserer Fragen. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich danke dem Herrn Gemeinderat für die Begründung. Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. - Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zu Ihrer Dringlichen Anfrage ist - nicht in Ergänzung zu dem, was heute schon gesagt wurde - Folgendes doch noch anzumerken: 

Die Vereinigten Bühnen Wien sind ein international anerkanntes und höchst erfolgreiches Musiktheaterunternehmen und betreiben die historischen Theater der Stadt Wien. Das Unternehmen ist professionell geführt, und es arbeiten dort motivierte Mitarbeiter. Das werden wir uns nicht wegreden lassen. 

Als ein Markenzeichen der Stadt Wien im In- und Ausland ist das Unternehmen mit etwa 700 Mitarbeitern und einem Budgetvolumen von rund 70 Millionen EUR - rund 70 Millionen EUR! - auch ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. So werden über 50 Prozent der Dekorationen und Materialen sowie 80 Prozent der Kostüme von Wiener Unternehmen erzeugt, was zweifelsohne die Wirtschaft interessiert. 

Gemeinsam mit dem IHS und der Wirtschaftskammer Wien ist zur Zeit eine Studie in Arbeit, welche die Kulturrendite der Vereinigten Bühnen Wiens und deren vielseitige Verflechtung mit der heimischen Wirtschaft belegen wird. Schon jetzt kann gesagt werden, dass die Vereinigten Bühnen Wien Arbeitsplätze schaffen, ein großer Auftraggeber für Vorleistungen und darüber hinaus ein wichtiger Tourismusfaktor sind. Zwischen 500 000 und 600 000 Besucherinnen und Besucher pro Jahr zählen die drei Bühnen allein in Wien. Bei den Musical-Exportproduktionen in Deutschland, den Niederlanden, in der Schweiz, Polen, Ungarn, Skandinavien sowie Japan und den USA zählen die Vereinigten Bühnen Wien seit 1996 jährlich über eine Million Besucher. 

Das neue Opernhaus Theater an der Wien wird im Stagione-System ganzjährig bespielt und zeigt jährlich an die zehn Opernpremieren sowie hochkarätige Konzerte und Tanzabende. Es verzeichnet für die Saison 2008/09 einen enormen Abonnentenzuwachs, die Anzahl der Abonnenten konnte verdreifacht werden. Für 2008/09 wurden somit insgesamt 2 700 Abonnements verkauft, für die Saison 2009/10 erwartet das Theater an der Wien ein Plus von 30 bis 40 Prozent. Die Sommerbespielung im Theater an der Wien und das Festival Osterklang locken zusätzlich Jahr für Jahr internationales Publikum nach Wien. 

Auch das internationale Interesse an einem Musical-Besuch bei den Vereinigten Bühnen Wien ist groß. Laut einer Publikumsbefragung unter Musical-Besuchern der Vereinigten Bühnen Wien kommen etwa 35 Prozent der Besucher aus Wien, 47 Prozent aus den österreichischen Bundesländern und der Rest aus dem Ausland, davon 80 Prozent aus Deutschland. Die nicht in Wien wohnhaften Befragungsteilnehmer geben zu 65 Prozent an, wegen des Musical-Besuchs in Wien zu sein. Annähernd die Hälfte bleibt länger als einen Tag in Wien. 

Die Größenordnung der städtischen Zuschüsse für diesen wichtigen Kultur- und Wirtschaftsfaktor hat sich in ihrer Grunddimension über die Jahre nicht verändert. Hinzugekommen ist eine zusätzliche Bühne, ein grandioses Opernhaus. Damit liefern die Vereinigten Bühnen Wien ein kulturelles Grundangebot, ohne das die Stadt um einiges ärmer wäre. 

Dass Kunstproduktionen einmal künstlerisch und wirtschaftlich erfolgreicher und einmal weniger erfolgreich laufen, ja, dass nicht immer das eine mit dem anderen einhergeht, liegt auf der Hand. Daraus den Schluss zu ziehen, einen anerkannten und erfolgreichen Musiktheaterkonzern generell schlechtzumachen, wie Sie das tun, kann ich aber ebenso wenig nachvollziehen wie die Millionen Besucherinnen und Besucher und selbstverständlich auch die Wiener Fremdenverkehrswirtschaft.

Nun darf ich zur Beantwortung der einzelnen Fragen kommen:

Zu Frage 1: Ja, ebenso wie ich davon ausgehe, dass eine Geschäftsführung rasch und flexibel auf allfällige äußere Veränderungen zu reagieren hat. 

Zu Frage 2: Die Rücklagen der Vereinigten Bühnen Wien stammen aus Jahren, in denen neben den Subventionseinnahmen auch überdurchschnittlich hohe Einnahmen aus Kartenerlösen sowie sonstige Einnahmen erwirtschaftet werden konnten. Es entspricht einer professionellen Geschäftsgebarung, aus Mehreinnahmen Rücklagen für die Zukunft zu bilden. Wenn einem subventionierten Unternehmen diese Möglichkeit genommen wird, würde ein wichtiger Anreiz, sparsam und vorausschauend zu wirtschaften, fehlen.

Zu den Fragen 3 und 4: Nach den mir vorliegenden Informationen, die auch im Gemeinderatsausschuss Kultur und Wissenschaft bereits ausführlich diskutiert wurden, können die Vereinigten Bühnen Wien das Jahr 2009 durch Auflösung von Rücklagen ohne Defizit beziehungsweise zusätzliche Investition für den Betrieb abschließen.

Zu den Fragen 5, 6, 7 und 8: Nach den formalen Richtlinien zur Genehmigung einer einjährigen Subvention durch den Gemeinderat erfolgt auch das diesbezügliche heurige Ansuchen, das selbstverständlich einen Budgetplan beinhalten muss. Zudem hat die neue Geschäftsführung der Vereinigten Bühnen Wien ein Strategiepapier 2013 mit umfassenden Maßnahmen erarbeitet und dieses den Vertretern des Gemeinderatsausschusses Kultur und Wissenschaft im Frühjahr 2009 auch vorgestellt. 

Zu Frage 9: Die jährliche Subvention für die Vereinigten Bühnen Wien sah und sieht keine Summe für die Renovierung und Erhaltung der denkmalgeschützten Gebäude vor, sondern ist für die Bespielung der drei Theater zweckgebunden. Ob, wann und warum in den Häusern der Vereinigten Bühnen Wien, genau wie in allen anderen öffentlichen Gebäuden dieser Stadt, Arbeiten zur Bestandserhaltung vorzunehmen sind, wird laufend abgeklärt. 

Zu Frage 11: Kunst ist immer Risiko. In einem künstlerischen Betrieb ist der wirtschaftliche Erfolg schwer vorhersehbar. Wie jede andere Theaterintendanz hat auch die Musical-Intendantin der Vereinigten Bühnen Wien erfolgreiche und weniger erfolgreiche Produktionen geplant und umgesetzt. 

Dies gilt im Übrigen auch für viele andere Opern- und Theaterdirektoren. Hätten wir denselben Maßstab wie Sie, Herr Dr Wolf, etwa an den Staatsoperndirektor angelegt, der heute noch amtiert, oder auch an den Direktor des Burgtheaters, dann wären die nach jeweils eineinhalb Jahren längst entlassen worden, wenn man dies auch entsprechend meinen würde. 

Auch hier gilt: Es war zumindest in den ersten Jahren beileibe nicht alles erfolgreich. Ich füge auch hinzu: Die Politik wäre sicherlich sehr schlecht beraten, würde sie bei jedem Misserfolg, bei jedem einzelnen Auf und Ab, unmittelbar mit personellen Konsequenzen reagieren. Die von mir angeführten Beispiele belegen dies ja, so hoffe ich, auch für Sie eindrucksvoll. (GR Mag Wolfgang Jung: Dann wäre Faymann schon weg!) Wir reden über etwas, wovon Sie nichts verstehen: über Kunst und Kultur! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Das ist kein Argument! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Zu Frage 12: Die Kennzahlen zu den einzelnen Produktionen sind den dafür verantwortlichen Organen bekannt und finden in den jeweiligen Abschlüssen ihren Niederschlag. Ich verweise zudem und der Vollständigkeit halber auf das überwältigend positive Echo in Bezug auf die künstlerische Relevanz dieses Musicals. 

Zu Frage 13: Ich gehe davon aus, dass der Aufsichtsrat die ihm rechtlich vorgeschriebene Verantwortung wahrnimmt, und verweise dabei auch auf die bereits zahlreichen Prüfungen durch die öffentlichen Kontrollinstanzen.

Zu den Fragen 14 und 15: Natürlich wird die Stadt Wien auf Grund der schon eingangs von mir erwähnten Bedeutung ihre Musiktheater auch in Zukunft bestmöglich unterstützen, genau wie hunderte andere Kulturinstitutionen dieser Stadt. Ich gehe aber auch davon aus, dass mit diesen Geldern so effizient und sparsam wie möglich umgegangen wird. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich danke für die Beantwortung und eröffne die Debatte. Die Dauer der Diskussion ist mit 180 Minuten begrenzt. 

Zur Debatte zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Wolf. Die Redezeit beträgt 20 Minuten. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Danke für die Beantwortung der Anfrage. Leider muss ich feststellen, dass sie in wesentlichen Punkten unbefriedigend ist, aber ich werde darauf zurückkommen.

Eingangs eine Bemerkung: Ich unterstütze Ihre Eingangsworte von der kulturellen Bedeutung der Institution für die Stadt Wien. Genau das ist der Grund, warum wir uns Sorgen um die finanzielle Gestionierung der Vereinigten Bühnen Wien machen und Näheres wissen wollen. Es ist keine Frage, dass das Theaterkombinat Vereinigte Bühnen Wien eine wesentliche Kulturinstitution ist. Die Frage ist, wie sie finanziert wird. Die Frage ist, wie dieses Kombinat aus öffentlichen Mitteln finanziert wird. Die Frage ist, ob dort sparsam gewirtschaftet wird. Und die Frage ist, ob der Subventionsgeber genau weiß, was dort abläuft. Wir bezweifeln das anhand einiger Dinge, auf die ich noch zurückkommen werde. 

Die nächste Bemerkung bezieht sich auf das Strategiepapier, von dem Sie gesprochen haben. Es ist richtig, es gibt ein Strategiepapier der Vereinigten Bühnen Wien, das aber keinerlei Daten und Fakten bezüglich der finanziellen Situation, bezüglich der Auslastungen und bezüglich des tatsächlichen Subventionsbedarfes enthält. Das ist zu wenig. 

Nächste Bemerkung: Wenn Sie im Theater an der Wien den Abo-Zuwachs von 2 700 auf 4 700 Abonnenten ansprechen und sagen, es wird im kommenden Jahr wahrscheinlich noch besser sein, so kann man dem Intendanten gratulieren, muss aber auf der anderen Seite auch die Kosten in Relation stellen. Wir sind konfrontiert mit der Tatsache, dass jeder Sitzplatz in den Vereinigten Bühnen Wien mit einer Summe von mehr als 200 EUR subventioniert wird. Das muss man den Leuten auch erklären können. Wir machen nichts schlecht, sondern wir versuchen, Sie, die Mehrheitsfraktion, zu bewegen, die Dinge dort endlich gut zu machen. Das ist der wesentliche Unterschied. 

Zu der Frage, ob Kultur und Kunst nicht immer Risiko ist: Natürlich ist es Risiko, natürlich wird es Produktionen geben, die besser gehen, und es wird Produktionen geben, die keine Publikumsakzeptanz finden, keine Frage. Die Frage ist eine andere, und deren Beantwortung hätte mich interessiert: War es richtig, vor der Zeit den Vertrag der Intendantin ohne Ausschreibung zu verlängern? Die Erfolge können es nicht gewesen sein, die dazu geführt haben. Die Frage stellt sich: Was war dann der Grund, dass der Vertrag verlängert wurde? 

Aber wesentlich scheint ja auch der Punkt zu sein, den Sie angezogen haben und der unsere Vermutung bestätigt: Es gibt offenbar Abdeckungsverpflichtungen der Gemeinde Wien, die der Höhe nach nicht begrenzt sind. Zumindest schließe ich das aus Ihrer Antwort. Das wiederum würde heißen, dass jeder Subventionsgeber, in dem Fall der amtsführende Stadtrat Mailath-Pokorny, eigentlich auf verlorenem Posten kämpft. Er kann sich verwenden - und ich will ihm jetzt attestieren, dass er es bisweilen auch versucht -, dass sparsam gewirtschaftet wird.

Aber das Management hat eine Abdeckungsgarantie: Es ist völlig egal, wie viel am Ende verbraten wird - es wird gezahlt. Das sind Vertragskonstellationen, die nicht im Interesse der öffentlichen Hand sein können. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Frage ist, warum hier nicht die Dinge geändert werden, warum nicht klare Vorgaben gemacht werden, warum nicht gesagt wird: So und so viel ist in dieser Konzeption als Zuschuss zu geben, und das Management soll dementsprechend agieren und vorgehen.

Aber offenbar ist das nicht notwendig. Es wird gezahlt, was verlangt wird, und schlimmstenfalls wird es auch unter Vorspiegelung zumindest nicht ganz korrekter Tatsachen bezahlt. Ich habe das Beispiel bereits genannt und ich wiederhole es: Am 11.11.2008 wird ein Budget vorgelegt, das Grundlage für die Subventionszusage und den Subventionsbeschluss des Gemeinderates ist. Dieses sieht einen Abgang oder eine Subvention von 37,3 Millionen EUR und eine Auflösung von Rücklagen in Höhe von ungefähr 3 Millionen EUR vor. Sechs Wochen später wird ein neues Budget gemacht, und all das, was der Gemeinderat beschlossen hat, ist hinfällig, weil völlig andere Rahmenbedingungen herrschen. 

Das kann man doch nicht durchgehen lassen! Das kann man auch einem Kulturkombinat nicht durchgehen lassen, das internationale Akzeptanz hat, wenn die Leute, die Touristen sich dessen Produktionen anschauen. Ob es so toll ist, was sie hier in der Musicalsparte sehen, ist eine andere Frage, aber wir haben nicht als Geschmacksrichter aufzutreten, sondern wir haben in der Kulturpolitik Rahmenbedingungen zu setzen, um die Institutionen möglichst ungestört arbeiten zu lassen.

In dem Zusammenhang will ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der für die Zukunft klare Richtlinien für die Subventionsvergabe vorsieht. Ich habe Ihnen in einigen Fällen - und ich könnte das weit fortsetzen, das werden meine Kollegen ohnehin noch in Details tun - dargelegt, warum wir der Meinung sind, dass hier dringender Handlungsbedarf besteht. Ich darf daher folgenden Beschlussantrag einbringen:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass sämtliche weitere Subventionen an die Vereinigten Bühnen Wien nur gegen Vorlage eines Businessplanes zumindest für die Jahre 2010 - 2012 gewährt werden. Ein derartiger Businessplan hat wenigstens die langfristige künstlerische Planung, die daraus voraussichtlich geplanten Einnahmen, bereits absehbare, etwaig notwendige Sanierungsmaßnahmen, als auch Reform- und Einsparungsmaßnahmen zu beinhalten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Dazu abschließend noch ein Wort: Wie vorgegangen wurde, zeigt sich auch in dem Splitten zwischen einem Betriebsbudget und einem Investitionsbudget, der nachträglichen Erhöhung der Subventionen und auch darin – das haben wir Ihrer Antwort auch entnommen -, dass unbekannt ist, wie viele weitere Millionen notwendig sind, um das Ronacher nach der Funktionssanierung auch zu sanieren. Was dort gespielt wird, sehen wir täglich. Ob es die Krise der Vereinigten Bühnen Wien beenden kann, wird sich zeigen. Wir sind skeptisch und stellen fest, dass wir leider wieder nicht präzise Auskünfte über die tatsächliche finanzielle Situation der Vereinigten Bühnen Wien bekommen haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Im Prinzip kann ich mich ja in diesem Fall den beiden Reden, den Argumentationslinien meines Vorredners vollinhaltlich anschließen, ich möchte aber ein paar Punkte vielleicht doch noch ein bisschen detaillierter betrachten. 

Es wird hier jedes Mal von Seiten der SPÖ mit dem Argument hantiert: Wie kann man so eine erfolgreiche und international anerkannte Bühne so kritisch sehen? Wir sollten uns doch freuen, dass wir dafür noch Geld dazukriegen! – Ja, das mag alles stimmen, aber abgesehen davon muss man auch irgendwo wirtschaftliche Grundsätze beachten und auch demokratische Grundsätze, was die Transparenz betrifft. Und was die wirtschaftlichen Grundsätze anbelangt: Wenn der Herr Bürgermeister sagt, wir reden von Kunst und Kultur, und davon hätten wir keine Ahnung, so muss ich sagen, dass er offenbar keine Ahnung von wirtschaftlichen Grundsätzen hat, denn sonst könnte er nicht leichten Herzens das alles so wegreden! 

Schauen wir uns das doch einmal an: Die „Producers" haben 1 Million EUR Abgang produziert, produced. „Rudolf" hat laut den Pressemeldungen ein Minus von rund 20 000 EUR pro Monat erwirtschaftet, „Frühlings Erwachen" bis zu 400 000 EUR. Dann gab es übrigens auch ein Schmankerl, das die Abgehobenheit der Sozialisten eindeutig zeigt, nämlich diesen Pressedienst der Frau Vizebürgermeister, wo sie das „Family Ticket" herausgestrichen hat. Herr Bürgermeister, Sie können sich sicherlich an diesen Pressedienst erinnern. Damit mehr Leute in „Rudolf" gehen, hat die Frau Vizebürgermeister in diesem Pressedienst Folgendes vorgerechnet: Ein Erwachsener, drei Kinder - das ist für mich schon einmal keine „Family", aber bitte - zahlen 398 EUR für die beste Kategorie; mit dem „Family Ticket" noch 298 EUR. – Da frage ich Sie: Wer von den normalen Menschen geht um 300 EUR ins Theater, Herr Bürgermeister? Sie sind Sozialdemokrat, Sie müssten genau wissen, dass das total abgehoben ist: Wenn jemand 1 000 oder 1 500 EUR netto für die Familie zur Verfügung hat, dann wird er nicht um 300 EUR ins Theater gehen! So etwas brauche ich gar nicht anzubieten! - Aber bitte, lassen wir das.

Wir haben also diese Abgänge. Schon im Zusammenhang mit den Kontrollamtsberichten im Mai gab es ja etliche Pressemeldungen, wo Herr Woller das, wie immer, in den Himmel gehoben hat. Damals, im Mai, wurde aber auch schon von Herrn Drozda gesagt, dass man mit 7 Millionen EUR Defizit rechnen musste. Die Rücklagen werden auf ungefähr 10 Millionen EUR geschätzt - genau wissen wir es ja nicht -, wobei sich die Frage stellt, wie überhaupt die Rücklagen zustande kommen. Sind die zustande gekommen durch Subvention? Und was ist, wenn sie nicht mehr da sind? Denn wenn sie heuer aufgebraucht werden - Sie lächeln, ja -, was ist dann nächstes Jahr? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: … die Antwort des Herrn Bürgermeisters! Da hätten Sie auch aufpassen können, ein bisschen!) Und da hat Herr Drozda schon unmittelbar nachher gesagt, die Vereinigten Bühnen werden bald mehr Geld brauchen. 

Er hat also im Mai gewusst, dass sie mehr Geld brauchen werden - und jetzt wird so getan, als ob alles in Ordnung sei und man diesmal um 2,7 Millionen EUR weniger brauche. - Ich bin kein Budgetist, ich kann diese Planergebnisrechnung nicht wirklich hundertprozentig auf Grund dieser Daten lesen, aber irgendwie fehlen mir da schon die Rückzahlung und die Kreditzinsen für die Funktionssanierung. Die werden offenbar woanders bezahlt.

Also selbst bei diesem Budget von 65 Millionen EUR - was praktisch die geplanten Gesamtaufwendungen sind - fehlt ja auch noch die Herstellung des Gebäudes, wobei ich jetzt nicht wiederholen werde, dass das meiner Ansicht nach nur eine halbe Herstellung ist, dass die Sanierung fehlt, dass das alles noch Belastungen sind. Da muss man sich schon fragen, unabhängig von der Qualität der Stücke: Ist es nicht eine politische Fehlentscheidung gewesen, überhaupt das Ronacher um diese Summen zu sanieren - beziehungsweise eine Funktionssanierung zu machen und dann andere Sanierungen - und dann monatlich ein Minus in der Höhe von hunderttausenden Euro einzuspielen? 

Das ist nicht nur meine Meinung, sondern ich zitiere dazu den Intendanten Geyer - und ich habe heute auch schon festgestellt, dass wir hundertprozentig, und das weiß Herr StR Mailath-Pokorny auch, immer für die Neuausrichtung des Theaters an der Wien waren. Der Intendant Geyer hat auf Grund der Meldung der Abgänge 2008 gesagt: Die soeben gemeldeten Abgänge von 2,2 Millionen EUR würden sich auf 5 Millionen belaufen, wenn das Theater an der Wien nicht Überschüsse von 2,78 Millionen EUR in das Gesamtbudget eingebracht hätte. - Das heißt, offensichtlich wird die Leistung des einen Theaters dann in die politische Fehlleistung, das andere Theater überhaupt am Leben zu erhalten, investiert.

Und das ist jetzt die politische Fehlentscheidung, Herr Bürgermeister - wenn Sie mir kurz Ihr Ohr schenken. – Nein, er ist unkonzentriert, kein Cäsar, er kann nur eine Sache auf einmal machen, okay. (Bgm Dr Michael Häupl: Zwei Dinge hat der Cäsar gekonnt!) Der schon, aber ich habe jetzt von Ihnen geredet! (Bgm Dr Michael Häupl: Ich kann auch zwei Dinge! Außerdem: Schauen Sie einmal Ihre eigenen Leute an! Da sind bei uns mehr Leute da!) 

Außerdem, so Geyer, scheint das Musical einen Lebenszyklus wie seinerzeit die Operette zu haben, die hat zwischen 1870 und 1930 einen ständigen Verfall vollzogen; auch das Musical ist jetzt 60 Jahre alt. 

Also indirekt hat Herr Intendant Geyer - bei unserem Sondergemeinderat war er ja dann krank, vielleicht war er es wirklich - damit angedeutet, dass es eigentlich eine politische Fehlentscheidung war, in das Musical so viel Geld zu investieren, weil dieses ja ohnedies nicht mehr lange am Leben zu erhalten ist. Das ist aber eine Verantwortung, die die Politik allein zu tragen hat, Herr Bürgermeister.

Und wenn wir jetzt von diesem Defizit in Höhe von 37,3 Millionen EUR, das ins Haus steht, reden, und darüber hinaus diese Zusatzsubvention von 2,1 Millionen für diese Sanierung der Seiten haben, dann sind wir eigentlich bei 40 Millionen. Wenn jetzt zum Beispiel 10 Millionen EUR aufgelöst werden, dann haben wir keine Rücklagen mehr und sind eigentlich bei 50 Millionen. Wenn wir keine Rücklagen mehr haben und wenn Herr Drozda sagt, wir werden bald mehr Geld brauchen, dann frage ich mich - unabhängig von jeder ausstehenden Sanierung -, was auf den Steuerzahler nächstes Jahr zukommt. 

Und dann war noch etwas Bedenkliches, und das möchte ich zum Abschluss sagen: Bei der Sondersitzung wurde von Herrn Drozda auch angedeutet, dass Kollektivvertragsverhandlungen geführt werden. Und wenn man sich hier die Ausgaben anschaut, dann macht das künstlerische Personal ungefähr 9,24 Prozent des Budgets aus - außer den außerordentlichen Künstlern, also Solisten und so -, und Intendanz und Verwaltung 9,18 Prozent. Also die Intendanz kostet, vereinfacht gesagt, so viel wie das künstlerische Personal. Es wurde auch vom Kontrollamt eindeutig festgestellt, dass die Gehälter der Intendanz doch ziemlich hoch sind. Wir haben einmal die Forderung aufgestellt, keiner soll in Wien mehr verdienen als der Bürgermeister. Jetzt verdient schon die Wien Holding weit mehr als der Bürgermeister, aber das Kontrollamt stellt fest, dass die Intendanz von Musical und Theater an der Wien um bis zu 80 Prozent mehr als die anderen vergleichbaren Geschäftsführer der Wien Holding verdient! 

Da würde ich einmal bei dem, was die Intendanz verdient, zu sparen beginnen, denn wenn man von Gehältern von 30 000, 40 000 EUR brutto plus Sonderprämienzahlung für Dinge, die nicht nachvollziehbar sind, plus Überstundenpauschalen und, und, und ausgeht, dann beginnt der Fisch am Kopf zu stinken. Wenn da wirklich Leute mit ihren normalen Gehältern hinuntergesetzt werden sollten oder entlassen werden sollten, dann würde ich zuerst einmal nachfragen, was die Intendanz wirklich verdient, denn das wird keiner verstehen.

Und zum Abschluss noch zu folgendem Argument: Als ich einmal gesagt habe, das Theater an der Wien allein würde vielleicht viel besser dastehen und wir könnten auch leichteren Herzens einer Zusatzsubvention zustimmen, weil wir an den Erfolg glauben, hat es geheißen, es gibt Synergieeffekte, was das Personal betrifft und so weiter. Aber laut Kontrollamtsbericht gibt es bei den Teil- und Vollzeitbeschäftigten einen Anstieg von 525 im Jahr 2006 auf 666 im Jahr 2008. Das heißt, wir haben um 141 Personen mehr! Das ist offenbar dann ein negativer Synergieeffekt! Das heißt praktisch, die Vereinigten Bühnen entwickeln sich hin zu immer mehr Personal. Kurios ist nur, dass dabei die Intendanz einen doch beachtlichen Anteil von 10 Prozent des gesamten Budgets einnimmt.

Meine Damen und Herren! Wir werden das ernsthaft weiterverfolgen. Wir fürchten, dass die Stadt Wien mit dieser Subvention in ein immer größeres Dilemma schlittert. Es wird natürlich verschleiert, so gut es geht - das wird von dort kommen, das andere Geld wird von der Wien Holding kommen -, aber Faktum ist, es wird hier im großen Stil Steuergeld zum Fenster hinausgeworfen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich werde versuchen, mich kurz zu fassen, weil das Interesse an einer redundanten Diskussion im Haus wahrscheinlich enden wollend ist. (Bgm Dr Michael Häupl: Bravo! – Beifall von Bgm Dr Michael Häupl, VBgm Dr Michael Ludwig und Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny) Aber ich habe schon noch ein bisschen was zu sagen. (Bgm Dr Michael Häupl: Ich höre Ihnen nach dieser Einleitung gerne zu!)
Ich verweise zunächst einmal auf das schon Gesagte von heute Vormittag, das ich jetzt nicht unbedingt wiederholen möchte. Eine Diskussion, die ich allerdings in diesem Rahmen vermisse - und da sollten vielleicht auch die Oppositionsparteien meiner Meinung nach eine gewisse Selbstkritik üben -, ist die Diskussion über die Frage: Was soll denn mit dem Ronacher sein? Was sollen wir denn tun mit dem Ronacher? - Hier braucht es, glaube ich, wirklich das Gehirnschmalz von uns allen, denn offensichtlich ist: Musical im Ronacher funktioniert nicht besonders gut, und zwei Musical-Bühnen dürfte um eine Musical-Bühne zu viel sein. - Und hier müssten wir ansetzen, hier bräuchten wir dringend eine Diskussion darüber, was mit dem Ronacher passiert. 

Ich persönlich erinnere mich an schöne und weniger schöne Momente im Ronacher. Es ist ein Etablissement-Theater, es ist eigentlich ein klassisches Varieté-Theater. Varieté heute noch abendfüllend zu gestalten, ist auch nicht so eine einfache Angelegenheit, das gebe ich zu, aber man muss sich etwas einfallen lassen. 

Und eine Kritik müssen wir auf jeden Fall vorwerfen: Wenn die Musicals im Ronacher nicht funktionieren – „Tanz der Vampire" läuft zum Glück sehr gut; da bin ich der Erste, der froh ist, dass das funktioniert, und wir hoffen, dass deswegen auch weniger Rücklagen benötigt werden, als von vielen ausgerechnet, aber wenn es eine Produktion nach der anderen betrifft, das Ronacher offensichtlich nicht so funktioniert, wie man es gerne hätte, muss man, wenn man es weiter sanieren will – und es bräuchte ja weiter Sanierung, es bräuchte weiter Investitionen -, auch genau wissen, was mit dem Haus passiert, es braucht eine Perspektive. Und da stellt sich tatsächlich die Frage, ob wir der neuen Intendantin, oder der verlängerten Intendantin, der alten Intendantin (Bgm Dr Michael Häupl: Na, na, na! Das ist uncharmant!) das zutrauen, das in der Zukunft zu machen, weil ihre Erfolge, die sie in letzter Zeit vorzuweisen hat, enden wollend sind. Nicht nur, dass die Produktionen wie „The Producers", „Frühlings Erwachen" und „Rudolf" nicht funktioniert haben, Rettungsversuche - das habe ich heute Vormittag auch schon erwähnt - sind genauso kläglich gescheitert, wie etwa die Gastspiele in Berlin oder die abgesagten Gastspiele von „Frühlings Erwachen" in Düsseldorf, die Mehrkosten und noch mehr Defizit verursacht haben und nicht dazu beigetragen haben, das Budget der Vereinigten Bühnen zu retten. 

Wir waren alle sehr froh, dass wir in einem Sonderkulturausschuss die Gelegenheit hatten, Fragen zu stellen, wir sind auch immer froh, wenn wir hier im Gemeinderat Fragen stellen können, wir wären aber dann natürlich vor allem froh, wenn die Antworten konkret wären. Aber gewisse Fragen, die wir im Sonderkulturausschuss gestellt haben, blieben bis heute unbeantwortet, sind aber meiner Meinung nach sehr entscheidend: Wie viel von den Rücklagen muss dieses Jahr verbraucht werden? Sind es 6 Millionen, wie es im Mai noch geheißen hat? Oder sind wir schon bei den 10 Millionen? Und wenn diese Rücklagen jetzt verbraucht werden: Wie hoch muss die Subventionserhöhung nächstes Jahr werden, damit die Vereinigten Bühnen ausfinanziert sind? - Wir wissen es nicht und wir fragen immer nach. Ich glaube, ein Geschäftsführer und auch die Politik und die Kulturpolitik in dieser Stadt, die wissen es wahrscheinlich schon. Ich denke einmal, man hat ja Pläne in der Tasche und man rechnet ja aus: Das ist das an Verlusten gewesen, das verrechnet sich jetzt so, wir rechnen damit, dass so und so viele Rücklagen verbraucht werden. - Aber wir erfahren es nicht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: ... dass das Jahr noch zwei Monate dauert!)

Was passiert mit den Kartenpreisen? Das war auch eine Frage, die ich beim Sonderausschuss gestellt habe. Das ist natürlich durchaus auch eine soziale Frage, nicht wahr? Also: Wer kann sich in dieser Stadt Kultur leisten? Wie viel kostet eine Eintrittskarte? - Das Beispiel des Herrn Kollegen Ebinger vom „Family Ticket“ ist ja sehr beispielhaft dafür, wie das manchmal auch gesehen wird. - Wie viel kostet eine Eintrittskarte bei den Vereinigten Bühnen Wien? Und: Haben die Wienerinnen und Wiener, die sich Produktionen in den Vereinigten Bühnen Wien anschauen wollen, damit zu rechnen, dass sie demnächst tiefer in die Tasche greifen müssen - und das in wirtschaftlich schwierigeren Zeiten -, weil die Wirtschaftlichkeit der Vereinigten Bühnen Wien nicht funktioniert hat und man das über die Kartenpreiserhöhung wieder hereinzuspielen versucht, was dann wiederum für viele Menschen, die sich diese Produktionen anschauen wollen, ein Ausschlussprinzip bedeutet? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Auch diese Antwort haben Sie schon mehrmals bekommen!)
Wir haben sie nicht bekommen! Wir haben nur die Information bekommen, dass es eine Umstrukturierung gibt, dass manche Kartenpreise angeglichen werden zu Vorverkaufssystemen. Aber ob es jetzt tatsächlich eine Kartenpreiserhöhung gibt oder ob die Preise sogar niedriger werden, diese Information haben wir nicht erhalten. Wir haben zum Beispiel auch nicht die Frage beantwortet bekommen, wie hoch die Auslastungen zum Beispiel bei „Rudolf" wirklich waren. Wir haben die Auslastungszahlen bekommen, aber nicht die Masettenzahlen. Wir haben nicht erfahren: Wie viele verkaufte Karten hat es denn gegeben? - Denn: Die Umsatzrückgänge sind sozusagen wesentlich dramatischer als die Quoten, wenn Sie so wollen. Das heißt, es können ja nicht alle Karten bezahlt gewesen sein. - Gibt es Prämien in diesem Jahr? Das ist auch eine interessante Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt.

Ich halte es für wichtig, hier in diesem Haus festzuhalten - denn ich ahne ja schon, welche Rede wir nunmehr, nach den Kritiken der Opposition, erhalten werden -, dass es sich bei den Diskussionen um die Vereinigten Bühnen Wien sicherlich von niemandem in diesem Haus um eine Desavouierung dieser Bühnenhäuser handelt, dass es niemandem in diesem Haus darum geht, hier irgendetwas schlechtzureden (Bgm Dr Michael Häupl: Na, na, na! Das ist zu allgemein! Ihnen glaub ich es ja, aber ...!), sondern es geht ausschließlich darum, dass wir uns Sorgen machen. Und die Sorgen hört man ja bei den Interviews selber. Wenn ein Geschäftsführer sagt, wir müssen Rücklagen aufbrauchen, und wenn der Intendant der Vereinigten Bühnen Wien Geyer sagt, ich muss mit dem sehr guten Ergebnis im Theater an der Wien die Verluste des Musicals ausgleichen, dann macht man sich ja zu Recht Sorgen. Diese Sorgen hätten wir gerne weg, aber sie sind nicht weg! Wir haben sie seit Jahren. Sie werden immer aufs Neue entfacht, aus verschiedensten Gründen. Egal, ob wir einen Kontrollamtsbericht lesen oder ob wir solche Fragen stellen, die Sorgen bleiben. Die Vereinigten Bühnen Wien bleiben ein Sorgenkind dieser Stadt, und es läge an der Stadtregierung, diese Sorgen auch uns zu nehmen. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. – Bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zuerst einmal grundsätzlich zum Musical in dieser Stadt: Das Musical ist eine Theaterform für ein anderes Publikum als jenes, das in anderen Theatern erreicht wird. Es ist eine Theaterform für ein Massenpublikum. Die Eigenproduktionen von „Elisabeth" und „Rebecca", um zwei zu nennen, hatten jeweils im Jahr 500 000 Besucherinnen und Besucher, und die Eigenproduktionen der Vereinigten Bühnen Wien werden jedes Jahr im Ausland von einer Million Besucherinnen und Besucher gesehen. Es ist daher angesichts dieser Zahlen, angesichts dieser großen Akzeptanz bei so vielen Wienerinnen und Wienern völlig berechtigt, dass Musical genauso öffentlich finanziert wird wie Oper, Film, Theater, neue Musik oder was auch immer wir im Rahmen der Kulturförderung finanzieren. 

Ich bringe jetzt einen Vergleich, damit das einmal deutlich wird: Die erfolgreichste Produktion, die es im Burgtheater in den letzten 10 bis 15 Jahren gegeben hat, war „Cyrano de Bergerac" mit Klaus Maria Brandauer in der Hauptrolle. Diese Produktion wurde 10 Jahre lang im Burgtheater gezeigt, und sie hat in 10 Jahren 70 000 Besucherinnen und Besucher gehabt. Das war der größte Erfolg, den das Burgtheater, auch unter Klaus Bachler, zu verzeichnen hatte. - Sogar die größten Flops, wie Sie es jetzt bezeichnen, also jene Produktionen der Vereinigten Bühnen Wien, die nicht so wahnsinnig gut gehen, die sich vielleicht nur mit 70 Prozent Auslastung verkaufen, wie beispielsweise „The Producers" oder „Rudolf", hatten 115 000 Besucherinnen und Besucher, das ist fast doppelt so viel wie „Cyrano de Bergerac" im Burgtheater. 

Das heißt, man muss anerkennen: Es gibt ein Interesse an Theater, an Film, an Konzerten, an Kabarett, an neuer Musik, an Literatur, an allen möglichen Formen bildender Kunst - und jede dieser Kunstformen hat ihre Berechtigung in dieser Stadt, jede dieser Kunstformen hat daher auch ihre Berechtigung auf öffentliche Förderung. Beim Musical ist das ein Massenpublikum von Menschen, die sich oft nichts anderes anschauen als Musical. Ich kenne viele Leute, die sagen: Ich gehe ins Theater!, und wenn ich frage: Was schaust du dir an?, dann sagen sie: Ich war jetzt im „Tanz der Vampire", es war super!, oder: Ich war in „Rudolf", das war großartig! - Das heißt, es gibt sehr, sehr viele Theaterbesucher und -besucherinnen, die gehen ins Musical, wenn sie ins Theater gehen, und es gibt andere, die in andere Theaterformen gehen. Und für sie alle müssen wir hier entsprechend ein kulturelles Angebot mit öffentlicher Finanzierung schaffen. Und daher ist Musical und bleibt Musical wichtig für die Kulturstadt, für die Musikstadt, für die Theaterstadt Wien. 

Nun, die Vereinigten Bühnen Wien sind Produzent von Musicals und Musiktheaterbetreiber in einem. Sie bespielen zwar historische, relativ kleine Häuser mit jeweils zirka 1 200 Sitzplätzen, machen im Jahr mehr als 400 Shows und Veranstaltungen mit 500 000 BesucherInnen im Jahr, exportieren Erfolgsproduktionen, Eigenproduktionen wie „Elisabeth", „Mozart", „Tanz der Vampire", „Rebecca" ins Ausland. Wir freuen uns, dass nächstes Jahr „Rebecca" am Broadway Premiere haben wird. Die Vereinigten Bühnen Wien sichern in diesem Bereich auch 700 Arbeitsplätze, schaffen Arbeitsbedingungen für 80 OrchestermusikerInnen, hoch qualifizierte OrchestermusikerInnen. Sie sind ein wichtiger Wirtschaftsfaktor, und sie sind insbesondere ein wichtiger Faktor für den Wien-Tourismus und für den Konferenztourismus. 

Was ich da jetzt wirklich einmal zurückweisen muss, ist die geheuchelte Sorge, die ich immer höre, die ein wirklich zynischer Umgang mit der Kunstform Musical ist, ein zynischer Umgang mit den Vereinigten Bühnen Wien, ein zynischer Umgang mit den 700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Vereinigten Bühnen Wien und letztlich ein zynischer Umgang mit 500 000 Wienerinnen und Wienern und Gästen dieser Stadt, die sich jedes Jahr Musicals in dieser Stadt anschauen. Und das ist zurückzuweisen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zurückzuweisen ist die Rufschädigung der Oppositionsparteien an den VBW. Die Vereinigten Bühnen Wien sind in einer harten internationalen Konkurrenzsituation, die Vereinigten Bühnen Wien müssen Produktionen verkaufen und machen das international auch erfolgreich, die Vereinigten Bühnen Wien müssen Sponsorverträge aufstellen und machen das in verstärktem Maße - und das ist alles umso schwieriger, wenn dauernd die Opposition mit Falschmeldungen, mit Panikmache den Vereinigten Bühnen Wien schadet, offensiv schadet! - Das ist zurückzuweisen.

Und - ich habe es heute schon gesagt - es gab auch ÖVP-Kulturstadträte, die das anerkannt haben, die auch in jener Zeit, als sie die politische Verantwortung für das Kulturressort innegehabt haben, die Förderung aufrechterhalten haben, und zwar auf einem Level, der um vieles höher war als heute. In den Jahren 1996/1997, das war unter ÖVP-Kulturstadtrat Marboe, haben die zwei Musical-Bühnen im Jahr jeweils 22 Millionen EUR Subvention bekommen - das ist um 7 Millionen EUR mehr, als derzeit die Musical-Bühnen im Raimund Theater und im Ronacher im Rahmen der Vereinigten Bühnen Wien an Förderung bekommen. 

Nun, Kunst ist immer risikoreich, und daher gibt es immer ein Auf und Ab. Es gibt Produktionen, die gehen sehr gut, und es gibt Produktionen, die gehen weniger gut. Und der wesentliche Unterschied - das sollten Sie sich einmal überlegen - zu einem normalen Repertoiretheater ist: Wenn an einem Repertoiretheater ein Stück nicht so gut geht, setzt man es nicht an, spielt man es weniger oft, spielt man etwas anderes. Wenn eine Produktion, die ein Jahr, zwei Jahre laufen soll, schlechter geht oder nicht so gut geht, wie man glaubte, dann kann man nur eines machen: dass man sie früher absetzt. Das ist so ähnlich wie im Kino, da passiert das genauso: Geht ein Kinofilm gut, dann wird er lange gezeigt; geht er weniger gut, dann wird er früher abgesetzt. 

Das heißt, man kann das nicht mit anderen Theatern vergleichen. Und: Die Vereinigten Bühnen Wien haben in der Musical-Sparte täglich die Herausforderung – täglich! -, 2 200 Karten im freien Verkauf zu verkaufen. Es gibt dort kein Abonnement, keine Chance, etwas anderes zu spielen, wenn es einmal nicht so gut geht. Das heißt, das ist eine große Herausforderung. Und daher gibt es dort auch größere Ups und es gibt auch größere Downs - das muss man anerkennen. Und in den Zeiten, wo es gut geht, werden Rücklagen gebildet, und in den Zeiten, wo es nicht so gut geht, werden diese Rücklagen verwendet, um wieder ins Up zu kommen - so wie das jetzt passiert ist. 

Und es ist natürlich nicht getrickst worden mit dem Budget! Ein Budgetablauf dauert einfach einige Monate: Das Budget wird in den Vereinigten Bühnen Wien erstellt, dann geht es in den Aufsichtsrat, dann geht es in den Gemeinderat, dann geht es in den Gemeinderatsausschuss, dann wird es im Gemeinderat beschlossen - das dauert drei, vier Monate. Wenn sich in den drei, vier Monaten letztes Jahr herausgestellt hat, dass sich „The Producers", die eine großartige künstlerische Akzeptanz gefunden haben, nicht so gut verkaufen, wie man es sich vielleicht erhofft hat, dann ist es einfach richtig, seriös und verantwortungsvoll, wenn das Management sagt: Gut, dann spielen wir es eben um ein halbes Jahr weniger lang und verändern unseren Spielplan und verändern damit auch unser Budget! - Das heißt, da ist nichts getrickst worden, da ist nichts intransparent, sondern da sind einfach die richtigen künstlerischen, aber auch die richtigen kaufmännischen Entscheidungen getroffen worden. 

Und: Es gibt ein Strategiepapier bis 2013 - nichts ist unbekannt! Dieses Strategiepapier ist von der Geschäftsführung vor einem halben Jahr allen vier Kultursprechern dieses Hauses präsentiert worden, das ist bekannt. Und hinsichtlich dessen, dass man jetzt nicht gleichzeitig einen Businessplan machen kann, ist zu sagen: Es hat keinen Sinn, jetzt einen Businessplan bis 2013 zu machen, wenn man nicht weiß, wie sich im kommenden Jahr die Stücke verkaufen werden. Das kann man nicht sagen! Eine Zeit lang war es besser, eine Zeit lang war es schlechter, und jetzt wird es wieder besser. Das heißt, man muss einfach auf aktuelle Situationen reagieren. 

Auch nochmals zum Vorwurf der Unseriosität und dass Fragen nicht beantwortet werden: Ich sage es noch einmal, es gibt kein einziges kulturelles Thema in dieser Stadt, das so oft, so offen, so transparent und so detailreich diskutiert worden ist wie die Vereinigten Bühnen Wien. Kein anderes Thema haben wir so oft diskutiert! Das heißt, es ist einfach falsch, wenn Sie sagen, es bleiben Fragen unbeantwortet. Alle Fragen werden und wurden beantwortet - aber sie werden dann beantwortet, wenn man sie beantworten kann. Wenn Sie jetzt vom Herrn Geschäftsführer wissen wollen, wie die Bilanz im Jahr 2009 ausschauen wird, dann kann er es jetzt nicht sagen. Genau das hat er beim Gemeinderatsausschuss für Kultur gesagt: Er kann jetzt nicht sagen, was Ende Dezember herauskommen wird. Da gibt es dann einen Bilanzstichtag, und zu diesem Bilanzstichtag wird er die Bilanz machen, und dann wird man genau sagen können, auf wie viel Rücklagen man zugreifen muss oder nicht. Aber eines ist klar: Die Vereinigten Bühnen Wien kosten heuer den Steuerzahler um 2,7 Millionen EUR weniger als in den Vorjahren, und die Vereinigten Bühnen Wien werden mit dem vorhandenen Geld auskommen, sie werden keine zusätzlichen Förderungen brauchen.

Und zur Panikmache des Herrn GR Wolf: Wenn Sie sich jetzt herausstellen und sagen, der Abgang wird 50 Millionen EUR betragen, dann ist das einfach falsch, und es muss deutlich zurückgewiesen werden. Das ist auch dann falsch, wenn in Ihrer Lieblingszeitung, dem „Trend", diese Zahl steht. Und wenn ein Wirtschaftsmagazin, das an und für sich den Anspruch hat, ein seriöses Wirtschaftsmagazin zu sein, dann auf Grund des Jahresabschlusses der Vereinigten Bühnen Wien von 2008 eine Statistik veröffentlicht, wenn auf der rechten Seite 33 Millionen EUR Verbindlichkeiten stehen und dem auf der linken Seite 38 Millionen EUR an Forderungen und Vermögensgegenständen gegenüberstehen, dann erwarte ich von einem seriösen Magazin, dass es beide Zahlen nennt - und nicht nur die Verbindlichkeiten hineinnimmt und dadurch die Panik entstehen lässt, dass die Schulden jetzt tatsächlich 43 Millionen EUR oder so ähnlich betragen, oder gar 50 Millionen EUR, wie Sie jetzt schon sagen, weil das einfach falsch ist. Diese Summe beinhaltet den Umbaukredit! Sie wissen haargenau: Der läuft über 15 Jahre, und da gibt es auf der einen Seite 33 Millionen an Forderungen und auf der anderen Seite jene 38 Millionen, die dem im Positiven gegenüberstehen. 

Das heißt, das ist einfach falsch! Das ist bösartig vom „Trend" oder unseriös - beides ist schlimm genug. Und es ist bösartig und unseriös, wenn Sie das zitieren und nicht einfach versuchen, richtig zu lesen oder zu verstehen. (GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Alle sind bösartig!) 

Nun zu diesem Untergriff von Herrn GR Wolf - das muss ich auch zurückweisen: Wenn Sie heute hier gesagt haben, ich hätte falsch Vorsitz geführt, dann muss ich das entschieden zurückweisen! Ich habe im Gemeinderatsausschuss für Kultur, den Sie gemeinsam mit den GRÜNEN verlangt haben, völlig korrekt die Sitzung geleitet - exakt nach dem Gesetz und nach den Buchstaben der Geschäftsordnung der Stadt Wien. Ich habe jedem Gemeinderat und jeder Gemeinderätin drei Wortmeldungen zugestanden, und nachdem sie die drei Wortmeldungen konsumiert hatten, habe ich festgestellt, dass keine weiteren zusätzlichen Wortmeldungen mehr möglich sind. Das ist auch im Beisein von Herrn Gemeinderatsvorsitzendem Schuster, der an der Sitzung teilgenommen hat, passiert, und ich muss zurückweisen, dass das ein Trick gewesen wäre, dass ich jemandem das Wort entzogen hätte oder jemanden nicht reden hätte lassen. Das habe ich nicht gemacht. Ich habe Ihnen drei Wortmeldungen zugestanden. Sie wollten weitere haben. Das war im Widerspruch zur Geschäftsordnung, daher hat es solche nicht gegeben. Und im Großen und Ganzen muss man natürlich auch sagen, dass es nicht besser gewesen wäre, wenn Sie mehr Wortmeldungen gehabt hätten, denn das wäre nicht gescheiter gewesen, wäre nicht richtiger gewesen, wäre nicht seriöser gewesen und auch nicht sinnvoller gewesen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das entscheiden Sie?!) Aber die drei Wortmeldungen haben Sie gehabt, wie alle anderen Mitglieder des Gemeinderatsausschusses auch.

Was Sie an Zahlen nennen, ist immer falsch. Es ist leider so - man kann jede einzelne Zahl als Beispiel heranziehen. Sie haben heute hier gesagt, 200 EUR sei der Subventionsbedarf pro Sitzplatz bei den Vereinigten Bühnen Wien. Ich habe jetzt versucht zu rechnen: Nehme ich das Musical allein, oder nehme ich Musical mit Oper, oder nehme ich die Oper allein, oder wie auch immer – egal, wie man rechnet, man kommt nie auf 200 EUR! Es ist eine Hausnummer, die Sie genannt haben! Es sind Äpfel und Birnen, die Sie zusammenwerfen! Sie haben keine Ahnung! Sie stellen sich hier heraus und verbreiten eben Panik, weil Ihnen das als Oppositionspolitiker offensichtlich sinnvoll erscheint. 

Daher sage ich nur: Diese Panikmache weisen wir zurück! Diese Rufschädigung weisen wir zurück! Und versuchen Sie nicht, heuchelnd hier irgendeine Sorge zu konstruieren, die Sie haben! Es ist nicht die Sorge um die Vereinigten Bühnen Wien, sondern es ist die Sorge um Ihre persönliche Zukunft und es ist die Sorge um das Wahlergebnis der ÖVP im kommenden Jahr! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Woller hat wieder aus dem Traumbüchl zitiert! - Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! - Der Herr Bürgermeister hat sich offensichtlich schon verabschiedet. 

Mit 37,3 Millionen EUR, Sie wissen es, sind die Vereinigten Bühnen der größte Einzelposten im Kulturbudget. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das haben wir alles schon gehört!) Das haben wir alles gehört heute. Ich wiederhole mich ein bisschen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr!) Mit den 46,8 Millionen EUR für die Funktionssanierung des Ronacher (Ruf bei der SPÖ: Ganz was Neues!), den heute beantragten 2,1 Millionen EUR Kosten für den Umbau des Theaters an der Wien und den weiteren bald anstehenden Sanierungsschritten für die Sanierung des Ronacher - nämlich die endgültige Sanierung des Ronacher, hoffe ich - werden die Vereinigten Bühnen zum Mahlstein des Kulturbudgets der Stadt Wien und auch für den Steuerzahler. Dazu kommt noch Missmanagement der Musical-Sparte, die allein dafür verantwortlich ist, dass die bisher gespielten Musicals wie „Rudolf", „The Producers", „Frühlings Erwachen" nicht beim Publikum ankamen, dass die Verträge der beiden Prokuristen - auch wenn der eine Prokurist durchaus ein respektables Ergebnis gebracht hat -, also der zweiten Leitungsebene, heuer frühzeitig verlängert worden sind, ohne dass es hier konkrete Vorgaben gab, sind konkrete Ärgernisse. Im Wissen, dass es einen Kontrollamtsbericht geben wird, hat man sich schnell dazu entschlossen, die Verträge zu verlängern, obwohl die Verlängerung erst 2010 anstünde. Man zeigt einfach, dass man mit den Freunden wohlwollend umgehen kann. Leistungskriterien sind keine Grundlage für Verträge in dieser Stadt. Dass die Bezüge in der zweiten Führungsebene um 80 Prozent höher sind als jene der leitenden Angestellten im Bereich der Wien Holding, ist auch schon gesagt worden. 

Aber der Kontrollamtsbericht kritisiert ja nicht nur diese Tatsachen, sondern auch die kleinen Dinge, die, im konkreten Fall bei der Intendantin, aufgefallen sind: dass sie Bezüge bekommen hat, die ihr nicht zugestanden sind; dass sie einen Dienstwagen um 40 000 EUR erhalten hat, wogegen sie vorher 4 000 km im Jahr abgerechnet hat und es deutlich billiger gewesen wäre, wenn sie diese 4 000 km auch im nächsten Jahr als Kilometergeld bezogen hätte. 

Ja, meine Damen und Herren, mit der Verlustabdeckungszusage können die Vereinigten Bühnen jeden Abgang produzieren, und die Stadt Wien wird ihn zahlen. Mir tut eigentlich der Herr Stadtrat leid, denn der Herr Stadtrat ist an diese Verlustabdeckungszusage gebunden, und da denke ich mir, er ist schon arm dran, er kann eigentlich in Wirklichkeit nichts machen. 

Aber schauen wir uns einmal die Einnahmen der Vereinigten Bühnen an! 2006: 14,6 Millionen EUR, 2007: 15,5 Millionen, 2008: 10,3 Millionen - um ein Drittel weniger. 

Der Personalaufwand im selben Zeitraum: 2006: 31,3 Millionen EUR, 2007: 31,5 Millionen, 2008: 35,7 Millionen – sprich, plus 13 Prozent. 

Und die betrieblichen Aufwendungen: 2006: 10,7 Millionen EUR, 2007: 12,8 Millionen, 2008: 18,7 Millionen - plus 46 Prozent. 

Bei den Produktivitätszahlen ergeben sich hier Bruttoproduktivitätswerte von 0,28 gegenüber einem Branchendurchschnitt von 4,55, bei der Nettoproduktivität gar nur 0,06 gegenüber dem Branchendurchschnitt von 2,75. 

Wenn Sie jetzt die Einnahmen vergleichen, dann hat Ihnen, wenn Sie 100 EUR für einen Sitz ausgeben, die Stadt Wien 400 EUR einfach geschenkt! Schon 2007 steht im Kontrollamtsbericht, dass jeder Sitzplatz mit 214 EUR subventioniert ist.

Meine Damen und Herren! Ich weiß, in dieser Stadt werden die Vereinigten Bühnen gehätschelt. Herr Kollege Woller hat gesagt, man muss hier großzügig sein und wie toll das alles ist. Wir stehen nicht an zu sagen, dass ein vernünftiges Konzept wichtig wäre, aber wenn es bei den Vereinigten Bühnen Wien Missmanagement gibt, dann muss man dieses auch abstellen. (GR Ernst Woller: Was ist ein Missmanagement?) Und wir glauben, dass die Leitung der Musical-Sparte einfach überfordert ist. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. Ich erteile es ihm.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vorweg möchte ich ganz entschieden klarstellen: Weder bei der Stadt Wien im Kultur- und Kunstbereich noch bei den Vereinigten Bühnen Wien gibt es Missmanagement. Es gibt kein Missmanagement! Wenn Sie anderes behaupten, dann müssen Sie es auch beweisen können. Das aber können Sie nicht. Ihre gesamte Angriffsstrategie gegen den Herrn Kulturstadtrat und gegen die Vereinigten Bühnen Wien ist völlig unschlüssig, sie ist widersprüchlich in sich selbst. Die Zahlen widersprechen sich, Herr GR Woller hat es ohnedies schon gesagt: Sie verwechseln Birnen und Äpfel und Bananen und Pfirsiche und was es sonst noch alles an Früchten gibt. Sie haben absolut keine Ahnung vom Kultur- und Kunstbereich. 

Und vor allem haben Sie anscheinend auch keine Ahnung davon, wie es ist, ein Theater beziehungsweise ein Musical zu programmieren. Ich selbst habe das nie probiert (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist Ihr Glück!), ich habe aber ein bisschen Einblick gewonnen und weiß, was es bedeutet, einen Kultur- und Kunstbetrieb wie zum Beispiel das Ronacher für ein ganzes Jahr oder für mehrere Jahre zu programmieren. Natürlich hat das immer mit Risiko zu tun. Es hat immer auch damit zu tun, dass man nie wissen kann: Wird das eine erfolgreiche Aufführung werden? Wird das eine minder erfolgreiche Aufführung werden? Ist das eine künstlerisch anspruchsvolle Vorführung beziehungsweise Aufführung und eine Produktion, die weniger Leute interessiert, die aber unbedingt notwendig ist? - In diese Kategorie stecke ich zum Beispiel „The Producers". „The Producers" war nicht die erfolgreichste Produktion der Vereinigten Bühnen, aber meiner Meinung nach - und ich glaube, darin bin ich mit dem Großteil des Hauses und auch der Wiener Bevölkerung einig - eine sehr notwendige Produktion, die uns sowohl marketingtechnisch, aber vor allem auch quasi für die Moral dieser Stadt sehr viel gebracht hat. Ich glaube daher, da sollte man sehr fair sein und da sollte man auch jenen Personen gegenüber, die hier Verantwortung tragen und die sich hier auch die Aufgabe antun, quasi Theater zu programmieren, ein bisschen fair sein. 

Zum Vorwurf, es gäbe zu hohe Subventionen: Mein Kollege ist heute schon darauf eingegangen - Sie sind nicht darauf eingegangen, sie ignorieren es ganz einfach -: Unter einem ÖVP-Kulturstadtrat waren die Subventionen für die Vereinigten Bühnen wesentlich höher. Tatsache! Dazu haben Sie heute überhaupt nichts gesagt. Aber heute stellen Sie sich her und werfen dem Kulturstadtrat vor, die Subventionen für die Vereinigten Bühnen seien zu hoch. - Sie sind in der Höhe, in der sie sind, aber sie sind auf jeden Fall niedriger als unter dem Kulturstadtrat Marboe. Warum haben Sie dazu nichts gesagt? (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Es geht um die Verwendung!) Das ist das, wo ich behaupte, da ist Ihre ganze Angriffsstrategie völlig unschlüssig und unlogisch. 

Weiters habe ich manchmal den Eindruck, dass es anscheinend so eine latente Minderschätzung der Sparte Musical gibt, vor allem von zwei Parteien dieses Hauses. Auch das möchte ich in den Raum stellen. Ich glaube, in keiner Fraktion gibt es nur Musicalfans oder nur Musical-Ablehner und -Ablehnerinnen, aber auf jeden Fall wissen wir, dass die Wiener Bevölkerung Musical will! Und niemand in diesem Raum hat das Recht zu sagen: Nein, Musical ist keine Kunstsparte, die mir gefällt, und deswegen sollen Musicals von den Vereinigten Bühnen Wien auch nicht gebracht werden! - Das heißt, wir bekennen uns ganz klar zum Musical, aber auch zur Oper und zur zeitgenössischen und jungen Kultur. Dieser ganze Kulturmix und dieser Maßnahmenmix sind extrem wichtig für die Stadt, und er wird von der Wiener Bevölkerung und vom Publikum auch angenommen.

Letzter Punkt, zu den Rücklagen: Sie haben vorher gemeint, es sei ja so unseriös und es sei ja so schrecklich, dass die Vereinigten Bühnen jetzt ihre Rücklagen nicht auflösen. Es ist ja unbestritten - und das sage ich vor allem wieder in die Richtung der angeblichen Volks- und Wirtschaftspartei, der ÖVP -, dass es höchst unseriös wäre, Rücklagen einfach so aufzulösen. Welches Unternehmen löst in einer Nicht-Notsituation Rücklagen auf - das müssen Sie mir einmal zeigen! -, vor allem in so risikobehafteten Branchen, wie es der Kunst- und Kulturbereich ist? Das wäre also betriebswirtschaftlich sehr fahrlässig. 

Und dann möchte ich noch einmal in die Richtung der GRÜNEN etwas sagen. Herr Kollege Schreuder hat hier quasi gemeint: Was soll aus dem Ronacher werden, beziehungsweise was hätte aus ihm werden sollen? - Wir bekennen uns ganz klar dazu, dass der Umbau und die Sanierung etwas kosten, dass wir auch sanieren wollen. Wir bekennen uns dazu und wir wissen, dass es unsere Pflicht ist, alte Gebäude in der Innenstadt, vor allem solche, die denkmalgeschützt sind, weiter zu sanieren und sie funktionsfähig zu erhalten. Die Alternative wäre natürlich gewesen: entweder schleifen oder Supermarkt. Das ist dann natürlich jedem selbst überlassen. - Ich bin froh, dass wir das Ronacher haben, ich bin froh, dass es funktioniert und dass wir die Vereinigten Bühnen haben! - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Mir liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Gewährung weiterer Subventionen der Stadt Wien für die Vereinigten Bühnen Wien vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen nun zum Verlangen, dass die von den GRen Veronika Matiasek und David Lasar eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Beraubt, bestohlen, ausgetrickst - und von der SPÖ alleingelassen", gravierende Defizite in der Betreuung älterer Kriminalitätsopfer in Wien, vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wird verzichtet. Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Frau GRin Matiasek das Wort. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben das Thema dieser heutigen dringlichen Initiative nicht zuletzt deshalb gewählt, weil wir schon mehrmals mit unserem Versuch, mehr für den Opferschutz älterer Menschen, die in dieser Stadt von Kriminalität betroffen wurden oder werden, mehr für ihre Behandlung, Betreuung zu tun, abgeblitzt sind. Unterstützt wurde dieses Vorhaben dann noch durch den Umstand, dass ich am 17. Oktober in den „Salzburger Nachrichten" die Position des Präsidenten des Weißen Rings, Prof Jesionek, lesen musste, der unter anderem sagt, bei der Betreuung, beim Opferschutz für ältere Menschen, die einem Verbrechen zum Opfer gefallen sind, bestehe großer Nachholbedarf. Es fehle vor allem noch sehr stark an Hilfe für Pensionistinnen und Pensionisten, die Opfer von Einbruchs- oder Handtaschendiebstählen, vor allem aber auch von Trickdiebstählen werden. Für sie gäbe es derzeit weder eine Prozessbegleitung noch die Möglichkeit einer abgesonderten Vernehmung. Dabei erlebe er oft, wie solche Opfer zittern, wenn sie zum Verfahren müssen. Für sie gäbe es auch keine Ersatzansprüche, etwa nach dem Verbrechensopfergesetz. Für sie gäbe es weiters - Herr Bürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren - auch keine speziell zugeschnittene Betreuung. 

Jawohl, nach so einem Verbrechensfall bedarf es derartiger Maßnahmen, und die Zahl der Delikte ist ja nicht im Sinken, sondern im Ansteigen. Wir haben etwa in Wien, wenn wir dem Vergleichszeitraum Jänner bis September 2008 den Zeitraum Jänner bis September 2009 gegenüberstellen, wieder ein Plus von 15 471 Fällen oder 9,8 Prozent. Und davon betroffen sind auch viele ältere Menschen. 

Ältere Menschen zittern, sie sind psychisch und oft auch physisch sehr eingeschränkt. Sie sind oft nicht in der Lage, das Erlebte, das negative Erlebnis noch einmal zu durchleben. Sie wollen das nicht mehr wiedergeben. Sie sind oft nicht bereit, eine Anzeige zu erstatten, was sich natürlich auch negativ in der Statistik auswirkt und damit auch die Verbrechensbekämpfung hemmt - weil ja, auch wenn ein Mensch bedroht oder beraubt wurde, er trotzdem Aussagen zu diesem Fall oder zum Täter machen kann. Und die Aufklärung wird natürlich erheblich eingeschränkt, je weniger Anzeigen erstattet werden, und damit geraten natürlich auch weitere Opfer in die Falle der Täter. 

Ältere Menschen werden in zunehmendem Maße Opfer von Wohnungseinbrüchen, von Betrug an der Haustür, von Trickdiebstahl, von Diebstahl oder Raub im Anschluss an eine Bankbehebung. Da geht es oft um sehr, sehr kleine Beträge. Wegen 150 EUR wird einem Menschen die Handtasche weggerissen oder er wird zusammengeschlagen. Und die Schäden, die diese Menschen davontragen, sind nicht nur körperlich - was natürlich für einen gebrechlichen Menschen besonders schlimm ist -, sondern auch psychisch. Und diese psychische Komponente spielt eine große Rolle, weil viele in eine Angstspirale geraten, die ihnen ein normales Leben danach, also nach diesem Übergriff, nicht mehr möglich macht. Die Menschen trauen sich nicht mehr aus ihrem gewohnten Umfeld. Und wir wissen ja, dass gerade die Abwicklung der kleinen täglichen Erledigungen für alte Menschen besonders wichtig ist, um sie sozusagen auch in ihrem eigenen Wohnumfeld zu halten und noch nicht oder nicht in eine Pflegeeinrichtung zu drängen. Im Großen und Ganzen haben die Leute ja auch das Bedürfnis, in ihren eigenen vier Wänden zu bleiben. Und ich meine, da ist es wichtig, dass sie das auch möglichst sicher und angenehm können. 

Es ist derzeit in Wien so, dass es zwar Standard ist, nach größeren Unfällen und Katastrophen durch akutpsychologische Teams Hilfe zu leisten. Das ist auch gut und richtig so, und das begrüßen wir. Aber manchmal muss man sich schon fragen, ob da nicht auch ein bisschen eine Schieflage besteht, wenn ich etwa daran denke - und das ist in den Medien so dargestellt worden -, dass nach dem so genannten Buttersäureattentat in einer Schule im 11. Bezirk die Eltern der betroffenen Schüler psychologische Hilfe angeboten bekommen haben. Jetzt weiß man, dass die Eltern von Schülern in der Regel in einem Alter sind, wo man ganz gut mit Schwierigkeiten zurecht kommt, und abgesehen davon hat sich ja keine unmittelbare Bedrohung für die Kinder außer dieser - wir kennen das alle - Stinkerei ergeben. 

Es wird weiters etwa im Integrationsprogramm psychologische Hilfe gewährt. Ich greife da jetzt auch nur ein Beispiel heraus - es gibt eine Reihe ähnlicher Beispiele -, wo eine Zuwandererfamilie betreut wird, weil die Frau gläubig ist und in die Moschee gehen will, der Mann aber lieber Fußball schaut, und das wird als transkultureller Konflikt bezeichnet, nämlich in der Gestaltung der gemeinsamen Freizeit, und psychologische Betreuung angeboten. Ich würde einmal meinen, es gibt mehrere hunderttausend Familien, in denen ähnliche Konflikte vorherrschen, wo eine Interessenabwägung der gemeinsamen Freizeitgestaltung nicht ganz reibungslos abläuft. Wenn man die alle betreuen würde, ich glaube, da hätten wir viel zu tun! Vor allem darf so etwas nicht zu Lasten derer gehen, die eben eine Betreuung, eine Hilfe, eine Begleitung ganz besonders dringend notwendig brauchen. Und das sind nun einmal die älteren und die alten Menschen in dieser Stadt. 

Es ist ja auch so, dass Menschen dieser Generation - abgesehen davon, dass viele natürlich nicht mehr so rüstig sind, um dem körperlich zu begegnen - auch dazu neigen, Verantwortung zu übernehmen und sich selbst dafür verantwortlich zu fühlen, dass sie sozusagen Opfer geworden sind, dass sie sich nicht wehren konnten, dass sie vielleicht etwas falsch gemacht haben. Nicht zuletzt schämen sie sich auch dafür, was passiert ist. Und diese Angst und diese Scham und diese Isolation macht die Menschen krank. Wir wollen das nicht und wir sind der festen Überzeugung, dass man dem wirklich dringend entgegenwirken muss. 

Wenn ich mir anschaue, was derzeit oder was in den letzten Jahren in Wien geschehen ist, dann finde ich erstens einmal - weil es auch meinen Ausschuss betrifft - in der Stadt Wien zwei Mal eine Subvention von 50 000 EUR an die Verbrechenshilfeorganisation oder Opferschutzorganisation des Weißen Rings. Da ist aber nicht alles in die Betreuung oder in die Begleitung älterer Opfer geflossen, sondern es ging großteils um den Schutz oder um die Nachbetreuung von Gewaltopfern, und zwar im familiären Bereich.

Es gab ein Pilotprojekt in Wien-Favoriten, das hat sich von November 2007 bis Dezember 2008 erstreckt, war also auf ein Jahr begrenzt, und es hat sich ausschließlich auf Frauen im Alter von 60 Jahren und älter bezogen. Es stimmt schon, in der Regel sind es ältere Frauen, Seniorinnen, die Opfer werden, aber natürlich gilt es für ältere Männer genauso, dass man ihnen nach so einem Ereignis Rat, Schutz und Hilfe bieten muss. 

Das heißt, wir sollten bei solchen Projekten nicht einschränken, sondern sie generell einmal daraufhin ausrichten, dass sie für Männer und Frauen gleichermaßen gelten. Und es ist eben ein einzelnes Pilotprojekt viel zu wenig, Herr Bürgermeister! Als wir etwa in meinem Bezirk Hernals die Einsetzung eines ähnlichen Projekts für den 17. Bezirk gefordert haben, ist uns in langen Erklärungen in der Sozialkommission gesagt worden, wie schwierig und wie geradezu unmöglich das ist. Bis heute ist nicht einmal ein Ansatz gefunden worden, etwas Ähnliches auch in dieser Region ins Leben zu rufen. 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir fordern daher - und ich glaube, das sind wir dieser Generation schuldig - in Wien ein flächendeckendes System zur Behandlung, Begleitung und Betreuung von älteren Verbrechensopfern. So speziell herausgegriffen wird das deshalb, weil es - das stimmt schon - schwierig ist, an die alten Menschen, die noch dazu Angst haben, heranzukommen und heranzutreten. Ich glaube daher, da müssen wir das Wissen von Expertinnen und Experten nützen - die gibt es ja auch -, um eben hier maßgeschneiderte Programme ins Leben zu rufen. Es muss eine ausreichende Beratung und Begleitung geben, und auf der anderen Seite ist es natürlich auch wichtig, präventiv einzugreifen. Meine Kollegen Jung und Lasar werden in Folge noch Anträge dazu einreichen, und ich bitte Sie jetzt schon um die entsprechende Unterstützung.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Wir müssen dafür auch Geld in die Hand nehmen. Ich weiß, das zu hören, ist in Zeiten wie diesen nicht sehr angenehm, aber in den letzten drei Jahren zwei Mal 50 000 EUR, das ist viel zu wenig. 

Es ist heute so, dass die Verbrechensopfer, die Anzeige erstatten, sehr gut und durchaus sehr sensibel von den Polizeibeamten, die in letzter Zeit sehr gut geschult wurden, betreut und behandelt werden. Die weiterführende Begleitung kann aber natürlich nicht Aufgabe der Polizei sein. Da gilt es, Fachkräfte wie Psychologen, Psychotherapeuten und SozialarbeiterInnen einzusetzen, um die Menschen wieder zurück in ein normales Leben zu führen. Manchmal genügt es auch, den Weg, auf dem das Unglück passiert ist, etwa den Weg von der Bank zurück nach Hause, den die Menschen dann nicht mehr gehen wollen, ein paar Mal mit der betroffenen Person zu gehen.

Wir sind leider in der Situation, dass viele alte Menschen kein familiäres Umfeld mehr besitzen, der Freundeskreis nach und nach kleiner wird und auch die Nachbarschaft nicht mehr so gelebt wird oder gelebt werden kann, wie man sich das halt wünschen würde. Daher ist die öffentliche Hand gefordert mitzuhelfen, dass diese Menschen nicht in die vollkommene Isolation geraten und damit sozusagen in ihre Wohnung, in der sie sich vielleicht gar nicht mehr wohlfühlen, gedrängt werden.

Wir alle wissen aus unserem persönlichen Umfeld – oder falls wir es selbst erlebt haben –, wie es einem geht, wenn in einer Wohnung eingebrochen wurde, wenn alle Laden ausgeräumt wurden und jemand im ganz persönlichen Umfeld war. Es sind schon junge, gesunde Menschen gefordert, dieses unangenehme Erlebnis zu verdauen, auch wenn sie in einem familiären Verband leben und das nicht allein durchmachen müssen, und bei älteren Menschen ist das natürlich ganz besonders schwierig.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir ersuchen Sie jetzt zum wiederholten Mal, sich für dieses doch recht große Problem für viele Menschen einzusetzen, Geld in die Hand zu nehmen – über die Höhe wird noch zu verhandeln sein – und entsprechende Experten einzusetzen. Ich denke jetzt etwa an Frau Primaria Pilz mit ihrem Gewaltschutzprojekt im Bereich der Geriatrie. Sie und ihr Team wissen sehr gut, wie man an ältere Menschen besser herankommt, wie man mit ihnen spricht, damit es auch Erfolge zeitigt. Es sind ja Experten vorhanden, und wir müssen deren Wissen auch nützen.

Wichtig wird sein, dass man die entsprechenden Stellen vernetzt und dass man eine gute Zusammenarbeit zwischen allen seniorenrelevanten Einrichtungen und der Stadt Wien gemeinsam mit der Polizei und den Opferschutzorganisationen gewährleistet. Letztere kann man da nicht auslassen, denn auch sie verfügen über ein hohes Maß an Erfahrung. In diesem Sinne müssen wir als Ziel definieren, alten Menschen in Wien ein flächendeckendes Hilfesystem anzubieten.

Ich hoffe sehr, heute von Ihnen etwas Positiveres zu hören, als wir bei den letzten Anträgen als Antwort bekommen haben, mit denen wir uns für einen Ausbau des Opferschutzes, der Beratung, der Betreuung und der Begleitung für Seniorinnen und Senioren in Wien stark gemacht haben.

Ich bitte Sie daher: Nehmen Sie sich ein Herz für die Menschen, die diese Stadt aufgebaut haben! Sagen Sie heute Ja zu dem, was wir gemeinsam für die älteren Menschen in unserer Stadt ins Leben rufen wollen, dass nämlich Hilfe dann geleistet wird, wenn es notwendig ist, vor allem nach einem Verbrechen. Das Motto soll sein: Raus aus der Isolation, rein ins Leben! 

Es sind ja auch immer Ihre Worte, dass Sie dieser Bevölkerungsgruppe möglichst lange ein qualitätsvolles Leben wünschen. Nehmen wir daher Geld in die Hand, und organisieren wir dieses Hilfsnetzwerk! Ich glaube, dann wird vielen Menschen geholfen sein. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zunächst möchte ich einleitend festhalten, dass Sie bereits in der Sitzung des Gemeinderates am 26. März 2009 zu diesem Thema eine mündliche Anfrage an mich eingebracht haben, die in der Sitzung des Gemeinderates am 29. April 2009 aufgerufen und von mir beantwortet wurde. – Ich komme auf diese Beantwortung im konkreten Teil noch zurück.

Ich möchte daher den grundsätzlichen Anmerkungen und Ausführungen, die ich damals gemacht habe, nur wenig hinzufügen. Ich habe meine Grundhaltung damals erläutert, die sich im Hinblick auf die Frage des Opferschutzes von Ihren grundsätzlichen Überlegungen nicht wirklich gravierend unterscheidet.

Ich komme jetzt zurück auf das von Ihnen verwendete Zitat von Herrn Prof Dr Jesionek aus einem Interview mit den „Salzburger Nachrichten", das anlässlich der Generalversammlung des Vereines Weißer Ring am 18. Oktober 2009 in Kalksburg stattfand. Dabei wurde der Präsident gefragt, in welchem Bereich des Opferschutzes er – auch mit den Pensionistinnen und Pensionisten im Visier – noch Verbesserungen wünsche. – Er forderte, dass das Verbrechensopfergesetz geändert werden müsse. Als fundierter Jurist hat er allerdings hinzugefügt, was Sie heute zu erwähnen unterlassen haben, dass nämlich der Bund das Verbrechensopfergesetz zu ändern hat, weil das Verbrechensopfergesetz ein Bundesgesetz ist. – Genau das hat Präsident Jesionek gesagt, und ich gebe ihm natürlich recht.

Dies betrifft vor allem die Prozessbegleitung bei Schadenersatzansprüchen. Ein entsprechender Gesetzesentwurf wurde im Übrigen zwischen dem Innenministerium und dem Justizministerium aus Spargründen nicht realisiert. Ich kann Ihnen daher zusichern, Frau Gemeinderätin, dass wir hier durchaus konform gehen: Eine Novellierung des Verbrechensopfergesetzes im Hinblick auf die Prozessbegleitung bei Schadensersatzansprüchen aus Spargründen nicht umzusetzen, das kann es wohl nicht sein! Es bestünde also durchaus eine gemeinsame Interessenlage, und es wäre gewiss ein gemeinsames Anliegen, diese Diskussion neu aufzurollen.

Prof Jesionek weist auch darauf hin – und ich stehe nicht an, das ebenfalls zu sagen –, dass sich vieles verbessert hat. Er forderte im selben Interview aber auch seine ehemaligen Kolleginnen und Kollegen bei den Staatsanwälten und bei den Richtern auf, sich neben den Tätern auch verstärkt um die Opfer zu kümmern, zum Beispiel durch Anwendung der Bestimmungen über die Schadenswiedergutmachung, die es heute schon gibt.

Ich meine, dass Herr Prof Dr Jesionek in diesem Interview ein wesentlich differenzierteres Bild dargeboten hat, als Sie in Ihrer Interpretation dieses Interviews es dargestellt haben. Er hat auch sehr differenziert dargestellt, wer wofür verantwortlich ist und wer etwas zu tun hätte. Das war nicht irgendeine Rederei, das war nicht irgendetwas, worüber man heruminterpretieren könnte, sondern seine Aussagen waren völlig klar. Er hat völlig eindeutig gesagt, was zu tun ist und wessen Aufgabe dies letztlich ist.

Lassen Sie mich in der Vorbemerkung auch noch kurz auf unsere Diskussion in der Fragestunde im heurigen Frühjahr zurückkommen. Wir haben uns damals im besonderen Ausmaß mit der Frage der Subventionierung des Weißen Rings beschäftigt, der im Rahmen seiner Vereinstätigkeit eine ganze Menge Verdienstvolles – wie ich hinzufügen möchte – im Bereich der Opferbetreuung tut.

Ich habe damals gesagt: Jawohl, ich stimme Ihnen zu, dass die Subventionierung für diesen Verein zweifelsfrei seiner Tätigkeit nicht entspricht und wir daher Gespräche mit diesem Verein aufnehmen werden, um einer adäquaten, für die Erfüllung seiner Aufgaben und Anliegen tatsächlich relevanten Subventionierung Rechnung zu tragen. Diese Gespräche wurden durchgeführt, diese Gespräche haben zu einem Ergebnis geführt, und dieses Ergebnis wurde von uns umgesetzt. Ich möchte daher mit aller Deutlichkeit sagen: Wenn ich etwas zusage, dann findet das statt! Im gegenständlichen Fall hat ein gemeinsames Gespräch mit den Vertretern des Weißen Rings in der Tat stattgefunden, und vieles wurde umgesetzt. 

Wir können uns in Zukunft vielleicht darüber streiten, wer sich dieses Federl auf den Hut stecken darf. Mag sein. Für diese Form des politischen Spiels habe ich immer etwas übrig. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass das, was ich hier zugesagt habe, auch stattgefunden hat. Das war das Ergebnis eines gemeinsamen Gesprächs, und es gab letztlich eine Einigung mit dem Weißen Ring im Hinblick auf eine adäquate Subventionierung seiner Aufgaben, die er sich selbst gestellt hat und die ich – wie ich damals schon sagte – zweifellos sehr schätze. Daher wurde das auch so umgesetzt.

Erlauben Sie mir nun, zu Ihren einzelnen Fragen wie folgt Stellung zu nehmen:

Zu den Fragen 1 und 2: Die in der Anfrage angesprochenen Projekte hatten vor allem die Gewaltprävention besonders gegen ältere Frauen zum Inhalt. – Das Betreuungsangebot in Wien lässt sich aber nicht nur auf diese Projekte reduzieren, sondern wie folgt darstellen: 

Für die Wienerinnen und Wiener gibt es das Frauentelefon, den Opfernotruf „Rat auf Draht“, den Sozialnotruf, den Psychosozialen Dienst, den kriminaltechnischen Beratungsdienst der Wiener Polizei und die kostenlose rechtsanwaltschaftliche Erstberatung in allen Wiener Bezirken. – Das ist die Fülle eines Angebotes, das in allen österreichischen Städten, aber auch international gesehen nichts zu wünschen übrig lässt.

Dabei soll auch nicht unerwähnt bleiben, dass das Seniorenservicetelefon der Wiener Polizei so erfolgreich war, dass dieses Service in der Zwischenzeit auf alle Bevölkerungsgruppen entsprechend ausgeweitet wurde.

Weiters stehen in allen Wiener Bezirken speziell geschulte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wiener Polizei für die Beratung und Betreuung von Seniorinnen und Senioren zur Verfügung. Ferner haben in diesem Jahr in allen Bezirken Informationsveranstaltungen für Seniorinnen und Senioren gemeinsam mit der Polizei und den Bezirksvorstehungen stattgefunden.

Daher kann in Beantwortung Ihrer ersten zwei Fragen zusammenfassend festgehalten werden, dass in Wien jetzt schon flächendeckend und an allen Tagen Informations- und Hilfsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.

Zu Frage 3: Da die Maßnahmen des Opferschutzes so wie Anpassungen von strafrechtlichen beziehungsweise verfahrensrechtlichen Bestimmungen wie die Strafprozessordnung und die Gesundheitsvorsorge eindeutig in die Zuständigkeit des Bundes fallen, können Einrichtungen der Stadt nur unterstützend wirksam werden. Sehr wohl werden aber Initiativen in diese Richtung hin tätig werden, so wie auch in der Vergangenheit.

Zu Frage 4: Betreffend Unterstützung beziehungsweise Finanzierung der bereits erwähnten Beratungs- und Informationsdienste sind zur Zeit keine weiteren Kooperationen vorgesehen, weil keine weiteren Anfragen oder Wünsche an uns herangetragen wurden.

Zu Frage 5: Bereits jetzt gibt es eine Reihe von Informationen zum Thema Verbrechensprävention, insbesondere durch die Medien, die Wiener Polizei, das Bundesministerium für Inneres und die Geldinstitute. Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien hat in den eigenen Medien das Thema Sicherheit unter den unterschiedlichsten Aspekten aufgegriffen und wird auch in Zukunft die Kriminalprävention und allfällige Maßnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit begleiten. 

Beispielhaft seien hier die von der Stadt Wien gemeinsam für die gemeinnützige Gesellschaft zur Unterstützung von Verbrechensopfern und zur Verhütung von Straftaten Weißer Ring geplanten Informationsmaßnahmen, die sich speziell an SeniorInnen als Kriminalitätsopfer richten, erwähnt. Ich habe darüber berichtet.

Zu Frage 6: In dem hier angesprochenen Bereich ist der Einsatz von Psychologinnen und Psychologen beziehungsweise von Therapeutinnen und Therapeuten nicht Aufgabe des Landes und der Stadt Wien. Ich verweise aber trotzdem auf die vielen Aufgabenbereiche der Stadt Wien, auf die in vielen Aufgabenbereichen der Stadt Wien tätigen Psychologinnen und Psychologen, die MitarbeiterInnen des Psychosozialen Dienstes sowie auf den Umstand, dass für jene Personen, die in Einrichtungen der Stadt Wien stationär betreut werden, eine entsprechende fachliche Betreuung gegeben ist.

Zu Frage 7: Eine abschließende Beantwortung dieser Frage ist bedauerlicherweise nicht möglich. Wie ich bereits gesagt habe, ist der angesprochene Bereich nicht ausschließlich Aufgabe des Landes beziehungsweise der Stadt Wien. Ich verweise dennoch auf die gemeinsam erarbeitete und für den Weißen Ring auch zufriedenstellende Erhöhung der Subvention für diesen gemeinnützigen Verein. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr GR Mag Jung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren!

Ich darf zunächst zwei Beschlussanträge der freiheitlichen Gemeinderäte Matiasek, Jung, Lasar und Gudenus betreffend Opferhilfe einbringen, die in der Begründung im Wesentlichen gleich, aber an zwei verschiedene Bereiche gerichtet sind. 

Es geht darum, dass, wie schon gesagt, ältere Menschen zunehmend Opfer krimineller Handlungen werden und die psychologische Komponente bei der Betreuung vernachlässigt wird, denn für jedes dieser Opfer ist das ein traumatisches Erlebnis, das in Folge des Alters schwerer zu verkraften ist als durch einen jungen Menschen. Daher sollte auch die Prävention in dieser Frage eine größere Rolle spielen.

Ich bringe deshalb folgenden Beschlussantrag an den zuständigen Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport ein: Er möge dafür sorgen, dass im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien das Thema „Kriminalprävention für ältere Menschen“ verstärkt Eingang findet und diese Informationen zielgruppengerecht und unter Einberufung von Experten aus dem Bereich der Seniorenarbeit und der Polizei aufbereitet werden. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Der zweite Beschlussantrag behandelt, wie gesagt, die gleiche Thematik und ist an die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet. Diese wird ersucht, die Mittel für eine ausreichende Versorgung von älteren Kriminalitätsopfern durch Beratung, Betreuung und Behandlung sicherzustellen. In formeller Ansicht wird die Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen verlangt. 

Wenn man dem Herrn Bürgermeister vorhin zugehört hat, dann könnte man der Meinung sein, dass in Wien alles in Butter ist. Herr Bürgermeister! Ich sage Ihnen: Die alten Menschen empfinden das anders! Ich brauche mich als Bezirksobmann nur bei meinen Pensionistenstammtischen umschauen. Im Winter müssen diese früher angesetzt werden, weil die älteren Menschen sagen, dass es ihnen nicht ganz geheuer ist, bei Dunkelheit nach Hause zu gehen, sie fühlen sich nicht sicher. Viele gehen aus den eben angesprochenen Gründen nicht mehr aus dem Haus. 

Sie haben schon richtig gesagt, dass das Opfergesetz eine Bundeskompetenz ist. Aber der Sozialbereich liegt in der Kompetenz der Stadt, und ich meine, wir haben eine spezielle Verantwortung für unsere Bürger hier. 

Bei der Jugendarbeit wird immer von „aufsuchend“, von „niederschwellig“ und so weiter gesprochen. Das Telefon allein bedeutet aber keine aufsuchende und niederschwellige Arbeit, die wir an unseren alten Mitbürgern leisten. Sie wissen genau, dass Hemmungen bestehen zu telefonieren, und erst recht, eine anonyme Nummer oder die Polizei anzurufen. In diesem Sektor wird viel zu wenig getan!

Mir hat einmal eine schon über 80-jährige Dame gesagt: „Wissen Sie, wenn wir ein Anliegen haben, haben wir immer wieder das Gefühl, dass sich die sagen, die geht eh höchstens noch einmal wählen, da rentiert es sich eigentlich nicht mehr, sich besonders um sie zu kümmern.“ – Das sollte man nicht vergessen, auch nicht zum Beispiel jetzt während der laufenden Universitätsdebatte, wenn die jungen Leute mit Recht bessere Studienmöglichkeiten einfordern und das dann zu Lasten der Älteren gehen soll und in der Diskussion ein Zwiespalt zwischen beiden Gruppen geschaffen wird. Diese ältere Generation hat die Universitäten, in denen die Jungen heute sitzen, aufgebaut und hat teilweise früher noch auf dem Boden sitzend studiert. Auch das sollte man in dieser Debatte hier nicht vergessen und die alten Menschen nicht immer an den Rand drängen!

Lebensqualität ist wesentlich abhängig von der Sicherheit. Wie schaut es da aus mit der Sicherheit? – Der Herr Bürgermeister hat vorhin gemeint, dass wir bereits eine mündliche Anfrage im April dazu gestellt haben. Ja, das stimmt, Herr Bürgermeister! Und wir werden diese noch öfter stellen müssen, denn es geschieht eben auf diesem Sektor nichts oder fast nichts. Es geschieht auf jeden Fall viel zu wenig. 

Meine Kollegin hat gesagt, dass in drei Jahren zwei Mal 50 000 EUR für den Weißen Ring eingesetzt wurden. Wir werden demnächst allein für die Werbung für die Wiener Weihnachtsmärkte 2 Millionen EUR einsetzen! Da frage ich Sie wirklich: Wo ist hier die Dimension? Und ich frage die Sozialdemokraten: Wo ist hier die soziale Komponente, die Sie doch sonst angeblich immer so hoch halten? Warum kommen unsere Anfragen immer wieder? – Weil die Situation sich nicht verbessert, und weil sie sich vor allem im Sicherheitssektor – und darauf möchte ich jetzt wirklich eingehen – sogar wesentlich und laufend verschlechtert.

Ich werde mich, damit Sie es nicht auf die Freiheitlichen schieben können, auf Studien und auf bestätigte Medienmeldungen konzentrieren. 

„9 000 Festnahmen durch Trupp gegen Straßenkriminalität. Seit sechs Jahren besteht in Wien eine Sondereinheit ...“ – Seit sechs Jahren übrigens, Herr Bürgermeister, weil Sie immer auf diesem Thema herumreiten. Diese wurde sogar noch unter Schwarz-Blau eingerichtet. Und diese Sondereinheit hat über 9 000 Festnahmen durchgeführt. Gemäß dieser „Presse“-Meldung sind Wohnungseinbrecher ausschließlich – das sage ich jetzt, weil Sie sich immer über unsere Festlegungen aufregen – Georgier und Rumänen. Diejenigen, die wegen Suchtgiftkriminalität festgenommen wurden – es wurden fast 1 Million Kugeln mit Drogen und 500 Kilo Cannabisprodukte sichergestellt –, waren fast ausschließlich Schwarzafrikaner.

Das ist Wien, die sichere Stadt mit der hohen Lebensqualität. Die alten Menschen sind es, die hauptsächlich unsere Verkehrsmittel benützen, weil sie nicht mehr Auto fahren. So ruhig und sicher ist es in unseren Verkehrsmitteln aber keineswegs. Dem tragen Sie jetzt langsam auch schon Rechnung, indem Sie Ihre verschiedenen Ordnungsdienste einsetzen, auf die ich dann noch eingehen werde. 

Nächster Punkt, ein weiterer Bericht aus den Medien über Jugendkriminalität, auch in diesem Fall in der „Presse“. Eine Datenanalyse zeigt, dass auch bei Jugendgewalt in Wien Zuwanderer häufig betroffen sind. Die Jugendkriminalität explodiert. Immer häufiger sind es die 14- bis 18-Jährigen. Es wird festgestellt, dass es genau in diesem Bereich besonders viele Konfliktpunkte zwischen ganz jungen und sehr alten Menschen gibt, die eine andere Umgangsweise gewohnt sind und die wirklich oft sogar sehr aggressiv angegriffen werden. 

„Schon 106 Anzeigen pro Tag“, lautet eine andere Schlagzeile. „Jugendliche so gewalttätig wie nie. 25 000 unter 18-Jährige angezeigt.“ – Sehr viele dieser Gewalttaten haben sich – wie ich vorher gesagt habe – genau gegen alte Menschen gerichtet. Das ist nicht immer kriminell, das ist oft reine Aggression. Es wird nicht immer nur gestohlen oder geraubt, es ist oft ganz einfach wildes Austoben, und das ist natürlich am leichtesten gegenüber denjenigen, die sich am wenigsten wehren können, und das betrifft unsere alten Mitbürger. 

Der Herr Bürgermeister fragt, warum wir schon wieder eine Anfrage machen. – Weil sich die Situation verschärft! Die Zahl der Hauseinbrüche ist um 100 Prozent angestiegen. Die „Presse“ berichtete im März dieses Jahres, dass das allein eine Verdoppelung in einem Jahr ist und dass davon die Donaustadt und Liesing besonders betroffen sind. In Liesing waren es 101 Einbrüche in drei Monaten, es kommen 11 Einbrüche auf 10 000 Einwohner. 

Die Studie besagt, dass sich besonders Jugendliche mit Migrationshintergrund in dieser Tätergruppe befinden. – Das ist die sichere Stadt Wien. 

„668 Verbrechen in 72 Stunden“, berichtet die „Kronen Zeitung“, davon 24 Raubüberfälle, 128 Wohnungseinbrüche, 59 Firmeneinbrüche, 257 Einbrüche in Kfz und 200 – und das betrifft wiederum alte Menschen – Taschendiebstähle. 668 Verbrechen in 72 Stunden: Das sind 668 Verbrechensopfer, die Angehörigen nicht eingerechnet. Gerade bei alten Menschen, so sie noch gemeinsam leben, sind meistens zwei Personen davon betroffen, die sich sehr schwer im Umgang mit dieser Situation tun. 

In einem Bericht ist zu lesen, dass eine – diesfalls jüngere – Supermarktkassierin bereits fünfmal überfallen wurde. Das ist die Normalität in unserer Stadt, meine Damen und Herren! Das ist die Normalität, die der Herr Bürgermeister einfach nicht zur Kenntnis nehmen will, und das ist tragisch. Ich glaube schon, dass ihm das nicht passiert, dass er nicht überfallen wird, dass er mit seinem Dienstwagen sicher nach Hause kommt. Ich kann Ihnen aber sagen, dass meine Pensionisten, die von den Veranstaltungen heimfahren, am Abend ein anderes Gefühl haben. 

Eine Supermarktkassierin hat durch den Schock nach dem letzten Überfall ihr Kind verloren. – All das ist im Wien von heute leider alltäglich und nicht einmal mehr etwas Besonderes. Es findet sich nur eine kleine Zeile über das Schicksal einer Frau und ihres Kindes, das nie geboren wurde, in einem kleinen Artikel über Kriminalität.

„Einbrüche, schnell wie Blitzschläge“, sagt Major Briegl vom LKA Wien. Die bisher ausgeforschten Täter kommen aus Rumänien, Polen und Serbien. Die Zahl der Einbrüche hat dramatisch zugenommen. 47 Prozent der Einbrüche in Österreich erfolgen in Wien, 19 Prozent im Umfeld von Wien in Niederösterreich, und nur maximal 10 Prozent – bei uns in Wien sind es sogar nur 8 Prozent – werden aufgeklärt. Wien ist ein Paradies für Einbrecher. – „Wien die sichere Stadt“, wie die SPÖ immer sagt. 

Ein Vergleich: In Hamburg gab es im Jahr 2008 5 712 Einbrüche, in Wien waren es 10 877, in München waren es zum Beispiel nur 1 129.

Und zuletzt noch ein Gustostückerl: Im „Heute“ vom 23. Oktober wird Landespolizeikommandant Mahrer zitiert: „Wir gehen gegen das Verbrechen ins Powerplay. Wiens Polizei ist gewappnet. Die Stadt ist gerüstet gegen die zu erwartende Verbrechenswelle.“ – Mahrer ist jemand, bei dessen Auswahl sicherlich auch die Stadt Wien ein bisserl mitzureden gehabt hat. Jetzt hören Sie sich das noch einmal an! „Wien ist gerüstet gegen die zu erwartende Verbrechenswelle.“ – Heißt das, dass das, was bis jetzt passiert ist, überhaupt nur ein laues Lüfterl war und die Welle erst kommt? Wenn das der oberste Polizist in Wien sagt, dann wird noch einiges auf uns zukommen! Welcher Tsunami, welche Welle kommt da wirklich noch?

Er sagt dann weiter – und verwendet auch schon diese moderne Phrasen –: „Wir arbeiten proaktiv – und fürchten uns nicht.“ – Die Alten in Wien, meine Damen und Herren, fürchten sich! Die Wiener fürchten sich, Herr Landespolizeikommandant, das kann ich Ihnen sagen!

„Über 40 Prozent der Frauen sind sicher“, zitiert irgendwo einmal StRin Frauenberger aus einer Studie. – Das sind über 40 Prozent. Wie schaut es aber mit der anderen Hälfte aus, vor allem mit den älteren Frauen, die wahrscheinlich einen wesentlich höheren Prozentsatz dieser Zahl einnehmen? Beispiele habe ich schon gebracht: den nächtlichen U-Bahn-Waggon, Parkgaragen, Unterführungen oder die Situation beim Aufsperren der Haustüren. 

Nicht umsonst, meine Damen und Herren, weil zu wenig geschieht, gründen sich Selbsthilfegruppen, wie zum Beispiel in Speising die Aktion „proNachbar“, wo sich die Einbrüche seither in Grenzen halten. Aber es ist wirklich notwendig, dass sich die Bürger zusammenschließen? Weil die öffentliche Hand, der Staat und auch die Stadt versagen und die Polizei es nicht mehr schafft, brauchen wir wirklich Bürgerwehren, die sich gegen die ausufernde Kriminalität zur Wehr setzen!

Die SPÖ beziehungsweise zumindest die kleinen Funktionäre in der SPÖ, die noch Kontakt mit den Bürgern haben, haben schon gemerkt, woher der Wind weht, und jetzt beginnt man zurückzurudern. Ich habe heute schon einige Male aufgezählt, was es jetzt alles an Selbsthilfegruppen vom Linienservice über die Stationswarte, die Schwarzkappler, den Putzdienst, die Blaukappler, die Weißkappler, die „Waste Watcher“, die Naturwacht, die Rathauswache, die Ordnungskontrollore und die Wohnungspartner gibt. Der ganze Kappelsalat des Herrn Bürgermeisters ist nichts anderes als ein Zeichen der Hilflosigkeit, mit der die SPÖ ... (GR Siegi Lindenmayr: Einige davon tragen aber kein Kapperl! Ist Ihnen das nicht aufgefallen?) Das macht nichts! Sie haben ein Amtskappel, Herr Kollege, und denen ist so wie Ihnen das Amtskappel bis über die Augen gerutscht, so dass sie die Realität in Wien nicht mehr sehen, weil sie sie nicht sehen wollen! (Beifall bei der FPÖ. – Weiterer Zwischenruf von GR Siegi Lindenmayr.) 

Herr Kollege! Mit diesen Kapperlträgern werden Sie die von mir angesprochenen nigerianischen Drogenhändler sicherlich nicht vertreiben. Sie können nachher gerne herauskommen und reden, aber Sie sind, glaube ich, bisher eh der Klubobmann mit den seltensten Wortmeldungen in diesem Haus! Die SPÖ wird schon wissen, warum sie immer andere rausschickt! (GR Ernst Woller: Das war wieder eine echt sachliche Bemerkung!) So sachlich wie Sie, Herr Kollege, bin ich noch allemal, das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.)

All diese Ordnungswächter haben keine wirklichen Kompetenzen. Übrigens war der Einwurf mit dem Kappel wirklich sehr sachlich: Sie wissen ganz genau, worum es gegangen ist. Aber er wollte halt auch einmal etwas sagen!

Diese Ordnungswächter sind nicht schlagkräftig, sie setzen nichts durch, und sie können auch nichts bringen. Auf diese Art und Weise wird an sich eine Ressourcenvergeudung betrieben. Es wäre sinnvoller, Sie würden auf unseren Vorschlag eingehen. In Linz wird uns das demnächst gezeigt werden und werden wir sehen, wie man so etwas richtig macht. 

Ich habe übrigens vorhin den Landespolizeikommandanten angesprochen, der gesagt hat, dass er proaktiv und so weiter tätig sein wird. Er hat trotz geförderter Wohnungstür erleben müssen, dass bei ihm zu Hause eingebrochen wurde! So schaut es mit dem proaktiven Arbeiten des Landespolizeikommandanten aus!

Der Bürgermeister hat uns heute schon ein paar Mal gesagt, dass er die wahren Schuldigen kennt. – Schuldig ist normalerweise die blaue-schwarze Koalition, die schon vor längerer Zeit mit dem Regieren aufgehört hat. Seither haben wir zwei Bundesregierungen mit SPÖ-Kanzlern. Einer wurde ziemlich schnell abgelöst, und wir werden sehen, ob es der zweite Kanzler länger schafft als sein Vorgänger! Manchmal hat man Zweifel, wenn man die Meldungen der letzten Tage verfolgt. 

Aber der Herr Bürgermeister geht noch viel weiter. Ich habe mir das Protokoll einer dieser Sitzungen herausgesucht und nachgesehen, was er anlässlich einer solchen Diskussion darüber gesagt hat, wer schuld daran ist, dass hier die Verbrechen steigen und es in Wien so wenig Polizisten gibt.

Er sagt: „Hören Sie doch auf! Halten Sie die Leute nicht für so blöd! Das ist doch lächerlich! Ihre, nicht meine, Überheblichkeit wird sich von selbst richten! Sie sind überheblich, weil Sie sich heute hier hinstellen und meinen, dem Wiener Bürgermeister das Defizit bei den Polizisten in die Schuhe schieben zu können, für das Sie, insbesondere Sie, Herr Jung, letztendlich verantwortlich sind!“

Ich bedanke mich beim Herrn Bürgermeister für die Kompetenzen, die er mir in der damaligen Regierungszeit zugeschoben hat! Herr Bürgermeister! Sie können mich vielleicht mit verantwortlich dafür machen, weil ich damals auch Vorsitzender des Verteidigungsausschusses war, dass die Neutralität weiterhin in der Sicherheitsdoktrin geblieben ist und dass die österreichischen Soldaten aus Afghanistan zurückgeholt wurden, aber nicht dafür! 

In Wirklichkeit waren es allerdings die Regierung und Minister Einem, die die österreichischen Soldaten nach Afghanistan geschickt und mit der Reduktion der Polizei begonnen haben. Minister Einem wollte ihnen ja sogar teilweise die Bewaffnung wegnehmen. Ich erinnere Sie daran: Das ist der Minister, der fleißig ans „TATblatt“ gespendet hat und der mit den Attentätern von Ebergassing gar keinen so schlechten Umgang hatte. (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Was Sie aber offensichtlich nicht zur Kenntnis nehmen wollen, ist, wie ich Ihren verzweifelten Zwischenrufen entnehme, dass in der Zwischenzeit – wie ich schon gesagt habe – zwei andere Regierungen am Werk waren. Und ich frage mich wirklich: Haben Sie überhaupt keinen Einfluss auf diese Regierung? Ist der Bürgermeister von Wien eine so schwache Person in der SPÖ, dass er sich hier nicht durchsetzen kann? (GR Dr Herbert Madejski: Ja leider!)
Wie Sie wissen, ist die Regierung ein Kollegialorgan. Kein einziger Beschluss kann gegen die anderen gefasst werden. Überreden Sie doch die Kollegen von der ÖVP! Ich glaube, bei Frau Kollegin Fekter werden Sie sogar offene Ohren finden, wenn Sie plötzlich mehr in diesem Sektor tun wollen! Aber wo sind denn Ihre Initiativen? Wo sind sie denn, Herr Kollege Woller? – Hier sicherlich nicht! Hier sind Sie in sich gespalten. Sie haben eine Basis, die realistisch ist, das sind die kleinen Funktionäre in den Sektionen draußen, und Sie haben ein paar Abgehobene am linken Flügel, die das noch immer nicht begreifen wollen. Und dazwischen doktern Sie herum, indem Sie diverse Kappelträger einführen. (Zwischenruf bei der SPÖ.)

Wenn wir nach der Schuld an dem Ganzen suchen, dann bleibt nur eines übrig: Es liegt nicht nur an der Zahl der Beamten, die zweifellos zu gering ist, und es liegt nicht nur daran, dass sie zum Teil auch falsch eingesetzt werden. Man könnte hier sehr viel mehr machen, wenn man die Postler, die man jetzt zur Polizei transferiert hat, an anderen Stellen einsetzt würde. Ich sehe jeden Tag, wenn ich ins Büro fahre, auf dem Schulweg noch drei oder vier Polizisten, die Kinder über die Straße führen. Es ist wichtig, dass unsere Kinder sicher in die Schule kommen. Aber das könnte wahrlich von anderen wahrgenommen werden!

Nun aber zurück zum Zentralproblem, der Angst unserer Alten: Das ist die Kriminalität. Und was sind die wirklichen Hauptursachen dafür? – Es ist die hemmungslose Öffnung für Zuwanderer mit massiven Auswirkungen auf unsere Schulen und die Zunahme der Gewalt als Folge des Ganzen. Ich habe Ihnen anhand von Meldungen und Studien bewiesen, die nicht von der FPÖ kommen, dass wir hier zu einem großen Teil importierte Kriminalität haben, und diese haben wir seit unserem EU-Beitritt mit der Öffnung der Schengen-Grenzen in weiterer Folge. Unsere Polizei würde leicht in der Stärke zurecht kommen, die wir heute haben, hätte sich die Zahl der Kriminellen in Österreich in den letzten fünf, sechs, sieben Jahren nicht explosionsartig vermehrt. (Beifall bei der FPÖ.)

In unseren Gefängnissen sitzt ein überwiegender Anteil an Ausländern und ein noch erklecklicherer Teil an Kriminellen, die bereits eingebürgert wurden. Und das ist überhaupt das Schlimme, dass wir solche Leute einbürgern! Die Kosten für eine dieser Personen betragen 100 Eur pro Tag. Sagen Sie das unseren älteren Menschen, die überfallen werden und die von 750 oder 800 Eur leben sollen! Das ist keine soziale Politik, meine Damen und Herren von der SPÖ. Und diese alten Menschen sehen das. (GR Godwin Schuster: Über die Nationalitätenzusammensetzung sollten Sie sich noch einmal erkundigen!)

Sie wollen wissen, wie die Nationalitätenzusammensetzung ausschaut? Soll ich Ihnen die gestrige Geschichte von den Drogenhändlern vorlesen? Ich werde das nachher tun, denn mir ist jetzt schade um die Zeit. Da waren nichts als Nigerianer! Schauen Sie sich das an! (GR Godwin Schuster: Zum Beispiel im Grauen Haus?) Schauen Sie sich das an! Dort sitzt nicht nur der Herr Elsner, dort sitzen auch noch ganz andere!

Wie gesagt: Unsere älteren Mitmenschen sind Beschimpfungen und Pöbeleien ausgesetzt, und sie sind auch Lärm ausgesetzt. Bedenken Sie bitte eines: Für einen alten Menschen kann es das Todesurteil sein, wenn man ihm die Tasche wegnimmt. Noch vor zehn Jahren war es für einen alten Menschen, wenn er stürzt und sich den Oberschenkelhals bricht, noch ein Todesurteil. Heute kann er darüber physisch einigermaßen hinwegkommen, psychisch, im Kopf, bleibt ihm aber der Schock, auch wenn er es übersteht. Das sollte man, glaube ich, nicht herunterspielen. 

Sind wir so weit, dass sich unsere Leute fürchten müssen, wenn sie Geld von der Bank oder am Bankomaten beheben? Sollen sie Angst haben, die Türe zu öffnen und einem Nachbarn oder jemandem zu helfen, der um ein Glas Wasser bittet? – Früher hätte sich kein Mensch gedacht, welche Zustände in diesem Land herrschen werden! Heute muss man sich fürchten! Heute muss man jedem sagen: Machen Sie nicht auf! Lassen Sie niemanden herein! Die Hilfe kann für Sie gefährlich sein! Denken Sie an Trickbetrüger, falsche Verwandte und so weiter! Das ist eines der laufenden Probleme unserer älteren Menschen. 

Und wir? – Wir lassen diese Opfer mit ihrem Schock allein! Wir hören sehr viel von nachhaltiger, niederschwelliger und aufsuchender Arbeit mit Menschen. Ich habe es gesagt: Das trifft auf die Jungen zu, aber unsere alten Mitbürger vergessen wir. 

Wir schlagen hier Alarm, und der Herr Bürgermeister regt sich darüber auf. Ich kann Ihnen sagen: Er möge sich noch öfter darüber aufregen! Wir werden unsere alten Mitbürger nicht im Stich lassen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das, was Herr Jung jetzt zum Besten gegeben hat, ist zum Kotzen! Anders kann man das nicht formulieren! (Beifall bei den Grünen.)

Dass alte Menschen als Vorwand für Ausländerhetze herhalten müssen, ist schlichtweg zum Kotzen!

Herr Jung! Sie haben es ja noch nicht erkannt: Aber wenn Sie den Teufel an die Wand malen und gleichzeitig darüber sudern, dass alten Menschen Angst haben, dann sind Sie das Problem und nicht die Ausländer, über die Sie herziehen! (GR Dr Herbert Madejski: Das ist Schwachsinn!)

Haben Sie schon einmal überlegt, was geschehen wird, wenn die Grenzen dicht gemacht werden, wie Sie das wollen? – Dann werden Sie wieder ein Problem haben! Dann werden nämlich die älteren Menschen niemanden mehr haben, der sie pflegt! Haben Sie das schon einmal überlegt? 

Überlegen Sie sich das, bevor Sie sich herausstellen und bei jedem Thema, wurscht, worum es geht, gegen die Ausländer hetzen! Pfui! (Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Wenn Sie sich anschauen, worum es bei den Gewaltdelikten gegenüber älteren Menschen geht, dann kommen Sie darauf, dass das überwiegend Beziehungsdelikte sind. Dann kommen Sie darauf ... (GR Dr Herbert Madejski: Sie lesen die Zeitung verkehrt!) Wenigstens kann ich sie lesen!

Wenn Sie sich genau informieren, dann werden Sie feststellen, dass es um Beziehungsdelikte geht und dass die Menschen nicht Angst davor haben, auf die Straße zu gehen, so lange sie niemandem von Ihnen begegnet sind! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Sie machen den Menschen Angst und werfen ihnen dann noch vor, dass sie Angst haben! Das, was Sie machen, ist, diese Angst zu schüren! Sie schüren diese Angst. Sie rennen mit Statistiken herum, dass die Gewalt zunimmt und die Zahl der Gewalttaten zunimmt. Und dann sagen Sie: Oje, jetzt haben die älteren Menschen Angst! 

Mich wundert es nicht, dass sich die Menschen fürchten, die von Ihren Stammtischen nach Hause gehen! Das kann ich nachvollziehen! Da ist es wurscht, ob es dunkel ist oder nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Was erreichen Sie mit Ihrer Hetze? – Sie treiben die alten Menschen noch zusätzlich in die Isolation! Die Menschen brauchen Unterstützung. Die älteren Menschen, die mit Gewalt und Verbrechen in Berührung kommen, brauchen Unterstützung. Auch ich glaube, dass man da in Wien noch immer etwas ausbauen und mehr tun kann. Man kann zum Beispiel einmal überlegen, warum die FPÖ die Menschen in der Stadt eigentlich immer wieder gegeneinander aufhetzt, anstatt sie dazu zu bringen, einander zu helfen? 

Was ist zum Beispiel mit der Nachbarschaftshilfe? Damit könnten Sie den älteren Menschen helfen! Anstatt immer nur darüber herzuziehen, dass die Menschen nicht miteinander leben können, könnten Sie doch einfach einmal ein Projekt starten, das in Richtung Nachbarschaftshilfe geht! Warum rufen Sie nicht ein Projekt ins Leben, dass Jugendliche mit älteren NachbarInnen zur Bank gehen? Warum nicht? Das funktioniert. Natürlich funktioniert das! (GR Mag Wolfgang Jung: Probieren Sie es einmal mit den Jugendlichen von der Pankahyttn, dass sie die alten Leute zur Bank begleiten!)
Wovor fürchten sich die älteren Menschen am meisten? – Vor der Isolation! Sie wollen nicht allein zu Hause sitzen. Und wenn Sie immer wieder kommen und immer wieder dieselbe Debatte führen, dass Menschen sich fürchten, auf die Straße zu gehen, dann erreichen Sie genau das: Die Menschen werden zu Hause bleiben! 

Haben Sie schon einmal das Wort Ermächtigung beziehungsweise Empowerment gehört? Letzteres werden Sie wahrscheinlich nicht verstehen, deswegen sage ich Ermächtigung. Tun wir doch, anstatt den alten Menschen vorzubeten, dass sie Angst haben müssen, etwas, damit sie keine Angst mehr haben! Das funktioniert! (GR Dr Herbert Madejski: Das ist ungefähr so sinnvoll wie der Vorschlag mit dem Wiener Schnitzel und dem Klimaschutz!)
Schauen Sie zum Beispiel auf die Homepage des Bundeskriminalamts. (Heftige Zwischenrufe bei der FPÖ. – Gegenrufe bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Am Wort ist Kollegin Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (fortsetzend): Ob solcher Meldungen kann man eigentlich nur verstummen! Dagegen kann man nichts sagen! Dagegen gibt es nichts zu sagen! 
Auf der Homepage des Bundeskriminalamtes gibt es zum Beispiel einen Leitfaden für Kriminalprävention. Dabei geht es um Selbstbehauptung und Selbstschutz für Kinder, Jugendliche und Frauen. In Anbetracht dessen meine ich, dass es doch ein gutes Projekt in Wien wäre, so etwas auch für ältere Menschen zu bringen! Ich glaube auch, dass das eine Gruppe von Verbrechensopfern ist, die besondere Unterstützung brauchen. Vielleicht kann man in Wien in Zusammenarbeit mit der Polizei Kurse für Selbstbehauptung und Selbstschutz für ältere Menschen ins Leben rufen. 

Warum fühlen sich ältere Menschen auf der Straße unsicher? Manchmal fehlt es einfach nur an Licht. Manchmal sind die Gehsteige zu wenig breit. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ihr könnt euch gerne noch einmal nachmelden, kein Problem! (GR Mag Wolfgang Jung: Das lohnt sich nicht, Frau Kollegin!) Ja, das glaube ich! Zuerst hier heraußen erzählen, dass Wien das Paradies der Einbrecher ist, und gleichzeitig zu sudern, dass die alten Menschen Angst haben, das geht nicht zusammen. Das geht einfach nicht zusammen! Erstens einmal hat es sowieso nicht gestimmt, so wie Sie es gesagt haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Sondern?)

In der Studie zu Leben und Lebensqualität in Wien ... (GR Mag Wolfgang Jung: Aus welchem Jahr?) Diese Studie ist aus dem Jahre 2003. (Zwischenrufe bei der FPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Ich habe ja gesagt: In den letzten sechs Jahren!)

Da hat es eine Umfrage gegeben, und dabei kam heraus, dass sich gute drei Viertel der WienerInnen in ihrer Wohnumgebung sehr sicher fühlen. Na? Und wissen Sie, welche Delikte zunehmen? – Autodiebstahl! Sie selbst haben gesagt, dass ältere Menschen nicht mehr mit dem Auto fahren, sondern mit den öffentlichen Verkehrsmitteln. Bei diesem Verbrechen kann es also nicht um die Ängste der älteren Menschen gehen! Dabei geht es Ihnen nur darum, blöd herumzuhetzen! (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Noch einmal: Es ist wichtig, dass es Projekte gibt, die in Zusammenarbeit mit der Polizei speziell auf ältere Menschen abzielen. Es ist wichtig, dass es viele niederschwellige und auch aufsuchende Angebote gibt. (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung und GR Mag Johann Gudenus, MAIS.) 

Es gibt den Kontaktbesuchsdienst. Es wäre zum Beispiel interessant, einmal zu erfahren, was denn von den KontaktbesucherInnen eigentlich erhoben wird. Geht es da auch um die Bedürfnisse der älteren Menschen in Zusammenhang mit den Ängsten, die sie in ihrer näheren Wohnumgebung haben? Wird mit den Ergebnissen des Kontaktbesuchsdiensts betreffend diese Bedürfnisse auch etwas umgesetzt? Das wissen wir leider nicht, weil die Ergebnisse und das, was erhoben wird, niemandem zur Verfügung gestellt werden! Und es wird darüber auch im Bezirk nicht diskutiert. Das wären aber wesentliche Daten, an Hand derer man vieles verbessern könnte, und zwar dort, wo es die älteren Menschen am ehesten brauchen, nämlich in ihrer unmittelbaren Wohnumgebung.

Ganz abgesehen davon wissen alle außer vielleicht einer Fraktion in diesem Haus, dass in erster Linie soziale Sicherheit wichtig ist, um die Sicherheit für alle, also auch für die älteren Menschen, zu gewährleisten. Und diese soziale Sicherheit kann man über ganz andere Mittel als über Polizeieinsatz gewährleisten.

Der Herr Bürgermeister hat vorhin an die Fragestunde erinnert, in der es um den Weißen Ring und die Opferbetreuung durch den Weißen Ring gegangen ist. Ich habe den Herrn Bürgermeister damals auch gefragt, ob es eine Auswirkung dadurch gegeben hat, dass der Verein Neustart auf Anweisung der Justizministerin Berger nicht mehr in der Opferhilfe tätig ist. Er hat damals zugesagt, dass er sich erkundigen wird. Nachdem er die eine Zusage eingehalten hat, mit dem Weißen Ring Gespräche zu führen, nehme ich an, dass er auch bezüglich des Vereins Neustart entsprechende Gespräche geführt hat, und ich hoffe sehr, dass einer der Kollegen aus der SPÖ oder eventuell auch der Herr Bürgermeister beantworten kann, ob daran gedacht ist, dass auch der Verein Neustart wieder in der Prävention und Opferhilfe und vielleicht auch für ältere Menschen tätig sein wird. 

Ich glaube nämlich, dass das auch ein wichtiger Aspekt bei der Schadenswiedergutmachung ist. Meist geht es ja um kleinere Delikte, und bei diesen sind die Diversion beziehungsweise die Schadenswiedergutmachung sicherlich ein wichtiger Weg, und das trägt meines Erachtens auch dazu bei, Ängste zu reduzieren oder wieder wegzubringen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Ulm. – Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir konnten jetzt in der Debatte Zeuge werden, dass sich zwei Oppositionsparteien in diesem Haus sehr gerne miteinander beschäftigen. Ich meine aber doch, dass es wichtiger wäre, ein bisschen den Finger in die Wunde der Regierungspartei zu legen, denn letztlich ist es die SPÖ in Wien, die diese Stadt wesentlich gestaltet oder gestalten könnte und die mit ihren Mitteln natürlich einen wesentlichen Beitrag leisten könnte, um Wien sicherer zu machen und auch den Anliegen gerecht zu werden, welche die FPÖ heute nicht unverständlicherweise thematisiert hat.

Wenig überraschend war die erste Reaktion, die ich von meinem Kollegen in der SPÖ, Kollegen Sicherheitssprecher, aber auch Kollegen Vorsitzenden, vernehmen konnte, dass die FPÖ mit ihrer Dringlichen Anfrage nur die Flucht nach vorne antritt, denn tatsächlich hätte es die FPÖ genauso wie die ÖVP zu verantworten, dass es bei der Exekutive große Spar- und Kürzungsmaßnahmen gegeben hätte. (GR Heinz Hufnagl: Gegeben hat!) 

Auf diese Personalsituation möchte ich jetzt schon ein bisserl eingehen. Der Herr Kollege meint nach wie vor, dass es diese Einsparungen bei der Wiener Polizei gegeben hat. Ich freue mich, dass ich jetzt Gelegenheit habe, mit dieser Mär aufzuräumen. (GR Heinz Hufnagl: Jetzt wird es spannend!) Ich darf Ihnen dazu Zahlen nennen, und ich lade Sie ein, in Presseaussendungen oder auch in Wortmeldungen entsprechende Richtigstellungen vorzunehmen! 

Wir sind uns einig, dass der Ist-Stand weit unter dem Soll-Stand liegt. Das ist jetzt so, das war im Jahr 2000 so, das war im Jahr 1990 so, und das war in den Jahren davor so. Das liegt einfach an den Erfordernissen des Dienstbetriebes. Das braucht uns nicht zu überraschen.

Im Jahr 2000 waren es um die 7 000 Planstellen und an die 6 000 Ist-Stellen, und so verhält es sich in etwa auch heute. Wir sind jetzt ... (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Ja, ja! Das rechne ich sehr gerne zusammen, und ich greife den Einwand auch sehr gerne auf, weil es in der Tat so ist, dass wir bei der Wiener Polizei eine neue Struktur haben, dass auch Organisationseinheiten ausgegliedert wurden, wo wir jetzt Bundesplanstellen haben, diese Organisationseinheiten aber weiterhin für Wien tätig sind.

Sie wissen, dass es da um die Sicherheitsakademie und das Bildungszentrum Wien mit 60 Personen geht, und es geht um das Bundeskriminalamt. Das sind also um die 800 Bundesplanstellen. Es wurden in Wahrheit 200 Planstellen aus dem Wiener Bereich ausgegliedert. Das Gleiche gilt auch für die Cobra. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) 

Ich rechne nicht die ganzen 800! Und ich rede auch von der Cobra, wo wir bundesweit insgesamt 400 Bundesplanstellen haben, von denen 110 ausschließlich für Wien arbeiten. Sie sitzen noch immer dort, wo sie in der Vergangenheit gesessen sind. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Ein Teil der Wega, Herr Kollege, geben Sie mir recht? Das stimmt schon! Wenn es die Hälfte ist, dann ist es noch günstiger für meine Berechnung! Sie sitzen noch immer an ihrem Platz in der Roßauer Kaserne. Das sind jetzt 370 Personen, die tatsächlich mittlerweile Bundesplanstellen haben, die im Jahr 2000 noch als Wiener Planstellen gerechnet wurden. – Wenn ich das weiß, dann kann ich feststellen, dass es heute mehr Planposten in Wien gibt, als das im Jahr 2000 der Fall war. (GR Godwin Schuster: Da sind Sie definitiv falsch informiert!)
Nein! Wir haben 400 Bundesplanstellen bei der Cobra, von denen 110 aus der WEGA rekrutiert wurden. Sie sitzen nach wie vor dort, wo sie immer gesessen sind, nämlich in der Roßauer Kaserne. (GR Godwin Schuster: Die gesamte WEGA ist im Personalstand der Landespolizei!)

Ich darf daher festhalten, dass wir keinen einzigen Polizisten verloren haben und dass kein einziger Polizist eingespart wurde, geschweige denn 1 000 Polizisten oder noch mehr. (GR Siegi Lindenmayr: Sie haben sich falsch informiert!)

Wir haben Ende dieses Jahres 2009 7 050 Planstellen im Bereich der Bundespolizeidirektion Wien, und wir hatten 7 044 im Jahr 2000. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Es sind genauso viele wie im Jahr 2000! (GR Heinz Hufnagl: Das sagen Sie jetzt wider besseres Wissen!) 

Wir haben natürlich Karenzierungen, wir haben natürlich Abkommandierungen, es befinden sich natürlich Personen in Ausbildung, und deshalb ist der Ist‑Stand logischerweise unter dem Soll‑Stand, wie das in den vergangenen Jahrzehnten auch der Fall war. 

Aber auch wenn uns keine 1 000 Polizisten fehlen, freue ich mich, hier sagen zu dürfen, dass es um 1 000 mehr werden, weil Jahr für Jahr allein 450 Schüler nur für Wien zugeteilt sind. (Zwischenruf von GR Siegi Lindenmayr.) 

Herr Kollege! Wenn wir 150 bis 200 pro Jahr verlieren sollten, was viel ist, dann bleibt noch immer ein Nettozuwachs von 250 Personen, um letztlich in 4 beziehungsweise 5 Jahren auf 1 000 zusätzliche Beamte zu kommen. (GR Siegi Lindenmayr: Aber erst sei 2007, seit die SPÖ in der Regierung ist!)

Ich freue mich auch über die Postler, die jetzt endlich eine sinnvolle Tätigkeit bei der Wiener Polizei bekommen. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Das stimmt überhaupt nicht! Dort, wo die Postler im administrativen Bereich die Polizisten ersetzen und der Polizei Arbeit abnehmen, können diese natürlich mehr im Außendienst tätig sein. (GR Godwin Schuster: Keine einzige Person kommt ersatzweise auf die Straße!)

Wir hatten mit 1.9.2009 40 Postbedienstete, die sich für diese sinnvolle Arbeit entschieden haben, mit 2.11.2009 waren es weitere 25 und mit 1.12.2009 60. Und wenn es Ihnen so sehr darum geht, die Polizei noch stärker zu machen und zu unterstützen und es in Wien offensichtlich Überkapazitäten gibt, dann würde ich mir einmal überlegen, ob man diese Kapazitäten nicht dem Bund zur Verfügung stellen könnte? 

Damit kommen wir wieder auf eine alte Forderung: Frühpensionierung aus organisatorischen Gründen. – Mit Personen, die Gott sei Dank sehr viel Erfahrung haben und die pumperlgesund sind, könnte man selbstverständlich auch, anstatt sie aus organisatorischen Gründen in Frühpension zu schicken – Sie wissen, das waren in den vergangenen Jahren immer zwischen 70 und 80 Personen, und wir werden sehen, ob es dieses Jahr wieder so viele sind –, einen Beitrag zur Unterstützung der Polizei und zu mehr Sicherheit leisten.

Ein weiterer Beitrag wäre natürlich, die 17 Ordnungsdienste, die es mittlerweile gibt, zusammenzufassen, und zwar nicht nach Uniform und organisatorisch, sondern auch unter der Leitung eines Sicherheitsstadtrates. Dieser Sicherheitsstadtrat wäre der ideale Ansprechpartner für die Bürger, für den Bund und für die Polizei, und er könnte mit einer Organisationseinheit einen effizienten Beitrag zu einer sinnvollen kommunalen Kriminalitätsprävention leisten. (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)

Herr Kollege! Es gibt ein großes Argument Ihrerseits gegen die Stadtwache. Das ist Ihr Vorwurf beziehungsweise der Vorwurf von Herrn Kollegen Stürzenbecher: Wir wollen etwas, wofür an sich der Bund zuständig wäre, jetzt von Wien bezahlen lassen. – Mitnichten!

Punktuell haben Sie ja schon erkannt, dass es Handlungsbedarf gibt. Ich konzediere Ihnen das sogar. Das grenzt jetzt schon fast an ein Lob! Diese 17 Ordnungsdienste, die Sie ins Leben gerufen haben, haben an sich eine sinnvolle Tätigkeit. Und es ist erfreulich, dass Sie jetzt mehr für Schönheit, Sauberkeit und Sicherheit im öffentlichen Raum übrig haben und dass diesbezüglich jetzt mehr geschieht als in der Vergangenheit. 

Es kostet aber keinen einzigen Euro mehr, wenn man die bestehenden Ordnungsdienste zusammenfasst, Synergien nutzt und für die Bürger ein Instrument zur Verfügung stellt, dass diese auch verstehen. Kein Mensch kennt sich nämlich mit den bestehenden 16 oder 17 Ordnungsdiensten aus! (Beifall bei der ÖVP. – GR Siegi Lindenmayr: Sie wollen davon ablenken, dass Sie die Polizei dezimiert haben!)
Nicht einmal Ihr Chef, nicht einmal der Bürgermeister kennt sich aus! Sogar er hat sich bei der letzten Pressekonferenz vergogelt. Er hat sich geirrt! Er war der Meinung, dass es auch noch einen Ordnungsdienst für die Krankenanstalten gibt. Aber ich werfe ihm das gar nicht vor! Das kann schon passieren, denn wenn man 17 Ordnungsdienste und keinen einzigen Ansprechpartner in der Stadtregierung hat, dann wird es ein bisschen kompliziert.

Aber vielleicht liegt das auch daran, dass die einzelnen Stadträte sehr großes Interesse daran haben, Chef solcher Einheiten zu sein. Ich habe einmal ein kleines internes Ranking angestellt: Zur Zeit führt Brauner vor Sima und Schicker. Ganz schlecht abgeschlagen auf den hinteren Plätzen liegen Oxonitsch und Mailath-Pokorny, der es noch zu keinem privaten Ordnungsdienst gebracht hat. 

Ich glaube es ja wirklich, dass es in der Stadtregierung kein Interesse daran gibt, einen solchen Sicherheitsstadtrat ins Leben zu rufen und die Ordnungsdienste zusammenzuführen. Und ich glaube auch, dass Sie sich das nicht von der ÖVP‑Wien erklären lassen wollen. Aber fragen Sie doch einmal Ihre Linzer Kollegen. Die Linzer Kollegen sind zum gleichen Schluss gekommen. Die Linzer Kollegen haben ihre Ordnungsdienste zusammengefasst und haben jetzt eine einheitliche, schlagkräftige, gut organisierte Stadtwache. (GR Mag Wolfgang Jung: In Linz beginnt’s!)

Ob es in diesem Fall auch in Linz beginnt, wird sich herausstellen. Wir werden sehen, ob wir dann auch zu einer solchen Stadtwache nicht nach ÖVP-Muster, sondern nach Linzer Muster auch in Wien kommen! Das werden wir sehen! Dankenswerterweise ist heute schon eine Auflistung aller Ordnungsdienste von der SPÖ verteilt worden, um die Bürger ein bisschen besser zu informieren. (GR Godwin Schuster: Sie wissen genau, dass das verfassungsrechtlich nicht möglich ist! Sie als Jurist sollten das wissen!)
Herr Kollege! Ihr Einwurf, dass die Stadtwache verfassungsrechtlich nicht möglich ist, nehme ich gerne auf, und ich sage Ihnen: Wenn die Stadtwache unbewaffnet ist, dann kann sie selbstverständlich von heute auf morgen eingeführt werden. Es gibt ja jetzt schon 17 Ordnungsdienste. Sie brauchen überhaupt nichts anderes zu tun, als die bestehenden Personengruppen zusammenzufassen, um Synergien zu nutzen, damit der eine, der links wegschauen muss und nur nach rechts schauen darf, alles machen darf. 
Das ist mit keinem einzigen Euro mehr verbunden! Aber der Bürger kennt sich aus, der Bürgermeister kennt sich aus, und wir haben Ansprechpersonen. Man weiß, dass es eine Stadtwache gibt. Ihnen wird vielleicht „City Watcher“ besser gefallen. Diese würden wirklich einen Beitrag zu mehr Sicherheit in dieser Stadt leisten. 

Damit möchte ich auch schon einen Punkt machen. Mich freut auch der letzte Ordnungsdienst, den Sie ins Leben gerufen haben, nämlich das Anti-Spray-Team. Das ist nämlich wirklich ein Problem. Es ist gut, dass man gegen die Graffiti-Schmierereien vorgeht. Das Team ist natürlich mit drei Mann wahnsinnig schwach besetzt. Das ist eindeutig zu wenig, es ist dies aber ein erster Kieselstein auf dem Weg, den man in Wahrheit pflastern sollte, um fortzukommen.

Kommunale Kriminalprävention heißt das Stichwort. In diesem Bereich kann man gar nicht genug tun. Sie haben zum Teil bereits die Felder erkannt, in denen Sie tätig werden müssen. Der notwendige nächste Schritt sollte im Sinne der Wienerinnen und Wiener für ein schöneres, saubereres und sicheres Wien möglichst bald gesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hursky. – Ich erteile es ihm. 

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Jetzt darf ich sogar 20 Minuten reden, das ist ja super!

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Der Opferschutz ist ein ernstes Thema, mit dem wir uns heute beschäftigen. Es ist egal, um welches Alter es bei den Opfern geht, dieses Thema ist seriös zu behandeln.

Frau Kollegin Matiasek hat zu dem Thema sehr seriös begonnen. Und Frau Matiasek pflegt immer zu sagen, dass zu solchen Themen nicht geblödelt werden darf. – Herr Jung! In Anbetracht dessen, was Sie heute hier gesagt haben, ist die Bezeichnung „Blödeln“ untertrieben. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Dafür finde ich keine Worte, denn ich würde von der Frau Vorsitzenden eine Reihe von Ordnungsrufen bekommen, wenn ich das qualifizieren würde, was Sie heute da aufgeführt haben! (Beifall bei der SPÖ. – Weiterer Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.)
Gehen wir jetzt thematisch auf die Sache ein. Das ist viel vernünftiger. Man sieht nämlich, dass das für Sie einzig und allein ein billiger Wahlkampf-Gag und nichts anderes ist. Ihnen geht es nicht um das Thema, sondern Ihnen geht es um einen billigen Wahlkampf. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Geh bitte, wovor soll ich mich fürchten? Vor Ihnen? (GR Mag Wolfgang Jung: Vor den Wählern!) Ich fürchte mich auch nicht vor den Wählern, weil ich mit den Wählern pausenlos in Kontakt bin! Ich spreche pausenlos mit den Wählerinnen und Wählern im 10. Bezirk. Ich nehme ihre Sorgen ernst und halte ihren Sorgen, im Gegensatz zu Ihnen, auch Lösungen entgegen. Das macht mich im Vergleich zu Ihnen wirklich stark, und das ist mein Vorteil Ihnen gegenüber, die Sie keine Lösungen anbieten, sondern nur Aufhetzerei betreiben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Kollegin Matiasek hat angeführt, dass es vor allem um Informationen für ältere Menschen geht und dass man die Polizei und flächendeckende Organisationen der Stadt Wien dazu einbinden sollte. Frau Kollegin Matiasek! Das ist etwas, was heute bereits stattfindet! Sie brauchen nur die Pensionistenklubs der Stadt Wien oder das Kuratorium des Vereins Wiener Pensionistenwohnhäuser besuchen. Dort finden genau diese Sachen statt! Es werden dort auch immer wieder Polizisten eingeladen, die über das Thema Sicherheit mit den älteren Menschen sprechen. Es ist ein wichtiger Punkt, dass wir verstärkt in der Prävention arbeiten und die Menschen informieren.

Auch ich kenne zwei Fälle aus letzter Zeit. Einen Mann hat man bei der Bank abzustauben versucht. Er hat sich aber auf Grund der Informationen, die er hatte, richtig verhalten, ist an den Schalter zurückgegangen und hat das gemeldet. Man konnte daher diesen möglichen Verbrecher dingfest machen, weil man ihn mit der Überwachungskamera in der Bank gefilmt hat und er schon mehrere Tage gewartet hatte. Da ist also etwas geschehen, da nützt die Information, und es ist wichtig, diesbezüglich etwas zu tun. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie alt war der Mann?) Älter als Sie, aber frischer als Sie!

Eine andere Pensionistin, die ich jetzt getroffen habe, wurde tatsächlich überfallen. Die Dame hatte damit ein Problem, und sie hat mir ihre Sorgen erzählt. Wichtig ist, dass sie darüber spricht. Sie spricht auch mit ihren Bekannten darüber, die in diesem Wohnhaus wohnen und in den daneben liegenden Park gehen, damit genau so etwas nicht mehr passiert. Diese Dame wurde von jemandem überfallen, der eigentlich sehr seriös und freundlich gewirkt hat, was es dann aber im Endeffekt nicht war. Diese Leute arbeiten mit üblen Tricks, und daher ist es wichtig, dass wir präventiv vorgehen und die Menschen darüber auch informieren. Das ist der richtige Weg und kein Wahlkampfgeblödel! 

Herr Jung! Sie haben heute wieder einmal versucht, Alt und Jung auseinanderzudividieren. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist etwas, was ich auch nicht schätze, wenn man immer wieder sagt, dass jetzt zu Lasten der Alten die jungen Studenten gefördert werden beziehungsweise umgekehrt (GR Mag Wolfgang Jung: Wann habe ich das gesagt? Sie reden völligen Unsinn! Ich habe genau das Gegenteil gesagt!) Das eine Mal ist es so, und das nächste Mal ist es so. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich begreife schon, was Sie meinen! Das ist genau die Art und Weise, wie Sie versuchen, Menschen wieder einmal auseinanderzudividieren, egal, in welchen Bereichen! (GR Mag Wolfgang Jung: Im Wortverdrehen sind Sie Weltmeister! Schauen Sie ins Protokoll!)
Sie haben auch die 14- bis 18-Jährigen angesprochen. Ich habe es heute schon einmal gesagt: Das ist ein Problem, weil sie manchmal keine Jobs und keinen Schulabschluss haben. Ich habe Ihnen aber auch gesagt, wie ich und meine Freunde und mein Team damit umgegangen sind. Genau das würde ich mir auch von Ihnen wünschen, dass Sie nämlich auf diese jungen Menschen zugehen, mit ihnen sprechen und ihnen Lösungen anbieten! Das habe ich von Ihnen aber noch nie gehört! Das Einzige, was Ihnen dazu eingefallen ist, war wieder einmal, gegen Menschen mit Zuwanderungscharakter und Migrationshintergrund zu hetzen. Das ist genau das Problem, das Sie haben! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie werden Sie nicht mehr lange wählen, denn sie werden von Ihnen keine Arbeitsplätze bekommen! Das wird nämlich das Problem sein, das Sie in Wahrheit haben!

Pensionisten in den Abendstunden: Vielleicht wäre es einmal angesagt, dass Sie den Pensionisten wirklich die Angst in dieser Richtung nehmen! Ich gebe nämlich Frau Kollegin Antonov recht, wenn sie sagt, dass es das Wichtigste ist, soziale Sicherheit bei den Menschen zu erzeugen und sich gegenseitig darum zu kümmern. Ich finde den Vorschlag von Frau Antonov nicht so schlecht, dass man Betreuungen anbietet, für die man sozusagen junge Menschen mit ins Boot holt. Das Miteinander ist hier ganz besonders wichtig. (GR Mag Wolfgang Jung: 60 Jahre haben Sie dazu Zeit gehabt. Was haben Sie erreicht? Nichts! Wieso gibt es diese Probleme, wenn Sie doch so gut waren?)
Wir haben Aktionen in verschiedenen Bereichen gesetzt. Sie haben von dunklen Gänge gesprochen. – Ich kann mich erinnern, dass „Licht in der Stadt“ einer der wichtigsten Punkte für Frau StRin Brauner war, als sie noch Frauenstadträtin war. In diesem Bereich ist sehr viel geschehen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Frau Brauner hat 100 Prozent mehr Einbrüche gemacht? Jetzt verwechseln Sie wirklich das Thema!

Wenn Sie sagen, dass die Sozialdemokraten nichts tun, schlage ich Ihnen vor, die Protokolle nachzulesen, als ich im Nationalrat war. Sie haben dort geschwiegen, ebenso wie Ihr Münchhausen Strache, der damals im Gemeinderat gesessen ist und stellvertretender Parteiobmann war, als die Polizei in Wien weniger wurde. Sie haben geschwiegen, Sie haben es zur Kenntnis genommen. Im Gegensatz dazu habe ich im Nationalrat entsprechende Forderungen an Herrn Platter gestellt. Es war halt das Problem der ÖVP, dass sie in diesem Bereich nicht mitziehen wollte und Gespräche ausgeschlagen hat, weil sie, wie mir vorkommt, in Wahrheit auch nicht mehr Sicherheit haben will.

Sie haben angesprochen, dass die SPÖ bei General Mahrer ein gewichtiges Wort mitzureden hat. Wie Sie wissen, hat einzig und allein der Herr Bürgermeister ein gewichtiges Wort bei der Bestellung des Polizeipräsidenten mitzureden. (GR Mag Wolfgang Jung: Der Präsident hat nichts zu sagen?) Was die FPÖ in diesen Bereichen sagt, ist falsch. Das hat sich Stück für Stück bewahrheitet, und man sieht, dass es Ihnen in Wirklichkeit um billige Wahlkampf-Gags geht.

Die SPÖ hat dieses Thema für die älteren Menschen mit der Aktion „50 Plus" aufgenommen, und wir haben dieses Pilotprojekt in Favoriten durchgeführt. Die SPÖ hat es auch geschafft, in Wien ein hervorragendes dichtes Netzwerk zu schaffen, das sehr gute EU-weite Verbindungen in Sachen Opferschutz hat. Man kann alles immer wieder verbessern, aber wir sind auf einem guten Weg und haben ein hervorragendes System. Das sollten wir nicht vergessen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Weiße Ring, den Sie heute alle zitiert haben, ist eine wichtige Einrichtung. Ich kenne selbst eine Psychologin, die seit Jahren beim Weißen Ring ehrenamtlich tätig ist und dort sehr viel tut. Diese Einrichtung gehört gefördert, und das hat die Stadt Wien auch getan, und die Stadt Wien hat die Zuschüsse auch entsprechend erhöht. Man kann sagen: Es ist niemals genug, aber die Stadt Wien tut in diesem Bereich wirklich etwas.

Es gibt auch andere Einrichtungen der Stadt Wien in diesem Bereich, wo etwas getan wird. Es gibt einen Gewaltschutz-Jour-Fixe, der mehrmals pro Jahr stattfindet und vom Büro Frauenberger ausgeht, bei dem GRin Ludwig tätig ist. Dabei geht es darum, verschiedene Organisationen zu koordinieren. Daran nehmen etwa der Weiße Ring und auch die Polizei teil, da geschieht einiges.

Es ist falsch, wenn man gerade der SPÖ bei diesem Thema sagt, dass wir nichts für die Menschen tun. – Die SPÖ ist eine Partei, die auf die Menschen zugeht. Bgm Häupl ist ein Mensch, der auf die Menschen zugeht. Und aus diesem Grund, Herr Jung, werden wir nächstes Jahr auch die absolute Mehrheit wieder erreichen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Kollege Hursky! Ich glaube, ich brauche nicht mehr dazu zu sagen. Sie haben Münchhausen angesprochen. Ich sage: Münchhausen war, gemessen an dem, was Sie von sich gegeben haben, ein Wahrheitsfanatiker! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine Damen und Herren! Wir wollen jetzt aus diesem Thema nicht ein Kabarett machen, so wie Sie es versucht haben. Dieses Thema ist mir dazu zu ernst! Hiebei geht es um ältere Menschen, um Opfer und um Opferschutz, und ich glaube, es ist wichtig, dass das in dieser Stadt einmal funktioniert. Derzeit funktioniert es nämlich überhaupt nicht.

Lassen Sie mich zum Punkt kommen: Ältere Menschen werden in zunehmendem Maße Opfer krimineller Handlungen. Wohnungseinbrüche, Betrug an der Haustür, Trickdiebstahl sowie Raub, oft bei einer Bankbehebung, machen den betroffenen Personen, nämlich vor allem älteren Menschen, schwer zu schaffen. Grobe körperliche Übergriffe auf betagte Menschen führen oft zu gesundheitlichen, häufig auch bleibenden Schäden. Die psychische Komponente spielt dabei oft eine große Rolle. Viele der Betroffenen sind mit ihrem Schicksal völlig allein gelassen. Nach Einbrüchen oder Raubdelikten fürchten sie sich oft selbst bei Tag, ihre Wohnungen zu verlassen, und vermeiden zunehmend jeden Kontakt nach außen.

Es ist erwiesen, dass gerade die Bewältigung der alltäglichen Pflichten und Wege, eingebunden in das vertraute Umfeld, für ältere Menschen äußerst wichtig ist. Eine akute unfreiwillige Einschränkung des gewohnten Aktionsradius führt natürlich sehr schnell zu einer Vereinsamung dieser Menschen und macht sehr viele krank. 

Sehen wir uns die Sicherheit in der Stadt an. Wir haben ja gehört, dass an und für sich nichts geschehen ist. Frau Kollegin Antonov hat irgendwelche Zahlen aus dem Jahr 2003 zitiert. Ich werde Ihnen ein paar Zahlen aus dem Jahr 2009 zitieren, die zwei Tage alt sind. (GRin Mag Waltraut Antonov: Selbst erfundene?)

Vom 18.10.2009 bis 27.10.2009 gab es allein in Wien über 400 Einbrüche. Ich glaube, das sollte Ihnen einmal zu denken geben! Häufig spricht die Polizei gar nicht mehr von Einbrüchen. Wenn man sich die Wohnungen nachher ansieht, waren das geradezu Plünderungen. So schlimm haben diese Wohnungen nachher ausgesehen. Es wurde alles gestohlen, was nicht niet- und nagelfest war, und wenn man sich die Statistik der Raubüberfälle der letzten sechs Monaten allein in Wien ansieht, kommt man auf die dramatische Zahl von rund 2 000 Raubüberfällen, meine Damen und Herren! Und davon sind sehr viele ältere und alte Menschen betroffen. (Zwischenruf von GRin Mag Waltraut Antonov.) 

Frau Antonov! Ich möchte Ihnen nicht etwas aus dem Jahr 2003, sondern aus einer aktuellen „Kronen Zeitung“ zitieren. Die Meldung ist zwei Tage alt: Ein betagtes Wiener Ehepaar, 81 und 87 Jahre alt, wurde von einem Räuberduo brutal überfallen. Ich brauche Ihnen die Folgen jetzt nicht zu schildern, Sie haben das sicherlich in der „Kronen Zeitung“ gelesen. Allein das Bild sagt mehr als tausend Worte. Ich glaube, dazu ist nicht mehr zu sagen. Wenn man sich das Bild anschaut, weiß man, wie es diesen alten Menschen geht. Ich glaube, genau hier muss man ansetzen und darf nicht, so wie Sie, die Probleme ständig wegschieben und sagen: In Wien ist alles in Ordnung. Das ist nämlich gar nicht der Fall!

Was tun Sie in Wien? Was machen Sie in Wien für die alten Menschen oder die ältere Generation? Ich kann es Ihnen genau sagen: Das Einzige, was Sie bis jetzt gemacht haben, war eine Unterschriftenaktion. Ich habe Ihnen schon ein paar Mal erklärt, dass Sie da auch hinschreiben können hätten: Wer möchte 1 Million Eur gewinnen? Das hätten Ihnen vielleicht sogar noch mehr Leute unterschrieben! Außerdem veranstalten Sie Ihre berühmten so genannten Sicherheitsstammtische. Mehr ist in Wien aber nicht geschehen!

Jetzt haben Sie diese vielen Ordnungshüter, aber ich möchte jetzt nicht vom Thema abweichen. Ich sage: Sie tun viel zu wenig. Nehmen Sie die ältere Generation wirklich ernst! Diese Menschen sind einfach nicht in der Lage, sich zum Beispiel im Internet weiterzuhelfen. Ich glaube nicht, dass sich eine 87‑jährige Frau ins Internet begibt und schaut, wie sie Prävention betreiben kann. Ich glaube, dafür muss vorgesorgt werden. Das heißt, man muss diese Menschen vorher informieren. Und wenn etwas passiert ist – Raubüberfall, Diebstahl, Einbruch –, dann muss man auf die betroffenen Menschen vor allem aus dieser älteren Generation zugehen und fragen: Haben Sie Probleme? Wie kann man Ihnen helfen? Wie kann man Ihnen beistehen? – Das wäre Prävention und vor allem Hilfe für diese älteren Menschen! (Zwischenruf von GR Christian Hursky.) 

Ich weiß! Sie haben ja immer die guten Münchhausen-Antworten, nicht wahr? Genau so war auch Ihre Wortmeldung. Sie sind nicht jemand, der dieses Thema ernst nimmt! Sie nehmen es nämlich gar nicht ernst. Sie machen sich noch lustig über die alte Generation, die überfallen wird! Das sind genau Sie mit Ihren Wortmeldungen! (Beifall bei der FPÖ.)

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen: Genau diese Menschen brauchen Schutz. (Zwischenruf von GR Dr Kurt Stürzenbecher. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es ist also lustig, wenn die Menschen Schutz brauchen? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich habe gesagt: Das ist nicht lustig! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Aha! Das ist Wahlkampf, wenn die Menschen überfallen werden und wir 2 000 Raubüberfälle haben! Wir machen im Wahlkampf jetzt Raubüberfälle, oder wie sehe ich das? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Was Sie sagen, ist lächerlich! (Zwischenruf von GR Christian Hursky. – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Herr Abgeordneter! Nehmen Sie das Thema ernst. Ich sehe, dass Sie es nicht ernst nehmen. Sie wollen nicht wahrhaben, dass Sie Verfehlungen in den letzten Jahren gemacht haben. Sie nehmen das Thema nicht ernst. Genau das ist Ihr Problem. (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sie haben ein riesiges Problem, glauben Sie es mir, denn sonst würden Sie nicht so argumentieren! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sehr richtig! Das ist Realitätsverweigerung. Aber ich will Ihnen ja nur aufzählen, was Sie falsch machen! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Wollen Sie mir nun noch sagen, dass wir jetzt 2 000 Raubüberfälle für einen Wiener Wahlkampf machen, oder wie sehe ich das? Genau das haben Sie ja gesagt! (Zwischenruf von GR Christian Hursky.)
Herr Hursky! Ich kenne Ihre Einstellung! Sie haben nichts für ältere Menschen und für Verbrechensopfer übrig! Sie haben nämlich überhaupt für niemanden etwas übrig, so wie ich das sehe, nicht einmal für Ihre eigene Partei, denn Sie machen ja Ihre eigene Partei auch noch schlecht, wenn Sie eine solche Einstellung dazu haben. – Aber lassen Sie mich fortfahren. Wir können uns ja nachher unterhalten, wenn Sie wollen.

Genau diese Menschen brauchen Schutz und oft sehr lange professionelle Betreuung, wenn sie einmal einen Einbruch oder einen Raubüberfall erlitten haben. Es gibt zwar den Weißen Ring, wie wir heute schon erwähnt haben, aber die Geldmittel von zwei Mal 50 000 EUR sind natürlich sehr gering. Ich glaube, gerade für den Weißen Ring und auch für andere Organisationen muss viel mehr im finanziellen Bereich getan werden. Es müssen entsprechende Mittel in die Hand genommen werden, und die Stadt Wien wäre meines Erachtens aufgefordert, diverse Opferschutzorganisationen finanziell weitaus mehr zu unterstützen.

Wir haben heute schon Anträge dazu eingebracht. Zwei Anträge werde ich jetzt einbringen, die anderen haben meine Kollegin und mein Kollege schon eingebracht. Ich möchte den Antrag vorlesen: 

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge so schnell wie möglich die Voraussetzungen für die Einrichtung eines flächendeckenden Versorgungsnetzes zur Beratung, Betreuung und Behandlung von Seniorinnen und Senioren, die Opfer von kriminellen Handlungen geworden sind, schaffen. Dabei sollte die optimale Vernetzung aller Stellen der Stadt Wien, die für Senioren zuständig sind, der Polizei und der Wiener Opferschutzeinrichtungen angestrebt werden, um einerseits Doppelgleisigkeiten zu vermeiden und andererseits größtmögliches Fachwissen einfließen zu lassen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ – Das wäre der erste Antrag. Ich lese jetzt auch den zweiten Antrag vor: 

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge die entsprechenden Voraussetzungen schaffen, damit in den unterschiedlichen Einrichtungen der Stadt Wien, die für Seniorinnen und Senioren zur Verfügung stehen, Pensionistenklubs, Seniorenwohnhäuser, Seniorentage et cetera, regelmäßige Veranstaltungen in Zusammenarbeit mit der Polizei stattfinden, die zielgruppenorientiert dem Thema der Kriminalprävention gewidmet sind. Dabei soll es nicht bei einem Pilotprojekt als Vorzeigeaktion bleiben, sondern eine flächendeckende Dauereinrichtung angestrebt werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Ich möchte Ihnen abschließend noch sagen: Nehmen Sie die Ängste der Menschen ernst und stimmen Sie diesen Anträgen zu! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Holzmann. – Ich erteile es ihm.

GR Ernst Holzmann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Beraubt, bestohlen, ausgetrickst“ ist leider immer öfter auch in Wien Tatsache. „Von der SPÖ allein gelassen“ ist hingegen schlichtweg falsch! Die SPÖ lässt niemanden und niemals allein. 

Wie bereits Kollege Hursky berichtet hat, gibt es in Wien ein sehr dichtes Netz an Einrichtungen für die Opfer von Gewalttaten. Es gab nochmals eine Mittelerhöhung für den Weißen Ring. Ich möchte nochmals die Wiener Frauenhäuser und den 24-Stunden-Frauennotruf, der einmalig in Europa ist, in Erinnerung rufen. 

Doch wer trägt in Wirklichkeit die Verantwortung für diese Situation? In den Jahren der schwarz-blauen Regierung wurde trotz steigender Kriminalität der Sparstift bei der Wiener Polizei und zwar sowohl beim Personal als auch bei der Ausrüstung angesetzt. „Beraubt, bestohlen, ausgetrickst – und von der SPÖ alleingelassen“, so titelt die Dringliche Anfrage. Richtig würde der Titel lauten: „Beraubt, bestohlen, ausgetrickst – von Schwarz-Blau gefördert.“ (Beifall bei der SPÖ.) 

Wer in Zeiten steigender Kriminalität den Sparstift bei der Bekämpfung der Kriminalität ansetzt, braucht sich nachher nicht zu wundern, dass diese weiter ansteigt! Ein Anstieg der Anzahl der Verbrechensopfer ist eine logische Folge daraus. Die SPÖ hat vor den Folgen unzureichender Sicherheitspolitik in der Vergangenheit unentwegt und eindringlich gewarnt. In den Jahren 2000 bis 2006 wurde jedoch nicht nur bei der Polizei eingespart, sondern es wurden auch die Mittel für die Verbrechensopferschutzeinrichtungen dramatisch gekürzt. 

Die Interventionsstelle im Rahmen des Bundesgewaltschutzgesetzes, die hier tätig ist, ist erst, seitdem es eine sozialdemokratisch geführte Regierung gibt, wieder entsprechend ausgestattet. Es können jedoch nicht alle Versäumnisse, die es in der Zeit der schwarz‑blauen Regierung gegeben hat, kurzfristig wieder aufgeholt werden. Opferschutz ist nicht reine Ländersache, sondern liegt sehr wohl auch in der Kompetenz des Bundes. Wien hat seine Aufgaben erfüllt. Wien hat ein sehr dichtes Netz im Bereich Operschutz. Die SPÖ lässt niemanden und niemals allein. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung dieser Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Mir liegen insgesamt vier Anträge der Freiheitlichen vor, die jetzt zur Abstimmung gelangen.

Die Forderung des ersten Antrages lautet: Der zuständige Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport möge dafür sorgen, dass im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien das Thema Kriminalprävention für ältere Menschen verstärkt Eingang findet. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und Grünen fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der zweite Antrag hat folgenden Text: Die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, die Mittel für eine ausreichende Versorgung von älteren Kriminalitätsopfern durch Beratung, Betreuung und Behandlung sicherzustellen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der nächste Antrag lautet: Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge die entsprechenden Voraussetzungen schaffen, damit in den unterschiedlichen Einrichtungen der Stadt Wien, die für Seniorinnen und Senioren zur Verfügung stehen, regelmäßige Veranstaltungen in Zusammenarbeit mit der Polizei stattfinden, die zielgruppenorientiert dem Thema der Kriminalprävention gewidmet sind. Auch hiefür wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer dem zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat die Zustimmung der Grünen, der FPÖ und der ÖVP und somit nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag lautet: Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge so schnell wie möglich die Voraussetzungen für die Einrichtung eines flächendeckenden Versorgungsnetzes zur Beratung, Betreuung und Behandlung von Seniorinnen und Senioren, die Opfer von kriminellen Handlungen geworden sind, schaffen. Auch hiefür wird die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GrüneN und somit nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir haben nunmehr die von GRin Claudia Smolik eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend Änderung der Rahmenbedingungen für Kindergarten- und HortpädagogInnen und KindergartenassistentInnen sowie höhere Entlohnung zu behandeln.

Diese wird von der Fragestellerin mündlich begründet, und hierauf findet eine Debatte über den Gegenstand statt. In Absprache mit dem Antragsteller kann auf eine Verlesung der Dringlichen Anfrage verzichtet werden. 

Ich erteile jetzt für die Begründung der Dinglichen Anfrage Frau GRin Smolik das Wort. Gemäß § 37 Abs 1 steht ihr eine Redezeit von 20 Minuten zu.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Herr Bürgermeister!

Es ist nicht das erste Mal, dass wir hier zum Thema Kindergarten eine Diskussion führen. Wir haben uns deswegen für die Maßnahme einer Dringlichen Anfrage an Sie entschieden, weil in den letzten Wochen in diesem Bereich doch einiges geschehen ist, und wir glauben, dass sich dieses Haus sehr wohl mit diesem Thema auseinandersetzen sollte.

Wir wissen – und das wurde hier auch schon öfters diskutiert –, dass sich der Kindergarten in den letzten Jahren, wenn nicht Jahrzehnten, sehr stark verändert hat. Zu Beginn war das – unter Anführungszeichen – eine Aufbewahrungsstätte für Kinder, um berufstätigen Frauen die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu ermöglichen. Mittlerweile wird der Kindergarten – und das wird Gott sei Dank breit mitgetragen – als wichtige erste bildungspolitische Einrichtung gesehen. In dieser Zeit hat sich zum Glück im Kindergarten sehr viel verändert, aber einige Entwicklungen haben damit nicht Schritt gehalten und zwar vor allem die Situation der KindergartenpädagogInnen und ‑assistentInnen. 

Wenn wir uns anschauen, was sich in den letzten Jahren am Berufsbild der KindergartenpädagogInnen verändert hat und vor welche Herausforderungen diese Personengruppe tagtäglich gestellt ist, dann muss man sich vor allem die derzeitige Besoldung, um die es heute auch geht, und die Rahmenbedingungen, unter denen KindergartenpädagogInnen, aber auch -assistentInnen arbeiten müssen, ansehen. 

Mittlerweile sind Aufgaben dazugekommen, von denen sich die Eltern, die Kinder, die PädagogInnen und auch die Politik erwarten, dass sie im Kindergarten erfüllt werden, und zwar ganz normal im Arbeitsalltag. Sprachstandsfeststellungen sind erst kürzlich dazugekommen, Sprachförderung und das Aufmerksammachen auf Sprachfehlentwicklungen wie Legasthenie oder Sprachfehler sind schon länger an der Tagesordnung. Entwicklungsgespräche sollen geführt werden, und es wird erwartet, dass sie von den PädagogInnen mit den Eltern auch wirklich geführt werden, um frühzeitig geeignete Maßnahmen in die Wege zu leiten. Es geht um Beratungsgespräche aller Art. Weiters sind diese Personen mit Konzepten und Vorbereitungsarbeiten befasst und, und, und. Diese Liste lässt sich noch sehr lange fortsetzen.

All das führt dazu, dass KindergartenpädagogInnen, die einen sehr hohen Anspruch an sich selbst und an ihre Verantwortung stellen, die sie auch tragen und gerne übernehmen, unter ständigem Druck und Stress stehen. Sie haben, wie gesagt, eine hohe Erwartungshaltung an sich selbst, und die Gesellschaft hat mittlerweile eine hohe Erwartungshaltung an die Institution Kindergarten.

Die Zeit, um all diese Aufgaben – die auch von den KindergartenpädagogInnen als sinnvoll erachtet werden – zu erfüllen, reicht jedoch nicht aus. Dazu kommen die Rahmenbedingungen, über die wir hier in diesem Haus schon seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten, diskutieren, nämlich die zu großen Gruppen und der jetzt neu beziehungsweise nicht mehr ganz neu hinzu gekommene Personalnotstand. 

Seit Jahren weisen wir, aber auch andere, darauf hin, dass es im Kindergartenbereich zu Personalmangel kommen wird, und jetzt ist diese Situation bereits eingetreten. Wir wissen nicht, wo wir KindergartenpädagogInnen hernehmen sollen, weil wir jahrelang verschlafen haben, deren Ausbildung zu reformieren und den Beruf attraktiver zu machen.

Wenn wir uns anschauen, wie viele AbsolventInnen der KindergartenpädagogInnenschulen wirklich diesen Beruf ergreifen, dann müssen wir uns schon fragen: Warum ist das so? – In Wien sind es 70 bis 80 Prozent, die zwar die Schule fertig machen, gut absolvieren und gute Abschlüsse haben, dann aber den Beruf nicht ergreifen und nicht in den Kindergarten gehen. 

Die Politik ist sehr wohl gefordert, sich die Frage zu stellen: Warum ist das so? Liegt es an der unzureichenden Ausbildung? – Ich glaube nicht, dass es an der Ausbildung liegt, denn die KindergartenpädagogInnen selbst sagen, dass die Ausbildung an sich gut ist. Sie ist aber offensichtlich so gut, dass sie sich für einen anderen Beruf entscheiden müssen und zum Teil auch entscheiden. 

Liegt es am Alter, in dem die Ausbildung begonnen wird? – Auch viele ExpertInnen meinen, dass es zu früh ist, mit 14 diesen Berufsweg einzuschlagen, mit 19 zu entscheiden, dass man das machen will, und dann auch auf gleicher Augenhöhe mit den Eltern auftreten zu können. 

Es könnte aber auch am schlechten Image liegen, das KindergartenpädagogInnen nach wie vor haben. Ist es nicht nach wie vor so, dass der Kindergarten als Institution gesehen wird, wohin die – unter Anführungszeichen – bösen Rabenmütter ihre Kinder bringen, weil sie unbedingt arbeiten müssen? Ist es halt doch nach wie vor „eh nur ein Frauenberuf“, für den man ein bisschen Kochen, Aufräumen, Basteln und Spielen lernt? Das Image ist sicherlich nicht eines der besten! Immer wieder wird versucht, das zu transportieren. 

Hinzu kommt auch die schlechte Bezahlung, die mit ein Grund dafür ist, warum sich viele ausgebildete KindergartenpädagogInnen gegen den Beruf entscheiden. 

Vielleicht sind es auch die unzureichenden Rahmenbedingungen, nämlich die zu großen Gruppen, die Ferienregelungen, die möglichen Zeiten für Supervision, Fortbildung und Weiterbildung. All das geht sich im Moment nicht aus. Oder liegt es an den Zukunftschancen, die es vielleicht gibt oder auch nicht? 

Ich glaube, es gibt zu wenige Zukunftschancen, die mit der gegenwärtigen Ausbildung möglich sind. Die Aussichten für 14-Jährige, die sich für diesen Beruf entscheiden – und damit sind praktisch nur Frauen und nicht Männer gemeint, denn Männer in diesem Bereich sind mit der Lupe zu suchen –, sind nicht groß. Man entscheidet sich mit 14 für einen Beruf, den man dann bis zur Pension ausübt, und hat eigentlich keine Möglichkeiten und berufliche Herausforderungen. Wenn man diesen Beruf ergreift, hat man zudem auch das Problem, dass die Rahmenbedingungen bekannt sind. Man hat KollegInnen, macht Praxis in den Kindergärten und kann sich vor Ort ein Bild machen. Dabei stellt man fest, dass viele KindergartenpädagogInnen, aber auch Assistentinnen ausgepowert sind, nicht mehr können, dass sie nicht mehr richtig motiviert sind, um ihre Arbeit zu leisten und dass es folglich Langzeitkrankenstände gibt. 

Wir glauben – und das hat man auch bei der Demonstration am 17.10. gesehen –, dass es jetzt reicht. Hier muss sich etwas ändern! Es geht nicht an, dass wir diesen verantwortungsvollen Bereich der frühkindlichen Pädagogik in der ersten wichtigsten Bildungseinrichtung einfach so hindümpeln lassen und den Menschen, die dort arbeiten, keine Perspektiven aufzeigen, seit Jahren aber allen erklären, dass eh alles super ist und eh alles passt.

Es gibt angeblich 140 bis 160 offene Planstellen, und es kommen keine oder zu wenige AbsolventInnen aus den Kollegs und aus den BAKIP. Wir befinden uns in der Situation, dass zwar jetzt über die drei Ausbildungslehrgänge AssistentInnen ausgebildet werden, die Assistentinnen steigen aber bei der Stadt Wien mit einer handwerklichen Einstufung in das Gehaltsschema ein. Das heißt, sie werden, obwohl sie zum Teil als PädagogInnen eingesetzt werden, nach einem niedrigen Gehaltsschema bezahlt, das der Profession, die sie mittlerweile ausüben, nicht mehr entspricht. 

Unserer Meinung nach ist gerade bei den AssistentInnen eine Diskussion über das Berufsbild notwendig. Ist es das, was es vor 20 oder 30 Jahren war? Damals bestand die einzige Qualifikation, die man ihnen schmackhaft machte, darin, dass man gesagt hat: Das kann eh jede Frau, ein bisschen Putzen und Zusammenräumen bekommt ohnedies jede Frau mit. Dieses Bild wurde damals vermittelt. Das ist es aber jetzt nicht mehr! AssistentInnen übernehmen mittlerweile, bedingt durch den Personalnotstand, pädagogische Aufgaben, haben jedoch wenig bis gar keine Ausbildung dafür und sind dadurch auch überfordert. Dafür sind ein entsprechendes Berufsbild und eine eigene Einstufung in ein Gehaltsschema, das dem Berufsfeld im Moment auch entspricht, notwendig.

Ich möchte noch einmal zurückkommen zur Demonstration vom 17.10.: Es war sehr eindrucksvoll, dass Menschen – vor allem Frauen, aber es waren auch ein paar Männer dabei –, die jetzt jahrelang versucht haben zu tun, was geht, und die sich ausgebeutet haben – und ich verwende absichtlich dieses Wort, denn es ist zum Teil Ausbeutung –, um all diese Anforderungen zu erfüllen, bei dieser Demo einmal auf die Straße gegangen sind. Bisher waren sie bestrebt, in Gesprächen und Diskussionen darauf aufmerksam zu machen, wie es ihnen geht. Jetzt reicht es ihnen aber. Sie haben offensichtlich bemerkt, dass Reden allein nicht weiterhilft, dass sich an ihrem Berufsbild, an den Rahmenbedingungen und an der Besoldung ihrer Tätigkeit nichts ändert. Daher sind sie nun auf die Straße gegangen.

Für mich, die ich auch dabei war, war es sehr interessant zu sehen, dass nicht nur PädagogInnen dabei waren, sondern dass auch BAKIP- und KollegschülerInnen dabei waren, die gesagt haben, dass sie natürlich daran teilnehmen, weil es um ihre Zukunft und ihren Beruf geht. Es waren aber auch Eltern, Kinder, Tanten, Onkel, Omas, Opas und andere Menschen mit dabei, die sich mit dieser Berufsgruppe solidarisieren, weil sie erwarten, dass im Kindergarten etwas geschieht und sich das Ganze nicht darin erschöpfen kann, dass er – für fast alle – gratis ist.

Die Forderungen sind eigentlich ganz klar und liegen seit Jahren auf dem Tisch. Sie sind seit Jahren Gegenstand von Diskussionen, für die wir zuständig sind und zu denen wir auch regelmäßig gehen. Wir diskutieren seit Jahren dasselbe: Die Gruppengröße ist unter den gegenwärtigen Voraussetzungen nicht mehr zu akzeptieren. In Gruppen von 25 Kindern können sämtliche Anforderungen nicht erfüllt werden. Es gibt keine Zeit mehr, um sich wirklich mit jedem einzelnen Kind auseinanderzusetzen und darauf zu achten, was jedes Kind braucht. Die Eltern erwarten sich das aber, und auch wir von Seiten der Politik erwarten uns das. 

Ich kann auf Grund meiner Mutterschaft auch selbst bestätigen, dass ich mir, wenn ich mein Kind in den Kindergarten gebe, erwarte, dass die Pädagogin sich mit meinem Kind beschäftigt, mich frühzeitig auf Defizite oder Bedürfnisse des Kindes aufmerksam macht, damit ich dementsprechend reagieren kann. Ich kann mir das jedoch nicht erwarten, wenn die Pädagogin keine Zeit hat, sich mit meinem Kind so zu beschäftigen, damit sie das auch vermitteln kann. Und sie hat nicht einmal mehr die Zeit, mit den Eltern zu reden. Elterngespräche finden zwischen Tür und Angel statt, geschwind beim Abholen, beim Anziehen oder beim Umziehen. Man bekommt irgendwelche Kurzinformationen. Man kann zum Beispiel nicht einmal vermitteln, dass das Kind sich in einer Krise befindet oder dass es vielleicht im Familienumfeld eine Krise gibt. Man kann das niemandem erzählen, und die Pädagogin kann nicht darauf reagieren, denn sie hat keinerlei Zeit, sich mit jedem einzelnen Kind zu beschäftigen.

Die Forderung ist also klar: Die Relation zwischen der Anzahl von Erwachsenen und Kindern muss sich rasch senken. Und wir brauchen – wie auch hier schon öfters diskutiert – ein Bundesrahmengesetz. Darüber sind wir uns eigentlich alle einig. Seit Jahren wird darüber diskutiert, dass vielleicht eines kommen wird, vielleicht aber auch nicht. Ich glaube, dass es notwendig ist, noch einmal wirklich mit allem Nachdruck auf die Bundesregierung hinzuwirken, dass es ein entsprechendes Bundesrahmengesetz gibt.

Ferner ist – und auch darüber sind wir uns eigentlich alle einig – eine gemeinsame Basisausbildung aller PädagogInnen vonnöten, um die beschriebene Perspektivenlosigkeit hintanzustellen und entsprechende Perspektiven aufzeigen zu können, dass man sich zum Beispiel, wenn man einige Jahre im Kindergarten gearbeitet hat, sich unter Umständen auch in eine andere pädagogische Einrichtung begeben kann. Auch darüber sind wir uns einig, da gibt es keine Diskussion.

Offensichtlich nicht einig sind wir uns hingegen über die Bezahlung. Wir wissen – das gebe ich gerne zu –, dass Wien nicht die schlechtesten Einstiegsgehälter hat. Das ist Tatsache. Aber die Besoldung der KindergartenpädagogInnen ist auch nicht berauschend. Es gibt seit Jahren den Vorschlag, diesbezüglich etwas zu ändern.

Schauen wir uns das an: Das Einstiegsgehalt von PädagogInnen ist, gelinde gesagt, in Anbetracht dessen, was sie an Verantwortung tragen und welche pädagogische Aufgabe sie erbringen, sehr gering! Sie bekommen im Schnitt 1 650 Eur brutto monatlich, und AssistentInnen bekommen 1 200 Eur brutto. Sie leisten dafür allerdings pädagogisch wertvolle und wichtige Arbeit. 

Wir glauben, es bedarf einer Änderung dieses Besoldungsschemas. Wir brauchen ein eigenes Schema, das wirklich dem entspricht, was an pädagogischer Arbeit geleistet wird. Mein Kollege Margulies wird dann noch einen Antrag mit einem Vorschlag einbringen, wie wir die Besoldungssituation im Moment – und ich sage bewusst, im Moment – ändern könnten. Es wird vorgeschlagen, eine Dienstzulage für KindergartenpädagogInnen einzuführen, ähnlich der Dienstzulage der SozialpädagogInnen, befristet auf drei Jahre, aber mit der Bedingung, dass in den nächsten drei Jahren wirklich ein eigenes Schema für KindergartenpädagogInnen, das adäquat an die derzeitigen Aufgaben angepasst ist, erarbeitet wird. Auch für die AssistentInnen soll es ein eigenes Schema mit der Möglichkeit geben, im Schema der KindergartenpädagogInnen berücksichtigt zu werden. – Ich glaube, wir sind wirklich aufgefordert, entsprechend zu handeln.

Es gibt ein überparteiliches Personenkomitee, das Unterschriften sammelt. Das wurde dem Herrn Stadtrat schon übergeben. Mittlerweile sind 3 300 Unterschriften nur von den Häusern der MA 10 zusammengekommen. Das heißt, die Hälfte der MitarbeiterInnen, die in dieser Stadt bei der MA 10 arbeiten, sind der Meinung, dass ihre Rahmenbedingungen und die Situation, die sie im Kindergarten vorfinden, veränderungsbedürftig ist, und zwar nicht in zehn Jahren, sondern jetzt sofort.

Wir erwarten uns, dass in dieser Diskussion wirklich etwas weitergeht, und ich glaube nicht, dass weder die Kinder noch die Pädagoginnen dieser Stadt es verdient haben, dass so mit ihnen umgegangen wird! Ich möchte an den Titel der heutigen Aktuellen Stunde erinnern: „Rücksichtnahme und Respekt“. Genau das sind wir den PädagogInnen und AssistentInnen schuldig! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Dass der Herr Bürgermeister mit mir übereinstimmt, entnehme ich einem Brief, den er an eine Gewerkschaftsvertreterin geschrieben hat. Ich möchte diesen zitieren, weil ich glaube, dass es genug der schönen Worte ist und dass die Pädagoginnen und Pädagogen und die AssistentInnen sich nicht nur schöne Worte, sondern auch Taten erwarten.

Ich schließe daher mit einem wörtlichen Zitat aus diesem Brief: „Die Leistungen der KindergartenpädagogInnen können gar nicht hoch genug geschätzt werden. Wie wichtig ihre Arbeit für den ersten Bildungsweg eines Menschen ist, wird zunehmend einer breiten Öffentlichkeit bewusst.“ – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zu Frage 1: Grundlage für die Gehälter von KindergartenpädagogInnen und AssistentInnen bilden die Gehaltsansätze für KindergartenpädagogInnen und Wiener Gemeindebedienstete in handwerklicher Verwendung. Basis für diese Gehaltsansätze ist die Ausbildung, die bei den PädagogInnen mit einer Matura abgeschlossen wird.

Angemerkt wird, dass das Einstiegsgehalt der KindergartenpädagogInnen in Wien im Bundesländervergleich im Mittelfeld zu finden ist, während die Gehälter am Ende der Berufslaufbahn österreichweit im Spitzenfeld liegen.

Zu Frage 2: Es ist dies quasi eine Fortsetzung der Beantwortung der Frage 1. Die Stadt Wien führt derzeit Gespräche mit der Gewerkschaft zu diesem Thema. Festzuhalten ist, dass die derzeitige und künftige Ausbildung und Entlohnung sowie die Relation zu anderen Berufsgruppen mit einer ähnlichen Ausbildung im Einklang bleiben müssen. Ich gehe davon aus, dass die Verhandlungspartner für eine allfällige besoldungsrechtliche Änderung sämtliche Rahmenbedingungen berücksichtigen und mit entsprechendem Augenmaß vorgehen.

Um es vereinfacht in meiner Sprache zu sagen: Selbstverständlich sind diese Verhandlungen eine Aufgabe der Arbeitgebervertreter und der Arbeitnehmervertreter. So wurde für die verschiedensten anderen Berufsbereiche der Stadt Wien selbstverständlich auch bisher vorgegangen. Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass hier Verhandlungen in die Richtung zu gehen haben, dass die Einstiegsgehälter entsprechend angehoben werden und so zu einem entsprechenden Kippen des Lebensverdienstes führen. Das ist eine Aufgabe der Sozialpartner, in diesem Zusammenhang – um es so auszudrücken – der innerstädtischen Sozialpartner, und ich bin überzeugt davon, dass dies auch zu einem vernünftigen Ergebnis führen wird wie auch bei nahezu allen anderen Berufsgruppen der Stadt. Ich bin sehr zuversichtlich, dass man betreffend diese Frage in absehbarer Zeit zu einem vernünftigen Ergebnis kommen wird.

Zur Frage 3: Da die Ausbildung zur Pädagogin beziehungsweise zum Pädagogen mit Matura abschließt, ergreifen junge AbsolventInnen auch die Möglichkeit einer tertiären Ausbildung. Dies ist auch in anderen Berufssparten so. Die Ausbildung zur ElementarpädagogIn beginnt mit 14 Jahren, in einem Alter, in dem sich der Berufswunsch von jungen Erwachsenen noch oft ändert. Dies ist auch ein Grund, weshalb die Struktur der Ausbildung verändert werden soll, damit die Spezialisierung zur ElementarpädagogIn erst zu einem wesentlich späteren Zeitpunkt erfolgt.

Die Rahmenbedingungen spielen zweifelsohne eine maßgebliche Rolle. Trotzdem gibt es eine große Anzahl von Interessentinnen und Interessenten für unsere Ausbildungslehrgänge. BewerberInnen kommen aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen. So gibt es bereits ausgebildete JuristInnen und AHS-LehrerInnen, die sich im Rahmen unserer Ausbildungsoffensive für den Beruf als KindergartenpädagogIn bewusst entschieden haben. – Das sollte uns im Übrigen auch zu denken geben! Die Entscheidung für die Ausbildung beziehungsweise die Rückkehr in den Beruf wird in Kenntnis der aktuellen Rahmenbedingungen getroffen.

Zu Frage 4: Grundsätzlich befürworte ich ein Bundesrahmengesetz für eine österreichweit einheitliche Regelung der Kinderbetreuung. Wien ist hier seit Langem gesprächsbereit und auch initiativ, denn es ist für alle Beteiligten zu Recht unverständlich, dass es beispielsweise in Vorarlberg keine Kinderkrippenplätze für Null‑ bis Dreijährige gibt oder Niederösterreich bei den Null‑ bis Dreijährigen eine höhere Kinderanzahl in den Gruppen zulässt als Wien. Aber auch die Öffnungszeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen in den Bundesländern sind derzeit außerordentlich unterschiedlich geregelt. Im Bundesländervergleich nimmt Wien gerade bei den Öffnungszeiten eine Vorreiterrolle ein, und auch bei den Ausbildungsangeboten im Kinderbetreuungsbereich hat Wien seine beziehungsweise ihre Hausaufgaben längst erledigt. 

Wien hat bereits im Jahre 2008 mit einer Ausbildungsoffensive begonnen, um die personellen Ressourcen sicherzustellen. Selbstverständlich werde ich mich im Interesse aller Kinder und Eltern auch weiterhin für eine Vereinheitlichung der Rahmenbedingungen einsetzen. Die Stadt Wien hat das Budget vom Jahr 2007 bis 2009 für die Kinderbetreuung um zirka 18 Prozent beziehungsweise um 60 Millionen Eur erhöht. Ich denke, das spricht eine deutliche Sprache, wie wichtig die Kinderbetreuung für mich, aber auch für die gesamte Stadtregierung ist.

Eine Ausweitung der bestehenden Ausbildungsoffensive der Stadt Wien auf die privaten Träger ist derzeit in Vorbereitung. Für die Zeit ab Februar 2010 sind in der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik im 7. Bezirk und im 19. Bezirk jeweils ein weiterer Lehrgang sowie weitere in den Bildungsanstalten in Planung.

Zu Frage 5: Per 15.10.2009 gibt es in den städtischen Wiener Kindergärten 3 227 PädagogInnen und 2 562 AssistentInnen. Die Anzahl an pädagogischem Personal für die Sprachförderung 1 plus 1 umfasst 90 Personen, und 71 Personen des Ausbildungslehrgangs „Change“ sind als pädagogische AssistentInnen im Einsatz.

Zu Frage 6: Es ist dies eine bemerkenswerte Frage! Sie haben mich zuerst gefragt, ob ich der Meinung bin, dass die KindergärtnerInnen zuwenig verdienen. (Zwischenruf von GRin Claudia Smolik.) Das ist wirklich eine wunderbare Frage! Glauben Sie, dass es irgendeine Berufsgruppe auf dieser Welt gibt, von welcher der Bürgermeister sagt, dass sie weniger verdient? – Das ist wirklich eine rhetorische Frage! Jetzt, mit Frage 6, fragen Sie mich aber, wie denn das Gehaltsschema überhaupt ausschaut! (GR Heinz Hufnagl: Das ist eine legasthenische Reihenfolge!)

Man kann anscheinend eh alles machen! Zuerst fragen Sie mich, ob ich der Meinung bin, dass sie zu wenig verdienen, und mit Frage 6 fragen Sie mich, wie denn eigentlich das Gehaltsschema ausschaut! (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Alle Menschen auf der Welt verdienen zu wenig! Alle! Du nicht, aber sonst verdienen alle zu wenig auf dieser Welt, gar keine Frage! Alle verdienen zu wenig, nur du nicht, du verdienst mehr als genug, mein Freund! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Um jetzt die Frage 6 zu beantworten: KindergartenpädagogInnen werden nach dem Gehaltsschema II L/IV L‑LK entlohnt. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Zu Frage 7: Die Verwendungsgruppe LK wurde durch die 32. Novelle zur Besoldungsordnung 1967, Landesgesetzblatt für Wien Nr 41/1990, in das Gehaltsschema II L und durch die 16. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1979, Landesgesetzblatt für Wien Nr 39/1990, in das Gehaltsschema IV L – jeweils mit Wirksamkeit 1.7.1990 – eingefügt.

Durch diese besoldungsrechtliche Maßnahme, die eine Besserstellung gegenüber der bisherigen Einreihung der Verwendungsgruppe L3 darstellt, sollte der qualifizierten Ausbildung der Kindergärtnerinnen und Kindergärtner – Klammer: nunmehr Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen – mit Ablauf des Schuljahres 1989/1990 standen erstmals Kindergärtnerinnen und Kindergärtner mit fünfjähriger Ausbildung mit Reifeprüfung an einer Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik zur Verfügung – Rechnung getragen werden. Die Kindergärtnerinnen und Kindergärtner mit bisheriger Ausbildung wurden in Anbetracht des gleichen Tätigkeitsbereichs und der gestiegenen Anforderungen an diese Berufsgruppe ebenfalls in die neue, verbessert entlohnte Verwendungsgruppe übergeleitet. 

Zu Frage 8: Im Zeitraum ab 1.9.2008 beendeten bis dato insgesamt 539 PädagogInnen ihren aktiven Dienst in der MA 10. Trotzdem konnte der Personalstand von 3 208 Pädagoginnen im Jahr 2008 auf 3 227 im Jahr 2009 erhöht werden. Die Austrittsgründe sind unter anderem – in erster Linie – Pensionierungen, persönliche Gründe wie etwa Übersiedlungen sowie Kündigungen. Welchen beruflichen Weg die ausgeschiedenen MitarbeiterInnen eingeschlagen haben, kann die MA 10 klarerweise nicht beantworten.

Zu Frage 9: Derzeit sind, wie ich berichtet habe, von den 3 227 PädagogInnen, 110 in Karenz und 266 in Elternkarenz.

Zu Frage 10: Im Vorjahr wurden keine Anträge bezüglich Karenzierung ohne Angabe von Gründen gestellt. Den MitarbeiterInnen ist bekannt, dass aus betrieblichen Gründen – wie etwa auf Grund einer zugegebenermaßen beengten Personalsituation – Karenzierungen ohne Angabe von Gründen nur in Notfällen gewährt werden können.

Zu Frage 11: Die Krankenstände der MA 10 sind generell etwas geringer als der Magistratsdurchschnitt. Im Jahre 2009 waren es 75 von 3 227 PädagogInnen, die länger als 19 Tage krank waren beziehungsweise noch sind. Das sind 2,32 Prozent aller bei der MA 10 beschäftigten PädagogInnen.

Zu Frage 12: Insgesamt gibt es 129 LeiterInnen ohne Kinderdienststunden. Pädagogische RegionalleiterInnen haben keinen Kinderdienst.

Zu Frage 13: Derzeit sind es 12 PädagogInnen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr einsetzbar sind. Diese Anzahl ist sinkend. 

Zu Frage 14: Derzeit sind 305 SonderpädagogInnen im Personalstand.

Zu Frage 15: Diese Information ist schlichtweg falsch, da alle SonderkinderpädagogInnen mit positiv abgeschlossener Ausbildung – unabhängig von ihrem Ausbildungsabschlusserfolg – die Zulage erhalten, sofern sie im sonderpädagogischen Bereich tätig sind. Falls Ihnen hier ein Fall bekannt sein sollte, bitte ich Sie, diesen umgehend der Personalstelle der MA 10 bekannt zu machen beziehungsweise, sollte das nicht funktionieren, im Büro des Herrn Stadtrates entsprechend zu ermitteln. 

Zu Frage 16: Insgesamt sind 50 PädagogInnen mit Sondervertrag für die Sprachförderung 1 plus 1 im Dienstpostenplan enthalten. 

Zu Frage 17: Im Arbeitsjahr 2008/2009 wurden insgesamt etwa 430 Kurse mit einer Gesamtdauer von 1 268 Stunden angeboten, deren Kurskosten von der MA 10 übernommen wurden. Dieses Angebot wurde von 1 877 Pädagogen und Pädagoginnen angenommen. Teilweise werden die Fortbildungsveranstaltungen auch in der Vorbereitungszeit absolviert.

Zu Frage 18: Es gibt keine verpflichtende Fortbildung, die in der Freizeit absolviert werden muss.

Zu Frage 19: Es wurde in enger Zusammenarbeit mit der Personalvertretung eine neue Dienstanweisung erarbeitet, die den Ansprüchen zeitgemäßer Pädagogik gerecht wird und der Regel der üblichen Aufteilung von pädagogischen Hilfeleistungen und hauswirtschaftlichen Tätigkeiten entspricht. Die Arbeitsplatzbeschreibung für KindergartenassistentInnen wurde nicht geändert. 

Zu Frage 20: Grundsätzlich ist anzumerken, dass in den vergangenen Jahren Gehaltserhöhungen überwiegend über der Inflationsrate lagen. Beispielsweise betrug die Gehaltserhöhung 2009 3,55 Prozent, die realistische Hochrechnung für die Inflation für das heurige Jahr, also für 2009, liegt bei etwa 1 Prozent. 

Zu Frage 21: AssistentInnen werden derzeit nach Schema I/III beziehungsweise Verwendungsgruppe 4, 3 und 3P entlohnt. Betreffend allfällige Änderungen für Assistentinnen werden, wie bereits erwähnt, Gespräche mit der Gewerkschaft geführt. 

Zu Frage 22: Ein Wechsel von Verwendungsgruppe 4 in die Verwendungsgruppe 3 ist frühestens nach sechs Jahren möglich, ein Aufstieg in die Verwendungsgruppe 3P nach weiteren fünf Jahren. Die Verwendungsgruppe 3A kommt für KindergartenassistentInnen der Stadt Wien nicht zur Anwendung.

Zu Frage 23: Insgesamt sind 53 AssistentInnen in Karenz beziehungsweise 86 AssistentInnen in Elternkarenz.

Zu Frage 24: In den Wiener Kindergärten werden ausschließlich AssistentInnen mit pädagogischen Aufgaben betraut, die entsprechende Erfahrung mit den Kindern in den Kindergärten der Stadt Wien erworben haben. 

Zu Frage 25: Damit AssistentInnen im pädagogischen Bereich ihrer besonderen Aufgabe möglichst in Begleitung nachkommen können, werden sie hauptsächlich in Kleinkinderkrippen und in Integrationsgruppen eingesetzt, wo eine diplomierte Pädagogin gruppenleitend ist. Direkt im Integrationsbereich sind vorübergehend neun AssistentInnen im pädagogischen Einsatz. Diese sind den Kindern vertraut und haben entsprechende Erfahrungen. Gerade auch seitens vieler Eltern wird eine solche Maßnahme ausdrücklich begrüßt, wenn nicht eine den Kindern fremde PädagogIn eingesetzt wird, sondern eine bereits lange Zeit vertraute beziehungsweise bekannte Person.

Zu Frage 26: Von den rund 50 AssistentInnen im pädagogischen Einsatz arbeiten 20 Vollzeit, die übrigen werden in Teilzeit eingesetzt.

Zu Frage 27: Krankenstände sind selbstverständlich keine Grundlage für die Herabsetzung einer Dienstbeurteilung mit einhergehendem Verlust der Leistungszulage. Im Jahre 2008 bezogen zirka 2 000 AssistentInnen die Leistungszulage.

Zu Frage 28: Im Jahre 2008 wurden 20 AssistentInnen aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig in den Ruhestand versetzt. 

Zu Frage 29: Im Jahre 2008 wurden Fortbildungen im Gesamtausmaß von 682 Stunden angeboten, welche von 230 AssistentInnen in Anspruch genommen wurden. 

Zu Frage 30: Derzeit sind vier PädagogInnen und keine AssistentInnen im Freijahr.

Zu Frage 31: Im Vergleich September 2008 zu September 2009 gab es 9 Prozent mehr ganztägig betreute Kinder. Die Anzahl der teilzeitbetreuten Kinder ist um 4,7 Prozent, die der halbtagsbetreuten um 4,3 Prozent gesunken. 

Zu Frage 32: Es ist erklärtes Ziel der Stadt Wien, Kindern Bewegung in allen Formen zu ermöglichen. Das Umwandeln von multifunktionalen Räumen in Gruppenräume kann in Ausnahmefällen – großer Bedarf für berufstätige Eltern, der nicht kurzfristig durch Neubauten befriedigt werden kann – nötig sein.

Im Jahre 2009 wurden an insgesamt 361 Standorten nur 7 Bewegungsräume in Gruppenräume umgewandelt, wobei bei jedem einzelnen Standort mindestens noch ein Bewegungsraum zur Verfügung steht. 

Zu Frage 33: In den Kindergärten der Stadt Wien gibt es insgesamt 250 Integrationsgruppen – Klammer: 136 Integrationsgruppen für Kindergartenkinder und 124 für Hortkinder. Zusätzlich werden 29 heilpädagogische Gruppen betrieben. 

Zu Frage 34: Niederschriften bezüglich Krankenstände werden ausnahmslos nur nach Vorgabe beziehungsweise auf Verlangen der Magistratsabteilung 2 durchgeführt. Angaben über eine genaue Anzahl liegen nicht vor. Es werden keine Aufzeichnungen über Niederschriften EDV-mäßig gespeichert. 

Ich hoffe, Sie haben diese Zahlen tatsächlich so zur Kenntnis genommen, wie ich sie Ihnen gebracht habe, und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung.

Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der gesamten Diskussion maximal 180 Minuten betragen darf. Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Frau GRin Mag Vassilakou gemeldet. 20 Minuten. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Verehrte Damen und Herren!

Schade eigentlich, schade, dass Sie Ihre Ausführungen damit beendet haben, dass Sie hoffen, dass wir Ihre Antworten und die Zahlen, die Sie genannt haben, zur Kenntnis genommen haben, denn die meisten Fragen, allen voran die wichtigsten, haben Sie unbeantwortet gelassen. Und mit Verlaub, Herr Bürgermeister, angesichts von Menschen, wie wir es sind und mit dem, was wir hier alle verdienen, so wie wir hier sitzen, finde ich es schon etwas vermessen, die Frage danach, ob Sie der Ansicht sind, dass Kindergärtnerinnen, Kindergartenpädagoginnen ausreichend verdienen oder nicht, einfach damit zu beantworten, dass Sie niemanden wüssten, der einverstanden und zufrieden ist, mit dem, was er verdient. (Bgm Dr Michael Häupl: Das habe ich nicht gesagt! Ich habe schon auf die Frage geantwortet!) Nein, so ist es bei uns angekommen. Ich glaube, da bin ich nicht allein damit, und ich finde das – noch einmal – eine vermessene Antwort. 

Denn wir reden nicht darüber, ob es Menschen gibt auf dieser Welt, wie es so schön heißt, die zufrieden sind mit dem, was sie verdienen oder nicht, sondern wir reden darüber, was junge Frauen in Wien verdienen, wenn sie sich für den sehr wichtigen Beruf der Kleinkindpädagogin entschieden haben, wir reden darüber, ob sie ausreichend und angemessen entlohnt sind, und wir reden darüber, was wir tun können, um diese Situation besser zu machen für diese jungen Frauen, denn es handelt sich vorwiegend um junge Frauen.

Und ich muss auch einmal mehr feststellen: Wir haben von Ihnen diesbezüglich leider keine Antwort erhalten. Wir haben nicht erfahren können, ob Sie die Bezahlung von Kleinkindpädagoginnen für angemessen finden, wir haben nicht erfahren können, ob Sie sich dafür einsetzen werden, dass sie auch angemessener und im Übrigen auch zeitgemäßer entlohnt werden. Keinerlei Bekenntnis Ihrerseits, wie gesagt, ob diese Situation, so wie sie hier vorliegt, wünschenswert ist, und keinerlei konkrete Aussicht für jene paar tausend Menschen, die vor wenigen Tagen demonstrierten, ob sich auch tatsächlich etwas ändern wird. (Bgm Dr Michael Häupl: Aber geh, das ist doch ein Schmus! Und 100 000 Menschen stehen heute in einem anderen Beruf!) 
Und jetzt machen Sie Zwischenrufe. (Bgm Dr Michael Häupl: Nein, ich mach eh keine mehr!) Aber einmal mehr, ich halte fest, Sie haben nur darauf verwiesen, dass es Gespräche gibt. Sie wissen und wir wissen, dass es diese Gespräche schon seit Längerem gibt. Sie wissen und wir wissen, dass hier die Geduld der Betroffenen so ziemlich am Ende ist, weil sie tagtäglich mit Situationen konfrontiert sind, die für sie nicht angenehm sind, und ich glaube auch nicht, dass irgendjemand von uns, so wie wir hier sitzen, Lust hätte, in überfüllten Kindergärten zu arbeiten unter den Bedingungen, wie sie derzeit vorherrschen. Ich glaube daher sehr wohl, dass hier dringender Handlungsbedarf besteht.

Und vielleicht ein Letztes noch so gleich zu Beginn: Ich halte es für einen Fehler, sich, wann immer es eng wird, wann immer der Schuh drückt, hinter der Sozialpartnerschaft zu verstecken (GR Karlheinz Hora: Wo denn?) und darauf zu verweisen, dass es Gespräche gibt und dass diese Gespräche irgendwann einmal Früchte tragen werden. (GR Karlheinz Hora: Wenn es nach Ihnen ginge, wäre die Sozialpartnerschaft längst abgeschafft! – GR Franz Ekkamp: Vorschläge! Haben Sie einen Vorschlag?)
Ja, ich habe einen Gegenvorschlag, lieber Kollege. Ich habe einen Gegenvorschlag, und dieser mein Gegenvorschlag wird in Form eines Antrages heute eingebracht durch den Herrn GR Martin Margulies, und der wird ganz klar vorschlagen, wie das Problem zu lösen ist, wenn man es denn tatsächlich lösen möchte. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Denn ich sehe nichts und keinen Grund, der uns daran hindert, hier – noch einmal – einen Schritt zu setzen und angemessener zu entlohnen in diesem Bereich (GR Karlheinz Hora: Sagen Sie genau, wo!), weil wir wissen, dass die Art und Weise, wie hier gearbeitet wird, Kollege Hora, und auch die Art und Weise, wie wenig hier bezahlt wird, bedeutet, dass immer weniger junge Frauen sich für diesen Beruf entscheiden können (Bgm Dr Michael Häupl: Was einfach nicht wahr ist! – GR Karlheinz Hora: Das stimmt aber nicht!) beziehungsweise eine Ausbildung abschließen, aber dann diesen Beruf nicht auch tatsächlich ausüben. (GR Karlheinz Hora: Der Abschluss mit Matura hat die Möglichkeit geschaffen, dass auch andere Bildungswege beschritten werden!) 

Sie wissen und wir wissen, dass wir derzeit auch damit ein Problem haben, dass wir nicht ausreichend junge Frauen bekommen. Ich spreche hier bewusst von Frauen, denn es handelt sich hauptsächlich um Frauen, die schlussendlich diesen Beruf erlernen, wie gesagt, was mich ja auch nicht wundert, denn angesichts der Rahmenbedingungen, der konkreten Arbeitsbedingungen und auch der Entlohnung, die darauf wartet, ist es, wie gesagt, eher wenig verwunderlich, dass sich nach wie vor wenige junge Männer für diesen Beruf entscheiden.

Nichtsdestotrotz lassen Sie mich mit ein paar konkreten Zahlen kommen. Wir haben deshalb nach dem Schema gefragt, weil wir sicher sein wollten, dass die Zahlen, die uns zur Verfügung stehen, auch tatsächlich die richtigen sind. Also im ersten Jahr verdienen Kindergartenpädagoginnen 1 655 EUR brutto. Lassen Sie sich das einmal auf der Zunge zergehen! Brutto! Es handelt sich um Bruttobeträge. Und nein, dieser Betrag ist nicht ausreichend. Er ist nicht ausreichend, wenn man eine derart wichtige Aufgabe für die Stadt zu vollbringen hat. Man hat kleinen Wienerinnen und Wienern sehr, sehr wichtige Dinge beizubringen in ihren ersten Schritten.

Eigentlich stelle ich jetzt mit einer gewissen Verwunderung fest, dass offensichtlich das Thema, ich weiß nicht, zur Hyperventilation führt hier vorne (In Richtung VBgm Dr Michael Ludwig und GR Ernst Woller, die angeregt miteinander reden.) bei den Herren. Haben Sie ein Problem? Was genau ist Ihr Problem? (GR Karlheinz Hora: Dass Sie vieles nicht verstehen wollen!) Warum können Sie nicht ganz einfach fünf Minuten, zehn Minuten stillsitzen und einfach nur zuhören. Zuhören! (Neuerlicher Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) 

Wenn Sie nicht der Meinung sind, können Sie jederzeit das Wort ergreifen und können dann von hier aus sagen, was wir alles falsch sagen, was wir im Übrigen alles angeblich erfunden haben, von dem Sie aber genauso wissen, dass es so stimmt, weil Sie ja genauso Kontakt haben zu den Berufsvertreterinnen und -vertretern, weil ich ja davon ausgehe, dass wahrscheinlich auch der eine oder andere von Ihnen bei der Demo gewesen sein wird vor wenigen Tagen, und weil ich nichtsdestotrotz davon ausgehe, dass dieses Thema ein Thema ist, meine Damen und Herren, das uns allen sehr, sehr wichtig ist. 

Jetzt lassen Sie mich Ihnen ganz einfach ein paar Punkte aufzählen, was wir uns in dieser Stadt vorgenommen haben. Zumindest in diesem Bereich werden Sie mir sicher nicht widersprechen.

Die Stadt hat sich ja doch dem Ziel verschrieben, möglichst einen nahezu hundertprozentigen – sozusagen jetzt als Vision – Deckungsgrad zu erreichen bei der Kinderbetreuung. Stimmt das oder stimmt das nicht? Wir wollen doch erreichen, dass in Wien jedes Kind nach Möglichkeit den Kindergarten besucht und nach Möglichkeit nicht nur im letzten Jahr, sondern vielleicht zwei Jahre lang, drei Jahre lang. Stimmt das oder stimmt das nicht? Das ist so. Gut.

Wir wissen doch auch, dass Sie, um dieses Ziel zu erreichen, einiges investieren müssen an Ausbautätigkeit, die ja zum Teil bereits erfolgt. Wir wissen aber auch, dass es zum einen an Hand dieser Pläne, die man sich gegeben hat, und darüber hinaus auch wegen des kostenlosen und verpflichtenden Kindergartens so ist, dass wir derzeit mit einem Ansturm auf die Kindergärten konfrontiert sind, der ja auch bedeutet, dass hier und dort die Gruppengröße von 25 Kindern nicht eingehalten werden kann und dass teilweise die Gruppen bis zu 28 Kindern wachsen. Es ist so, es ist punktuell und immer wieder so. 

Wir wissen auch, dass wir bereits im vergangenen Jahr und im vorvergangenen Jahr Engpässe bei den Kindergartenpädagoginnen hatten, die ja dazu geführt haben – der Herr Bürgermeister hat sich fürchterlich aufregen müssen und hat den Raum verlassen, aber es stimmt nicht, was er gesagt hat, uns liegen ganz konkrete Informationen vor –, dass Assistentinnen in diesem Fall immer wieder tatsächlich einspringen und einspringen müssen, weil es ganz einfach zu Engpässen kommt, weil nicht ausreichend Personal vorhanden ist. 

Und ausreichend Personal ist eben deshalb nicht vorhanden, weil man es in den letzten Jahren verabsäumt hat, rechtzeitig Vorsorge dafür zu tragen, dass ausreichend – noch einmal – junge Frauen und womöglich auch immer mehr junge Männer, die diesen Beruf erlernen, auch tatsächlich rechtzeitig angesprochen werden und überzeugt werden davon, dass es Sinn macht, diesen Beruf zu ergreifen. Daher werden wir nach unseren Informationen auch heuer und aktuell wieder mit Engpässen rechnen müssen. Nach den Zahlen, die uns vorliegen, kommen auf 275 freie Stellen aktuell 167 Absolventinnen. Das heißt, es gibt immer noch eine Differenz von zirka 150 Stellen, von denen wir nicht wissen, wie wir sie besetzen werden in diesem Jahr. Und wenn die Ausbaupläne so weitergehen, werden wir noch mehr Probleme bekommen, weil einfach nicht ausreichend Menschen da sind, die – noch einmal – diesen Beruf beherrschen und die auch Willens sind, unter diesen Rahmenbedingungen und bei dieser Besoldung auch tatsächlich zu arbeiten. 

Ich versuche Ihnen zu sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir hier mit einem Problem konfrontiert sind, und dieses Problem nennt sich ganz einfach: Hier beisst sich die Katze leider in den Schwanz. Das, was wir uns vorgenommen haben, ist etwas sehr Wichtiges, weil wir nämlich nicht zuletzt auch sagen, dass wir im Kindergarten in Wien erreichen möchten, dass alle Wiener Kinder rechtzeitig so gut Deutsch lernen können und vielleicht auch noch die Alphabetisierung in der eigenen Muttersprache mitmachen können, dass wir sicher davon ausgehen können, dass sie in ihrer späteren schulischen Laufbahn nicht mit jenen Schwierigkeiten konfrontiert sein werden, wie wir sie leider, leider in vergangenen Jahren sehr oft erlebt haben und wie diese auch insgesamt die schulischen Leistungen dieser Kinder heruntergedrückt haben in vergangenen Jahren. 

Das heißt, es müsste uns ein Anliegen sein, offen über diese Probleme zu diskutieren und nicht mit irgendwelchen Hin- und Her-Zwischenrufen zu arbeiten, denn das Problem gibt es nun mal. Wir haben derzeit einen Mangel an Kleinkindpädagoginnen. Wir haben auf jeden Fall mindestens 150 offene Stellen. Wir haben großartige Ausbaupläne. Wir müssen daher rechtzeitig Vorsorge tragen, wie wir – noch einmal – viel mehr junge Menschen motivieren können, diesen Beruf zu erlernen, aber auch zu ergreifen. 

Der einzige Weg, der dorthin führt, dass wir diese jungen Menschen motivieren können für diesen Beruf, ist ganz klar: Erstens gute Rahmenbedingungen, mit denen sie in ihrem Alltag konfrontiert sein werden, zweitens Wertschätzung und drittens Wertschätzung in Form dessen, was am Ende des Monats im Geldbörsel übrigbleibt. Denn Wertschätzung so dahergesprochen, ist in Zeiten der Inflation und der Wirtschaftskrise wahnsinnig sympathisch, aber davon kann man sich leider, leider nichts kaufen. 

Über all das sprechen wir heute, und das ist unser Anliegen, das wir mit dieser Dringlichen verfolgen. Ich hätte gerne, dass man, wie gesagt, statt hier hyperzuventilieren, auf das eingeht und eine Antwort gibt. Wollen wir etwas tun für diese Gruppe oder wollen wir einfach weiterhin zuschauen, mehrere Monate lang? Irgendwann einmal wird es irgendwelche Gespräche geben, die zu einem Abschluss führen werden, aber bis dahin verlieren wir tagein, tagaus noch mehr und noch mehr Chancen.

Wir haben hier, wie gesagt, einen konkreten Vorschlag ausgearbeitet. Wir meinen, dass es tatsächlich ein neues Schema braucht für diese Berufsgruppe. Wir meinen auch, dass ein derartiges Schema tatsächlich nicht über Nacht entstehen kann, denn Schemaverhandlungen sind bekanntlich sehr wohl langwierig. Wir gehen davon aus, dass man sich auch tatsächlich den angemessenen Zeitraum nehmen muss, den es braucht, um ein neues Schema entstehen zu lassen, aber in der Zwischenzeit könnte man hier mit einer Dienstzulage arbeiten, so wie diese Sozialpädagoginnen zur Verfügung steht, was bedeuten würde, dass man zum Beispiel jetzt im ersten Jahr, also gleich zu Beginn, anstatt 1 655 EUR brutto zu erhalten, wie es jetzt der Fall ist, mit einer Zulage von 250 EUR aufgerundet auf 1 900 EUR Bruttogehalt käme. Das würde in dem Fall bedeuten, dass wir – noch einmal – zu einer wesentlichen Besserung der Einkommenssituation beitragen und dass wir den Beruf, für den wir alle ja so unendlich viel Wertschätzung hegen, auch tatsächlich attraktiver gestalten und diese Wertschätzung im monetären Maße, wie es so schön heißt, ganz tatkräftig und vollkommen klar für diese jungen Frauen zum Ausdruck bringen.

Lassen Sie mich Ihnen abschließend vielleicht noch etwas in Erinnerung rufen aus den letzten Tagen. Ich gehe davon aus, dass wir alle täglich Zeitung lesen, und vor wenigen Tagen wird Ihnen wieder einmal etwas aufgefallen sein, worauf wir jedes Jahr eigentlich so ein bisschen warten, und das ist der Global Gender Gap Report. Der kommt jedes Jahr. Und was ist das? Da werden Länder verglichen und da wird in diesen Ländern einfach genau geschaut, wie weit sozusagen die Gehälter der Geschlechter auseinanderklaffen. Und siehe da, heuer hat es Österreich geschafft, noch weiter abzurutschen, nämlich weltweit vom vormals 29. Platz, wenn ich es richtig in Erinnerung habe, auf den nunmehr 42. Und siehe da – ich meine, wir sind immerhin eines der reichsten Länder der Welt und eines der reichsten Länder der Union –, wir sind innerhalb der Länder der Europäischen Union auf sage und schreibe Platz 24 gelandet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schlimmer geht es innerhalb der Union wirklich wohl kaum mehr. Also es gibt nur noch ganz wenige Länder in der Union, die es schaffen, dass Frauen so viel weniger verdienen als Männer. Jetzt schüttelst du den Kopf, liebe Kollegin (In Richtung Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.), aber Tatsache ist, ein Grund, warum in Österreich die Gehälter so weit auseinanderklaffen, ist der, dass in vielen Bereichen, in denen vorwiegend Frauen beschäftigt sind, sehr, sehr, sehr schlechte Entlohnungsverhältnisse vorherrschen, auch für Ganztagsjobs, und einer davon ist nun mal die Kindergartenpädagogik. 

Es tut mir leid, es ist so! Hier sind zu 99 Prozent Frauen beschäftigt, und meiner Meinung nach sollten wir jedenfalls als Stadt Wien nicht dazu beitragen, dass diese beschämenden Verhältnisse weiterhin einfach so zur Kenntnis genommen werden. Ich würde mir von einer Stadt wie Wien, die so modern und so fortschrittlich ist, erwarten, dass wir unseren kleinen Beitrag leisten, damit der Global Gender Gap Report nächstes Jahr auf Grund des Beitrages Wiens etwas besser für Österreich ausfällt. 

Wir können das machen, und Sie können das auch machen, indem Sie unserem Antrag heute die Zustimmung geben. Davon hätten nämlich Kindergartenpädagoginnen etwas. Von schönen Worten haben sie leider nichts. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Gemeinderat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Uns liegt wieder eine Dringliche Anfrage zum Thema Kindergarten vor. Es ist ja nicht das erste Mal heuer, dass wir dieses Thema besprechen, im Gegenteil, es wurde heuer schon sehr oft besprochen, nur hat es wieder den Anschein, dass die Grünen erst dann draufkommen, sich auf dieses Thema draufzusetzen, nachdem mindestens 2 000 Leute auf der Straße gestanden sind. Vorher haben sie nicht sehr viel Liebe zu diesem Thema entdeckt.

Ich kann mich an die Dringliche Anfrage erinnern, die wir im September, also vor einem Monat, gestellt haben, wo wir hier gesessen und gestanden sind und der Herr Bgm Häupl auf viele Fragen, die wir hier als Freiheitliche Partei gestellt haben, gesagt hat, alles ist in Ordnung, und trotzdem gingen dann zwei Wochen später rund 2 000 Leute bei der Demonstration auf die Straße und demonstrierten für bessere Rahmenbedingungen. 

Man merkt also, es ist nicht so, wie der Herr Bgm Häupl gesagt hat, es ist eben nicht alles in Ordnung, und im Endeffekt erleben wir auch heute, wie schon so oft, die üblichen Schuldzuweisungen. Wir haben es ja heute beim Thema Sicherheitsbereich erlebt, wie die schwarz-blaue Bundesregierung schuld ist an allem, was heute passiert, dabei hatten wir seitdem jetzt schon den zweiten roten Bundeskanzler. Genauso verhält es sich ja auch im Themenbereich Kindergarten. Die schwarz-blaue Bundesregierung ist schuld, weil sie die Kindergartenmilliarde abgeschafft hätte. Also wenn Sie sich in den nächsten 50 Jahren immer noch auf die blau-schwarze Bundesregierung berufen, dann, glaube ich, wird es schön langsam langweilig. 

Tatsache ist, dass die Demonstranten vor zwei Wochen aufzeigen wollten, was ihnen wichtig ist und wie wichtig auch die Arbeit ist. Und zwar es geht hier um die Qualitätssicherung bei den Kindergärten, und hier können wir schon ganz, ganz eindeutig feststellen, dass diese Einführung des kostenlosen Kindergartens heuer viel zu hastig, viel zu überstürzt, viel zu sehr Hals über Kopf erfolgte und eben die Qualität darunter leidet. Die 2 000 Leute, die auf die Straße gegangen sind, haben auch eingemahnt, dass es nicht sein kann, dass Gruppen immer wieder größer werden anstatt kleiner zu werden, was eben Qualität sichern würde. Derzeit gibt es pro Gruppe 25 Kinder. Die Anzahl dürfte um 10 Prozent überschritten werden, was auf jeden Fall einen ganz, ganz großen Rückschritt bedeuten würde. 

Ideal laut uns Freiheitlichen wäre natürlich eine Gruppengröße von 15 Kindern, überhaupt keine Frage, doch davon sind wir weit entfernt, und in der Realität schaut es so aus, dass durch die Einführung des Gratiskindergartens der Personalmangel in den Kindergärten so groß ist, dass die Gruppen zusammengelegt werden müssen. Da ist dann eine Pädagogin für 50 Kinder verantwortlich, die Qualität leidet, die PädagogInnen bleiben auf der Strecke, sie sind überlastet und sie können im Endeffekt keine Bildungsarbeit mehr leisten für Kinder, sondern sie können nur noch hinter allen her sein, um das Ärgste zu verhindern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Thema Hilfskräfte. Wir haben vor einem Monat in der Dringlichen Anfrage das Thema Hilfskräfte angesprochen. Wir haben gefragt, ob es sein kann, dass vielleicht hier Leute im Schnellverfahren ausgebildet werden, um eben der Situation Herr zu werden. Der Herr Bürgermeister hat geantwortet, es gibt keine Crash-Kurse, es gibt keine Schnellverfahren, es gibt keine Schnellausbildungskurse, aber wir haben jetzt oftmals lesen oder auch hören können, dass eben, um neues Personal zu rekrutieren, auch Schnellsiederkurse angeboten werden, in denen Interessierte in kurzer Zeit, in einigen Wochen zum Kinderbetreuer geschult werden, und diese ganz minimal geschulten Personen arbeiten dann eben nicht nur als Hilfskräfte, sondern dürfen mit einer gewissen Kinderzahl auch alleine sein. Das wissen die Eltern oft nicht, und im Endeffekt mündet das dann auch darin, dass viele Kindergartenpädagoginnen durch die Überlastung mit den Nerven am Ende sind und auch von einem Burn-out-Syndrom betroffen sind. 

Der Herr Bürgermeister hat vor einem Monat gesagt, es gibt keine Schnellkurse, aber anscheinend gibt es diese doch. (GR Ing Christian Meidlinger: Nein, gibt es nicht! – Amtsf StR Christian Oxonitsch: Die gibt es nicht! Es gibt eine zweieinhalbjährige Ausbildung für KindergartenpädagogInnen!) Na ja, man hört das. Die einen sagen so, die anderen sagen so. Es gibt viele Pädagogen, die ja doch sagen, es gibt so etwas. Ich frage mich nur, erfinden die das? Erfinden die 2 000 Personen, die vor zwei Wochen demonstriert haben, ihre Probleme oder sind das einfach Schaumschläger? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich weiß es nicht, aber gut, das wird schwer aufzuklären sein. Es gibt Leute, die behaupten, dass hier im Schnellverfahren Leute ausgebildet werden, weil eben die Situation nicht machbar ist. 

Man sieht also, es gibt hier Tohuwabohu um den Gratiskindergarten. Frau Staatssekretärin Christine Marek hat auch zu Recht gemeint, dass die Belohnung in Wien viel zu weit unten angesetzt ist. (GR Godwin Schuster: Die Belohnung?) Die Entlohnung. Das liegt vor allem auch an der kurzen Zeit, in der der Gratiskindergarten eingeführt wurde. Diese kurze Zeit konnte nicht genutzt werden, um auch die Rahmenbedingungen zu schaffen, und deswegen standen die 2 000 Leute vor zwei Wochen zu Recht auf der Straße. Es war ein Hilferuf, ein ganz, ganz lauter Hilferuf einer Beschäftigungsgruppe, der berechtigt ist, weil diese Menschen unter den schwierigsten Arbeitsbedingungen einen anspruchsvollen Job leisten müssen. 

Ich bin da ganz d'accord mit der Frau Kollegin Riha, die hier einige Forderungen aufgestellt hat, etwa auch, dass ein Rechtsanspruch geschaffen werden soll. Wir haben vor zwei, drei Wochen eine sehr, sehr nette Ausschussreise nach Finnland, nach Helsinki unternehmen dürfen. Dort gibt es zum Beispiel einen Rechtsanspruch für Kindergartenplätze, dort bekommen alle Eltern, die für ihr Kind einen Kindergartenplatz wollen und fordern, auch einen solchen garantiert, und zwar auch im persönlichen Umfeld, im persönlichen Wohnbereich, im persönlichen Nahbereich. 

Wir fordern einen bedarfsgerechten Ausbau der Wiener Kindergartenplätze bis 2012, weil eben 10 000 Plätze fehlen, und auch eine Änderung der Gruppengröße –ich bin da voll d'accord, liebe Frau Kollegin – schrittweise herunter auf 20 bis zu 15 Kinder pro Gruppe. 

Die Frau VBgmin Brauner hat erst unlängst vor ein paar Tagen das Budget für 2010 präsentiert und verkündet, dass der Zukunftsschwerpunkt des Budgets für nächstes Jahr eindeutig im Bereich Bildung und Kinderbetreuung liegt. Das ist eine sehr gute Ankündigung, man hätte das vielleicht aber vor der Einführung des kostenlosen Kindergartens ändern können und nicht erst danach. Es sollen nach einem Ausgabenvolumen von über 1,4 Milliarden EUR im heurigen Jahr im Jahr 2010 1,6 Milliarden EUR investiert werden. Die Frau Vizebürgermeisterin hat gesagt, dass sich die Stadtregierung sehr bewusst heuer zur Einführung des Gratiskindergartens entschlossen hat, und meint, dass das aus wirtschaftspolitischer Sicht die größte Mittelstandsförderung in der Geschichte der Stadt ist. Ich kann mich noch an die Aussagen des Herrn Bürgermeister vor einigen Jahren erinnern, der unsere Forderung, unsere berechtigte Forderung nach dem Gratiskindergarten als Reichenförderung abgetan hat. Jetzt spricht die Frau Vizebürgermeisterin von der größten Mittelstandsförderung der Geschichte dieser Stadt. Das finde ich gut. Unsere Forderung wurde aufgegriffen, aber die Umsetzung ist mehr als mangelhaft.

Man sieht also: Ein Chaos bei der Einführung des Gratiskindergartens, was übrigens auch Niederösterreich kritisiert. Die Ausrede, dass Schwarz-Blau noch immer schuld ist an den Zuständen, lassen wir nicht gelten. Es ist bitte jetzt der zweite rote Bundeskanzler im Amt, und noch immer regiert in Wien ein roter Bürgermeister mit absoluter Mehrheit. 

Wir wollen eben den Stellenwert des Kindergartens als Bildungseinrichtung betont wissen, so wie es auch die Diakonie Österreich betont. Er soll nicht nur bloß ein Aufbewahrungsort sein, er soll eine Bildungseinrichtung sein, die individuell auf das einzelne Kind eingeht. Qualität soll geschaffen werden, dass die Kinder davon profitieren können. Soziale Kompetenz soll gefördert werden, eine sprachliche Förderung soll erfolgen und auch die Gestaltungskompetenz der Kinder entwickelt werden. Es soll eben Lust am Lernen entwickelt werden. Zur Zeit schaut es leider nicht so aus bei der Überlastung der Gruppen.

Liebe Kollegen von den Roten! Krempeln Sie bitte die Ärmel hoch! Die Wiener Wahl kommt bestimmt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Riha. Ich erteile es ihr.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Vielleicht hören Sie mich ja noch irgendwo. 

Ich möchte ein bisschen etwas richtigstellen. Wir reden heute den ganzen Tag über Besoldungsgruppen, über Fachgruppen, über die verschiedensten Ausdrücke. Dabei geht es immer nur um etwas weniger als die Hälfte jener Menschen, die im Kindergarten arbeiten, denn es geht nur um die städtischen Kindergärten, und es wird heute gar nicht darüber gesprochen, dass weitere 50 Prozent auch in anderen Kindergärten und in anderen Institutionen arbeiten, die genauso betroffen sind, wobei es auch da individuelle Unterschiede gibt, so oder so. 

Eines möchte ich schon festhalten: KindergartenpädagogInnen sind generell keine Menschen, die – sage ich jetzt einmal – wegen jeder Kleinigkeit auf die Straße gehen. Ich bin jetzt seit gut 20 Jahren selbst Mitglied der Berufsgruppe für Kindergarten- und HortpädagogInnen, und die Forderungen, denen jetzt auf der Straße Nachdruck verliehen wird, die gibt es seit 20 Jahren. Es ist also irgendwie nicht verwunderlich, wenn nach 20 Jahren auch den Kindergarten- und HortpädagogInnen irgendwann einmal die Geduld ausgeht und sie sagen, jetzt reicht es uns, und wir wollen uns jetzt einfach auch für unsere Forderungen einsetzen. 

Wenn von den städtischen Kindergärten die Hälfte des Personals unterschreibt, nämlich 3 300, dann muss der Leidensdruck wirklich groß sein, und dann brennt der Hut. Ich fände es daher auch wichtig, dass das Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, die ja die Arbeitgeber dieser Berufsgruppe sind, schon sehr wichtig ist, denn ich finde, einem Arbeitgeber müssen seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wichtig sein, denn sie sind sein bestes und größtes Potenzial. 

Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen sind jene Gruppen von Frauen und Männern, die in Wien in Kindergärten, Kinderkrippen und anderen vorschulischen Betreuungseinrichtungen verantwortungsvoll ihrer Arbeit nachgehen und dort eine wichtige Aufgabe haben, nämlich Kindern im Vorschulalter eine ganzheitliche Bildung angedeihen zu lassen. Doch die Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe findet unter immer schwierigeren Voraussetzungen statt. Es wurde schon angesprochen: zu wenige KindergartenpädagogInnen, zu große Gruppen, zu kleine Räume, der Druck, mehr Kinder aufzunehmen, als man eigentlich sollte, keine im Gesetz geregelten Vorbereitungszeiten – ich werde dann noch näher darauf eingehen –, keine adäquate Bezahlung. Die Liste ließe sich noch eine ganze Weile fortsetzen. Dazu gibt es auf der anderen Seite massiv gestiegene pädagogische Voraussetzungen und Ansprüche. 

Das sind einige der Gründe, die diese wichtige Personengruppe im wahrsten Sinne des Wortes auf die Barrikaden treiben, denn 20 Jahre fordern, geduldig und liebevoll, sind auch irgendwann genug.

Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen, aber auch KindergartenassistentInnen oder -betreuerInnen, oder wie immer wir sie nennen wollen, wollen als wichtige Berufsgruppe ernst genommen werden. Aber werden sie das von Ihnen als Stadtregierung? 

Die Rahmenbedingungen im Kindergarten haben sich verändert. Es gibt mehr Eltern, die nach der Karenz wieder ins Berufsleben einsteigen möchten. Es gibt gestiegene pädagogische und auch integrative Erwartungen und Notwendigkeiten. Und es gibt last but not least das verpflichtende Kindergartenjahr. Eigentlich alles nichts Schlechtes, lauter positive Entwicklungen für die Bildungseinrichtung Kindergarten, denn endlich wird die Wichtigkeit dieser Bildungsinstitution erkannt. 

Auch wenn jetzt die spätere Erkenntnis des Herrn Bgm Häupl kommt und auch wenn der Herr Kollege Gudenus immer wieder darauf hinweist und dankenswerterweise auch immer wieder ÖVP-Forderungen übernimmt, es war die ÖVP, die vor acht Jahren den gebührenreduzierten Kindergarten gefordert hat. Wir haben es hier schon einige Male diskutiert, und wir finden ja auch, dass das ein Schritt in die richtige Richtung ist, aber den Vorwurf, das Ganze überhastet angegangen zu haben, weder strategisch geplant zu haben noch vorher vorauszuschauen, wenn ich das einführe, was brauche ich denn überhaupt für Bedingungen dafür, wie kann ich die personellen Voraussetzungen schaffen, wie kann ich die räumlichen Voraussetzungen schaffen, diesen Vorwurf muss ich Ihnen wirklich erneut machen. Es ist einer der wichtigsten Grundsätze in der Planung, dass ich zuerst schaue, was brauche ich dafür, und dann sozusagen die Idee umsetze. Das Netz an Standorten ist nicht im selben Ausmaß gewachsen wie der Bedarf. Die Schere zwischen dem, was wir an Personal und Plätzen brauchen, und dem, was vorhanden ist, klafft immer weiter auseinander. Es gibt in den Kindergärten nach wie vor einen vorherrschenden Mangel an Plätzen, und es gibt nach wie vor einen Mangel an qualifiziertem Personal.

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrter Herr Stadtrat – auch wenn Sie da noch nicht dabei waren in den Anfängen –, das war abzusehen, und wir haben vor dieser Entwicklung, die wir jetzt haben, wirklich gewarnt. Ich kann mich erinnern, ich habe das erste Mal vor zwei Jahren davor gewarnt, wir haben viel zu wenige PädagogInnen – damals noch in einem Gespräch mit Ihrer Vorgängerin –, und x-Mal bin ich hier heraußen gestanden und habe Ihnen die Risken aufgezählt und den Bedarf, den es geben wird. Und immer wieder – und das war auch heute immer wieder ein Lieblingswort von Ihnen – haben Sie das als überzogene Panikmache – das Wort Panikmache ist auch heute einige Male vorgekommen – abgetan. Und leider muss ich sagen in diesem Fall ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist nicht einmal noch vorgekommen!) Heute ist es vorgekommen ein paar Mal. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wo?) Hier. Das kann man nachschauen. Nein, nicht bei uns, nicht in dieser Debatte (GR Ernst Woller: Bei den Vereinigten Bühnen Wien!), aber hier im Gemeinderat wurde es mehrere Male verwendet. 

Damals haben Sie mir auch gesagt, das ist Panikmache, jetzt haben wir aber den Salat. Wir haben zu wenig KindergartenpädagogInnen, und wir haben zu wenig Plätze. Also ich bin nicht der Meinung, dass wir da Panik gemacht haben, sondern wir haben vorausschauend erkannt, was es brauchen wird. Es gibt nämlich drei Gruppen von Leidtragenden: 

Erstens das Personal in den Kindergärten, das sich immer mehr zerreißen muss, um den Ansprüchen gerecht zu werden. Es geht um KindergartenpädagogInnen, die mit 25 Kindern oder auch darüber oftmals allein stehen und unter erschwerten Bedingungen gute Arbeit leisten müssen. Und ohne gute KindergartenpädagogInnen und ohne den Idealismus dieser Menschen, die trotz erschwerter Bedingungen jeden Tag ihre Arbeit bestmöglich machen, könnten Sie das System Kindergarten überhaupt nicht aufrechterhalten. 

Leidtragende sind aber auch die KindergartenassistentInnen, die immer wieder mal bereit sind, in Ermangelung von qualifiziertem Personal über weite Strecken die alleinige Verantwortung zu tragen. Im vorigen Jahr – und das werden Sie wissen – gab es zig – also wirklich zig, wir reden nicht von fünf oder zehn, wir reden von an die hundert und darüber – Ausnahmegenehmigungen, wo es erlaubt war, dass zwei KindergartenassistentInnen eine Gruppe führen, weil man ansonsten einfach die Gruppe hätte zusperren müssen. Im Jahr 2008/2009 war das. 

Zweitens: Die zweite Gruppe, die einfach zu den Leidtragenden zählt, das sind die Eltern, die sich Sorgen machen müssen – und es gibt genug, auch wenn Sie das nicht hören wollen –, dass es zu wenig Kindergartenplätze gibt. Und es gibt noch immer um tausende Kindergartenplätze zu wenig, vor allen Dingen für die Kinder unter drei Jahren. 

Und drittens sind die Leidtragenden die Kinder selbst, die Gefahr laufen, zu kurz zu kommen, denn bei 25 Kindern mit einer Fachkraft ist es für die Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen praktisch unmöglich, jedes Kind individuell zu fördern und jedem Kind gerecht zu werden. 

Und dabei gibt es dann jetzt noch last but not least einen vierten Leidtragenden, das ist die Qualität in der frühkindlichen Bildung und Betreuung. 

Daher fordert die ÖVP zum wiederholten Mal an dieser Stelle – aber ich meine, gut Ding braucht Weile, ich fordere es halt, denn der Kindergarten hat auch acht Jahre gedauert ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Überhaps haben Sie es gefordert!) Ich meine, acht Jahre haben wir es gefordert, und dann hat ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: War das überhaps oder nicht?) Also am 23. Februar haben Sie es hier noch abgelehnt, und am 27. haben Sie es eingeführt. Ist das überhaps? (Amtsf StR Christian Oxonitsch: So war es damals gefordert!) Also ich finde, vier Tage überlegen ist überhaps, aber bitte, wenn Sie das nicht überhaps finden. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Für Drei- bis Sechsjährige haben Sie das gefordert, und das haben wir abgelehnt!) Wir haben acht Jahre gefordert.

Jetzt fordere ich jedenfalls wieder. Ich fordere einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für alle Kinder von null bis sechs Jahren, weil es ziemlich sinnlos ist, wenn ich sage, es gibt für alle Kinder einen Platz, und dann habe ich kein Recht darauf. Und zwar im Umkreis von maximal einem Kilometer. 

Wir fordern den bedarfsgerechten Ausbau der Wiener Kindergärten bis 2012. Ich freue mich, dass sich die FPÖ dieser Forderung anschließt. 

Wir fordern die Erarbeitung eines Entwicklungsplans für das vorschulische Bildungs- und Betreuungswesen – weil es überhaupt keinen Sinn macht, wenn ich im 23. Bezirk Plätze habe, ich brauche sie aber im 21. –, damit wirklich gesichert ist, dass 2012/2013 für jedes Kind – da haben Sie ja zugestimmt, Herr Stadtrat, das ist ja ein gemeinsames Ziel –, das einen Platz möchte, auch einer zur Verfügung gestellt werden kann. 

Wir fordern die Etablierung eines inhaltlich-pädagogischen Qualitätsmanagements. Da komme ich jetzt auf den Punkt Bildungsplan, auch den habe ich ein paar Jahre hier gefordert, den gibt es jetzt, nur haben wir mittlerweile vier Bildungspläne. Wir haben einen Wiener Bildungsplan, wir haben einen österreichweiten Bildungsplan, wir haben einen Sprachbildungsplan, das muss man ja irgendwann einmal zusammenführen, sonst weiß ja kein Mensch mehr, wonach er irgendwie arbeiten soll. 

Wir fordern die Änderung der Gruppengröße schrittweise auf 20 Kinder pro Kindergartengruppe. 

Wir fordern die Änderung des Personalschlüssels auf zwei KindergartenpädagogInnen pro Kindergartengruppe. 

Wir fordern die Ausbildung der Elementarpädagogik auf der Pädagogischen Hochschule oder jedenfalls auf der tertiären Ebene. Da freut es mich, dass ich gehört habe, wenn ich es richtig verstanden habe, hat der Herr Bgm Häupl heute gesagt, er wird das unterstützen. Ich habe allerdings auch schon Ideen aus dem Unterrichtsministerium gehört, dass das möglicherweise so ist, dass man, wenn man Kindergartenpädagogin wird, nur die fünfjährige Ausbildung zu machen braucht, will man es aber dann bleiben, müsste man dann noch auf die Hochschule gehen. Also wie das funktionieren soll, weiß ich noch nicht ganz genau. Ich hoffe, da gibt es noch bessere Lösungen. 

Wir fordern – achtens – eine Ausbildungsoffensive an den Kollegs. Da hat es mich auch gefreut, dass angeblich vermehrt Kolleglehrgänge stattfinden sollen. Bis dato ist das noch nicht so. 

Und wir fordern die adäquate Bezahlung, zumindest – das ist unser Vorschlag – adäquat angepasst an das System der Volksschullehrerinnen und Volksschullehrer. Das hat auch Staatssekretärin Christine Marek unterstützt. Sie braucht allerdings dazu die Länder, weil die Besoldung von Kindergartenpädagoginnen und Kindergartenpädagogen Ländersache ist. Daher ist Wien gefordert in diesem Fall. 

Und wir fordern, last but not least, die Überarbeitung des Kindertagesheimgesetzes. Und weil ich den Herrn Kollegen Wutzlhofer jetzt schon so von Angesicht zu Angesicht vor mir habe und ich mir schon vorstellen kann, wie Sie wieder sagen, Wien hat die längsten Öffnungszeiten und so weiter, möchte ich Ihnen einen qualitativen Vergleich vorlesen vom Charlotte Bühler-Institut, also vollkommen unpolitisch, wissenschaftlich. Da geht es um die Höchstzahl der Kinder pro Gruppe. Da ist Oberösterreich zum Beispiel mit 23, Vorarlberg mit 20 Kindern, Wien mit 25. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Und wie viel haben die Vorarlberger für die Null- bis Dreijährigen?) Wir sind jetzt bei der Qualität. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Da gibt es überhaupt keine!) Wir sind jetzt bei der Qualität und bei den Fachkräften. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Da gibt es überhaupt keine, weil die so dagegen sind!) 

In Vorarlberg gibt es eine zweite Pädagogin ab 16 Kindern, in der Steiermark – das ist ja auch ein SPÖ-Land – eine Kindergartenpädagogin und immerhin eine ganze Kindergartenhelferin und in Wien eine Fachkraft und eine Halbtagshelferin. Laut Gesetz. 

Bei den Vorbereitungszeiten ist es überhaupt so, dass es zum Beispiel in der Steiermark 10 bis 15 Stunden Vorbereitungszeit gibt, im Burgenland 8 Stunden, in Vorarlberg 10 Stunden, in Salzburg immerhin 6 Stunden und in Wien im Gesetz 0 Stunden. 

Daher glaube ich, unsere Forderung, sich das Kindertagesheimgesetz in Wien vielleicht einmal anzuschauen und qualitativ zu verbessern, kommt nicht zu früh. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Möglicherweise sind solche Vergleiche ein bisschen lästig. Jedenfalls ist diese Situation nicht lustig und auch nicht erfreulich, und ich kann meinen Vorwurf nur noch einmal wiederholen. Die Probleme, mit denen wir hier und jetzt konfrontiert sind, waren vorhersehbar und man hätte gegensteuern können. Man hätte sich vorher überlegen können, was brauchen wir dafür, und dann umsetzen. 

Und wenn Sie, sehr geehrter Herr Bürgermeister, sehr geehrter Herr Stadtrat, die Situation der Beschäftigten im vorschulischen Bildungsbereich verbessern wollen, dann müssen sie aktiv werden, denn der berechtigte Aufschrei der vielen engagierten Beschäftigten sollte auch für sie ein Weckruf sein. Ich denke, es ist hoch an der Zeit, dass man einen Runden Tisch einberuft, dass man alle Verantwortlichen und alle Betroffenen an einen Tisch holt, dass man klären muss, was kann man kurzfristig verbessern, was kann man langfristig angehen, was ist gemeinsam möglich. Die KindergartenpädagogInnen und die -betreuerInnen in dieser Stadt verdienen bessere Arbeitsbedingungen, damit sie ihre Arbeit in guter Qualität und mit hoher Arbeitszufriedenheit umsetzen können. 

Das Ziel muss sein, dass in Wiens Kindergärten, und zwar in allen Kindergärten, egal, ob in den städtischen oder nichtstädtischen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zufrieden arbeiten, mit zufriedenen Kindern arbeiten, mit zufriedenen Eltern arbeiten, vor allen Dingen aber auch selbst mit ihrer Arbeit, mit ihren Arbeitsbedingungen und den Rahmenbedingungen zufrieden sein können. Denn nur so können wir für unsere Kinder die beste Bildung und Betreuung gewährleisten.

Und das, sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Damen und Herren der Stadtregierung, sollte auch Ihnen und Ihrer Fraktion im Sinne dieser Kinder, der Kinder in dieser Stadt ein großes Anliegen sein. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Mag Wutzlhofer. Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Das Licht ist abgedreht, und es ist der letzte Punkt heute, trotzdem habe ich mir vorgenommen – und das kommt aus meinem tiefen Inneren –, dass ich jedes Mal, wenn wir hier eine Bildungsdebatte führen, die noch dazu den elementaren Bildungsbereich zum Inhalt hat, meiner Freude darüber Ausdruck verleihe, dass das so ein zentrales Thema in unserem Haus ist und auch in Österreich geworden ist. Das ist eine positive Entwicklung. 

Ich glaube überhaupt, dass die Diskussion über Qualität der elementaren Bildung oder Bildung an sich einer der zentralsten Punkte ist. Von Bildung hängt viel ab, man könnte fast sagen, alles. Und in diesem Zusammenhang möchte ich nur einen Satz über die Proteste an den Unis verlieren, nachdem das heute mehrmals Thema war. Denn wenn es eine Klammer um die Forderung der Studierenden auf den Unis gibt, dann ist das wohl die Klammer: Wir wollen studieren, aber mit Qualität und mit Niveau. Wir wollen nicht semesterlang auf Praktikumsplätze warten. Wir wollen nicht einen Kampf jeder gegen jeden oder gegen jene, die bessere Internetverbindung haben, was die Seminarplätze betrifft, führen. Wir wollen Qualität im Bildungsbereich, und dafür braucht es genügend Ressourcen und entsprechende Studienbedingungen. 

Und es ist schon erstaunlich, wie die Antwort eines in diesem Haus ansonsten auch relevant Zuständigen, nämlich des Noch-ÖVP-Chefs und Noch-Wissenschaftsministers, auf niedrige AkademikerInnenquoten und die Zustände der Unis ist. Das ist nämlich nicht der Ausbau von Ressourcen, sondern eine Einschränkung des Studienzuganges. Selten ist ein grundlegendes Problem so phänomenal falsch interpretiert worden – und das auf dem Rücken der Studierenden. 

Jetzt aber natürlich zum eigentlichen Thema, denn Bildung beginnt ja nicht an den Unis, Bildung beginnt mit der Geburt, und daher ist der Kindergarten die erste zentrale Bildungsinstitution im Leben eines Menschen. Gerade in Wien ist vor Jahren erkannt worden, dass das der Fall ist, dass wir über Kindergärten als Bildungsinstitutionen, als die wichtigsten überhaupt, reden müssen und nicht als bloße Betreuungsstätten. Wien hat – das ist ja heute schon mehrmals gefallen – 2006 einen Bildungsplan für Kindergärten entwickelt. Dass das nun auch andere erkannt haben – es gibt ja jetzt einen österreichweiten Bildungsplan –, das freut mich sehr. Das trotz unterschiedlicher Länderkompetenzen zu erreichen, ist ein weiterer Schritt nach vorne. 

Ein anderer wichtiger Schritt war ja schon die 2002 beschlossene Novelle zur Kindertagesheimverordnung – sie ist hier im diesem Haus mit großer Mehrheit beschlossen worden –, sie enthielt einige positive Schritte zur Qualität, zum Beispiel die Erhöhung der bespielbaren Fläche. Aber ich möchte schon auf etwas hinweisen, dass nämlich meines Erachtens – ich wollte heute gar nicht unterschiedliche Beispiele aus unterschiedlichen Ländern bringen, aber das muss ich jetzt fast – das Thema der Bildungsqualität nicht nur auf das Land Wien beschränkt ist, sondern österreichweit relevant ist und daher auch österreichweit angegangen werden muss. Für mich gehört zum Beispiel zu den Schließzeiten – sie sind bei den Beispielen interessanterweise eigentlich nicht dabei gewesen – auch die Frage, wie lange Kindergärten geöffnet haben. 

Diese Dinge, aber zum Beispiel auch die Gruppengrößen, überhaupt keine Frage, sollten in einem Bundesrahmengesetz gelöst werden, weil es nicht einzusehen ist, dass es abhängig ist davon, ob ein Kind in Vorarlberg, in Niederösterreich, in Wien oder in der Steiermark geboren ist, welche Chancen es in der Bildung hat. Es kann doch nicht sein, dass ein Kind von null bis drei Jahren, nur weil es in Vorarlberg auf der Welt ist, überhaupt keine Bildungsinstitution vorfindet, weil die verantwortlichen Politiker der ÖVP in Vorarlberg das irgendwie nicht wollen, dass die Kinder unter drei Jahren einen Kinderbetreuungsplatz haben. (Beifall von StR David Ellensohn.) Ich sage auch etwas über die Gruppengrößen. Das ist ein klassisches Beispiel dafür – Sie haben das ja auch gebracht –, dass wir auf Bundesebene Regelungen finden müssen. 

Ich bin daher der Meinung, dass es richtig war – und ich möchte auch daran erinnern, dass wir das hier getan haben –, dass wir am 12.12. 2005 hier im Haus, also schon vor vier Jahren, einen Antrag betreffend ein Bundesrahmengesetz zur Qualitätssicherung im elementaren und außerschulischen Bildungsbereich einstimmig beschlossen haben. Es war ein Antrag von Claudia Smolik. Und wenn es vor vier Jahren klar war, dass es hier einen Regelungsbedarf auf Bundesebene gibt, verstehe ich auf der anderen Seite nicht ganz, dass heute alle so tun, als wäre das ausschließlich Wiener Sache. (GRin Monika Riha: Der Bund braucht die Länder dazu!) Ja, der Bund braucht die Länder dazu. Wien ist bereit. 

Eine weitere Aufgabe für uns in der Frage, was man bundespolitisch tun kann, ist natürlich die Frage der Ausbildung der PädagogInnen. Ich glaube, das ist eine der aller zentralsten Fragen überhaupt. Das ist ja heute auch schon zwei Mal gekommen, das kann ich nur verstärken. Die KinderpädagogInnen leisten hervorragende Arbeit, sie leisten eine extrem verantwortungsvolle Arbeit, umso wichtiger wäre für mich, dass die Ausbildung dafür, wie in vielen anderen Ländern auch, auf akademisches Niveau gehoben wird und so auch mit der Ausbildung anderer Pädagoginnen und Pädagogen vergleichbar wird. Ich glaube, die Ausbildung ist der Schlüssel zu einer Aufwertung des Berufsstandes und damit auch zu einer Aufwertung der Rahmenbedingungen. 

Ich sehe in all diesen Fragen eigentlich eine relative Übereinstimmung, daher könnte ich es jetzt auch kürzer machen. Ich möchte nur noch einmal sagen, die Übereinstimmung hier im Haus könnte eigentlich dazu beitragen, dass die Stadt Wien, wie in vielen anderen Bildungsfragen auch, Impulsgeberin ist. Selbstverständlich haben wir in Wien auch eine Verantwortung zu tragen für die Rahmenbedingungen der Kindergartenlandschaft, überhaupt keine Frage, eine Verantwortung, die wir auch wahrnehmen. Das zeigt ja allein die Tatsache, dass kein einziges Bundesland auch nur annähernd so viel in Kindergärten investiert wie Wien. 

Und es ist natürlich die Frage, was das Zentralste ist – auch das ist heute schon gefallen –: Damit der Kindergarten eine wichtige Bildungseinrichtung sein kann, braucht es engagierte und motivierte KindergartenpädagogInnen, braucht es engagierte und motivierte Assistentinnen und Assistenten. Sie sind diejenigen, die großartige Arbeit leisten für die Kinder unserer Stadt. Daher möchte ich auch an dieser Stelle ein herzliches Danke dafür sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Damit diese Arbeit geleistet werden kann, ist es zuerst einmal essentiell, dass es genug Personal gibt. Das ist auch heute schon gekommen. Sie haben recht, dass es jetzt einen Mangel an Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen gibt, das ist ja die Folge eines an sich begrüßenswerten Ausbaus an Kindergartenplätzen in ganz Österreich, Sie haben allerdings nicht recht, dass Sie vor zwei Jahren hier die Einzigen waren, die immer wieder darauf hingewiesen haben, während die Stadt Wien den Kopf in den Sand gesteckt hätte. Nein! Wien hat bereits 2008 begonnen – das ist bis heute das einzige Bundesland, das es getan hat –, Maßnahmen zu setzen. 

Und weil der Herr Kollege Gudenus noch einmal von Schmalspurausbildung gesprochen hat, muss ich jetzt uns alle noch einmal damit quälen, auch wenn es schon der letzte Punkt auf der heutigen Tagesordnung ist. Die BAKIP hat zwei unterschiedliche Schienen für eine Ausbildung. Die eine Schiene – die kennen alle, auch Kollege Gudenus vermutlich – ist die, wenn 14-jährige Schülerinnen und Schüler auf die BAKIP gehen und nach der absolvierten Schulzeit mit einem Diplom auf der einen Seite und mit der Matura auf der anderen Seite die Schule wieder verlassen. Das andere ist die Ausbildung auf Erwachsenenebene. Bis jetzt gab es ein viersemestriges Kolleg, das so genannte Kolleg Klassik, und – noch einmal – Wien hat als erstes Bundesland zwei weitere Modelle eingeführt, nämlich „Change" und „Pick up", ein fünfsemestriges Modell. Übrigens: Durch die Einführung einer Zwischenqualifizierung ermöglichen die beiden Modelle noch viel mehr, nämlich den nahezu dreifachen Praxisanteil gegenüber dem ursprünglichen Kolleg-Lehrplan. Die TeilnehmerInnen des „Change"-Lehrganges sind seit 1. September zwei Mal in der Woche in den Häusern. Man kann also nicht nur nicht sagen, dass es eine Schmalspurausbildung ist, es ist eine gleich gute Ausbildung, auf der gleichen Basis wie schon die Kollegs. Darüber hinaus gibt es einen erhöhten Praxisanteil. 

Im Rahmen der Kolleg-Lehrgänge sind im letzten Jahr 14 Ausbildungslehrgänge geführt worden – das gilt auch für das nächste Jahr –, davon sind allein 12 auf Grund der Ausbildungsoffensive erfolgt. Das entspricht rund 380 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Im Februar gibt es weitere Kurse, und die Ausweitung auf private Träger ist derzeit in Arbeit. 

Ich glaube daher, dass wir uns hier nicht verstecken müssen, ganz im Gegenteil, wir können stolz sein auf diese massiven Anstrengungen. Und bis jetzt – ich sage es noch einmal – ist Wien in diesem Zusammenhang allein auf weiter Flur. Allein dadurch, nur durch unsere Anstrengungen ist es gelungen, trotz eines großen Abganges von fast 540 PädagogInnen – der ist heute auch erwähnt worden – den Personalstand im laufenden Jahr noch zu erhöhen. 

Natürlich sind Forderungen nach Verbesserungen im Bildungsbereich immer legitim, umsetzen kann man sie allerdings nur im Rahmen der Möglichkeiten, und gerade bei den Gruppengrößen wird das deutlich. Wir tun auf der einen Seite alles, um zusätzliches Personal zu schaffen, aber wenn es einen Personalmangel gibt, auf der anderen Seite hier, und zwar jedes Mal, eine weitere Verkleinerung der Gruppengrößen zu fordern, ist leider nichts anderes als Aktionismus, außer Sie wollen, dass es viel weniger Kindergartenplätze gibt. 

Letzter Punkt: Selbstverständlich gehört zu den Rahmenbedingungen auch die Bezahlung. Da möchte ich zuerst einmal feststellen, dass es schlichtweg falsch ist, dass Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern schlechter zahlt, wie es schon erwähnt wurde. Wir liegen bei den Einstiegsgehältern so wie bei anderen Absolventen einer höheren Schule oder einer berufsbildenden höheren Schule auch, übrigens im Mittelfeld von Österreich. Das ist wenig, keine Frage, es liegt aber im vergleichbaren Bereich, und das Ausstiegsgehalt von 3 400 EUR ist an der österreichischen Spitze. Im letzten Jahr sind darüber hinaus Remunerationen an alle PädagogInnen und AssistentInnen, auch für die gesteigerten Aufgaben, die sie da erfüllt haben, bezahlt worden. 

Und, ja, Frau Kollegin Vassilakou, es werden derzeit Gespräch mit der Gewerkschaft geführt. Für uns ist es die Aufgabe der Sozialpartnerschaft, diese Gespräche zu führen und über Gehaltsabschlüsse zu verhandeln. Es ist vielleicht für Sie irrelevant, und angesichts von kommenden Personalvertretungswahlen ist es leichter, irgendwie Aktionismus zu machen und einen Antrag aus dem Ärmel zu schütteln, der locker einmal 52 Millionen EUR kostet und der mit niemandem besprochen wurde, aber aus unserer Sicht ist es jetzt wichtig, dass in dieser Frage Sozialpartnerschaft und Gewerkschaft das Verhandlungsmandat haben, das wir in ganz Österreich verteidigen und daher auch in unserem Bereich verteidigen müssen, denn es ist dieses Verhandlungsmandat der Gewerkschaft, das die Garantie für die ArbeitnehmerInnenrechte in dieser Republik ist. Da finde ich es eigentlich relativ erstaunlich, wie nonchalant man sich darüber nahezu lustig machen kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte es kurz machen. Ein paar Beispiele sind ja von mir schon gekommen. Der Bildungsplan, der Gratiskindergarten, ein Ausbau an Plätzen – übrigens dankenswerterweise auch mit der Unterstützung des Bundes, wo sich viel verändert hat in den letzten Jahren – und die Ausbildungsoffensive sind Beispiele dafür, dass sich viel getan hat. Das ist ein gutes Zeichen und macht Mut für die Zukunft. Ich glaube, gerade was die Einigung auf die gemeinsamen Kriterien auf Bundesebene betrifft, wird es diesen Mut von uns allen brauchen. 

Fest steht, wir brauchen in ganz Österreich eine Prioritätenverschiebung in Richtung Bildung – nichts anderes, um die Klammer zu schließen, ist ja das, was die Studierenden fordern –, und ich nehme mir hiermit heraus, stolz darauf zu sein, dass für die Prioritätenverschiebung, die es derzeit schon gibt, Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten verantwortlich sind in der Regierung und wir hier, die wir unsere Aufgabe machen. 

Was es in Wien bedeutet, ist schlicht und einfach in Zahlen abzulesen, zum Beispiel in einer Budgeterhöhung in zwei Jahren in der Höhe von 18 Prozent. Das ist ein starkes Signal aus Wien. Es wird nicht das letzte sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dipl-Ing Margulies hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich werde es recht kurz machen, denn meine ursprüngliche Intention war es, nur zwei Anträge einzubringen, aber einige Bemerkungen zu den zu Sachzwang reduzierten Wahrheiten in der Beantwortung der Anfrage durch den Bürgermeister – um einem Ordnungsruf zu entgehen – erlaube ich mir doch noch zu machen. 

Also eines ist klar – Kollege Wutzlhofer hat es zum Teil angesprochen –: Es gibt AssistentInnen, die Gruppen führen und nach wie vor wie Hilfsarbeiter bezahlt werden. Punkt. (GR Ing Christian Meidlinger: Wie Facharbeiter! – GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Wie Facharbeiter!) Nein. Ich sage dazu handwerkliche Verwendung. Aber in Wirklichkeit ist, wenn ich eine Gruppe führe in einem Kindergarten, eine Bezahlung von 1 150 EUR netto trotzdem eine Hilfsarbeiterbezahlung. Schauen wir uns an, was außerhalb der Gemeinde Wien Reinigungskräfte verdienen, dann wissen wir, auf welche Ebene die Gemeinde Wien AssistentInnen, die oftmals eigene Gruppen führen müssen, stellt. Das ist zu wenig. Punkt.

Und wenn sich dann der Herr Bürgermeister hinstellt und auf die Fragen 1 und 2 in einer Verhöhnung sagt, jeder würde gerne mehr verdienen, jeder soll mehr verdienen ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das hat er nicht gesagt!) Er hat gesagt, jeder würde gerne mehr verdienen, jeder soll mehr verdienen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Er hat gesagt, bei welcher Berufsgruppe willst du von einem Bürgermeister hören, dass das zu wenig ist!) Nein, entschuldige! Es ist eine klipp und klare Frage: Sieht er, dass das Gehalt der AssistentInnen und der KindergartenpädagogInnen zu niedrig ist? Und er bringt es nicht zusammen, Ja zu sagen, das Gehalt für diese Menschen ist zu niedrig. Sie leisten wertvolle Dienste. 

Kollege Wutzlhofer hat sich, wie üblich, bei der Berufsgruppe bedankt. (GR Ing Christian Meidlinger: Er war der Erste!) Nein, ich glaube, irgendwann einmal reicht es ihnen, wenn man sich bei ihnen bedankt, aber es wird nichts besser, sondern die Situation wird immer schlimmer. Da fühlt man sich doch verarscht. (GR Dr Herbert Madejski: Richtig!) Jetzt ehrlich! Ich meine, entschuldigt, das ist ja nicht das große Problem. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Aber genau das ist es!)
Und dann redet der Herr Bürgermeister noch groß über die sozialpartnerschaftlichen Verhandlungen. Ich bin ja schon gespannt, wie der Kollege Meidlinger mit sich selbst verhandelt, denn letztendlich ist es das zum Teil. Erst wenn du dich mit dir selbst geeinigt hast, als Gewerkschaft stimmst du zu und als Gemeinderat stimmst du zu, dürftest du eigentlich da hergehen und die Hand heben. Denn entweder bist du als Gewerkschafter der Meinung, sie verdienen zu wenig, dann dürftest du dem vorliegenden Antrag nicht zustimmen, oder es kommt deshalb so lange kein Antrag, weil die Gewerkschaft so stark ist und immer der Meinung ist und sagt, das ist zu wenig Geld, was die KindergärtnerInnen bekommen. Und damit sie dich nicht in einen Zwiespalt hineintreiben, sagt ihr, wir bringen lieber keinen Antrag ein. Damit der liebe GR Meidlinger nicht gegen seine eigenen Interessen stimmen muss, die gewerkschaftlich einfach notwendig sind, bringen wir keinen Antrag ein. Oder aber es kommt ein Antrag, und der Kollege Meidlinger stimmt zu, die Kolleginnen und Kollegen nicht. Das ist dann natürlich bitter für ihn. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 
Ich weiß, das ist eine wirklich knifflige Situation. Ich weiß ja nicht, wie du aus dem am gescheitesten herauskommst. Also ich wüsste es schon, so ist es ja nicht. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Kannst du davon weggehen, damit etwas weitergeht! Kannst du nicht ernsthaft darüber reden?) Man kann ja in der konkreten Situation sagen, man sieht diese Zwiespältigkeit und legt die eine oder die andere Funktion zurück. Das kann man ja machen. 
Aber wie schon gesagt, das ist nicht das Problem der Grünen (GR Karlheinz Hora: Aha, jetzt wissen wir es!), das ist das Problem der SPÖ, das ist das Problem des Kollegen Meidlinger, und ich muss mir ja nicht den Kopf zerbrechen, nur sollte es keine Auswirkungen auf Vorschläge einer neuen Besoldung haben, denn wir können nicht darauf warten, bis sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer wirklich einmal einigen und alle glücklich sind. 

Ich weiß, dass das schwer ist in Zeiten, wo auf allen Ebenen gespart werden muss, aber, Christian, das, was wir uns wünschen, ist, dass die Forderungen, die ja seitens der Kindergartenpädagogen und -pädagoginnen schon lange kommen, endlich einmal wirklich berücksichtigt werden.

Deshalb werden wir auch einen Antrag (Aufregung bei Amtsf StR Christian Oxonitsch.) auf Zuweisung einbringen, der de facto festhält, dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass für KindergartenpädagogInnen ab Dezember 2009 befristet auf drei Jahre eine Dienstzulage eingeführt wird und sich diese Dienstzulage an der Dienstzulage der SozialpädagogInnen orientiert. Es gibt den Zeitraum von drei Jahren, um ein neues Besoldungssystem, ein neues Bezügesystem im Bereich der Kindergärten zu entwickeln und ich hoffe auch - ich meine, ich habe gehört, der Zuweisung werdet ihr auf alle Fälle zustimmen -, dass ihr letztendlich dem Antrag zustimmen werdet. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Jetzt kommen wir zu einem zweiten Bereich der sachfragenreduzierten Wahrheit. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Welche Frage war das denn eigentlich? Frage 27, wie denn das ist, ob Krankenstände in die Leistungsbeurteilung eingehen. Da hat der Bürgermeister gesagt, Krankenstände führen nicht zu einer schlechteren Leistungsbeurteilung im Bereich der AssistentInnen. Ich mache das ungern, ich mache das wirklich ungern, den Bürgermeister zu korrigieren, aber das ist definitiv falsch. Ihr müsstet euch nur bei den zuständigen PersonalvertreterInnen erkundigen, dass die Situation sogar so ist, da gibt es AssistentInnen, die haben längere Krankenstände und dann sagt die Leiterin des Kindergartens: Trotzdem bitte unbedingt bei der Leistungsbeurteilung „gut" oder „sehr gut" bleiben. Dann kommt die Regionalleitung her und sagt: Runtersetzen oder direkt die Personalstelle. Erkundigt’s euch bei den PersonalvertreterInnen! Diese Antwort auf diese Frage war definitiv falsch.

Genau deshalb, um den Bogen auch etwas weiter zu spannen, bringe ich jetzt noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, ebenfalls auf Zuweisung, in dem sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass im gesamten Magistrat und den ausgegliederten Unternehmungen der Stadt Wien sowie in den diversen Fonds es hinkünftig untersagt ist - das ist die Debatte vom Vormittag -, MitarbeiterInnen nach Ursache und Diagnose von Krankenständen zu befragen und - jetzt auch relevant, damit die Aussage vom Bürgermeister wirklich Richtigkeit erhält -, dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass Dauer und Anzahl von krankheitsbedingten Dienstabwesenheiten im Regelfall – das ist mir schon wichtig – keine Auswirkungen auf die personenbezogene Leistungsbeurteilung haben dürfen. Auch hier wird die Zuweisung verlangt.

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau Mag Straubinger. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich korrigiere auch mal was gleich zu Beginn und zwar hat die Kollegin Vassilakou heute schon vom Global Gender Report gesprochen, der kein Global Gender Daygate Report ist, denn da geht es nicht nur um die Situation im Einkommensbereich, sondern es gibt da mehrere Kategorien. Eine davon ist die wirtschaftliche Beilage, es geht auch um die Kategorien Bildung, Politik und Gesundheit. Das heißt, das erklärt jetzt nicht alles. Sie sagen, es gibt niedrige Frauengehälter, aber grundsätzlich kann man natürlich immer eine Debatte über Einkommensverteilung und Vermögensverteilung und Einkommensgerechtigkeit führen. Es gibt ja auch eine Reihe von Maßnahmen, die in diesem Bereich, das ist ja ein österreichweiter Report, von der Frauenministerin eigentlich auf Schiene wären, die man nur beschließen müsste.

Eine zweite Korrektur auch zum Kollegen Margulies. Es gibt nach einer gewissen Anzahl von Jahren auch für die AssistentInnen nämlich diese Facharbeitereinstufung und nicht die Hilfsarbeitereinstufung und das ist für ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ist nach Verwendung, Entschuldigung!) Es ist Facharbeitereinstufung und das ist für Personen ohne Matura eigentlich die höchste Verwendungsgruppe, die es auch geben kann.

Ich halte mich jetzt auch kurz, es ist schon sehr viel gesagt worden auch vom Kollegen Wutzlhofer zum Thema Qualität Kindergarten und wir diskutieren das ja auch grundsätzlich sehr gerne, weil, wie erwähnt, Bildungsplan, Gratiskindergarten für die Null- bis Sechsjährigen in Wien als einzigem Bundesland oder auch die Forderung nach einem Bundesrahmengesetz und Öffnungszeiten und so weiter zeigen ja, dass uns das ein wichtiges Thema ist. Die Verbesserung der Rahmenbedingungen natürlich für die KindergärtnerInnen, AssistentInnen ist auch schon länger ein Thema und das war es ja auch schon vor dem Einbringen der Dringlichen Anfrage an den Bürgermeister. Das ist ja nichts Neues, das wissen Sie ja auch, weil der StR Oxonitsch es ja auch schon mehrmals erwähnt hat, dass wir einen Mangel haben, dass wir zusätzlichen Bedarf an PädagogInnen haben. Das liegt natürlich daran, dass mit 14 eine Ausbildungsschiene beginnt, wo sich junge Menschen dann noch umorientieren oder auch im tertiären Sektor an den Universitäten ein Studium beginnen, was ja grundsätzlich auch zu begrüßen ist, weil wir auch da mit 18 Prozent einen Akademikermangel haben und im internationalen Vergleich hinterherhinken.

Wir haben, die Kollegin Smolik hat gemeint, ein Bild von KindergärtnerInnen, die ein negatives Image haben. Das kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Ich habe persönlich und ich kenne das auch aus allen Gesprächen, die ich führe, nur ein positives Image von KindergärtnerInnen und von -pädagogInnen in diesem Bereich. Ich habe noch nie etwas Negatives gehört. Wir haben natürlich auch einen gesetzlichen Auftrag, den wir in den städtischen Kindergärten nach wie vor übererfüllen.

Wien tut einiges und das ist auch schon länger ein Thema, Kollege Wutzlhofer hat es auch erwähnt. Ich sage das nur mehr im Gesamten: Wir haben im Jahr 2009/2010 insgesamt 14 Klassen nur im Rahmen dieser College-Lehrgänge, also der aufbauenden Lehrgänge, und dann kommt auch noch die normale Ausbildungsschiene dazu. Das heißt, da ist in den kommenden Jahren der zusätzliche Personalbedarf, den es ja gibt, sicher abgedeckt und es gibt ja auch eine Ausbildungsoffensive für die privaten Träger, die schon in Vorbereitung ist. Diese Abdeckung und dass es zusätzliches Personal geben wird, das zur Verfügung steht, garantiert schon eine fünfjährige Verpflichtung für diese College-Lehrgänge, die schon seit dem Jahr 2008 stattfinden.

Das Thema Entlohnung ist natürlich auch schon länger ein Thema und schon längst ein Thema, denn, wie es auch der Bürgermeister in der Anfragebeantwortung gesagt hat, gibt es ja bereits Gespräche mit der Personalvertretung. Ich möchte aber noch einmal erwähnen, dass es schon auch Verbesserungen in der Vergangenheit gegeben hat, nämlich als damals das erste Mal mit Matura abgeschlossen wurde, wurden auch die KindergartenpädagogInnen in eine höhere Verwendungsgruppe, in eine bessere Verwendungsgruppe eingestuft und zwar nicht nur die, die mit Matura abgeschlossen hatten, sondern alle KindergärtnerInnen wurden damals transferiert. Und Wien ist, was wir eh auch immer wieder sagen, bei den Einstiegsgehältern natürlich im Mittelfeld, bei den Ausstiegsgehältern ist es aber im absoluten Spitzenfeld und das wird sicher eine Richtung sein, in die die Personalvertretung auch verhandeln wird, dass es höhere Einstiegsgehälter gibt und eine flachere Gehaltskurve, die wir auch in vielen Bereichen in ganz Österreich und auch in Wien immer wieder diskutieren.

Es gab auch kurzfristige Maßnahmen. Im Jahr 2008 gab es Remus für die PädagogInnen und für die AssistentInnen. Es gab eine Inflationsabgeltung, die in den letzten Jahren immer über der Inflation gelegen ist, natürlich auch deshalb, weil wir wissen, dass die PädagogInnen und die AssistentInnen eine ganz wertvolle und nicht immer einfache Arbeit tun. Wenn man mit Kindern zu tun hat, dann weiß man, dass das nicht immer so einfach ist und dass das durchaus auch belastend sein kann.

Aber ich glaube, insgesamt ist es so ein wesentlicher Punkt, dass man die ganze Ausbildung auf neue Beine stellen muss. Das muss man auf Bundesebene im Rahmen einer universitären Ausbildung machen, auf einem universitären Level, wo alle pädagogischen Berufe zusammengefasst werden, wo man modulartig auch aufbauen kann, wo ein Wechsel zwischen Kindergarten, Volksschule und HortpädagogInnen möglich ist und dafür müssen wir einfach auch auf Bundesebene kämpfen. Ich glaube, da sind wir uns hier im Gemeinderat alle einig. Es gibt die Notwendigkeit von unzähligen Notwendigkeiten von Reformen im Bildungsbereich, im Kindergarten, in der Schule und an den Universitäten, wie wir es heute ja auch wieder gesehen haben. Die Ausbildung ist ein ganz wesentlicher Teil davon und nicht nur die Ausbildung von den Kindern, von den SchülerInnen oder von den StudentInnen, sondern auch ganz wesentlich die Ausbildung von den PädagogInnen. Es wäre eigentlich gar nicht so schwer. Es gibt hier mehrere Parteien, die für eine Ausbildung auf einer universitären Basis sind, man müsste nur auf Bundesebene auch endlich etwas tun. Ich denke mir, machen wir das, dann ist ein ganz wesentlicher Bereich auf richtige Beine gestellt und ich hoffe, dass dann noch viele andere Bereiche im Bildungssektor folgen werden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über die beiden von den GRÜNEN eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge. Beide sind in formeller Hinsicht Zuweisungsanträge an den Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal. 

Der erste betrifft die Erhebung von Krankendaten in so genannten Rückkehrgesprächen. - Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Und der zweite, Besoldungsschema für KindergartenpädagogInnen. - Wer dafür ist, bitte ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. – Beide einstimmig so beschlossen. 

(Ende der öffentlichen Sitzung um 19.11 Uhr.)
